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1. Arbeitslosigkeit/Armut/Alterssicherung

Deutscher
Caritasverband e.V.

Thema Union SPD Bundnis 90/Die FDP Linke AFD DCV

Grinen
Arbeitsmarkt Ziel Vollbeschafti- | Sichere Arbeit mit | Okologische Moder- | Gedanke des flexib- | Neues Normalar- Arbeitsmarktintegration ist der Schlussel zu
allgemein gung bis 2025 — dem Ziel der Voll- | nisierung als Job- len Arbeitsmarktes beitsverhaltnis, Bekampfung und Pravention von Armut. Eine

also Ubernachste
Legislaturperiode
(10)

beschaftigung (11)

Unbefristete Arbeit
— sozial abgesi-
chert — nach Tarif
bezahlt (11)

motor (43)

Umwandlung Mi-
nijobs in sozialversi-
cherungspflichtige
Beschaftigung. Um-
wandlung Steuern
und Abgaben sowie
Sozialleistungen in
einer Form, dass
sich Erwerbsarbeit
rechnet (130)

mit fairen Chancen
(36)

welches Menschen
soziale Sicherheit
ermoglicht und
Léhne fur ein gutes
Leben und Le-
bensstandard im
Alter ermoglicht —
Armut trotz Arbeit
muss gestoppt
werden (11)

Unbefristete Ar-
beitsvertrage an-
stelle von Mini- und
Midijobs (12)

Starkung der Chancengleichheit auf dem Ar-
beitsmarkt kann soziale Mobilitat férdern. Auch
familiengerechte Arbeitsplatze konnen Armut
vorbeugen.

Stellungnahme zum 5. Armuts- und Reich-
tumsbericht, 2016
Entwurf 5-ARB

Langzeitarbeits-
losigkeit/
Arbeitslosigkeit

Qualifizierung,
Vermittlung und
Re-Integration von
Langzeitarbeitslo-
sen in den Ar-
beitsmarkt (13)

Moglichkeit fur
sinnvolle und ge-
sellschaftlich werti-
ge Tatigkeit von
Langzeitarbeitslo-
sen ohne Chance
auf dem regularen
Arbeitsmarkt (13)

Passgenaue und
individuelle Forde-
rung, um durch
Teilhabe am Ar-
beitsleben auch
wieder gesell-
schaftliche Teilha-
be zu erhalten —
bessere Personal-
ausstattung in den
Jobcentern (19)

Arbeit statt Arbeits-
losigkeit finanzie-
ren — PAT Gedan-
ke, Begriff wird
nicht explizit ge-
nannt (19)

Bundesprogramm
,S0ziale Teilhabe“
als Regelleistung

ins SGB 1l (19)

Sozialer Arbeits-
markt fur Langzeit-
arbeitslose ohne
realistische Chan-
cen auf den ersten

Passgenaue Forde-
rung etwa durch
Weiterbildung,
Sprachforderung,
Sozialberatung,
Eingliederungs- und
Grunderzuschuss
(205)

Mehr Moglichkeiten
Konflikte zu I16sen
(205)

Eingliederungsver-
einbarungen nicht
durch Verwaltungs-
akt ersetzen

Verlasslicher sozia-
ler Arbeitsmarkt —
Arbeit statt Arbeits-
losigkeit finanzieren
(205/219)

Gut ausgestattete
Jobcenter (219)

Forderung von Ar-
beit- statt Arbeitslo-
sigkeit — PAT Ge-
danke (Begriff wird
nicht explizit ge-
nannt) fur Arbeits-
marktférderung in
der sozialversiche-
rungspflichtigen Va-
riante fur Langzeit-
arbeitslose, die mit
herkdbmmlicher For-
derung nicht in die
Arbeitsmarkte kom-
men (33)

Abschaffung des
Hartz IV Systems
(23)

Offentlich geforder-
te Beschaftigung
mit zusatzlichen
existenzsichernden
und tariflich abge-
sicherten Arbeits-
platzen — mit Min-
destlohn von min-
destens 1500€ -
PAT — freiwillige
Angebote (24)

300.000 sozialver-
sicherungspflichti-
ge, tariflich abgesi-
cherte Arbeitsplat-
ze im Bereich der
offentlich geforder-
ten Beschaftigung
fur Langzeitarbeits-
lose und Geflich-
tete (69)

Langere Zahlung
des ALG | (23)

AFD diskutiert das
Thema zum Teil im
Kontext einer ,\Will-
kommenskultur far
Kinder“: Eltern sol-
len langere ALG |
Zeiten bekommen
und ihre Neuein-
stellung durch
Wiedereingliede-
rungshilfen an den
Arbeitgeber gefor-
dert werden (38)

Bedarfsgerechte
Qualifizierung fir
Arbeitslose (50)

Blrgerarbeit fur
Langzeitarbeitslose
- gemeinnutzige
Tatigkeit — ca. 30h
- sozialversiche-
rungspflichtig ent-
lohnt — ohne Offen-
legung der Vermo-
gensverhaltnisse
(50)

Teilhabegedanken explizit im SGB Il verankern

Rechtsanspruch auf sozialintegrative SGB II-
Leistungen (§ 16a SGB Il) fur alle Langzeitar-
beitslosen

Rechtsanspruch auf SGB llI-Instrumente zur
beruflichen Integration fur Jugendliche bis 27
Jahre

Arbeitsgelegenheiten, die Forderung

von Arbeitsverhaltnissen und die Freie Forde-
rung weiterentwickeln, damit Auf- und Aus-
stiegsmobilitat durch sie erreicht werden kann

Passiv-Aktiv-Transfer erproben

Zielsteuerung weiterentwickeln und Finanzie-
rung der Arbeitsmarktférderung auf eine lang-
fristige Integrationsstrategie ausrichten

Bei Bekampfung und Pravention von Langzeit-
arbeitslosigkeit missen Jugendliche und Per-

sonen mit Migrationshintergrund besonders in

den Blick genommen werden

Einkauf sozialer Dienstleistungen nach Mog-
lichkeit mittels dialogischer Vergabeverfahren
verstarkte Anwendung des sozialrechtlichen



https://www.caritas.de/fuerprofis/presse/stellungnahmen/12-30-2016-entwurf-des-5.-armuts-und-reichtumsberichts
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Biindnis 90/Die
Griinen

FDP

Linke

AFD

DCV

Arbeitsmarkt (19)

Ausweitung der
ALG | Zeiten — 10
Monate sozialver-
sicherungspflichti-
ge Beschaftigung
in den letzten 3
Jahren, dann nicht
SGB I, sondern
ALG | (19)

Arbeitsangebote,
die qualifizieren
und beruflichen
Werdegang ange-
messen beruck-
sichtigen (23)

Ehrliche Arbeits-
marktstatistik, bei
der nicht Hunder-
tausende von Ar-
beitslosen heraus-
gerechnet werden
(51)

Gestaffelte Be-
zugsdauer des
ALG in Abhangig-
keit von der Dauer
der Vorbeschafti-
gung (96)

Dreiecks nach § 17 Abs. 2 SGB I

DCV Vorschlage zur Bekampfung der Lang-
zeitarbeitslosigkeit, 18.05.15

Vorschlage Bekampfung Langzeitarbeitslosig-
keit

Problemdruckindikator abschaffen;

Position zum Problemdruckindikator,
29.01.2015
Problemdruckindikator

Prazisierung des Auftrags SGB Il und SGB Il
hinsichtlich migrationsspezifischer Probleme
(u.a. Sprache, Nachqualifizierung, Neuorientie-
rung).

DCV Position ,Integration von Fllchtlingen in
Arbeit und Ausbildung optimieren®, 02.02.2016
Integration Fluchtlinge in Ausbildung und Arbeit

Die Instrumente zur Qualifizierung und Integra-
tion in die Erwerbsarbeit sind zu erweitern.
HierfUr missen ausreichende Ressourcen zur
Verfugung gestellt werden. Eingliederungsmit-
tel durfen nicht in Verwaltungshaushalte umge-
schichtet werden.

SKM-Beschlusspapier vom 24.05.2014 ,Der
Mensch am Rand ist unsere Mitte - Armut und
Ausgrenzung in Deutschland bekampfen®
SKM Beschlusspapier

Jugendarbeits-
losigkeit

Nachqualifizierung
junger Menschen
ohne Ausbildung
(12)

Mehr Abschllsse
durch zusatzliche
Beratung, passge-
naue Unterstut-
zung sowie Qualifi-
zierung (37)

Finanzielle Mittel
fur junge Men-
schen mit langzeit-
arbeitslosen Eltern

Eigenstandige Ju-
gendpolitik (7)

Ubergang Schule
in Ausbildung mit
unterbrechungs-
freier Berufsein-
stiegsbe-gleitung

(7)

Flachendeckender
Ausbau der Ju-
gendberufsagentur
und Verbesserung
der Zusammenar-
beit aller fir die

Ausbildungsplatzga-
rantie an Stelle des
unuberschaubaren
Durcheinanders von
Fordermallinahmen
177)

Berufsausbildungs-
beihilfen in realisti-
scher Héhe und ein-
facher zu beanspru-
chen (178)

Kinder- und Ju-
gendhilfe darf nicht
mit 18 Jahren enden

Exzellenzinitiative
fur Starkung der
Aus- und Weiterbil-
dung im dualen
Ausbildungsbereich
— mehr digitale Bil-
dung (12)

Bessere Verzah-
nung der Sozialge-
setzbucher — wird im
Detail allerdings nur
fur Altere und Pfle-
gebedurftige ausge-
fuhrt (33)

Selbstbestimmte
Jugendpolitik (126)

Verbindliche Aus-
bildungsangebote
nach berufsvorbe-
reitenden Mal}-
nahmen - Ausbil-
dungsvergutung —
Reform Berufsbil-
dungsgesetz (55)

Arbeitsagenturen
und offentliche Auf-
traggeber miussen
bei der Vergabe

Verpflichtung zur Kooperation und Zusammen-
arbeit der verschiedenen Sozialleistungstrager
wirksamer gestalten und entsprechend gesetz-
lich verankern

Anspruch fur junge Menschen auf Leistungen
zur beruflichen Integration nach SGB II, SGB |lI
und Jugendsozialarbeit nach § 13 SGB VIII

Kontinuierliches, verlassliches Férderangebot
und personales Angebot (Bezugsperson) fur
Jugendliche mit besonderem Foérderbedarf

Stellungnahme des DCV ,Berufliche Integration
junger Menschen verbessern - Schnittstellen
der Sozialgesetzbucher I, I, VIl und XII be-



https://www.caritas.de/fuerprofis/presse/stellungnahmen/05-11-2015-vorschlaege-zur-bekaempfung-der-langzeitarbeitslosigkeit
https://www.caritas.de/fuerprofis/presse/stellungnahmen/05-11-2015-vorschlaege-zur-bekaempfung-der-langzeitarbeitslosigkeit
https://www.caritas.de/fuerprofis/presse/stellungnahmen/01-29-2015-position-zum-problemdruckindikator
https://www.caritas.de/fuerprofis/presse/stellungnahmen/02-02-2016-integration-von-fluechtlingen-in-ausbildung-und-arbeit-opti
http://skmev.de/wp-content/uploads/2015/04/SKM_Beschlusspapier.pdf
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fur Wege in Aus- Ausbildung zu- (211) die Qualitat von seitigen®, 18.07.2015
bildung und Arbeit | standigen Stellen Bildung und eine berufliche Integration junger Menschen
(13) (gemeint ist (12) gute Bezahlung
hier laut Konrad- der Lehrkrafte in Verankerung einer Ausbildungsgarantie im
Adenauer-Haus die | Garantie auf einen den Mittelpunkt SGB I
Finanzierung § 16 | Ausbildungsplatz stellen (56)
h und die Familien- | (12) Vergabepraxis fur Arbeitsmarktdienstleistungen
lotsen CDA Antrag) fur junge Menschen /SGB Ill verbessern
Ausbau assistierte
Ausbildung (12) Steuerung der Jugendberufsagenturen durch
die Jugendhilfe
Starkung Instru-
mente der ausbil- Verstetigung, Ausbau und Weiterentwicklung
dungsbegleitenden der assistierten Ausbildung
Hilfen fur Jugendli-
che mit Lern- Zugang zu beruflicher Ausbildung fur junge Ge-
schwierigkeiten flichtete - statusunabhangig
und Problemen im
sozialen Umfeld Streichung der Sondersanktionen fiur Jugendli-
(12) che im SGB Il
Teilzeitausbildung jugendhilfegemale Unterbringung und Beglei-
(12) tung junger (volljahriger) Geflichteter im Aus-
land erworbene Aus- und Bildungsabschlisse
Mindestausbil- zugig anerkennen
dungsvergutung http://www.bagkjs.de/start
und Novellierung
Berufsbildungsge- Qualitat der Ausbildung verbessern
setz fur bessere
Ausbildungsquali- Unterstutzende Angebote fur Auszubildende
tat und Ausbil- aus der EU vor und wahrend der Ausbildung in
dungsstrategie fur Deutschland
Arbeitswelt 4.0 (12) Ausbildungsbegleitung EU-Migranten
Ausbau Auszubil- Zugang und Nutzung von Bildung dtrfen nicht
dendenwohnheime von finanziellen Moglichkeiten abhangig sein
fur Verselbstandi-
gung von Eltern- SKM-Beschlusspapier ,Der Mensch am Rand
haus (7) ist unsere Mitte - Armut und Ausgrenzung in
Deutschland bekampfen®, vom 24.05.2014
Gezielte Foérderung SKM_Beschlusspapier
statt scharfe Sank-
tionen U 25 (8)
Bei Vergabe auf
Tariftreue achten
(15)
Arbeitsmarkt Fachkrafte- Einwanderungsge- | Fur ein Einwande- Ein Einwanderungs- | Zusatzliche AFD geht von Einwanderungsgesetz: Es kommt nicht auf die
Einwanderer/ Zuwanderungsge- | setz zur besseren | rungsgesetz, Auf- gesetzbuch (34) — Sprach- und Al- ,massenhaftem Benennung des Gesetzes an, sondern auf die



https://www.caritas.de/fuerprofis/presse/stellungnahmen/03-18-2015-berufliche-integration-junger-menschen-verbessern
http://www.bagkjs.de/start
http://www.invia-deutschland.de/fachliches/projekte/ajumi/
http://skmev.de/wp-content/uploads/2015/04/SKM_Beschlusspapier.pdf
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Fluchtlinge setz, welches be- Steuerung des Zu- | enthaltsrecht fur Einwanderung von phabetisierungs- Missbrauch des konkreten Regelungen.

weitere Details
siehe unten Po-
litikbereich
Flucht und Mig-
ration

stehende Rege-
lungen bundelt:
Nachweis eines
konkreten Arbeits-
platzes und Siche-
rung Lebensunter-
halt (12)

Forderung von
Personen mit Blei-
berechtsperspekti-
ve - Arbeits-
marktintegration
geférdert durch Er-
lernen der deut-
schen Sprache und
Bereitschaft zur
beruflichen Bildung
(75)

zugs von qualifi-
Zierten Arbeitskraf-
ten - ausreichende
fachliche Qualifika-
tion und Job als
Voraussetzung -
Blndelung beste-
hender Regelun-
gen (60)

Integrationskurse
far alle, sofern
nicht klar ist, dass
sie nicht in
Deutschland blei-
ben (67)

Verpflichtende und
berufsqualifizie-
rende Sprachan-
gebote fur aner-
kannte Fluchtlinge
— Bildungs-, Aus-
bildungs- und Ar-
beitsangebote, die
wahrgenommen
werden sollen (59)

Kompetenzfeststel-
lung fur alle offen —
sozialvertragliche
Kosten bei Aner-
kennungsverfah-
ren, Rechtsan-
spruch auf Bera-
tung zu Anerken-
nungsverfahren
(67)

Fachkrafte, Punkte-
system, Spurwech-
sel Asyl- und Ein-
wanderungsrecht
(114)

Integrationsangebo-
te unabhangig von
der Bleibeperspekiti-
ve — Recht auf In-
tegrationskurse
(106/7)

Betreuung aus einer
Hand durch Auslan-
derbehorde, Job-
center, BA und So-
Zialamt (106)

Schnellere Aner-
kennung von Bil-
dungs- und Berufs-
abschlissen — Ab-
bau burokratischer
Hurden (107)

Aufenthaltsgarantie
wahrend der Ausbil-
dung und Abschaf-
fung der Vorrang-
prufung (107)

Niedrigschwellige
Angebote im Be-
reich Sprach- und
Integrationskurse
sowie bei der Ar-
beitsagentur, insbe-
sondere fur Frauen
mit ausreichend
Kinderbetreuung
(107/113)

Frahzeitige Bil-
dungsangebote und
passende Sprach-
forderung (181)

Qualifizierten mit
Punktesystem —
Rechtskreiswechsel
fur Flichtlinge

Konzentration auf
Fluchtlinge mit Blei-
beperspektive (34)

Bessere Anerken-
nung auslandischer
Abschlisse bun-
deseinheitlich -
Rechtsanspruch auf
Beratung (35)

kurse fur geflichte-
te Erwachsene ne-
ben den Kursen
der BA (54)

Frahzeitiger Zu-
gang zu Integrati-
ons- und Sprach-
kursen unabhangig
vom Aufenthalts-
status (69)

Schnelle und faire
Integration in den
Arbeitsmarkt ohne
Mindestlohnaus-
nahmen (69)

Ablehnung von
Quoten, Kontin-
genten und Punk-
tesystemen (69)

300.000 sozialver-
sicherungspflichti-
ge, tariflich abgesi-
cherte Arbeitsplat-
ze im Bereich der
offentlich geforder-
ten Beschaftigung
fur Langzeitarbeits-
lose und Geflich-
tete (69)

Arbeitsverbote
aufheben und Vor-
rangprufung ab-
schaffen - Siche-
rung Aufenthalt
wahrend der Aus-
bildung — Vereinfa-
chung der Aner-
kennung auslandi-
scher Bildungs-
und Berufsab-
schllsse (124)

Asylgrundrechts®
und ,ungebremster
Massenmigration
nach Deutschland®
aus (29). Vor die-
sem Hintergrund
wird

a) im Falle des
dauerhaften Blei-
berechts eine
,Bringschuld zur
Anpassung an die
Leitkultur® gesehen
und

b) die Absenkung
der schulischen
und beruflichen
Anforderungen ab-
gelehnt (31)

Ein Punktesystem kann eine Chance sein.
Arbeitskraftezuwanderung darf nicht auf Fach-
krafte reduziert werden. Wenn ein Arbeitsplatz
nachgewiesen ist, mussen auch Unqualifizierte
zuwandern durfen.

Die Regeln zur Arbeitsmigration missen einfa-
cher und transparenter werden.
Anerkennungsverfahren: bundesweite Verein-
heitlichung und Vereinfachung, Ausbau von
Maflnahmen zu Anpassungsqualifizierung und
Ausweitung von Nachqualifizierung. Qualifika-
tionsanalysen starker nutzen, wenn keine for-
malen Nachweise vorliegen; Stellungnahme In-
tegration von Flichtlingen in Ausbildung und
Arbeit optimieren

Diskussionspapier zum Einwanderungsgesetz
11/2016
Anderungsbedarf Einwanderungsrecht

Asylsuchende und Geduldete:

Die Integrationskurse sollen fur alle Asylsu-
chende gedffnet werden.

Zugang zu Arbeitsmarktforderung fir Asylsu-
chende, unabhangig vom Herkunftsland, nach
einer Frist von 6 Monaten Aufenthalt in
Deutschland

Stellungnahme ,Regierungsentwurf fur ein In-
tegrationsgesetz“, 2016
Fllchtlingsintegrationsgesetz

Position/Eckpunkte fur ein Integrationsgesetz,
2016
Eckpunkte Integrationsgesetz

~Spurwechsel” von Asylsuchenden zu einer
Aufenthaltserlaubnis zum Zweck der Arbeit in
der Regel zulassen.

Vorrangprufung bundesweit abschaffen.
Ausbildungs- und arbeitsmarktbezogene For-
derung von Anfang an.

Diskussionspapier zum Einwanderungsgesetz,
11/2016
Anderungsbedarf Einwanderungsgesetz



https://www.caritas.de/fuerprofis/presse/stellungnahmen/11-24-2016-caritas-sieht-aenderungsbedarf-beim-einwanderungsrecht
https://www.caritas.de/fuerprofis/presse/stellungnahmen/06-10-2016-sanktionen-und-auflagen-im-fluechtlingsintegrationsgesetz-k
https://www.caritas.de/fuerprofis/presse/pressemeldungen/caritas-kritisiert-geplante-verschaerfun
https://www.caritas.de/fuerprofis/presse/stellungnahmen/11-24-2016-caritas-sieht-aenderungsbedarf-beim-einwanderungsrecht
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Grunen

Ausbildung darf Ausbildungsduldung: statt Duldung Aufent-

nicht an der Bleibe- haltstitel

rechtperspektive

scheitern — rechtssi- Stellungnahme des DCV zum Regierungsent-

cherer Aufenthaltsti- wurf fur ein

tel wahrend der Integrationsgesetz, 2016

Ausbildung (181) Regierungsentwurf Integrationsgesetz
Arbeitsmarkt- Rechtsanspruch Angebote fur Al- Unterstltzung von Starkung von Al- LAllein erziehen ist | Die bedarfsgerechte Unterstitzung von Allein-
forderung Al- auf Teilzeit und re- | leinerziehende — Alleinerziehenden leinerziehenden — | kein Idealfall” erziehenden/Familienernahrerinnen und von
leinerziehende/ | gelmalige Bera- Umgangsmehrbe- | deutlich verbessern Handlungsbedarf Besonderes Ar- Patchworkfamilien mit besonderen Bedarfen ist
junge Mitter tung Uber Moglich- | darf fir Frauen im | (172) bei Zugang zu Ar- | mutsrisiko Alleiner- | eine politische Querschnittsaufgabe.

keiten zur berufli- | SGB Il (19) beit, Teilhabe am ziehender — gegen

chen Wiederein-
gliederung (27)

offentlichen Leben
und Chancenge-
rechtigkeit (27)

Unterhaltsvor-
schuss und Kin-
dergeld nicht auf
das SGB Il an-
rechnen (27)

eine bedingungslo-
se Forderung von
Alleinerziehenden
(37)

(Alleinerziehenden) jungen Muttern ermogli-
chen, Qualifikationen aufzufrischen, fehlende
Schul- und Berufsabschlisse nachzuholen,
durch betriebliche TrainingsmalRnahmen wie-
der in die Arbeitswelt einzusteigen; Malnah-
men so gestalten, dass sie mit der familiaren
Situation in Einklang zu bringen sind; bei Ar-
beitgebern fur Teilzeitausbildungen werben;
dem SGB Il vorgelagerte Sozialleistungen
(Wohngeld, Kinderzuschlag) weiterentwickeln.

Stellungnahme des DCV ,Souveranitat von
Familien mit geringem Einkommen starken®,
2014

Familien mit geringem Einkommen starken

IN VIA:

Junge Mutter schon wahrend der Elternzeit
fordern und beraten;

Teilzeitausbildung initiieren;
Rechtsanspruch auf Leistungen der sozialen
Integration (§16a SGB II)

Positionierung ,IN VIA fordert bessere Ausbil-
dungschancen fur junge Alleinerziehende®
Ausbildungschancen junge Alleinerziehende

Mindestlohn

Hat sich als In-
strument bewahrt,
aber Abbau von
Burokratie (13)

Ausnahmen beim
Mindestlohn fur
Langzeitarbeitslose
abschaffen (15)

Ausnahmerege-
lungen fur Jugend-

Mindestlohn zum
Schutz vor Lohn-
dumping — soll Le-
ben in Wurde er-
mdglichen — Stimm-
recht fur Wissen-
schaft in Kommissi-
on - branchenspezi-
fische Lohnunter-
grenzen oberhalb

Mindestlohnaus-
nahmen fur Flicht-
linge — ahnlich
Langzeitarbeitslose
(36)

Vereinfachung Do-
kumentationspflicht
beim Mindestlohn
(82)

Erhéhung Mindest-
lohn auf 12 Euro —
jahrliche Anpas-
sung - Streichung
aller Ausnahmetat-
bestande (7/8)

Beflrwortung des
Mindestlohnes, der
die Existenz jen-
seits der Armuts-
grenze moglich
macht (50)

Die in der Mindestlohnkommission vertretenen
Wissenschaftler/innen sollten Stimmrecht er-
halten.

Evaluierung der Folgen des Mindestlohns (und
seiner Ausnahmen) fur Langzeitarbeitslose und
Jugendliche Ausnahme vom Mindestlohn fir
Jugendliche unter 21 Jahren Anpassung der
Regelungen zur Ausnahme von Langzeitar-
beitslosen an die Situation der jeweils Betroffe-
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liche evaluieren des Mindestlohns nen.
(15) (217)
Stellungnahme zum Entwurf eines Gesetzes
zur Starkung der Tarifautonomie, 6/2014
Tarifautonomie
Digitalisierung/ | Wirtschaft 4.0 auch | Wahlarbeitszeitge- | Recht auf Home- Arbeitszeitgesetz Statt digitalem Pro- Chancen der Digitalisierung auch fur soziale

Arbeit 4.0

fur Dienstleistun-
gen und Verwal-
tung (52) — neue
Arbeitszeitmodelle
fur bessere Ver-
einbarkeit Familie-
Beruf (52)

setz fur flexiblere
Arbeitszeiten und —
orte gemeinsam
mit den Sozialpart-
nern erarbeiten
(16)

office unter Beruck-
sichtigung der be-
trieblichen Moglich-
keiten (227)

Absicherung Solo-
Selbstandige und
Kreative und faire
Entlohnung (227)

flexibilisieren -
Homearbeit entbu-
rokratisieren —
Langzeitkonten fur
Arbeitszeit (43/44)

letariat Absiche-
rung aller (14)

Rechtsanspruch
auf mobiles Arbei-
ten, aber auch
Schutz vor Uber-
lastung (15/16)

Infrastruktur/Wohlfahrtsverbande fordern

BAGFW-Papier ,Digitale Transformation®, Au-
gust 2017
nicht veréffentlicht

Verbesserungen bei der Weiterbildung von ge-
ring qualifizierten Arbeitnehmer/-innen und Ar-
beitslosen erreichen, z.B. durch modulare Bil-
dungsangebote, die den Interessierten die
Madglichkeit eréffnen, eine Ausbildung nach
Bedarf zu unterbrechen oder zu verlangern

Benachteiligten Kindern, Jugendlichen und
Familien muss eine gesellschaftliche Teilhabe
in der digitalen Welt moglich sein. Hierzu be-
darf es entsprechender Konzepte und Rah-
menbedingungen in der Kinder-/ Jugend- und
Familienhilfe.

Pressemeldung zum 15. Kinder- und Jugend-
bericht, 01.02.2017
Benachteiligte Jugendliche

Digitalisierung/
(Weiter-)Bildung

Nationale Weiter-
bildungsstrategie
gemeinsam erar-
beitet mit Arbeitge-
bern, Gewerk-
schaften und den
zustandigen Stel-
len (16)

Weiterbildungsof-
fensive - Nationale
Weiterbildungskon-
ferenz zur Abstim-
mung von Weiter-
bildungsinstrumen-
ten (17)

Starkung berufliche
Weiterbildung und
auch Zugange
nonformalen Ler-
nens (17)

Weiterentwicklung
Arbeitslosenversi-
cherung zur Ar-
beitsversicherung
a) Qualifizierungs-
malnahmen fir

Weiterbildung fur al-
le unabhangig von
Alter, Geschlecht
und Herkunft als Tell
der Allgemeinbil-
dung (180/228)

BildungsZeitPlus als
Mix aus Zuschuss
und Darlehen flr
Weiterbildung,
Nachholen von
Schul- und Berufs-
abschlissen
(180/218)

Weiterbildungsan-
gebote fur Men-
schen mit Behinde-
rung, Jugendliche

Bessere Bildung
durch Digitalisierung
— individuelles Ler-
nen, innovative
Lernmethoden (3)

Lebenslanges Ler-
nen mit Online-
Tools (7)

Alle Burger bei digi-
talem Wandel durch
Weiterbildung und
Qualifizierung mit-
nehmen — durch Ar-
beitsmarktpolitik
Weiterbildung unter-
stutzen - Bildungs-
sparen — staatliche
Zuschusse flUr jeden

Umfassendes
Recht auf Weiter-
bildung — Recht auf
Arbeitszeitreduzie-
rung — Lohnaus-
gleich von mindes-
tens 70% - fur Ge-
ringverdiener voll-
standiger Lohn-
ausgleich durch
staatliche Zu-
schisse (15)

Idee eines Weiter-
bildungsfonds, in
den alle Unter-
nehmer einzahlen
mussen (15)

Die Qualifizierung von (haupt- und ehrenamtli-
chen) Mitarbeitenden wird durch die digitale
Transformation in vieler Hinsicht tangiert. Wei-
terbildung und Fortbildung/digitaler Kompe-
tenzerwerb kann und muss sich in den sozialen
Berufen praxisbegleitend in Kooperation mit
Hochschulen gestalten.

BAGFW-Papier ,Digitale Transformation®, Au-
gust 2017
nicht veréffentlicht
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Arbeitslose nach 3
Monaten

b) gezielte Weiter-
bildungsberatung
auch mit der Mog-
lichkeit Umschu-
lung/Nachholen
Berufsabschluss
c) ALG Q

d) Startguthaben
und Beratung fur
Beschaftigte (17)

Berufsbegleitende
Weiterbildung
durch digitale Bil-
dungsangebote
(12/13)

Weiterbildungsan-
gebote auch fur
Langzeitarbeitslo-
se, die aufgrund
des Partnerein-
kommens keinen
SGB Il - Anspruch
haben (19/20)

ohne Ausbildung,
Geringqualifizierte,
Langzeitarbeitslose
und altere Beschaf-
tigte - Arbeitslosen-
versicherung zur
Arbeitsversicherung
weiterentwickeln
(180)

zuruckgelegten Euro
(30)

Keine Verlangerung
des ALG | - Weiter-
bildung heute mit
Arbeitslosengeld
ausreichend moglich
(31)

Abschlussorientierte
Umschulungen (31)

Armut allgemein

Netz sozialer Si-
cherheit so gestal-
ten, dass es vor Ar-
mut schitzt (9)

Gesellschaft, in der
alle frei von Armut
und Angst vor so-
zialem Absturz
sind (4)

Daten zur Armut, u.a. im 5. Armuts- und Reich-
tumsbericht der Bundesregierung, belegen,
dass dringender politischer Handlungsbedarf
besteht. Dabei geht es sowohl um Armutsbe-
kampfung als auch um Armutspravention.
Menschen, die Hilfe und Unterstitzung brau-
chen, mussen fruhzeitig erreicht werden.

Stellungnahme zum Entwurf des 5. Armuts-
und Reichtumsberichts der Bundesregierung,
30.12.2016

Entwurf 5-ARB

Sanktionen

Streichung Son-
dersanktionen U
25 (20)

Abschaffung Sank-
tionen im KdU Be-
reich (20)

Abschaffung Sankti-
onen — insbesonde-
re Sonderregelung
U 25 und KdU Re-
gelung (205)

Abschaffung Sank-
tionen und Sperr-
zeiten (23)

Existenzminimum
darf nicht gekurzt
werden (24)

Sanktionen sind in ihrer Ausgestaltung teilwei-
se unverhaltnismalig. Die Sanktionen nach §
31a SGB Il sollen vereinheitlicht werden. Die
scharferen Sonderregelungen fur unter-25-
Jahrige mussen abgeschafft werden und die
Kosten der Unterkunft und Heizung durfen
nicht sanktioniert werden.

Stellungnahme ,Sind die Sanktionen im SGB Il
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mit dem Grundgesetz vereinbar?“, 2017
Sanktionen SGB |l
so auch SKM-Beschlusspapier vom
24.05.2014 ,Der Mensch am Rand ist unsere
Mitte - Armut und Ausgrenzung in Deutschland
bekampfen*
SKM_Beschlusspapier

Regelsatz Regelsatz so erho- Einfuhrung einer Grolde der Referenzgruppe: Bedarf von Er-

hen, dass ein men-
schenwdurdiges Le-
ben maoglich ist -
Sachgerechte Kin-
derregelsatze —
Stromkosten Uber
gesonderte Pau-
schale — Ubernah-
me angemessene
KdU Waschmaschi-
nenanschaffung
muss maoglich sein
(204/5)

bedarfsdeckenden
und sanktionsfrei-
en Mindestsiche-
rung von 1050 Eu-
ro ohne Sanktio-
nen und Kur-
zungsmaoglichkei-
ten (8)

Jahrliche Anpas-
sung der Hohe der
Mindestsicherung
anhand eines Wa-
renkorbs zu prufen
(24)

Abschaffung Be-
darfsgemeinschaft
- individuelle An-
spruche = Indivi-
dualprinzip (24)

Sonderbedarfe,
z.B. fur chronisch
Kranke (25)

§ozialticket fur den
OPNV (24/91)

Computer und In-
ternetzugang als
Teil des Existenz-
minimums (131)

wachsenen anhand der alten Referenzgruppe
berechnen (untere 20 Prozent); verdeckt Arme
u.a. herausnehmen

Flexibilitatsreserve im Regelbedarf einfuhren
Weilke Ware als einmalige Leistung
Stromanteil realitatsgerecht berechnen
Besonderheiten beim Bedarf von Kindern und
Jugendlichen beachten (Bildung und Teilhabe,
Mobilitat);

Position zur Bemessung der Regelbedarfe,

22.11.2016
Ermittlung Regelbedarfebemessung

Burgergeld/
bedingungslo-
ses Grundein-
kommen/
Mindestsiche-
rung

Diskussionsprozess
zum bedingungslo-
sen Grundeinkom-
men, Kindergrundsi-
cherung und Garan-
tierente (198)

Liberales Burger-
geld — kein bedin-
gungsloses Grund-
einkommen - Anhe-
bung Zuverdienstre-
gelung — Mini- und

Einfuhrung einer
bedarfsdeckenden
und sanktionsfrei-
en Mindestsiche-
rung von 1050 Eu-
ro ohne Sanktio-

Der Deutsche Caritasverband sieht derzeit kei-
nen gangbaren Weg fur eine alternative Basis-
sicherung wie zum Beispiel ein bedingungslo-
ses Grundeinkommen. Er pladiert fir Verbes-
serungen des bestehenden Systems einer be-
darfsabhangigen Mindestsicherung. Arbeit ist
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Midi-Job-Regeln nen und Kur- ein erstes Mittel, um Armut vorzubeugen.
Modellprojekt anpassen (32) zungsmoglichkei-
Grundeinkommen ten fur Erwerbslo- Kriterien zur Bewertung eines bedingungslosen
(198) se, aufstockend Grundeinkommens wurden von der Kommissi-
Erwerbstatige und on ,Sozialpolitik und Gesellschaft aufgestellt
Erwerbsunfahige und von der DV
ohne hinreichen- verabschiedet. (neue caritas 6/2008)
des Einkommen online nicht verfiigbar
oder Vermogen
(8/24)
Enquete-
Kommission
Grundeinkommen
(25)
Schonvermoégen Verdopplung
SGB /Xl Schonvermogen im
SGB 1l (20)
Steuerpolitik Verringerung ,Mit- | Entlastung mittlerer | Geringverdiener von | Abflachung Mittel- Menschen mit Einfaches, transpa- | Angesichts der in der Vergangenheit gestiege-
Erwerbsein- telstandsbauch® und unterer Ein- Sozialabgaben ent- | standsbauch — niedrigem und mitt- | rentes und gerech- | nen Ungleichheit der Einkommensverteilung ist
kommen (34) - Entlastung kommen: lasten (193) Kinderfreibetrage leren Einkommen | tes Steuersystem - | eine (moderate) Anhebung der Einkommens-

(familienpoliti-
sche MaRnah-
men sind hier
nicht im Detail
ausgefuhrt)

arbeitende Mitte
(33)

Schrittweise Ab-
schaffung Soli bis
2020 (34)

Schrittweise Anhe-
bung Kinderfreibe-
trage auf das Ni-
veau Erwachse-
nenfreibetrag und
Erh6hung Kinder-
geld - ebenfalls in
zwei Legislaturpe-
rioden (34)

Kinderbaugeld in
Hohe von 1200 Eu-
ro/Jahr Uber 10
Jahre (39)

Spitzensteuersatz
erst ab 60.000 Eu-
ro

a) Gebuhrenfreiheit
KITA

b) Weiterentwick-
lung Ehegatten-
splitting zu Famili-
entarif mit Kinder-
bonus

c) Erweitertes Kin-
dergeld (= Weiter-
entwicklung

der-
geld/Kinderzuschla
9)

d) Paritatische KV-
Finanzierung

e) Beitragsentlas-
tungen bei den So-
zialversicherungen
fur Verdienste zwi-
schen 451 und
1300 Euro

f) Abschaffung Soli
fur untere Ein-
kommen

g) Erhdhung
Grundfreibetrag

h) Erhdhung Spit-
zensteuersatz von

Minijobs in sozial-
versicherungspflich-
tige Jobs umwan-
deln — Erwerbsarbeit
muss sich rechnen,
deshalb mussen
hier die Abgaben
und Steuern ent-
sprechend ange-
passt werden (193)

Kleinere und mittlere
Einkommen durch
Erhéhung des
Grundfreibetrags
entlasten und zu
Gegenfinanzierung
Spitzensteuersatz
oberhalb 100.000
Euro erhdhen
(194/212)

und Betreuungskos-
ten voll absetzbar -

steuerliche Beruck-

sichtigung von Leis-
tungen im Haushalt
(67)

Belastungsgrenze
fur direkte Steuern
und Sozialabgaben
im Grundgesetz
festschreiben (68)

Solidaritatszuschlag
abschaffen (68)

Freibetrage fur
Grunderwerbssteuer
bis zu 500.000 Euro
(69)

sollen besser ge-
stellt werden —
monatlicher Grund-
freibetrag 1050 Eu-
ro — Anhebung
Spitzensteuersatz
auf 53 % ab
70.000 Euro — Rei-
chensteuer 60%
bei Jahresein-
kommen oberhalb
260.000 Euro und
75% bei Uber 1.
Mio. Euro (8)

Steuerstufen an-
stelle progressiver
Anstieg - Grund-
freibetrag auf
pfandungsfreies
Einkommen zur
Entlastung von Ge-
ring- und Durch-
schnittsverdienern
(49)

steuer-satze fur hohe Einkommen in Verbin-
dung mit einer hdheren Einkommensgrenze
beim Erreichen des Spitzensteuersatzes
angemessen. Diese kdonnte auch die untere
Mitte entlasten. Auch Familien sollten nicht
starker belastet werden.

Die Caritas schlagt daruber hinaus die Ab-
schaffung der Abgeltungsteuer und eine wirk-
same Besteuerung von Erbschaften vor. Zu-
dem mussen durch internationale Zusammen-
arbeit die Moglichkeiten zur Steuerhinterzie-
hung einschlieRlich der Steuerhinterziehung in-
ternational tatiger Unternehmen eingeschrankt
werden.

Stellungnahme des DCV zur Anhérung zum 5.
Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesre-
gierung, 27.06.17
Anhorung 5-ARB
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42 auf 45 % ab
76.200 zu versteu-
erndem Einkom-
men (38ff.)

i) sozial gestaffel-
tes Familienbau-
geld (44)

Kinderarmut

Bekampfung von
Kinderarmut durch
bestmadgliche Er-
ziehung, Bildung
und Betreuung,
Zeit fur Kinder und
Forderung von
Wohneigentum
(25)

—> Details siehe
Familienpolitik

Kinderarmut besei
tigen durch Ver-
besserung der fi-
nanziellen Situati-
on, Arbeitsmarkt-
politik und Infra-
strukturforderung
a) Zusammenfuh-
rung Kindergeld
und Kinderzu-
schlag

b) Gebuhrenfreie
Kita und Bildung
c) Konzept einer
Existenzsicherung
fur Kinder mit un-
terschiedlichen In-
strumenten, die im
Programm nicht
konkret benannt
werden

d) Teilhabechan-
cen im SGB VI
starken (6)

-> Details siehe
Familienpolitik

Kinderarmut be-
kampfen — Recht

auf gutes Leben und

Recht auf Selbstbe-
stimmung und Teil-

habe verwirklichen —

gerechtes und
durchlassiges Bil-
dungssystem (172)

Reformpaket zur
Bekampfung von

Kinderarmut - Fami-
lien finanziell entlas-

ten - Infrastruktur
starken in Kita,
Stadtbucherei, Ju-
gendzentren, be-
zahlbares Wohnen
(172/175/212/213)

Abschaffung Bil-
dungs- und Teilha-
bepaket — anstelle
dessen kostenfreier
Zugang zu Leis-
tungsangeboten fi-
nanziert durch den
Bund (213)

Einkommensabhan-
giger KindergeldBo-

nus, der das sachli-
che Existenzmini-

mum unburokratisch
und ohne Antrag ga-

rantiert (212)

Grines Familien-
budget in Hohe von
12 Mrd. Euro zur

Kinderarmut be-
kampfen — Kinder-
geld 2.0 mit eigen-

standigem Anspruch

des Kindes, ein-
kommensunabhan-
gigem Grundbetrag,
einkommensabhan-
gigem Kinder-
Blrgergeld und
Gutscheinen fur
Leistungen fur Bil-
dung und Teilhabe
(50)

Kindergrundsiche-
rung, die alle Kin-
der vor Armut und
Ausgrenzung
schutzt (8)

Kinderarmut ist EI-
ternarmut - Min-
destsicherung —
Aktionsplan gegen
Kinderarmut —
bessere Infrastruk-
tur auch bei Kultur-
und Bildungsein-
richtungen sowie
OPNV und kosten-
freie Mahlzeiten —
eigenstandige Kin-
dergrundsicherung
als langfristiges
Ziel in Hohe von
573 Euro

—> Details siehe
Familienpolitik

Kinderarmut durch
nachhaltige steuer-
liche Entlastungen
von Familien mit-
tels Familiensplit-
ting bekampfen
(54)

Forderung des Er-
werbs von Wohn-
eigentum durch
Familien durch
zinsloses Darle-
hen, Zuschuisse
und Erlass bei der
Grunderwerbs-
steuer (54)

Bildungschancen von Kindern aus benachtei-
ligten Familien missen erhoht werden.

Die finanzielle Situation von einkommens-
schwachen Familien muss verbessert werden:
Weiterentwicklung des Kinderzuschlags.

,2oouveranitat von Familien mit geringem Ein-
kommen starken®, Position des Deutschen
Caritasverbandes zu einer einkommensabhan-
gigen Kindergrundsicherung, 17.11.2014
Kindergrundsicherung

Valide Berechnung der Regelbedarfe fur Kin-
der und ihre Eltern; Anderungen beim Bil-
dungs- und Teilhabepaket und den Eigenantei-
len.

Stellungnahme zum Entwurf eines Gesetzes
zur Ermittlung von Regelbedarfen sowie zur
Anderung des SGB Il und SGB XIlI, 22.11.2016
Ermittlung Regelbedarfe
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Bekampfung von
Kinderarmut - echte
Existenzsicherung
fur Kinder - Zusam-
menflhrung von
Kinderfreibetrag,
Kindergeld, Kinder-
zuschlag und Kin-
derregelsatz
(213/215)

Bildungsarmut
(Kita/Ganztags-
schulen siehe
Bildungs- und
Familienpolitik)

Bildung und Aus-
bildung unabhan-
gig von Herkunft,
Einkommen, Bil-
dungsstand der EI-
tern (35)

Gleiche Chancen
durch Bildungspoli-
tik — Bildung unab-
hangig vom Geld-
beutel der Eltern -
Gebuhrenfreiheit

()

Ausbau der
Schulsozialarbeit
gemeinsam mit
den Landern (8)

Zu oft bestimmt
Herkunft Uber Bil-
dungserfolge (174)

Bundesprogramm
Schule in benachtei-
ligten Stadtquartie-
ren oder Regionen
mit mehr padagogi-
schem Personal und
mehr Mitteln (177)

Bildung als Schlus-
selthema — Bildung
fur alle — Bildungs-
nation (3)

Bildung fur Chan-
cengerechtigkeit -
Elternhaus darf nicht
ausschlaggebend
sein (8)

Bildung zu stark
von sozialer Her-
kunft gepragt (51)

Schulsozialarbeit
als fester Bestand-
teil von schulischer
Arbeit (54)

Chancengerechte Ausgestaltung des Bildungs-
systems, so dass jedes Kind seine Potentiale
verwirklichen kann. Dabei soll das Bildungssys-
tem die Heterogenitat und individuellen Bedar-
fe der Kinder und Jugendlichen aufgreifen.
Eine gerechte Verteilung von Bildungschancen
beinhaltet:

1. Den quantitativen und qualitativen Ausbau
der vorschulischen Kinderbetreuung in allen Al-
tersstufen (Zugangsgerechtigkeit schaffen).

2. Die Starkung schulischer + beruflicher In-
tegration fur alle Jugendliche, vor allem mit
Migrationshintergrund oder auslandischem
Pass. Zentral sind hier Sprachforderangebote
und Anerkennung auslandischer Bildungsab-
schlusse.

,Gesellschaftlichen Zusammenhalt starken.
Sozialpolitische Themen des DCV zur Bundes-
tagswahl 20179, S. 6-7

Gesellschaftlichen Zusammenhalt starken

Verlassliche Angebote der Jugendberufshilfe

Rechtsanspruch junger Menschen auf Leistun-
gen der Jugendsozialarbeit § 13 SGB VIl und
SGB Il Ausbildungsférderung

flachendeckende Angebote im Rahmen der
Schulsozialarbeit in allen Schulformen in Tra-
gerschaft der Kinder- und Jugendhilfe

Schule und Ausbildung

Schule muss mit den auBerschulischen Unter-
stutzungssystemen und Einrichtungen im
Wohnumfeld der Kinder und Jugendlichen ko-
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operieren. Die Rahmenbedingungen und finan-
zielle Ausstattung fur diese Kooperationen sind
zu verbessern.

,FUr ein chancengerechtes und inklusives Bil-
dungssystem — Bildungspolitische Position des
Deutschen Caritasverbandes®, 28.11.2011
Chancengerechtes Bildungssystem

DCV- Studie zu Bildungschancen: Was wirklich
zahlt, 2012
Bildungschancen

FUr neu zugewanderte Migrant(inn)en ist un-
abhangig von ihrem Aufenthaltsstatus umge-
hend der Zugang zum Bildungssystem sicher
zu stellen. Bei entsprechendem Bedarf miussen
Angebote der Sprachbildung und Deutschfor-
derung zur Verfugung stehen.

Das Bildungs- und Teilhabepaket muss be-
darfsgerecht weiterentwickelt und burokrati-
sche Hiurden abgebaut werden, u.a. durch ei-
nen bundesweiten Globalantrag. Der Schulbe-
darf sollte fur Bezieher(innen) von Kinderzu-
schlag und Wohngeld ebenfalls antragsfrei ge-
wahrt werden. Die Eigenanteile bei Schulerbe-
forderung und Mittagessen sind zu streichen.
Die Kosten flr das Schulstarterprogramm sind
zu niedrig angesetzt. Der fur diese Leistungen
vorgesehene Betrag von derzeit 10 Euro pro
Monat ist zu erhdhen. Die Lernforderung ist
auszuweiten.

Stellungnahme zum Entwurf des 5. Armuts-
und Reichtumsberichts der Bundesregierung,
30.1.2016

Entwurf 5-ARB

Zukunft der Al-
terssicherung/
Beratungspro-
zesse

Rentenkommissi-
on, die bis Ende
2019 Vorschlage
erarbeiten soll (44)

Dialog fir einen
neuen Generatio-
nenvertrag (33)

Beteiligung der Freien Wohlfahrtspflege in ei-
ner Rentenkommission ist unabweisbar, um
jenseits der Sozialpartnerlogik spezifische Al-
tersarmutsrisiken einzubringen.

Alterssicherung/
Weiterentwick-
lung der Saulen

Betriebliche und
private Vorsorge
sollte weiterhin at-
traktiver gemacht
werden - Stan-
dardprodukt fur
Riesterrente (35)

Basisprodukt fir die

private Altersvorsor-
ge als Alternative zu

Dschungel der Al-

tersvorsorgeproduk-

te (161/2)

Reform der betrieb-
lichen Altersvorsor-
ge - Reform steuer-
und handelsrechtli-
cher Bewertung der
Pensionsrickstel-
lungen (29)

Riester-Rente in
gesetzliche Ren-
tenversicherung
uberfuhren (21)

Starkung der ge-
setzlichen Rente
sowie der betriebli-
chen und privaten
Vorsorge - Steuer-
freistellungen —
andere Zinspolitik
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Starkung private
und betriebliche
Vorsorge — alle Ar-
beitgeber sollen Be-
triebsrente anbieten
(199)

Hohe Bedeutung
der privaten Alters-
vorsorge - Aufsichts-
recht anpassen,
damit verstarkt in
Aktien, Infrastruk-
turprojekte und Un-
ternehmensbeteili-
gungen investiert
werden kann (29/30)

der EZB — Ausstieg
aus der Eurozone
(53)

Alterssicherung/
Rentenniveau

doppelte Haltelinie
mit Rentenniveau

Rentenniveau auf
53 Prozent anhe-

auf 48 % und Bei- ben
tragssatz auf 22 % Rente nach Min-
(33) destentgeltpunkten
wieder einfihren
(21)
Alterssicherung/ Rente mit 65 — hdhere Erwerbsbeteiligung und hoheres Ren-

Renteneintritts-
alter/
Regelalters-
grenze

nach 40 Beitrags-
jahren ab 60 (22)

teneintrittsalter als zwingende Voraussetzung
daflr, dass das umlagefinanzierte Rentensys-
tem leistungsfahig bleibt

Stellungnahme RV-
Leistungsverbesserungsgesetz vom 17.1.2014
und PM vom 20.1.2014
Leistungsverbesserung Rentenversicherung

Alterssicherung/
Generationen-
gerechtigkeit

Generativen Beitrag von Familien in der ge-
setzlichen Rentenversicherung besser beruck-
sichtigen.

Sozialpolitische Themen des DCV zur Bundes-
tagswahl 2017

Alterssicherung/
Finanzierungs-
reform

Reformprogramm,
welches auch bes-
sere Erwerbsbetei-
ligung, Einwande-
rungspolitik, Ver-
breiterung der Ver-
sichertenbasis und
Digitalisierung im
Blick hat (33)

Beitragsbemes-
sungsgrenze an-
heben (21)

Beitrage fur Lang-
zeitarbeitslose in
Rentenversiche-
rung (21)

Finanzmittel fur die
bisherige Migrati-
onspolitik sollen in
die Stabilisierung
der Alterssicherung
umgelenkt werden
(55)

Versicherungs-
fremde Leistungen
ausgliedern oder
durch staatliche
Transfers finanzie-
ren (55)
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Deutscher
Caritasverband e.V.

Thema Union SPD Bundnis 90/Die FDP Linke AFD DCV
Griinen
Alterssicherung/ Anrechnung der
Anrechnung Eh- Aufwandentschadi-
renamt gung von Ehrenamt
in der Rente (200)
Alterssicherung/ Personliche Vorsor-
Administration gekonten - Digitali-
sierung gibt die
Moglichkeit via Bur-
gerportal alle An-
spruche auch aus
privater und Betrieb-
licher Vorsorge zu
berechnen (28-29) —
die Hohe der ge-
setzlichen Rente soll
anhand der durch-
schnittlichen Le-
benserwartung der
jeweiligen Generati-
on berechnet wer-
den (jahrgangsindi-
viduell) (27)
Alterssicherung/ Attraktive Teilrente Entgeltliche Be-
Hinzuverdienst/ ab 60 — Vereinfa- schaftigung in der
Teilrente chung Hinzuver- Rente ohne Ein-
dienst (199) schrankungen bei
den Rentenbezu-
gen (55)
Altersarmut/ Weitere Verbesse- | Verbesserungen Abschaffung Ab- Anderung Erwerbs- | Zugange zur Er- Erwerbsminderungsrente verbessern: Senkung

Erwerbsminde-
rung

rungen bei der Er-
werbsminderungs-
rente (43)

Erwerbsminde-
rungsrente (35)

schlage bei Er-
werbsminderungs-
rente (199)

minderungsrente-
Schicksalsschlag
darf nicht dazu fuh-
ren, dass man zum
Sozialfall wird (28)

werbsminderung
erleichtern — Ab-
schlage streichen -
Zurechnungszeiten
auf einen Schritt
anheben (22)

bzw. Abschaffung der Abschlage; stufenweise
Anhebung der Zurechnungszeiten schneller
durchfihren und eine Altfallregelung prufen.

Stellungnahme zur Reform der Erwerbsminde-
rungsrente, 20.01.2017
Erwerbsminderungsrente

Altersarmut/
Pflege- und
Familienzeiten

Zeiten der Er-
werbslosigkeit,
Kindererziehung
und Pflege besser
absichern, damit
Altersarmut ver-
mieden wird (21)

Dritter Entgeltpunkt
Mutterrente (21)

Bekampfung Al-
tersarmut bei

Erziehungszeiten
mussen eine die-
ser Leistung an-
gemessenen Ren-
tenerhéhung der
Eltern zur Folge
haben (54)

Leistungen, die durch die Pflege naher Ange-
horiger erbracht werden, sind in der gesetzli-
chen Rentenversicherung besser abzubilden.
Insbesondere sind auch die Angehorigen von
pflegebedurftigen Menschen im Pflegegrad 1 in
die soziale Sicherung von Pflegepersonen ein-
zubeziehen.

Bei der Zahlung von Rentenversicherungsbei-
tragen aus der sozialen Pflegeversicherung
wird der Leistungsanspruch danach differen-
ziert, ob nur Pflegegeld bezogen wird oder
auch Kombinationspflege oder Pflegesachleis-
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Deutscher
Caritasverband e.V.

Thema Union SPD Bundnis 90/Die FDP Linke AFD DCV
Griinen

Frauen durch volle tung im vollem Umfang. Die Staffelung des
Anrechnung von Prozentsatzes der Bezugsgrofe ist zu strei-
Kindererziehungs- chen.
zeiten und Pflege-
zeiten bei der Ren- Stellungnahme der BAGFW zum PSG |l
tenversicherung § 44 Leistungen zur sozialen Sicherung der
(73) Pflegepersonen.

Altersarmut/ Solidarrente 10% Grune Garantierente Solidarische Min- | Angemessener

Mindestsiche-
rung

uber Grundsiche-
rung fur langjahrig
Versicherte (35
Beitragsjahre) (34)

— steuerfinanziert
und oberhalb der
Grundsicherung fur
Menschen, die lan-
ge gearbeitet haben,
Kinder erzogen, An-
gehorige gepflegt
haben = Mindestsi-
cherung in der Ren-
te — ohne Bedurftig-
keitsprifung - keine
Anrechnung von pri-
vater und betriebli-
cher Vorsorge - ver-
sicherungsfremde
Leistungen aus
Steuern bezahlen
(198/206)

destrente von 1050
Euro einkommens-
und vermogensge-
pruft— steuerfinan-

ziert (20/21/22)

Aufschlag auf die
Grundsicherung fur
Personen, die ge-
arbeitet haben,
aber durch niedrige
Entlohnung oder
gebrochene Er-
werbsbiographien
geringe Renten
haben (56)

Altersarmut/
Zwangsverren-
tung

Zwangsverrentung abschaffen - Anreize zur Al-
terssicherung fur Geringverdiener schaffen

Sozialpolitische Themen des DCV zur Bundes-
tagswahl 2017

Neue Alterssi-
cherungsrisiken

Selbstandige ohne
Sicherung in die
gesetzliche Ren-
tenversicherung
(36)

Nicht anderweitig
abgesicherte Selb-
standige in gesetzli-
che Rentenversiche-
rung — ebenso Mi-
nijobber, Abgeord-
nete (199)

Versicherung von
Langzeitarbeitslosen
(199)

Pflicht zur Basisab-
sicherung fur Selb-
standige — Freiheit,
Vorsorgeform zu
wahlen (28)

Soloselbstandige
in solidarische
Versicherungsmo-
delle (auch Rente)
(61)

Neben den alten und neuen Selbstandigen ge-
héren z.B. Migranten und Migrantinnen zu den
Personen, die im Alter in besonderer Weise
von neuen Armutsrisiken betroffen sind.

Stellungnahme der BAGFW zum Entwurf der
strategischen Sozialberichterstattung 2016
vom 19.1.2016

Strategische Sozialberichterstattung 2016

Energiearmut

Stromsparcheck und
Energieberatung
sollen Standard
werden — Haushalte
mit kleinem Geld-
beutel dabei unter-
stutzen (52)

Verhinderung von
Energiearmut —
Strom, Gas, Was-
ser und Heizung
durfen nicht abge-
schaltet werden —
preisgunstige So-

Stromanteil im Regelbedarf auf Basis der
durchschnittlichen Kosten der Grundsiche-
rungsempfanger berechnen und ggf. auRerhalb
der jahrlichen Fortschreibung anpassen; Mehr-
bedarfszuschlag erhéhen; kostenfreie Energie-
beratung fur einkommensschwache Haushalte;
Stromsperren vermeiden.
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Klimawohngeld (54)

Gas- und Strom-
sperren einschran-
ken (205)

ckeltarife (87)

Klimawohngeld so
ausgestalten, dass
es bei umsichtigem
Verbrauch Ener-
giearmut verhindert
— Detail siehe
Wohngeld (87)

Position Energiearmut, 25.11.2015
Energiearmut
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2. Gesundheit/Pflege/Teilhabe
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Biindnis 90/Die
Griinen

FDP

Linke

AFD

DCV

Gesundheit

Landlicher Raum

Sicherstellung der
arztlichen und pfle-
gerischen Versor-
gung im landlichen
Raum; Sicherung
der Notfallmedizin,
Forderung ,arztli-
cher Versorgungs-
zentren®; bei der
Studienplatzvergabe
Medizin Interessen
des landlichen
Raums besonders
bertcksichtigen (29)

Verbot Versand-
handel bei Apothe-
ken (40)

Integrierte Bedarfspla-
nung fur die gesamte
medizinische Versor-
gung (Starkung der
Reha und Pravention
im Rahmen dieser
Planung) (31)

Starkung der Hausarz-
te und Starkung der
Kompetenz der Apo-
theker (31)

Wohnortnahe Ge-
sundheitsversorgung
(187)

Grindung lokaler
Gesundheitszentren
zur Verbesserung der
Versorgung im landli-
chen Raum (200)

Neue Versorgungs-
formen im landli-
chen Raum: Patien-
tenbusse, Gemein-
schafts- und Teil-
praxen oder Medizi-
nische Versor-
gungszentren in 6f-
fentlicher Hand (31)

Sicherstellung, dass
sich Arzte auf dem
Land wieder ver-
mehrt niederlassen
(58)

Starkung aufsuchender Reha-
Angebote in der Hauslichkeit starken
insbes. fur altere Menschen; med.
Reha in koordiniertem Netz gesund-
heitlicher Leistungen erbringen; es be-
darf flachendeckender wohnortnaher
Versorgungsstrukturen und Reha-
Angebote im Sozialraum; zur Umset-
zung des Sicherstellungsauftrages re-
gionale Arbeitsgemeinschaften der
Rehatrager nach § 25 SGB IX ver-
pflichtend gestalten;

Stellungnahme des DCV zum Bundes-
teilhabegesetz, Starkung der Teilhabe
und Selbstbestimmung, 2016

DCV BTHG

BAGFW Weiterentwicklung med Reha

Zugang zu Gesundheitsdienstleistun-
gen gewahrleisten; Erweiterung der
Kompetenzen der Pflegefachkrafte;
Verbesserung der Integrations-
Vertrage, Vertrage mit Arztenetzen
nach §87b SGB V; Erprobung von
Tandempraxen aus Medizin und Pfle-
ge; Férderung von Arzt-/Praxisnetzen;
Erweiterung der Zulassungsmaoglich-
keiten fur MVZ; Zulassungsbeschran-
kungen und Ablehnung von Nachbe-
setzungsverfahren; in Uberversorgten
Gebieten finanzielle Anreize fur neue
Versorgungsformen/Vertragsarzte;
wohnortnahe Versorgung als Kriterium
fur Bedarfsplanung; Mdglichkeit der
Kommunen zur Betreibung von MZV

Sicherstellung des Notdienstes Uber
Kooperation mit Krankenhauern; Ein-
satz telemedizinischer Leistungen

DCV Stellungnahme zum GKV-
Versorgungsstrukturgesetz, vom Okto-
ber 2011
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GKV Versorgungsstrukturgesetz

DCV Impulspapier

L<Zukunft auf dem Land®, 15. Oktober
2014

Stadt Land Zukunft

Stellungnahme des DCV, 2015
Starkung Versorqung gesetzliche

Krankenversicherung

Stellungnahme des DCV, 2015
Versorgungsstarkungsgesetz

Stellungnahme des DCV, 2015
E-Health-Gesetz

Pravention

Auflegung eines Pro-
gramms ,,Gesunde
Stadt®, das eng mit
dem Programm ,So-
ziale Stadt” verknupft
werden soll (32) Inhal-
te: Verringerung
Schadstoffbelastung,
bewegungsfreundliche
Umwelt, Sicherstellung
gesundere Ernahrung
in Kitas und Schulen,
Schaffung der notwen-
digen Personalres-
sourcen

Starkung OGD (32)

Starkung der Praven-
tion (201)

Moglichst grofder In-
fektionsschutz in der
Bevolkerung, gerade
auch fur nicht-
Geimpfte (202)

Frihe Beratung,
Hilfs- und Therapie-
angebote fur Kinder,
denen etwas zuge-
stolRen ist (211)

Pravention und Gesundheitsférderung
werden zu Pflichtleitungen der GKV. §
20a SGB V sieht Leistungen zur GF
und Pravention in Settings vor, u.a.
werden auch Kitas explizit genannt. Al-
lerdings sollten die konkreten MalR3-
nahmen in den Settings partizipativ
entwickelt werden Settings sollten
selbst gesundheitsforderlich gestaltet
werden.

Praventionsgesetz bezieht nur Sozial-
versicherungstrager mit ein. DCV be-
mangelt, dass die Offentliche Hand auf
Bundes-, Landes- und Ortsebene nicht
einbezogen und finanziell beteiligt wird,
dadurch unzureichende Reichweite
des Gesetzes. Auch sektorenlbergrei-
fende Zugange (Umweltpolitik, Ver-
kehrspolitik) dadurch nicht behandelt.

Stellungnahme des DCV, 2015
Praventionsgesetz

EinfUhrung eines praventiven Hausbe-
suchs fur hilfebedurftige altere Men-
schen ab 75 Jahren

Anderung der Beratungspflichten der
Eltern Uber den Impfschutz in § 34 In-
fektionsschutzgesetz, allerdings nur
bei Erstaufnahme in die Kita. DCV be-
grufdt, dass die Empfehlungen der
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Standigen Impfkommission des RKI
gewahrleistet werden sollen. Nachweis
Uber erfolgte Impfberatung wird eben-
falls unterstutzt. Weitergabe von Infor-
mationen Uber den nicht erfolgten
Nachweis der Impfberatung der Eltern
an den Offentlichen Gesundheitsdienst
wird aus datenschutzrechtlichen Grun-
den abgelehnt.

BAGFW-Stellungnahme Gesetz zur
Modernisierung der epidemiologischen
Uberwachung tibertragbarer Krankhei-
ten; EpiMod

Modernisierung epidemiologische
Uberwachung tbertragbarer Krankhei-
ten

Finanzierung/
GKV/PKV

Ablehnung der Bir-
gerversicherung
(39)

Ziel bleibt die Schaf-
fung fairer Wettbe-
werbsbedingungen
fur die Krankenkas-
sen (41)

EinfUhrung der Bur-
gerversicherung, die
allen bislang gesetzlich
Versicherten offen
steht (Aufnahme auch
der Beamten, wenn
Arbeitgeber Beitrag
zahlen oder Anteil der
Behandlungskosten
aus der Beihilfe Uber-
nehmen; Wahlrecht
der Privatversicherten;
einkommensabhangi-
ge Beitragsbemessung
fur Selbstandige),
Wiedereinfuhrung der
paritatischen Finanzie-
rung/Abschaffung Zu-
satzbeitrag (30,38);
Entlastung durch Pari-
tat um 5 Mrd. Euro);
Beitragsentlastung fur
AN in der Zone 451-
1300 Euro Verdienst
bei vollem Ausgleich in
Bezug auf die Leistun-
gen (Rente, Gesund-
heit, Pflege, Arbeitslo-
sigkeit) (39)
Einheitliche Honora-
rordnung fur Leistun-

Blrgerversicherung
statt Zwei-Klassen-
Medizin (173): alle
Bargerinnen, auch
Beamte und Selb-
standige, werden in-
tegriert; Beitrage auf
Aktiengewinne und
KapitaleinkUnfte; pari-
tatische Finanzie-
rung; Abschaffung
des Zusatzbeitrags;
Arzthonorare sind fur
gesetzlich und privat
Versicherte gleich
(201); alle Kranken-
versicherungen bie-
ten kunftig das Glei-
che an und konkurrie-
ren uber die Hohe
des Beitrags, den
Service, das zusatzli-
che Leistungsange-
bot und vor allem die
Qualitat (207)

Selbstandigen bei
Beitragsruckstanden
helfen (199), deutli-
che Entlastung der
Selbstandigen bei

Klare Absage an
Blrgerversicherung
(45); Starkung des
Wettbewerbs zwi-
schen den Kranken-
kassen und starke
PKV

Jedoch: grundsatzli-
che Wahlfreiheit aller
Blrger zwischen PKV
und GKV; Vereinfa-
chung des Wechsels
zwischen GKV und
PKV; PKV muss ver-
pflichtet werden, je-
den Antragsteller im
Basistarif zu versi-
chern; Altersrickstel-
lungen mussen beim
Versicherungswech-
sel innerhalb der PKV
mitgenommen wer-
den konnen, Ruck-
kehr von PKV in GKV
soll moglich sein (45,
46)

Abschaffung der
Budgetierung im Ge-
sundheitswesen, da

Zuruckdrangung
des Wettbewerbs
zwischen und inner-
halb der Kranken-
kassen, der Arzte,
KH und Apotheken
(33)

Schaffung einer So-
lidarischen Gesund-
heitsversicherung

(8)

Solo-Selbstandigen-
Versicherung in der
GKV: Ab einem Be-
trag von 450 Euro
soll sich der Betrag
nach tatsachlichem
Einkommen richten
(15)

Wiederherstellung
der paritatischen Fi-
nanzierung als ers-
ten Schritt; alle Ver-
sicherten werden
Mitglied in der GKV,
auch die Beamten;
Abschaffung der
privaten Vollversi-

Paritatische Finan-
zierung (56)

Kostenbewusstsein
und Eigenverant-

wortlichkeit der Pa-
tienten starken (59)

Finanzierung des
Gesundheitssys-
tems ist durch die
von den Kassen zu
tragenden Kosten
fur Migranten,
Flichtlinge und
Asylbewerber in Ge-
fahr , aus dem Ru-
der zu laufen (58)

Ubergang zu einem einheitlichen Ver-
sicherungssystem in der Kranken- und
Pflegeversicherung mit Versicherungs-
pflicht fur die gesamte Bevolkerung:
Sowohl gesetzliche als auch private
Kassen konkurrieren unter einheitli-
chen Wettbewerbsbedingungen ohne
Ressourcenentzug aus Versorgungs-
bereichen. Bis zur Einflhrung eines
einheitlichen Versicherungssystems
Risikostrukturausgleich zwischen ge-
setzlicher und privater Pflegeversiche-
rung.

Heranziehung weiterer Einkommensar-
ten zur Beitragsbemessung auf Basis
des steuerlichen Einkommensbegriffs

Anhebung der Beitragsbemessungs-
grenze bis auf das Niveau der GRV

Offenheit fur einkommensabhangige
Beitrage oder pauschale Beitragserhe-
bung mit wirklichem Sozialausgleich.

Verbesserung der Nachhaltigkeit des
Pflegevorsorgefonds

Systemgerechte Finanzierung und Dy-
namisierung der Leistungen in der so-
zialen Pflegeversicherung.
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gen fur gesetzlich und
privat Versicherte (30)

den Beitragen in die
Kranken- und Pflege-
versicherung (206)

sie zur Unterfinanzie-
rung und Ausblutung
der Versorgung im
landlichen Raum und
sozialen Brennpunk-
ten gefuhrt hat (46)

Kostentransparenz
der Leistungen fur die
Blrger; dazu Schaf-
fung einer freien
Wahl zwischen den
verschiedenen Tari-
fen und Selbstbeteili-
gungen; bessere In-
formationsangebote
zum Selbstmanage-
ment dabei klare Har-
tefall- und Uberforde-
rungsregelungen,
damit die Kosten fur
Gesundheit nieman-
den Uberlasten (47)

Versicherungsfremde
Leistungen aus Bun-
deszuschlssen muss
es fur alle Versicher-
ten (46)

Schuldenbremse 2.0.
fur alle Sozialversi-
cherungen im GG
verankern: versiche-
rungsfremde Leistun-
gen sollen kunftig
vollstandig aus dem
Bundeshaushalt und
nicht mehr aus der
SV bezahlt werden
(76)

Reformbedarf wird
sowohl in der GKV
als auch in der PKV
gesehen (46)

Verteilungsmecha-
nismus des Gesund-

cherung; Einnah-
men werden auch
aus anderen Ein-
kommensarten ge-
neriert; Abschaffung
der Beitragsbemes-
sungsgrenze;
dadurch Absenkung
des Beitragssatzes
von derzeit 15,7
Prozent durch-
schnittlich auf unter
12 Prozent (29)

Quelle: neue caritas 3/2016; Impulspa-
pier Gesundheit und Pflege im demo-
grafischen Wandel

Gesundheit und Pflege

Die paritatische Finanzierung sollte
wieder gestarkt werden, indem diese
auch auf den Zusatzbeitrag angewen-
det wird. Der von den AG zu finanzie-
rende Zusatzbeitrag sollte sich an der
Halfte des durchschnittlichen Zusatz-
beitrags nach § 242 a SGB V orientie-
ren.

Quelle: neue caritas 18/2016; Paritati-
sche Finanzierung der Beitrage der
gesetzlichen Krankenversicherung

Paritatische Finanzierung Beitrage ge-
setzliche KV

Aufhebung des AsylbLG und Uberfiih-
rung in die Blcher SGB Il und SGB XIlI

Stellungnahme zum Entwurf eines Drit-
ten Gesetzes zur Anderung des
AsylbLG, 10/2016

Ermittlung Regelbedarfe
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heitsfonds Uberpru-
fen, vor allem mit
Blick auf den morbidi-
tatsorientierten Risi-
kostrukturausgleich,
der manipulationssi-
cher ausgestaltet
werden soll (46)

Zuzahlungen

Entlastung chronisch
kranker Menschen von
Zuzahlungen (30)

Verbesserung der
Leistungen fur Zahner-
satz und Sehhilfen (30)

Zuzahlungen sollen
entfallen (203)

Vollstandige Ab-
schaffung der Zu-
zahlungen, z.B. fur
Brille und Zahner-
satz, Arzneimittel,
im Krankenhaus
oder bei Physiothe-
rapie (8, 28)

Zuzahlungen und
Fahrtkosten fur be-
durftige Familien mit
Kindern und wer-
dende Eltern soll bei
medizinisch erfor-
derlichen Arztbesu-
chen der Staat
Ubernehmen (38)

Bessere Aufklarung und unburokrati-
schere Ausgestaltung der Belastungs-
regelung, bestimmte Hartefalle (Woh-
nungslose, Behinderte, ALG II) kurz-
fristig von Zuzahlungen befreien, DCV-
Projekt ,Soziale Gesundheit fur alle®
2011-2013

Abschaffung des allein von den Versi-
cherten zu tragenden Beitragssatzan-
teils von 0,9 %.

Arztlich verordnete medizinisch not-
wendige Arzneimittel sollen fur be-
stimmte Hartefalle (Wohnungslose,
Behinderte, ALG Il) von der Kasse
ubernommen werden;

DCV-Projekt ,Soziale Gesundheit fur
alle” 2011-2013

Kostentbernahme fur Sehhilfen fir
Hartz-IV-Empfanger durch die GKV

Stellungnahme des DCV zum Blut- und
Gewebegesetz, 2017
Blut- und Gewebegesetz

Sektoreniiber-
greifende Ver-
sorgung

Starkere Verzah-
nung von gesund-
heitlicher und pfle-
gerischer Versor-
gung (,Mann-
schaftsleistung®),
insbes. bei chro-
nisch kranken,
schwerkranken Kin
dern und psychisch
Kranken (39/40)

Vernetzte Angebote flr
Pflege, Gesundheit,
haushaltsnahe Dienst-
leistungen (legal und
bezahlbar) als ge-
meinsame Aufgabe
von Bund, Landern,
Kommunen und Sozi-
alversicherungen (9)

Gemeinsame Pla-
nung der ambulanten
und stationaren Leis-
tungen; Aufhebung
der Versaulung (201)

Verbindlichere Ko-
operation zwischen
Gesundheitswesen
und Jugendhilfe
durch gesicherte Fi-
nanzierung und Qua-
litdtsvorgaben (211)

Siehe Ausfuhrungen zu Innovati-
on/Innovationsfonds

Schlie3ung von Versorgungslucken
zwischen medizinischer und pflegeri-
scher Versorgung nach Krankenhaus-
aufenthalt durch Verpflichtung der
Kranken- und Pflegekasse zur Ge-
nehmigung von Leistungen im Rahmen
des Entlassmanagements

Stellungnahme des DCV zum Versor-
gungsstrukturgesetz GKV-VSTG, 2011
Versorgungsstrukturgesetz
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Stellungnahme des DCV zum Versor-
gungsstarkungsgesetz GKV-VSG,
2015
Versorgungsstarkungsgesetz
Krankenhauser Kosten fur Notfall- Notfallversorgung star- | Notfallversorgung re- | Notfallversorgung fla- | Abbau von Perso- Notfallambulanzen | Abschluss von Kooperationsvertragen

versorgung und
Krankenhaushygie-
ne sichern; voller
Ausgleich der Tarif-
steigerungen bei der
Krankenhausvergu-
tung (40)

ken (31)

Mehr Investitionen fur
Krankenhauser, da
Licke nicht allein von
den Landern ge-
schlossen werden
kann (31)

Mehr und besser be-
zahltes Pflegepersonal
in Krankenhausern
(31)

formieren (203)

Finanzierungsprob-
leme der Kranken-
hauser beseitigen
durch Verteilung der
Investitionskosten
zwischen Landern
und Krankenkassen;
Unikliniken bendtigen
aufgrund ihrer spezia-
lisierten Patienten-
versorgung eine soli-
dere Vergutung (203)

chendeckend erhal-
ten (47)

Investitionsstau auf-
heben durch Zu-
schisse des Bundes
an die Lander (47)

Dauerhafte Einfuh-
rung des Instruments
der Qualitatsvertrage
und Aufhebung der
Beschrankungen auf
bestimmte Indikatio-
nen (45)

Profil- und Zentren-
bildung bei den Kran-
kenhausern (46)

Fehlanreize bei den
DRGs beseitigen: Er-
gebnisqualitat und
Innovation besser
honorieren (47)

naleinsparung und
Outsourcing (30)

Beteiligung des
Bundes an Investiti-
onskosten in Hohe
von 2,5 Mrd. jahr-
lich, Finanzierung
des Landeranteils in
gleicher Hohe Uber
die Vermogens-
steuer (30)

Abschaffung der
Fallpauschalen, die
Fehlanreize erzeu-
gen; statt dessen
Finanzierung an-
hand des notwendi-
gen Bedarfs (30)

Gesetzliche Perso-
nalbemessung bei
Pflegekraften, um
10.000 Pflegefach-
krafte mehr einstel-
len zu kénnen (30)

Privatisierte  Kran-
kenhauser mussen
in nicht-
profitorientierte

Hauser  zurlckge-
fuhrt werden; Stopp
einer weiteren Pri-
vatisierung (30)

der Krankenhauser
durch Portal-Praxen
entlasten (59)

Abbau des Investiti-
onsstaus in den
Krankenhausern
zum Erhalt auch der
kommunalen Kran-
kenhauser (59)

Tarifliche Entgelt-
steigerungen mus-
sen in den Kran-
kenhausentgelten
abgebildet werden
(58)

zw. Kassenarztlicher Vereinigung und
KH zur Notfallversorgung greift zu
kurz; KH bendtigen zusatzliches Per-
sonal. Finanzierung der Notdienste
kann nicht dber EBM (Einheitlicher
Bewertungsmalstab) erfolgen.

Stellungnahme des DCV, 2015,
Versorgungsstarkungsgesetz (GKV-
VSG) v. 17.03.2015

Kliniken stehen fur eine flachende-
ckende Notfallversorgung — aber nicht
auf eigene Kosten. Vorhaltekosten
mussen berucksichtigt werden.
Sektorenubergreifendes eigenes
Budget fur die ambulante Notfallver-
sorgung zur Verfuagung stellen.

Mangelnde Investitionsmittel setzten
dem Fortschritt entgegen. Hohere In-
vestitionsmittel fur die baulich-
raumliche und technische, speziell digi-
tale Infrastruktur zur Verfigung stellen.
Sonderprogramm fur Digitalisierung im
KH. Verlassliche und auskdmmliche
Investitionsfinanzierung.

Der Bund muss die Lander in dieser
Hin-sicht ggf. durch geeignete Mal3-
nahmen unterstutzen.

KH-Versorgung ist Teil der sozialen
Daseinsvorsorge und nicht nur markt-
wirtschaftsorientiert. Daher starkere
Gemeinwohlorientierung und Aufrecht-
erhaltung der Tragervielfalt.

s. zu den anderen Punkten auch die
Stellungnahme des CKiD, 2015
Kath. und Evang. Krankenhaus-
verband zum KSHG 09/2015

Fachkraftemangel beheben. Gesetzli-
che Personalvorgaben fuhren nicht zu
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mehr oder besser qualifiziertem Per-
sonal.
CKiD Stellungnahme S.37

Refinanzierung der Tarifsteigerungen
fur eine ausreichende Personalausstat-
tung

CKiD Positionen 2017

Kath. und Evang. Krankenhausver-
band

Prioritaten der Gesundheitspolitik: Pa-
tienten, Personal, Gemeinwohl
Positionen zur Bundestagswahl

Arbeitsbedin-
gungen im Ge-
sundheitswesen
Personalausstat-
tung (betrifft so-
wohl Alten- als
auch Kranken-

pflege)

Arbeitsbedingungen
der Pflege, sowohl
im Krankenhaus als
in der Altenpflege,
verbessern, bessere
Personalausstattung
(40)

Sofortprogramm flr
mehr Personal in der
Altenpflege (31)

Vorschlage zur Star-
kung der Attraktivitat
des Pflegeberufs erar-
beiten; aktuelle Ar-
beitsbedingungen von
Pflegehilfs- und Fach-
kraften diskutieren
(31); Pflegeberufege-
setz als gute Grundla-
ge (31)

Soziale Berufe in Ge-
sundheit, Pflege, Be-
treuung (und Erzie-

hung) aufwerten (63)

Verbindliche Perso-
nalbemessung in der
Pflege, auch in der
Altenpflege (202)

Gleiche Entlohnung
in den sozialen Beru-
fen von Pflege und
Erziehung (129): Ta-
rifvertrag ,Soziale
Dienste“ (130)

Familienfreundliche
Arbeitszeitmodelle
(48)

Sofortprogramm flr
mehr Personal in
der Altenpflege
durch Auflésung des
Pflegevorsorge-
fonds und Umwand-
lung in einen Pfle-
gepersonalfonds
(35)

Arbeitsbedingungen
fur Pflegekrafte ver-
bessern und gute
Bezahlung sichern
(34)

Fachkraftquote von
50 Prozent in der Al-
tenpflege soll bun-
desweit verbindlich
umgesetzt und kon-
trolliert werden
(35/36)

Pflegenotstand im
Krankenhaus ent-
gegenwirken durch
Mindestperso-
nalschlussel fur die
Pflege (58)

Personalschlissel in der Pflege an den
Bedarf anpassen und die Erfordernisse
des neuen Pflegebedurftigkeitsbegriffs
umsetzen. Bis zur Umsetzung der ge-
setzlich geforderten Anpassung der
Personalschlussel 2020 sind Zwi-
schenschritte zur Verbesserung der
Personalsituation in der Altenpflege er-
forderlich. Die bundesweit hdchsten
Personalschlussel sollten als Mindest-
malistab gelten.

BAGFW-Forderungspapier Altenhilfe
und Betreuung;

Erwartungen an die Bundespolitik in
der 19. Legislaturperiode;

Altenhilfe

Den Fachkraftemangel bekampfen
durch bessere Bezahlung der Pflege-
berufe und Verbesserung der Arbeits-
bedingungen. Pflegekrafte mussen in
der Pflegeeinrichtung wie im Kranken-
haus mehr Zeit fur die Zuwendung zum
Menschen erhalten. Die Mdglichkeiten
technischer Hilfsmittel (AAL) mussen
ausgeschopft werden.

Stellungnahme des DCV, 2017 S. 9
Sozialpolitische Themen des DCV zur
Bundestagswahl 2017

Der Rechtsanspruch auf Assistenz im
Krankenhaus soll nicht nur fur Men-
schen mit Behinderung gelten, die ihre
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Assistenz durch eine Pflegekraft im so
genannten Arbeitgebermodell sicher-
stellen. Im Sinne der Gleichbehand-
lung muss diese Leistung auch denje-
nigen Menschen mit Behinderungen
zur Verfugung stehen, die ihre Assis-
tenz nicht durch eine Pflegekraft im
Arbeitgebermodell in Anspruch neh-
men oder die ihren Lebensmittelpunkt
in einer Einrichtung der Behindertenhil-
fei. S. des § 71 Abs. 4 SGB Xl haben.

DCV-Stellungnahme: Gesundheitliche
Versorgung von Menschen mit Behin-
derung menschenrechtskonform ge-
stalten, 29.04.2015

gesundheitliche Versorgung Menschen
mit Behinderung

Fur gute Versorgung braucht das KH
gut qualifiziertes Personal.
Gesetzgeberische Initiativen zur Siche-
rung des Patientenschutzes, der Ver-
sorgungsqualitat und MaRnahmen zur
Verbesserung der Arbeitsbedingungen
des Pflegepersonals sind dazu not-
wendig. Die Festsetzung von Perso-
naluntergrenzen ohne Refinanzierung
greift hier zu kurz.

Stellungnahme der CKiD 2017: Perso-
naluntergrenzen in pflegesensitiven
Krankenhausbereichen
Personaluntergrenzen

Ausbildungen
Therapeutenbe-
rufe

Abschaffung des
Schulgelds (Physio-,
Ergotherapeuten,
Logopaden)

Kostenlose Ausbil-
dung in allen Ge-
sundheitsberufen
(202)

Reform der Psycho-
therapeutenausbil-
dung, auch um an-
gemessene Ausbil-
dungsvergutung zu
ermdglichen (202)

Gebuhrenfreie Aus-
bildung in den Heil-
berufen (31)

Gebuhrenfreies
Psychotherapeuten-
studi

um, das die psycho-
logischen und die
Kinder- und Ju-
gendpsychothera-
peuten zusammen
ausbildet (31)

Anderung der Psychotherapierichtlinie
wird begruf3t (Sprechstunden, Krisenin-
tervention, Information durch GKV).
Aber: Gesetz unzureichend bezgl.
Uber-/ Unterversorgung, Verkniipfung
Therapie mit anderen Versorgungsbe-
reichen, Ausrichtung an Bedarfen so-
zial benachteiligter Patienten = inte-
grierte Konzepte und andere Richtli-
nien-Methoden notwendig

Stellungnahme des DCV, 2015
Versorgungsstarkungsgesetz
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Sicherung der Ver- Aufhebung der Begrenzung von lang-
sorgung mit Heilmit- fristig notwendigen Verordnungen uber
telerbringern (32) Heilmittel auf die Dauer von 12 Wo-
chen
DCV-Stellungnahme: Gesundheitliche
Versorgung von Menschen mit Behin-
derung menschenrechtskonform ge-
stalten, 29.04.2015
gesundheitliche Versorgung Menschen
mit Behinderung
Hebammen Sicherung der Ge- Hebammen: Beruf Hebammen: Ent- Hebammen: Unter- Sicherung der Ver- | Finanzielle Entlas- Bessere Entlohnung der Hebammen,
burtshilfe, Geburts- | starken, Bezahlung at- | scheidungsfreiheit stutzung der Beleg- sorgung mit Heb- tung der freiberufli- | Sicherstellung des Angebots gerade
vorsorge und — traktiver machen (31) | Uber Ort der Entbin- | und freien Hebam- ammen im landli- chen Hebammen auch fur benachteiligte schwangere
nachsorge (29) dung; Verbesserung | men als tragende chen Raum; Haft- z.B. durch Quersub- | Frauen;
der Haftpflicht und Saule der Gesund- pflichtversicherun- ventionierung bei Maflnahmen zur Starkung der Ge-
Bezahlung (133); heitsversorgung; freie | gen der Hebammen | Haftpflichtversiche- | burtshilfe in den Krankenhausern -
ausreichende Perso- | Wahl der Gebaren- und Entbindungs- rungen (61) Versorgungssituation ist in vielen ge-
nalbesetzung bei den zwischen Klinik pfleger durch Ein- rade landlichen Regionen nicht sicher
Hebammen und Ent- | und Geburtshaus (47) | richtung eines 6f- gestellt: Krankenhauser schlieen ge-
bindungspflegern fentlichen Haftungs- burtshilfliche Abteilungen oder sind
(202); bessere Vergu- fonds grundlegend ausgelastet/Uberlastet und weisen
tung fur angestellte sichern (32) Frauen zur Geburt hin ab.
und freiberufliche
Hebammen und Ent- Jahresbericht der Katholischen
bindungspfleger; Schwangerschaftsberatung, 2014
dauerhafte Losungen JahresberichtSchwangerschaft
fur Haftpflichtpramien
bei den freiberufli-
chen Hebammen
durch Einfuhrung ei-
ner gesetzlichen
Haftpflichtversiche-
rung (202)
Psychische Unterstitzung von Anti-Stress- Flexirentengesetz: berufsbezogene
Erkrankungen Menschen in psychi- Verordnung gegen Gesundheitsuntersuchung (freiwillig)

schen Krisen und
Starkung der Praven-
tion (202)

psychische Erkran-
kungen und Burn-
Out (16)

Arbeitsschutzver-
ordnung zu psychi-
schen Gefahrdun-

ab 45 Jahre wird vom DCV begruft.
Reha-Trager sollen dies im Rahmen
der Nationalen Praventionsstrategie
als Modellprojekt erproben.

Siehe Ausfuhrungen zur Psychothera-
peutischen Versorgung, u.a. Aufgabe

27



https://www.bundestag.de/blob/373402/933093ca443599197df148b2b217ba54/deutscher-caritasverband-e--v--data.pdf
https://www.bundestag.de/blob/373402/933093ca443599197df148b2b217ba54/deutscher-caritasverband-e--v--data.pdf
https://www.caritas.de/cms/contents/caritas.de/medien/dokumente/fachthemen/familie/jahresbericht-kathol/jahresbericht_schwangerschaft_2014.pdf?d=a&f=pdf

Deutscher
Caritasverband e.V.

Thema

Union

SPD

Biindnis 90/Die
Griinen

FDP

Linke

AFD

DCV

gen am Arbeitsplatz
(16)

Gewaltfreie Psychi-
atrie (31)

Zugang psychisch
kranker Menschen
zu offentlich gefor-
derter Beschafti-

gung (31)

der Krisenintervention der Psychothe-
rapeutischen Praxen

Versorgung, Ver-
sorgungsdefizite
und neue Ver-

sorgungsformen

Gleichmaligere
Verteilung der Arzt-
sitze (31)

Polikliniken als
Ruckgrat der ambu-
lanten Versorgung
(mittelfristig) (31)

Bedarfsgerechter
Ausbau der psycho-
therapeutischen
Versorgung (31)

Ambulante Versor-
gung durch Haus-
arztsystem optimie-
ren; Vermeidung
von Doppeluntersu-
chungen (59)

DCV begrufit, dass Kann-Regelung zur
Soll-Regelung wird: Zulassungsaus-
schuss kann bei Uberversorgung
Nachbesetzungsverfahren ablehnen.
DCV fordert regionale Differenzierung
der Bedarfsplanungsrichtlinie und Vor-
kaufsrecht der Kassenarztlichen Verei-
nigung zum Ankauf von Praxen Uber
uberversorgten Gebieten; bei 200 %
Versorgung als Muss-Regelung.

Stellungnahme des DCV, 2015
Starkung Versorgung gesetzliche KV

Stellungnahme des DCV, 2015
Versorgungsstarkungsgesetz

Die Versorgung mit Hilfsmitteln zum
mittelbaren Behinderungsausgleich ist
derzeit defizitar, denn die GKV stuft
die Grundbedurfnisse an taglicher Ak-
tivitat bei Menschen mit Schwerst- und
Mehrfachbehinderungen als zu niedrig
ein. Auch solche Hilfsmittel mussen die
volle Teilhabe am Leben in der Gesell-
schaft und nicht nur die Deckung des
physischen Existenzminimums ge-
wahrleisten. Barrierefreiheit soll ein
zentrales Kriterium fur die Praqualifi-
zierung bei der Hilfsmittelerbringung
werden.

DCV-Stellungnahme: Gesundheitliche
Versorgung von Menschen mit Behin-
derung menschenrechtskonform ge-
stalten, 29.04.2015

gesundheitliche Versorgung Menschen
mit Behinderung
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Anderung der Psychotherapierichtlinie
wird begruf3t (Sprechstunden, Krisenin-
tervention, Information durch GKV).
Aber: Gesetz unzureichend bezgl.
Uber-/ Unterversorgung, Verknipfung
Therapie mit anderen Versorgungsbe-
reichen, Ausrichtung an Bedarfen so-
zial benachteiligter Patienten = inte-
grierte Konzepte notwendig.

DCV fordert Anderung der Bedarfs-
feststellung von Psychotherapeut. Pra-
xen.

Stellungnahme des DCV, 2015
Versorgungsstarkungsgesetz

Integrierte Ver-
sorgung/
Selektivvertrage/
Vertragswesen

Bei integrierten und
rein ambulanten Ver-
tragen der besonde-
ren Versorgung soll
auf den Nachweis der
Wirtschaftlichkeit ver-
zichtet werden, wenn
eine besondere Qua-
litat der Versorgung
erreicht wird (45)

Abschaffung von
Rabattvertragen,
Kassen-
Ausschreibungen
und vielen Selektiv-
vertragen (33)

Vertrage zur Spezialisierten ambulan-
ten Palliativversorgung (SAPV) sollen
aus der Selektivvertragsregelung in ei-
nen Kontrahierungszwang uberfuhrt
werden, um die flachendeckende Ver-
sorgung sicherzustellen.

Stellungnahme von DCV und Diakonie
zum Hospiz- und Palliativgesetz, 2015
Hospiz- und Palliativgesetz

Der DCV bewertet Selektivertrage als
sinnvoll fur die Erprobung innovativer
und neuer Leistungen. Er spricht sich
aber gegen die Verschiebung von Re-
gelleistungen in die Satzungsleistun-
gen aus.

Stellungnahme des DCV zum Versor-
gungsstarkungsgesetz, 2015
Versorgungsstarkungsgesetz

Asymmetrie in Vertragsverhaltnis med.
Reha auflésen: Verpflichtung zum Ab-
schluss Rahmenvertrage Rehatrager-
Leistungserbringer nach § 21 SGB IX
bzw. neu § 38 SGB IX; Schiedsstelle
auch in SGB IX bzw. SGB VI; Rege-
lungsbereich der Schiedsstelle erwei-
tern auf alle Vertragsinhalte

Stellungnahme des DCV zum BTHG,
2016, S. 22
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BAGFW Weiterentwicklung Med Reha

Stellungnahme des DCV, 2017
Vergaberecht medizinische Rehabilita-
tion

Innovationen

Innovationsfonds:
Ziel der Weiterent-
wicklung der Regel-
versorgung durch
bessere Verzah-
nung der Arzte, KH
und der unter-
schiedlichen Fach-
arzte und Berufs-

gruppen (41)

Innovationsfonds wird in seiner Aus-
richtung auf Férderung sektorentber-
greifender Versorgung begrufdt. Aber:
nicht nur ambulante/stationare Versor-
gung / allgemein- und facharztliche
Versorgung, sondern auch Reha und
Pravention mit aufnehmen.

Stellungnahme des DCV zum Gesetz-
entwurf eines Gesetzes zur Starkung
der Versorgung in der gesetzlichen
Krankenversicherung, 2015
Versorgungsstarkungsgesetz

Digitalisierung/
E-Health
E-Care

Nutzung der Mog-
lichkeiten der Digita-
lisierung im Ge-
sundheitswesen: E-
Healthgesetz als
erster Schritt (Da-
tenschutz, Weiter-
gabe von Gesund-
heitsinformationen
an den Arzt) (41)

Durch Einsatz von
Telemedizin medizi-
nische Versorgung
von Menschen ein-
facher und wohnor-
tunabhangiger ma-
chen (55)

Beschleunigung des
Ausbaus in allen Be-
reichen (elektronische
Patientenakte, Tele-
medizin (31)

Gesundheitsdaten
digital schutzen (160)

Datenschutz vor al-
lem flr chronisch
Kranke; alle Versi-
cherten sollen An-
spruch auf elektroni-
sche Patientenakte
haben (203)

Drohnen fur Ret-
tungseinsatze nutzen
(22)

Potenziale der Digita-
lisierung durch E-
Health nutzen: Ziel
des Burokratieab-
baus, Entschlackung
von Diagnostik, Do-
kumentation und Ab-
stimmungsprozessen
und Erweiterung der
Forschungsmaglich-
keiten zur Bekamp-

fung von Krankheiten;

Datenschutz ist wich-
tig: Patienten be-
stimmen Uber ihre
Daten (84)

Ablehnung der
Schaffung einer
zentralen Daten-
bank zur Speiche-
rung sensibler Ge-
sundheitsdaten auf
der elektronischen
Gesundheitskarte;
lediglich Speiche-
rung Notfalldaten-
satz einschlielYlich
Medikamentenplan
und Patientenverfi-
gung direkt auf der
Karte; fur die Spei-
cherung weiterer
Gesundheitsdaten
soll ein elektroni-
scher Gesundheits-
pass geschaffen
werden, der die Da-
ten nicht zentral,
sondern auf dem
Medium speichert,
sofern vom Versi-
cherten gewlnscht
(60)

Ausbau telemedizinischer Versorgung
insbesondere in unterversorgten Ge-
bieten forderungswurdig

Stellungnahme des DCV zum Entwurf
eines Gesetzes zur Starkung der Ver-
sorgung in der gesetzlichen Kranken-
versicherung, 2015
Versorgungsstarkungsgesetz

Im elektronischen Arzt- und Entlas-
sungsbrief sind zusatzlich zu den arzt-
lichen Diagnosen jeweils pflegerele-
vante Diagnosen zu erganzen.

Nicht nur die Arzte, sondern auch die
Apotheken sollen den elektronischen
Medikationsplan erstellen kdnnen.

Pflegekrafte sollen Schreibrechte in
der elektronischen Patientenakte sowie
im elektronischen Medikationsplan er-
halten.

Hohe Anforderungen an Datenerstel-
lung, -speicherung, -verwaltung;
schriftliche Einwilligung des Patienten;
erweiterte Nutzung eGK an individuelle
Zustimmung durch Patienten gebun-
den; jederzeit Zugriff von Patienten auf
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ihre Daten; Telematikinfrastruktur ist
fur alle Gesundheitsberufe zu 6ffnen.
Bedarfe der Pflege bei E-Health be-
rucksichtigen (E-Care).

Stellungnahme des DCV zum Gesetz-
entwurf eines Gesetzes fur sichere di-
gitale Kommunikation und Anwendun-
gen im Gesundheitswesen, 2015
E-Health-Gesetz

Hospiz- und Pal-
liativversorgung

Weiterer Ausbau
von Hospiz- und
Palliativversorgung
(42)

Ausbau und Verbes-
serung der Hospiz-
und Palliativversor-
gung (204)

Weiterer Ausbau der
Palliativmedizin und
des Hospizwesens,
vor allem in den Kilini-
ken, Alten- und Pfle-
geheimen sowie im
hauslichen Umfeld
(48/49)

Pflegeheime sollen
einen Palliativauf-
schlag erhalten, um
zur besseren Perso-
nal- und Finanzie-
rungssituation in den
Hospizen aufzu-
schlie3en (49)

Flachendeckender
Ausbau der SAPV;
Telemedizin aus-
bauen (49)

Ausbau Hospiz- und Palliativversor-
gung u.a. SAPV

Verbesserung der Hospiz- und Pallia-
tivversorgung in stationaren Pflegeein-
richtungen durch Verbesserung der
Personalschlissel und der Finanzie-
rung

Finanzielle Verantwortung fur die Ver-
besserung der Palliativversorgung und
die Forderung einer hospizlichen Kultur
in der stationaren Pflege in der gesetz-
lichen Krankenversicherung verorten

Vertrage zur Spezialisierten ambulan-
ten Palliativversorgung sollen aus der
Selektivvertragsregelung in einen Kon-
trahierungszwang tberfihrt werden um
die flachendeckende Versorgung si-
cherzustellen.

Stellungnahme DCV und Diakonie zum
Hospiz- und Palliativgesetz, 2015
Hospiz und Palliativgesetz

Starkerer Einbezug der KH im Bereich
der allgemeinen Palliativversorgung.
Palliativ-Forderprogramm fur den Aus-
bau von Palliativdiensten im Kranken-
haus und flachendeckender Palliativ-
versorgung in allen KH.

Stellungnahme CKiD
Hospiz und Palliativgesetz

Sterbehilfe

Abschaffung des §
217 StGB, da Straf-

Alle Angebote zur Suizidassistenz sind
abzulehnen.
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androhung fur Beihil-
fe zur Selbsttotung
eine Grauzone fur die
Palliativmediziner
schafft (49)

Bundeseinheitliche
Regulierung, unter
welchen Umstanden
arztliche Assistenz
bei der Selbsttétung
straffrei ist (49)

Pressemitteilung des DCV, 2016
Suizidassistenz

Angebote der Suizidassistenz — sei es
durch Arzte, Vereine oder Einzelper-
sonen — lehnen die Kirchen ab.

Gemeinsame Stellungnahme des
Kommissariats der deutschen Bischofe
und des Bevollmachtigten des Rates
der EKD zu Gesetzentwurfen zur Hilfe
zur Selbsttotung, 2015

Hilfe zur Selbsttétung

Gesundheitswirt-
schaft

Gesundheitswirt-
schaft: Starkung des
Sektors (42)

Internationale
Gesundheitspoli-
tik

Starkung in interna-
tionalen Gesund-
heitskrisen (42)

Globale Fonds gegen
AIDS, TB und Malaria
mit ausreichend Haus-
haltsmitteln ausstatten
(88); Basiskranken-
schutz, bezahlbare
Medikamente und dis-
kriminierungsfreier Zu-
gang vor allem flr
Frauen und Mutter (88)

Gesundheit muss als zentrale Voraus-
setzung sozialer und wirtschaftlicher
Entwicklung begriffen werden und ihrer
Bedeutung angemessen in entwick-
lungspolitischen Konzepten und ent-
wicklungspolitischem Handeln berick-
sichtigt werden.

Die Forderung von Gesundheitssyste-
men unter nationaler Verantwortung
und demokratischer Kontrolle als wich-
tigen Bestandteil internationaler und
multilateraler Entwicklungszusammen-
arbeit muss gestarkt werden.

Das Thema Gesundheit muss in die in-
ternationalen Klimaverhandlungen ein-
bezogen und ihre Finanzierungsme-
chanismen mussen dementsprechend
ausgestaltet werden.

Die Gesundheitssysteme in den armen
Landern mussen so gestarkt werden,
dass sie sich an die steigenden Her-
ausforderungen durch die Folgen des
Klimawandels anpassen konnen.
Basisgesundheitsprogramme mussen
gestarkt werden, um eine wohnortnahe
Versorgung von Muttern und Kindern
zu gewabhrleisten und den Zugang zu
sauberem Trinkwasser, hygienischen
Sanitaranlagen und ausgewogener Er-
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nahrung zu férdern.

Die sozialen Faktoren von Mutterge-
sundheit mussen berucksichtigt wer-
den, es muss auf eine Starkung der
Geschlechtergerechtigkeit hingearbei-
tet und die Bildung von Frauen und
Madchen gefordert werden.

Eine ausreichende Finanzierung zur
Eindammung von HIV/Aids, Malaria
und Tuberkulose muss geleistet und
hierzu auch multilaterale Finanzie-
rungsinstrumente adaquat finanziell
unterstutzt werden.

Mindestens 0,1 % des BNP muss flr
EZ zur Gesundheit aufgebracht wer-
den.

Quelle: VENRO Positionspapier
2/2012 Gesundheit - Menschenrecht
und Voraussetzung fur Entwicklung

Gesundheitsfor-
schung

Ziel, Deutschland zu
den TOP 3 in der
Forschung zu De-
menz, Krebs und In-
fektionskrankheiten
zu machen; Ausbau
der Forschung zu
den Volkskrankhei-
ten sowie zur Kin-
der- und Jugend-
medizin (25,41)

Forschung zur Ent-
wicklung neuer An-
tibiotika und Unter-
suchungsmethoden
fur sparsamen Anti-
biotika-Einsatz (41)

Medizinstudium

Umsetzung des
Masterplans 2020
(40)

Starkere interdiszipli-
nare Ausbildung und
Starkung des Faches
Allgemeinmedizin
(202)

Arzte und Thera-
peuten vorwiegend
in Deutschland aus-
bilden; Sprachni-
veau C1 muss er-
reicht werden (59)

Die Behandlung von Patientinnen und
Patienten mit Behinderung sollte ver-
pflichtender Bestandteil im praxisbezo-
genen Teil der Ausbildung werden.

DCV-Stellungnahme: Gesundheitliche
Versorgung von Menschen mit Behin-
derung menschenrechtskonform ge-
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stalten, 29.04.2015
gesundheitliche Versorqgung Menschen
mit Behinderung

Patientenrechte

Starkung durch
Schaffung eines
,Nationalen Ge-
sundheitsportals®,
das verstandliche
Informationen bun-
delt und im Internet
zur Verfugung stellt
(40/41)

Starkung der Pati-
ent*innenverbande
und Selbsthilfe (201)

Patientenvertre-
tung

Hartefallfonds fur Be-
handlungsfehler (201)

Stimmrechte der
Patientenvertre-
ter*innen in den
Gremien der ge-
meinsamen Selbst-
verwaltung starken:
Benennungsrecht
fur die Unpartei-
ischen Vertreter (33)

Einrichtung eines Hartefallfonds zur
Vermeidung von Schutzliicken bei Be-
handlungsfehlern

Stellungnahme des DCV zum Patien-
tenrechtegesetz, 2012
Patientenrechte

Gesundheits-
versorgung vul-
nerabler Gruppen

Menschen ohne Auf-
enthaltsstatus sollen
Zugang zu Gesund-
heit und Bildung er-
halten; Abschaffung
des AsylbLG; Einfuh-
rung der Gesund-
heitskarte fur Ge-
flichtete und Sicher-
stellung von Dolmet-
scherleitungen bei
Gesundheitsbehand-
lungen (108)

Psychotherapeuti-
sche Versorgung
von Flichtlingen
muss gewahrleistet
sein (69)

Deutsch-tlrkisches
Sozialversiche-
rungsabkommen
kindigen, insbe-
sondere mit Blick
auf die Familienver-
sicherung, da der
turkische Familien-
begriff auch die El-
tern der Versicher-
ten mit umfasse (60)

Fir (wohnungslose) Menschen, die im
Regelsystem nicht ankommen bzw.
nicht integriert werden kénnen, sollen
niedrigschwellige medizinische Initiati-
ven, wie Schwerpunktpraxen und
StralRenambulanzen, mit einer am Re-
gelsystem der Gesundheitsversorgung
orientierten Ausstattung angemessen
umgesetzt werden. Die Finanzierung
und gesetzliche Umsetzung dieser
Projekte durch gemeinsame Finanzie-
rungsverantwortung von Gesetzlichen
Krankenkassen, Kassenarztlichen
Vereinigungen und offentlicher Hand
muss sichergestellt werden.

Position Wohnungslosenhilfe ,Praven-
tion von Wohnungslosigkeit und Ver-
besserung bestehender
Hilfesysteme®, 12.10.2016
Wohnungslosenhilfe

Behandlungen von Patientinnen und
Patienten mit Behinderung systema-
tisch im praxisbezogenen Teil der
Ausbildung verpflichtend einfuhren

34



https://www.bundestag.de/blob/373402/933093ca443599197df148b2b217ba54/deutscher-caritasverband-e--v--data.pdf
https://www.bundestag.de/blob/373402/933093ca443599197df148b2b217ba54/deutscher-caritasverband-e--v--data.pdf
http://portal.centre.caritas.de/projekteundfachthemen/Wahlprogramme_gesamt_inkl%20HV%20Br%C3%BCssel_2017-07-25/Freigegebene%20Dokumente/Patientenrechte
http://www.kagw.de/fileadmin/user_upload/pdf/2016_Oktober_Position_Wohnungslosenhilfe_DCV_KAGW_Final_01.pdf

Deutscher
Caritasverband e.V.

Thema

Union

SPD

Biindnis 90/Die
Griinen

FDP

Linke

AFD

DCV

DCV-Stellungnahme: Gesundheitliche
Versorgung von Menschen mit Behin-
derung menschenrechtskonform ge-
stalten, 29.04.2015

gesundheitliche Versorgung Menschen
mit Behinderung

Aufhebung des AsylbLG und Uberfiih-
rung in die Blcher SGB Il und SGB XIlI

Stellungnahme zum Entwurf eines Drit-
ten Gesetzes zur Anderung des
AsylbLG, 10/2016

Ermittlung Regelbedarfe

Der DCV bewertet eine flachende-
ckende Einfuhrung einer Gesundheits-
karte

als notwendige MalRhahme, um we-
nigstens eine zeithahe medizinische
Versorgung zu gewabhrleisten.

Stellungnahme zum Asylverfahrensbe-
schleunigungsgesetz, 09/2015
Asylverfahrensbeschleunigung

Es ist sicherzustellen, dass die Bedarfe
besonders schutzbedurftiger wie kran-
ker, traumatisierter oder behinderter
Fllichtlinge frihzeitig erkannt werden
und Unterstutzungsleistungen zur Ver-
fugung stehen

Dolmetscher- und Fahrtkosten sollten
nach SGB V erstattungsfahig sein.
Diese Kosten kdnnen bisher zwar bei
Leistungsberechtigten nach dem
AsylbLG im Rahmen des Ermessens
ubernommen werden, nicht aber bei
GKV-Versicherten.

Stellungnahme des DCV zum Patien-
tenrechtegesetz, 2012
Patientenrechte

Aktuelle Standortbestimmung der
BAGFW zu den Herausforderungen
der Aufnahme und Integration von
Gefluchteten, BAGFW 2015
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Aufnahme und Integration Gefliichte-
te

Wo erforderlich, missen Sprachdol-
metscher eingesetzt und aus dem
Steuerzuschuss der GKV refinanziert
werden.

,Gesellschaftlichen Zusammenhalt
starken. Sozialpolitische Themen des
Deutschen Caritasverbandes fur die
Bundestagswahl 2017¢
gesellschaftlichen Zusammenhalt star-
ken

Arzneimittel und
Apotheken

Hohe Preise mussen
ethisch vertretbar sein;
Prufung, ob neue Me-
dikamente sicher und
notwendig sind und zu
welchen Preisen sie
finanziert werden sol-
len (31)

Ablehnung eines
pauschalen Versand-
handelsverbots;
Wahlfreiheit zwischen
inlandischen und in-
und auslandischen
Versandapotheken;
Aufhebung des
Fremdbesitzverbots
(48)

Abrechnungsmaog-
lichkeiten der Apo-
theker fur individuelle
Beratung (48)

Sicherstellungszu-
schlag fur Apotheken
in abgelegenen
Standorten (48)

Angemessene Hono-
rierung der Notdiens-
te (48)

Patienten sollen auch
Medikamente verord-
net bekommen kon-
nen, die es wegen
Preisregulierung auf
dem deutschen Markt
noch nicht gibt ->
Aufhebung des GKV-
Erstattungsbetrags

Versandhandel so-
weit wie moglich
begrenzen
Apothekenketten in
der Hand von Akti-
engesellschaften
verbieten (32)

Medikamentenprei-
se begren-
zen/deckeln (28,32)

EinfUhrung einer
Positivliste fur Arz-
neimittel; keine nur
scheinbar neuen
Arzneimittel zulas-
sen (32)

Offentliches Studi-
enregister fur Arz-
neimittelstudien ein-
fuhren (32)

Gesetzliche Rege-
lung Uber Zuwen-
dungen der Phar-
maindustrie an Me-
dizinischer/innen
(32)

Wichtig ist die Pravention und Be-
kampfung der Ursachen von Korrupti-
on. Der DCV fordert umfassende
Transparenz auf allen Ebenen, bei al-
len Akteuren und bei allen Kooperatio-
nen im Gesundheitswesen.

Stellungnahme des DCV, 2015
Bekdmpfung Korruption Gesundheits-
wesen
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als Hochstpreis fur
Selbstzahler (48)
Erndhrung Verstandliche Kenn- Lebensmittelkenn-

zeichnungen einfihren
wie z.B. Nahrwert-
Ampel (52)

Gesunde Mahlzeiten
fur Kinder in Schule
und Kita; Standards
der Deutschen Ges.
fur Erndhrung sollen
verbindlich werden
(52)

zeichnung flr Fleisch,
Eier, verarbeitete
Produkte fur Kenn-
zeichnung tief- und
umweltfreundlich
hergestellter Le-
bensmittel (29, 158)

Gesundes Mittages-
sen fur jedes Kind;
Schulverpflegung
durch verbindliche
Qualitatsstandards
verbessern und aus-
bauen (158)

Werbung fur Kinder-
lebensmittel verbieten

Familienplanung

Kostenloser Zugang zu
Verhutungsmitteln (32)

Kosten von Verhu-
tungsmitteln sind
von der GKV zu tra-
gen; als Zwischen-
schritt zumindest
Absenkung der Um-
satzsteuer auf 7
Prozent (74)

Alternativmedizin

Alternativmedizin
als Erganzung tradi-
tioneller Schulmedi-
zin kann in be-
stimmten Fallen und
Bereichen sinnvoll

sein (60)
Pflege
Pflegende Ange- | Weitere Starkung Einfuhrung einer Fami- | Bezahlte PflegeZeit- Rechtsanspruch auf | Fursorge fur pflege- | Verbesserungen beim Rechtsanspruch
horige pflegebedurftiger lienarbeitszeit fur Pfle- | Plus fur 3 Monate + 6wochige Pflegezeit | bedurftige Angehd- | auf Familienpflegezeit: keine Anrech-
Angehdriger (41) gende: Freistellung jahrlich 10 Tage fur zur Organisation ei- | rige durch Anerken- | nung der Sterbebegleitung auf die

von der Arbeit mit
Lohnersatzleistung in
Hohe Elterngeld flr bis
zu 3 Monate; bei mehr
als 3 Monaten Freistel-
lung Familiengeld in

akute Notsituationen
(204,220)

Flexible Vollzeit fur
Pflege und Kinderbe-
treuung: Finanzielle

ner neuen Pflegesi-
tuation (17)

Zeit fur Pflege durch
Angehdrige besser
in der Rentenversi-

nung ihrer Familien-
arbeit besser unter-
stutzen durch
gleichwertige Aner-
kennung zu anderen
beruflichen Tatigkei-

Hochstdauer von 24 Monaten.
Flexibilisierung in der Kombination von
Familienpflegezeit und Pflegezeit.
BetriebsgrofRe von 15 Personen soll
sowohl fur Anspruch auf Familienpfle-
gezeit wie Pflegezeit gelten.
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Hoéhe von 150 Euro Absicherung der Re- cherung absichern ten (37) Zugang zu Beratung ist zu verbessern,

monatlich, wenn Be-
schaftigungsverhaltnis
75-90 Prozent der je-
weiligen regularen
Vollzeit umfasst (10)

duzierung der Ar-
beitszeit um bis zu 10
Stunden (131)

Pflegezeiten in der
Rente starker be-
rucksichtigen (200)

(21)

Leistungen sind passgenauer zu er-
schlieBen bzw. flexibilisieren.
Ausnahme vom zwingenden Stufen-
prinzip ambulant vor stationar im Zu-
gang zur med. Vorsorge/ Reha fur
pflegende Angehdrige

Stellungnahme des DCV zum Gesetz-
entwurf Familienpflegezeit, 2014
Familienpflegezeitgesetz

Stellungnahme des DCV zum Geset-
zesentwurf zur Neuausrichtung der
Pflegeversicherung, 2012, S. 19-21
Pflegeversicherung

Entlastungsangebote mussen nied-
rigschwellig und flexibel einsetzbar
sein. Entlastungsbetrag als jahrliches
Budget ausgestalten.

Stellungnahme der BAGFW zum PSG
[l

Die Dauer der Verhinderungs- und
Kurzzeitpflege vollstandig harmonisie-
ren. Bei der Verhinderungspflege die
Vorpflegezeiten abschaffen und bei
stundenweiser Inanspruchnahme von
unter 8 Std.pro Tag nicht auf die
Hochstdauer anrechnen.
Stellungnahme der BAGFW zum PSG
[l

Fr Kinder und Jugendliche, die Unter-
stutzungs- und Pflegeleistungen uber-
nehmen, muss sich ein gesellschaftli-
ches Bewusstsein entwickeln.
Sozialpolitische Positionierung zur
Kampagne 2010

Quartiersma-
nagement und
Sozialraum

Altere Menschen
sollen maglichst
lang aktiv bleiben:
erforderliche Hilfs-
angebote und An-
gebote zur Betati-
gung und Unterstut-
zung zur Verfigung

Lebenswerte und si-
chere Quartiere fir alle
Generationen; Forde-
rung Mehrgeneratio-
nenhauser (9)

Ausbau des ambulan-
ten Sektors; auch
Forderung von Ta-
ges- und Nachtpfle-
ge, Kurzzeitpflege,
Quartiersstutzpunkte
und Nachbarschafts-
zentren (203); gleich-

Gesundheitliche und
pflegerische Be-
treuung zur kom-
munalen Pflichtauf-
gabe machen und
verbindliche Basis-
ausstattung finan-
Zieren (126)

Gesellschaft muss die Rahmenbedin-

gungen schaffen, damit pflegebedurfti-
ge Menschen mitten im Quartier leben
kénnen.

Schaffung von barrierefreiem Wohn-
raum und gezielte Forderung des Mit-
einanders von Jung und Alt in genera-
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stellen (45)

zeitige Verbesserung
der Situation in den
stationaren Einrich-
tungen

Unterstltzung der
Kommunen und mehr
Rechte, selbst aktiv
zu werden (204)

tionengemischten Quartieren

Politik ist aufgefordert, das ehrenamtli-
che Engagement von alteren Men-
schen und fur altere Menschen gezielt
zu fordern.

Gestaltende Rolle der Kommunen in
der Pflege ist zu starken.

Um eine wohnortnahe verzahnte Bera-
tungs- und Versorgungsstruktur sowie
eine bedarfsgerechte Infrastruktur zu
gewahrleisten, mussen die Kommunen
fur ihre Aufgaben der Sozialplanung,
Koordination, Vernetzung und Steue-
rung wieder mehr Verantwortung uber-
nehmen. Altenhilfe nach § 71 SGB XII
zur Pflichtaufgabe der Kommunen er-
heben.

Kommunen mussen finanziell wieder in
die Lage versetzt werden, ihre Aufga-
ben der kommunalen Altenhilfe erfullen
Zu kdnnen.

BAGFW-Stellungnahme PSG llI, Drit-
tes Pflegestarkungsgesetz, 2016
Drittes Pflegestarkungsgesetz

Reha in der Pfle-
ge

.Konzertierte Aktion
Pflege“ zur Siche-
rung der Pflege an-
gesichts des demo-
graphischen Wan-
dels: Starkung der
Reha und der Zu-
sammenarbeit der
SV-Trager in die-
sem Bereich (42)

GKV ist originarer Trager der med.
Reha fur nicht mehr Erwerbstatige.
Positive Kosteneffekte fur andere sozi-
ale Leistungssysteme sind kein Argu-
ment fUr die Verschiebung dieser Ver-
antwortung; Vorschlage PV als Kosten-
trager z.B. fur die geriatrische Reha zu
erwagen, werden abgelehnt; mobile
Reha fordern

Positionspapier der BAGFW zur Wei-
terentwicklung der medizinischen Re-
habilitation, 2014

Weiterentwicklung Med Reha

Eigenbeteiligung

Unterhaltsruckgriff
bei Pflegeleistungen
soll erst ab 100.000
Euro Einkommen
greifen (42)

39



http://www.bagfw.de/uploads/media/PM_PSG_III.pdf
http://www.bagfw.de/gremien-themen/sozialkommission-i/detail/article/positionspapier-der-bagfw-zur-weiterentwicklung-der-medizinischen-rehabilitation/

Deutscher
Caritasverband e.V.

Thema Union SPD Buiindnis 90/Die FDP Linke AFD DCV
Griinen
Medizinische Be- Medizinische Be- Kosten der medizinischen Behand-
handlungspflege handlungspflege lungspflege im Heim aus dem SGB V
stationar aus dem finanzieren.
SGB V finanzieren
(2 Mrd. Entlas-
tungsvolumen bei DCV-Stellungnahme zur strukturellen
der Pflegeversiche- Weiterentwicklung der Pflegeversiche-
rung) (36) rung (PTWG)
Osteuropaische 24-Stunden- Steuerliche Beruck- Umfassende Information der Arbeits-

Haushaltshilfen/
Live-in-
Pflegekrafte

Haushaltshilfen: SPD
will dazu Alternativen
entwickeln und die be-
stehende staatliche
Unterstlitzung an die
soziale Absicherung
der Beschaftigten kop-
peln (10)

sichtigung von Leis-
tungen der Pflege
und Betreuung im
Haushalt verbessern
(67)

krafte Uber ihre Rechte in ihrer Lande-
sprache durch Pflegekassen, Ar-
beitsagentur und/ oder den Kommu-
nen.

Legal beschéftigte Arbeitskrafte in Un-
terstutzungsarrangements einbinden.
Kostenerstattung erleichtern und an
Nachweis der legalen Verwendung
binden.

,Unterstitzung pflegebedurftiger Men-
schen im eigenen Haushalt®, Eckpunk-
te v. 15.1.2008

Live-in-Pflegekrafte missen angemes-
sen bezahlt und sozialversichert wer-
den.

Leitfaden zu Rahmenbedingungen der
Beschaftigung von Haushaltshilfen,
Januar 2017

Leitfaden

Beratung

Beratung verbessern
und Pflegestutzpunkte
ausbauen (10)

Rechtsanspruch auf
unabhangige Bera-
tung durch Fallmana-
ger (204)

Fruhzeitige Aufklarung und Auskunft
durch die Pflegekassen, regelmallige
Information der Versicherten, nicht erst
bei Antragstellung. Beratung nicht auf
Pflegestutzpunkte beschranken, son-
dern auch auf andere wohnortnahe Be-
ratungsstellen hinweisen.

Wahl der Versicherten zwischen Bera-
tungsgutschein und Beratung durch die
Pflegekasse.

Pflege-Pflichteinsatz nach § 37 Abs. 3
SGB Xl bedarfsgerecht finanzieren.

Stellungnahme des DCV zum Pflege-
Weiterentwicklungsgesetz, 2012
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Pflegeneuausrichtungsgesetz
Qualitat Schaffung eines un- Schaffung eines unabhangigen rechts-

abhangigen Instituts
fur Qualitat in der
Pflege (204)

fahigen Instituts fur Qualitat in der
Pflege in Tragerschaft des Qualitats-
ausschusses

Stellungnahme der BAGFW zum Zwei-
ten Pflegestarkungsgesetz, PSG II,
2015

Zweites Pflegestarkungsgesetz

Arbeitsbedin-
gungen im Ge-
sundheitswesen
Personalausstat-
tung (betrifft so-
wohl Alten- als
auch Kranken-

pflege)

Arbeitsbedingungen
der Pflege; sowohl
im Krankenhaus als
in Altenpflege ver-
bessern, bessere
Personalausstattung
(40)

Sofortprogramm flr
mehr Personal in der
Altenpflege (31)

Vorschlage zur Star-
kung der Attraktivitat
des Pflegeberufs erar-
beiten; aktuelle Ar-
beitsbedingungen von
Pflegehilfs- und Fach-
kraften diskutieren
(31); Pflegeberufege-
setz als gute Grundla-
ge (31)

Soziale Berufe in Ge-
sundheit, Pflege, Be-
treuung (und Erzie-

hung) aufwerten (63)

Verbindliche Perso-
nalbemessung in der
Pflege, auch in der
Altenpflege (202)

Gleiche Entlohnung
in den sozialen Beru-
fen von Pflege und
Erziehung (129): Ta-
rifvertrag ,Soziale
Dienste“ (130)

Familienfreundliche
Arbeitszeitmodelle
(48)

Sofortprogramm flr
mehr Personal in
der Altenpflege
durch Auflésung des
Pflegevorsorge-
fonds und Umwand-
lung in einen Pfle-
gepersonalfonds
(35)

Arbeitsbedingungen
fur Pflegekrafte ver-
bessern und gute
Bezahlung sichern
(34)

Fachkraftquote von
50 Prozent in der Al-
tenpflege soll bun-
desweit verbindlich
umgesetzt und kon-
trolliert werden
(35/36)

Pflegenotstand im
Krankenhaus ent-
gegenwirken durch
Mindestperso-
nalschlussel fur die
Pflege (58)

Personalschlissel in der Pflege an den
Bedarf anpassen. Bis zur Umsetzung
der gesetzlich geforderten Anpassung
der Personalschlussel 2020 sind Zwi-
schenschritte zur Verbesserung der
Personalsituation in der Altenpflege er-
forderlich Die bundesweit hdchsten
Personalschlussel sollten als Mindest-
malistab gelten.

Attraktivitat der Pflegeberufe deutlich
erhohen, um dem steigenden Perso-
nalbedarf und dem Fachkraftemangel
wirksam zu begegnen. Dafur ist ein
MafRnahmenbundel erforderlich:
Erhohung der gesellschaftlichen Wert-
schatzung und Verbesserung des An-
sehens der Altenpflege sowie die
Kommunikation des Beitrags, den die
Altenpflege fur die Gesellschaft leistet

Sicherstellung einer angemessenen,
tariflichen Bezahlung aller Beschaftig-
ten in der Pflege und Angleichung der
Gehalter in der stationaren Langzeit-
pflege und ambulanten Langzeit- und
Akutpflege an die Gehalter im Kran-
kenhaus

Refinanzierung der tariflichen Struktu-
ren, einschliel3lich einer Aufhebung der
Deckelung der Grundlohnsteigerung im
SGBV

Stellungnahme des DCV zum Ersten
Pflegestarkungsgesetz, PSG |, 2014
Erstes Pflegestarkungsgesetz
Verbesserung der Ausbildungsbedin-
gungen durch die Abschaffung von
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Schulgeld und keine Anrechnung der
Auszubildenden auf die Personal-
schlussel
Stellungnahme der BAGFW zum Zwei-
ten Pflegestarkungsgesetz, PSG II,
2015
Zweites Pflegestarkungsgesetz
BAGFW-Forderungspapier Altenhilfe
und Betreuung; Erwartungen an die
Bundespolitik in der 19. Legislaturperi-
ode
Altenhilfe
Interessenvertre- Antrags- und An der Weiterentwicklung pflegerischer
tungen pflegebe- Stimmrechte in allen Versorgungsstrukturen vor Ort ist das
durftiger Men- gesetzlich vorge- berufliche und das nicht-berufliche Hil-
schen schriebenen Gremi- fesystem (pflegende Angehdrige, eh-

en, insbes. Im Qua-
litdtsausschuss und
in regionalen Pfle-

gekonferenzen (35)

Mitbestimmungs-
rechte und Teilha-
beinteressen von
Senior*innen star-
ken (126)

renamtlich Engagierte, Nachbarn an-
dere Mitburger*innen) zu beteiligen.
Rahmenbedingungen fur den gemein-
samen Dialog schaffen und die aktive
Mitwirkung pflegender Angehdriger im
SGB Xl verankern.

Aus dem Solidaritatsprinzip heraus
sieht sich die Caritas verpflichtet, pfle-
gende Angehdrige und ehrenamtlich
Tatige zur Mitsprache und Partizipation
zu befahigen und zu ermutigen.
Sozialpolitische Positionierung zur
Kampagne 2010

Finanzierung

Blrgerversicherung in
der Pflege (30)

Blrgerversicherung
in der Pflege (205)

Auszahlung von Vor-
sorgevertragen soll
nicht in der Kranken-
und Pflegeversiche-
rung verbeitragt wer-
den (29)

Pflegeversicherung
zur Pflegevollversi-
cherung ausbauen:
Pflegebedurftige
zahlen keine Eigen-
anteile mehr, son-
dern erhalten Leis-
tungen bedarfsde-
ckend und nach
bundesweit einheit-
lichen Qualitats-
standards (35)

Solidarische Pflege-
versicherung: um-

Ubergang zu einem einheitlichen Ver-
sicherungssystem in der Kranken- und
Pflegeversicherung mit Versicherungs-
pflicht fur die gesamte Bevolkerung:
Sowohl gesetzliche als auch private
Kassen konkurrieren unter einheitli-
chen Wettbewerbsbedingungen ohne
Ressourcenentzug aus Versorgungs-
bereichen. Bis zur Einfihrung eines
einheitlichen Versicherungssystems
Risikostrukturausgleich zwischen ge-
setzlicher und privater Pflegeversiche-
rung.

Heranziehung weiterer Einkommensar-
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http://www.bagfw.de/uploads/media/2015-07-07_PSG_II_Stellungnahme_BAGFW_final.pdf
http://www.bagfw.de/fileadmin/user_upload/Veroeffentlichungen/Forderungspapiere_2017/bagfw_Positionspapiere_2-17_Altenhilfe_Web.pdf
https://www.caritas.de/fuerprofis/presse/stellungnahmen/03-28-2010-selbstbestimmte-teilhabe-von-menschen-im-alter
https://www.caritas.de/fuerprofis/presse/stellungnahmen/03-28-2010-selbstbestimmte-teilhabe-von-menschen-im-alter

Deutscher
Caritasverband e.V.

Thema Union SPD Bundnis 90/Die FDP Linke AFD DCV
Griinen
fasst alle Burger, ten zur Beitragsbemessung auf Basis
Aufhebung der Bei- des steuerlichen Einkommensbegriffs
tragsbemessungs-
grenzen (35) Anhebung der Beitragsbemessungs-
grenze bis auf das Niveau der GRV.
Pflege-Bahr ab- Offenheit fur einkommensabhangige
schaffen (36) Beitrage oder pauschale Beitragserhe-
bung mit wirklichem Sozialausgleich.
Verbesserung der Nachhaltigkeit des
Pflegevorsorgefonds
Systemgerechte Finanzierung und Dy-
namisierung der Leistungen in der so-
zialen Pflegeversicherung
neue caritas 3/2016, Impulspapier Ge-
sundheit und Pflege im demografi-
schen Wandel
Tarifbindung Branchentarifvertrag Bessere Bezahlung Sicherstellung einer angemessenen,

Soziales (18)

der Pflegeberufe
(14)

tariflichen Bezahlung aller Beschaftig-
ten in der Pflege und Angleichung der
Gehalter in der stationaren Langzeit-
pflege und ambulanten Langzeit- und
Akutpflege an die Gehalter im Kran-
kenhaus

Refinanzierung der tariflichen Struktu-
ren, einschliel3lich einer Aufhebung der
Deckelung der Grundlohnsteigerung im
SGB V

Stellungnahme des DCV zum Ersten
Pflegestarkungsgesetz, PSG |, 2014
Erstes Pflegestarkungsgesetz

Mindestlohn

Gesetzliche Fest-
setzung auf 14,50
Euro: keine Pflege-
fachkraft soll unter
3000 Euro in Voll-
zeit verdienen (36)

Keine gesetzliche Festlegung des
Pflegemindestlohns

Kultur- und ge-
schlechtsspezifi-
sche Pflege

Kultur- und geschlech-
tersensible Pflege (31)

Gewaltpravention

Konzepte gegen Ge-
walt gegen Menschen
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mit Behinderung, alte-
re Menschen und Pfle-
gebedurftige gemein-
sam mit Wohlfahrts-
verbanden erarbeiten
(65)

Pflegeausbildung

Gemeinsame Pflege-
ausbildung, die si-
cherstellt, dass das
Ziel ohne Verlust bis-
heriger Kompetenzen
und Ausbildungska-
pazitaten erreicht
werden kann (204)

Integrative Ausbil-
dung: 1 gemeinsa-
mes erstes Ausbil-
dungsjahr und Spezi-
alisierung in den
Folgejahren; Ableh-
nung der generalisti-
schen Einheitsausbil-
dung (48)

Integrierte Ausbil-
dung: 2 gemeinsa-
me Jahre + 1 Jahr
Spezialisierung

Dreijahrige Ausbil-
dung zur Fachkraft
Assistenz (nicht nur
fur Menschen mit
Behinderung) (36)

Schulgeldfreiheit der
Aus-, Fort- und Wei-
terbildung (36)

DCV spricht sich fur eine generalisti-
sche und gegen eine integrative Pfle-
geausbildung aus.

Stellungnahme des DCV und der Dia-
konie zum Pflegeberufereformgesetz,
2016

Pflegeberufereformgesetz

Selbstverwaltung
Pflege

Bessere Mitsprache-
rechte fur die Pflege-
und andere Gesund-
heitsberufe in den
Gremien der Selbst-
verwaltung (202/203)

Pflege soll in den Gremien der Selbst-
verwaltung eines reformierten Ge-
meinsamen Bundesausschusses ver-
treten sein.

BAGFW-Stellungnahme ,Eine Lobby
fur gute Pflege®, 2017
Eine Lobby fir gute Pflege

Seniorenpoli-
tik

Digitalisierung

Modernste Assis-
tenzsysteme fur al-
tere Menschen (56)

Angebote digitalen
Lernens fur altere
Menschen (9)

Altersgerechte digita-
le Bildung (167)

Entlastung der Pflege
von Burokratie und
Dokumentationsauf-
wand durch verstark-
te Nutzung von IT-
und Assistenzsyste-
men (47)

Rechtsanspruch auf
eine gesetzliche
Mindeststundenzahl
an menschlichem
Kontakt in Pflege-
einrichtungen (35)

Die Verbande der Freien Wohlfahrts-
pflege wollen die Digitalisierung der
Gesellschaft mitgestalten und Teilha-
bechancen fur alle Generationen si-
chern.

BAGFW-Papier ,Digitale Transformati-
on“, August 2017
nicht veréffentlicht

Wohnen

Barrierefreier Wohn-
raum: Fortsetzung des
Programms ,Altersge-
recht umbauen® und
Aufbau eines Pro-
gramms ,,Gemein-
schaftlich selbstbe-
stimmt wohnen® (9,44)

Barrierefreie und
bezahlbare Wohn-
angebote fur pfle-
gebedurftige Men-
schen schaffen (35)

Forderung des al-
tersgerechten Woh-
nens und des Zu-

Gebaudesanierungsprogramm flr bar-
rierearmen Umbau

Stellungnahme ,Mehr Wohnungsange-
bote flir Menschen mit geringem Ein-
kommen®, 2015, S. 2
Wohnungsangebote Menschen gerin-
ge Einkommen
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sammenlebens un-
terschiedlicher Ge-
nerationen in Mehr-
generationenhau-
sern (126)

Bildung im Alter

Bildung und Weiter-
bildung flr Senioren
fordern (45)

Medienkompetenz
fur alle Generatio-
nen (46)

Digitale Kommuni-
kationsformen al-
tersgerecht anpas-
sen (126)

Lebenslanges Lernen fordern, Kompe-
tenzerwerb im Lebensverlauf den per-
sonlichen Situationen anpassen.

nc spezial 3/2013
Heute Berufe — morgen Kompetenzen

Ehrenamt und
Engagement alte-
rer Menschen

Angebot zivilgesell-

schaftlichen Engage-
ments fur altere Men-
schen ausbauen (62)

Altere Menschen tra-
gen viel zum Ehren-
amt bei (211)

Ermdglichung einer gemeinnutzigen
Tatigkeit fur alle Menschen

,Gesellschaftlichen Zusammenhalt
starken. Sozialpolitische Themen des
DCV zur Bundestagswahl 2017
Gesellschaftlichen Zusammenhalt
starken

Teilhabe fur
Menschen mit
Behinderung

Wohnen

Wrdige Lebensbedin-
gungen mussen fur al-
le Lebensmodelle und
Wohnformen sicherge-

stellt werden. Daflr

werden wir den Umbau

zu barrierefreiem

Wohnraum starker un-

terstutzen und das
Programm ,Altersge-
recht umbauen® fort-
setzen und gemein-
schaftliche Wohnfor-
men mit einem Pro-

gramm ,Gemeinschaft-

lich selbstbestimmt

Wohnen unterstitzen.

(9)

Wunsch- und Wahl-
recht in Bezug auf
Wohnen herstellen;
Ausbau selbstbe-
stimmten Wohnens
mit Assistenz (125)

Schaffung barriere-
freier Wohnungen,
um alten und behin-

derten Menschen den

Weg ins Heim zu er-
sparen (185)

Barrierefreies Bau-
en der Stadte im
Baugesetz als All-
gemeinforderung
verankern; Barriere-
freiheit vor Erteilung
einer Baugenehmi-
gung einer Prifung
unterziehen (36)

Wohnort und Wohn-
form muss frei
wahlbar sein; Auf-
hebung des Mehr-
kostenvorbehalts
des § 104 SGB IX,
um Wunsch- und
Wahlrecht uneinge-
schrankt zu gewahr-
leisten (125)
Beseitigung jegli-
cher baulicher und
kommunikativer
Barrieren: Son-
derinvestitionspro-

Fortfuhrung des KFW-Programms ,Al-
tersgerechtes Wohnen*

Verankerung des Themas Barrierefrei-
es Bauen in der Aus- und Weiterbil-
dung von Architekten

Starkung der barrierefreien Ausgestal-
tung von Neubauten

Neben geeignetem barrierefreiem
Wohnraum ist auch ein geeigneter So-
zialraum notwendig.

Hohere Bedarfe, wie z.B. hohere Miet-
kosten fur barrierefreien bzw. rollstuhl-
gerechten Wohnraum, im Rahmen
staatlicher Transferleistungen (SGB
[I/XII, Wohngeld) durfen nicht als un-
angemessen abgelehnt werden. Trotz
der Zustandigkeit der Lander fur die
konkrete Umsetzung der Wohnraum-
forderung bedarf es landerubergreifend
einer regelmafigen Evaluation zum
Umsetzungsstand.
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Grunen
gramm von jahrlich DCV-Stellungnahme Nationaler Akti-
1 Mrd. fur 5 Jahre onsplan zur Umsetzung der UN-BRK
auflegen (125) vom 5.10.2011
nicht online verfiigbar
Arbeit Eine Behinderung Die gesetzliche Grund- Das ,Mindestmal} wirtschaftlich ver-

darf kein Armutsrisi-
ko fur den Betroffe-
nen oder sein Um-
feld

darstellen. Mit dem
Bundesteilhabege-
setz haben wir
grundlegende
Verbesserungen er-
reicht. Durch Arbeit
zum eigenen Le-
bensunterhalt bei-
tragen

zu konnen, hat fur
Menschen mit Be-
hinderung eine be-
sondere Bedeutung.
Es braucht mehr Of-
fenheit bei der Ein-
stellung von Mitar-
beitern mit Behinde-
rung. (13)

lage fur die Leistungen
zur Teilhabe an der
Gesellschaft hat sich
mit dem Bundesteilha-
begesetz bereits deut-
lich verbessert. Die
Person und ihre
Selbstbestimmung
stehen im Mittelpunkt.
Daran wollen wir an-
knupfen und die Teil-
habeleistungen stetig
weiterentwickeln. Wir
wollen, dass Betroffe-
ne ohne Diskriminie-
rung und ohne grof3en
Aufwand Zugang zu
diesen Leistungen be-
kommen. (...) Wir
streben einen inklusi-
ven Arbeitsmarkt an,
der allen Menschen
eine Beschaftigung
entsprechend ihren
Fahigkeiten ermdglicht
und ihnen die dafur
notwendige Unterstit-
zung bietet. Alle Men-
schen sollen auf dem
allgemeinen Arbeits-
markt faire Perspekti-
ven haben.
Lohndiskriminierung
von Menschen mit Be-
hinderung wollen wir
vermeiden.

Der Ubergang von der
Schule zur Ausbildung
und zum Beruf soll
ebenso verbessert
werden wie der Weg
von Werkstatten hin
zum allgemeinen Ar-

wertbarer Arbeitsleistung“ sollte als
Zugangskriterium fur Leistungen der
Teilhabe am Arbeitsleben aus dem
SGB IX gestrichen werden.

Der Leistungstrager muss verpflichtet
werden, bei einem privaten oder o6ffent-
lichen Arbeitgeber ein Budget fur Ar-
beit zu ermdglichen. Das Budget fur
Arbeit soll auch im Rahmen von Integ-
rationsfirmen eingesetzt werden kon-
nen.

Formliches Anerkennungsverfahren
und Qualitatsstandards fur die Anderen
Leistungsanbieter nach § 60 SGB IX
einfUhren

Berufsbildungsbereich der WfBM auf 3
Jahre erweitern

Stellungnahme des DCV zum Bundes-
teilhabegesetz, Starkung der Teilhabe
und Selbstbestimmung, 2016

DCV BTHG

Die Bundespolitik ist aufgefordert, die
weiterhin sehr hohe Arbeitslosigkeit
von Menschen mit Behinderungen
wirksam zu bekampfen. Uber die
Durchfihrung von EinzelmalRnahmen
und Projekten hinaus ist die Entwick-
lung eines tragfahigen und nachhalti-
gen Gesamtkonzeptes zur Entwicklung
eines inklusiven Arbeitsmarktes
erforderlich. Dafur muss insbesondere
die individuelle Unterstitzung ausge-
baut werden. Einfuhrung von individu-
ellen und dauerhaften Nachteilsaus-
gleichen. Beim Scheitern der Arbeits-
marktintegration muss es ein Rick-
kehrrecht in die WfbM geben.
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beitsmarkt. Dazu zah-
len auch generelle Re-
gelungen zur Barriere-
freiheit am Arbeitsplatz
fur alle Arbeitgeber.
Das Angebot der In-
klusionsbetriebe und
Werkstatten werden
wir im Hinblick auf ei-
nen inklusiven Ar-
beitsmarkt weiterent-
wickeln. Eine wichtige
Funktion bei der Ver-
wirklichung eines in-
klusiven Arbeitsmark-
tes nehmen dabei die
Schwerbehinderten-
vertretungen ein, de-
ren Rechte wir weiter
starken wollen. Dies
betrifft insbesondere
die Anhoérungs- und
Beteiligungsverpflich-
tung bei der Einstel-
lung von Menschen mit
Behinderungen, bei
Abmahnungen und
Aufhebungsvertragen.
Wir treten dafir ein,
dass die pauschalen
Steuerfreibetrage fur
Menschen mit Behin-
derungen im Einkom-
menssteuergesetz an-
gepasst werden.

(66)

Verbesserung der Rechtsstellung von
Schwerbehindertenvertretungen und
Optimierung des betrieblichen Einglie-
derungsmanagements

Erweiterung der Zielgruppen von In-
tegrationsfirmen um den Personen-
kreis der Menschen mit psychischer
Erkrankung

Erweiterung der Aufgaben der Integra-
tionsamter und gesetzliche Veranke-
rung der Strukturverantwortung der In-
tegrationsamter fur die Integrations-
fachdienste zur Starkung der Vermitt-
lung und Beratung von Menschen mit
Behinderung

Stellungnahme des DCV ,Gute Arbeit
fur Menschen mit Behinderung®, 2015
Gute Arbeit fir Menschen mit Behinde-

rung

Mobilitat

Ziel der hindernis-
freien Mobilitat: For-
derung eines Pro-
gramms Barriere-
freiheit auf Bahnho-
fen (21)

Barrierefreier
OPNV, barrierefreie
und nutzerfreundli-
che Bahnhofe (91)

Barrierefreiheit von Gehsteigen und
Treppen sowie im OPNV herstellen;
Ermdglichung der Nutzbarkeit des
OPNV im Sinne einer Reisekette

Bahnhofsmission starken
Flachendeckender Einsatz von Boden-
indikatoren in Form von Rillen-,Rippen
oder Noppenplatten zur Erleichterung
der Orientierung flr Sehbehinderte

DCV-Stellungnahme Nationaler Akti-
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onsplan zur Umsetzung der UN-BRK
vom 5.10.2011
nicht online verfligbar

Barrierefreiheit
im allgemeinen

Bessere gesetzliche
Bestimmungen fur an-
gemessene Vorkeh-
rungen (667)

Ziel: inklusive Gesell-
schaft frei von Barrie-
ren, Vorurteilen und
Diskriminierung: In-
klusion fur Menschen
mit Behinderung ist
ein Menschenrecht;
diesen Anspruch er-
fullt das BTHG der-
zeit noch nicht (125)

Verbindliche Vorga-
ben fur Barrierefrei-
heit auch fur die Pri-
vatwirtschaft (125)

Volle Umsetzung der
UN-BRK auch in
Deutschland gefor-
dert (125)

Barrierefreiheit ist ei-
ne Haltung, die ge-
genuber unterschied-
lichen Gruppen zum
Abbau von Diskrimi-
nierung gilt; betrifft
auch digitale Angebo-
te

Neben barrierefreien
Wohnungen soll es
auch barrierearme
Wohnungen geben,
um bei begrenzten
Mitteln einen groRe-
ren Effekt zu erzielen
(22)

Herstellung von Barrierefreiheit auch
im privaten Bereich im AGG

Angemessene Vorkehrungen als ei-
genstandigen Rechtsgegenstand im
Behindertengleichstellungsgesetz
(BGG) verankern

Barrierefreiheit von Bescheiden, Vor-
drucken und offentlichen Vertragen
auch far Menschen mit geistigen und
seelischen Beeintrachtigungen

Forderungen zur Reform des Behin-
dertengleichstellungsgesetzes (BGG),
29.05.2015

BGG

Inklusive Bildung

Barrierefreie Klassen-
zimmer (8)

Inklusive Bildung ent-
lang gesamter Bil-
dungsbiographie:
Schaffung der notwen-
digen raumlichen,
technischen und per-
sonellen Ressourcen
(66)

Inklusive Bildung
(176)

Recht behinderter
Kinder auf inklusive
Kita (181)

SchlielRung von For-
derschulen gegen
den Willen der Eltern
ist ein Fehler; dabei
Anerkenntnis, dass
inklusive Regelschule
das Ziel sein muss;
Verbindliche Ba-
sisstandards fur ge-
meinsamen Unter-
richt, bei Nichteinhal-
tung durfen keine in-
klusiven Lernangebo-
te gebildet werden (9)

Inklusive Schule:
Barrierefreiheit als
Voraussetzung:
sachlich, Personal,
Assistenzleistungen,
Lernmittel, Hilfsmit-
tel; 2-Lehrer*innen-
System umsetzen,
um Forderschulen
Uberflissig zu ma-
chen (52,53)

Inklusive und barrie-
refreie Hochschule
(96)

Forder- und Son-
derschulen erhalten;
Debatte um Ab-
schaffung wird als
»ideologisch moti-
vierte Inklusion® dis-
kreditiert (42)

Ein Bildungssystem flr alle schaffen,
damit Kinder mit und ohne Behinde-
rung gemeinsam eine Kindertagesstat-
te besuchen und an einer Schule ler-
nen konnen. Dazu ist es erforderlich,
Kinder und Jugendliche mit einer Be-
hinderung vorrangig in die Regelein-
richtungen des Bildungssystems zu in-
tegrieren.

Schaffung der strukturellen Vorausset-
zungen fur ein inklusives Bildungssys-
tem: bauliche, sachliche und Barriere-
freiheit und Sicherstellung der noétigen
individuellen Férderung durch Integra-
tion von Sonderpadagogen in die Re-

gelschule und Schaffung von multipro-
fessionellen Teams.

Allgemeine Lehrerausbildung muss um
die padagogischen Anforderungen von
Kindern mit Behinderung gezielt erwei-
tert werden (Inklusionspadagogik).

,Gesellschaftlichen Zusammenhalt
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starken. Sozialpolitische Themen des
DCV zur Bundestagswahl 2017
Gesellschaftlichen Zusammenhalt
starken

Uneingeschrankter Zugang zum betrifft
auch den Zugang zu beruflicher Bil-
dung fur Menschen mit komplexem
Unterstutzungsbedarf.

Die Bundesregierung ist aufgefordert,
ein

inklusives Bildungssystem auf allen
Ebenen (vorschulische Bildung, schuli-
sche Bildung, Hochschulbildung, Be-
rufsausbildung, Erwachsenenbildung /
Lebenslanges Lernen) zu verwirkli-
chen.

DCV-Stellungnahme Bundesteilhabe-
gesetz, 2016
Bundeteilhabegesetz

Kinder und
Jugendliche mit
Behinderung

Kinder- und Jugendhil-
fe soll fur Kinder und
Jugendliche mit und
ohne Behinderung gel-
ten (68)

Zusammenflhrung
der Leistungs- und
Unterstutzungssys-
teme fur Kinder mit
und ohne Behinde-

rung im Jugendhilfe-

recht (211)

Inklusives Kinder-
und Jugendhilfege-
setz (26)

Der Deutsche Caritasverband setzt
sich fur ein Inklusives SGB VIl ein. Al-
le Kinder und Jugendlichen sollen Teil-
habeleistungen, die sich an den Vor-
gaben der UN-BRK orientieren, aus ei-
ner Hand und damit Jugendamt erhal-
ten.

DCV-Stellungnahme zum SGB VIII,
2017
Kinder- und Jugendstarkungsgesetz

Gesundheit

Barrierefreies Ge-
sundheitssystem
(Zugang, Untersu-
chungstechniken,
Behandlung, Kom-
munikation) (28)

Die Behandlung von Patientinnen und
Patienten mit Behinderung ist systema-
tisch im praxisbezogenen Teil der
Ausbildung verpflichtend einzufuhren.

Bauliche, sachliche, personelle und
kommunikative Barrierefreiheit von
Arztpraxen und Krankenhausern her-
stellen: Information und Aufklarung in
leichter Sprache, angemessene Vor-
kehrungen fur die sachliche Ausstat-
tung der Praxen, z.B. Untersuchungs-
stuhle
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Es sollte gesetzlich klargestellt werden,
dass der Rechtsanspruch auf Assis-
tenz im Krankenhaus nicht nur far
Menschen mit Behinderung gilt, die ih-
re Assistenz durch eine Pflegekraft im
sogenannten Arbeitgebermodell si-
cherstellen. Im Sinne der Gleichbe-
handlung muss diese Leistung auch
denjenigen Menschen mit Behinderun-
gen zur Verfugung stehen, die ihre As-
sistenz nicht durch eine Pflegekraft im
Arbeitgebermodell in Anspruch neh-
men oder die ihren Lebensmittelpunkt
in einer Einrichtung der Behindertenhil-
fei. S. des § 71 Abs. 4 SGB Xl haben.

DCV-Stellungnahme: Gesundheitliche
Versorgung von Menschen mit Behin-
derung menschenrechtskonform ge-
stalten, 29.04.2015

gesundheitliche Versorgung Menschen
mit Behinderung

Digitalisierung

Digitale Arbeitswelt
4.0. schlie3t zusatzli-
che Qualifizierung far
die Ausbildung von
Menschen mit Behin-
derung ein (durch Auf-
|I6sung der Orts- und
Zeitgebundenheit der
Weiterbildung) (12)

Barrierefreies Ge-
sundheitswesen:
Barrierefreiheit als
Zulassungskriterium
fur Arztpraxen und
medizinische Ein-
richtungen (125)

Arztpraxen sollen auch in Gberversorg-
ten Gebieten zugelassen werden kon-
nen, wenn sie barrierefrei ausgestaltet
sind.

Besondere Berlcksichtigung bei Be-
werbern fur eine Praxisnachfolge,
wenn sie ihre Praxis barrierefrei gestal-
ten wollen.

DCV Stellungnahme zum GKV-
Versorgungsstrukturgesetz, vom Okto-
ber 2011

GKV Versorgungsstrukturgesetz

Wahlrecht

Wahlrechtsausschlis-
se von Menschen mit
Behinderung abschaf-
fen (61)

Wahlrechtsaus-
schlusse fur Men-
schen mit Behinde-
rungen abschaffen
(125,148)

Wahlrechtsaus-
schllusse aufheben;
barrierefreies Wahl-
verfahren (Wahllo-
kal, Wahimateria-
lien) (125,118)

Aufhebung des Wahlrechtsausschlus-
ses fur Menschen, die in allen Lebens-
bereichen unter Betreuung stehen.

Gesellschaftlichen Zusammenhalt
starken. Sozialpolitische Themen des
DCV zur Bundestagswahl 2017
Gesellschaftlichen Zusammenhalt
starken

Gewaltpravention

Konzepte gegen Ge-

walt gegen Menschen
mit Behinderung, alte-
re Menschen und Pfle-

Gewaltfreie Psychi-
atrie (31)

Erweitertes Fuhrungszeugnis soll in al-
len Einrichtungen und Diensten, die
volljahrige Schutzbefohlene betreuen,
verlangt werden.
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gebedurftige gemein-
sam mit Wohlfahrts-
verbanden erarbeiten
(65)

DCV Stellungnahme Auskunft des
Bundeszentralregisters

bei der Betreuung von volljahrigen
Schutzbefohlenen, 10.07.2015
Betreuung volljahrige-Schutzbefohlene

Antidiskriminie-
rung

siehe Politikbe-
reich Migration
und Integration
=>Ausgrenzung/
Diskriminierung

Anwendungsbereich
des AGG auf staatli-
ches Handeln erwei-
tern (65)

BTHG

Teilhabeleistungen
weiterentwickeln (66)

Wunsch- und Wahl-
recht auf Leistungen
zu Teilhabe, z.B. freie
Wahl von Wohnort
und Wohnform kos-
tenneutral innerhalb
des vorgegebenen
Budgets ermdglichen;
Personliches Budget
einfach und unburo-
kratisch nutzbar ma-
chen (33)

Es muss gewahrleistet sein, dass alle
Menschen, die in ihrer gesellschaftli-
chen Teilhabe eingeschrankt sind, Zu-
gang zu Leistungen der Eingliede-
rungshilfe erhalten. Kein erzwungener
Umzug in Einrichtungen, wenn diese
kostengunstiger sind als die ambulante
Versorgung. Es ist sicherzustellen,
dass die Wunsche der Leistungsbe-
rechtigten stets denen der Betreuer
vorgehen.

Rechtsanspruch auf ein Personliches
Budget muss auch dann bestehen,
wenn keine Zielvereinbarung zustande
gekommen ist.

DCV-Stellungnahme Bundesteilhabe-
gesetz, 2016
Bundeteilhabegesetz

Schnittstelle
Pflege und Be-
hinderung

Menschen mit Behin-
derung sollen alle Leis-
tungen der Pflegever-
sicherung erhalten,
unabhangig davon, wo
sie wohnen (65)

Menschen mit Behin-
derung mussen un-
abhangig von der
Wohnform Anspruch
auf alle Leistungen
aus den Sozialversi-
cherungen ein-
schliel3lich der Pflege
erhalten (34)

Bessere Verzahnung
der Leistungen von
Gesundheit und Pfle-
ge sowie bei Behin-
derung (33)

Anerkennung des stationaren oder
ambulanten betreuten Wohnens als ei-
gene Hauslichkeit; dadurch Aufhebung
der leistungsrechtlichen Schlechterstel-
lung gegenuber anderen pflegebedurf-
tigen Menschen. Statt der 266 €, wel-
che die Pflegekassen dem Eingliede-
rungshilfetrager bezahlen, hatten die
Menschen mit Behinderung dann einen
Leistungsanspruch auf die volle Pfle-
gesachleistung nach § 36 SGB Xl oder
auf das Pflegegeld nach § 37 SGB XI.
Der Betrag kann nach Pflegestufen
bzw. Pflegegraden gestaffelt werden.
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DCV-Stellungnahme Bundesteilhabe-
gesetz, 2016
Bundeteilhabegesetz

Vermogen, Ein-
kommen und
Steuern von
Menschen mit
Behinderung

Anpassung der pau-
schalen Steuerfreibe-
trage fur Menschen mit
Behinderung im EStG
(66)

Vermdgens- und
einkommensunab-
hangige Personliche
Assistenz; Vereinfa-
chung des Personli-
chen Budgets in
diesem Zusammen-
hang (25)

Eltern von Kindern mit Behinderungen
sollten nicht zum Einkommenseinsatz
fur Teilhabeleistungen herangezogen
werden. Teilhabeleistungen sollten in
voller Hohe solidarisch getragen wer-
den. Auch das Einkommen, das im
Rahmen von Unterhaltspflichten auf-
gewendet werden muss oder gepfan-
det ist, muss weiterhin anrechnungsfrei
bleiben. Bei der Anrechnung von Ver-
mdgen muss nicht nur die selbst ge-
nutzte Immobilie, sondern auch das
Vermdgen zum Aufbau einer Alters-
vorsorge anrechnungsfrei bleiben.
Das jetzt in § 92 Absatz 1 SGB XI|
normierte Bruttoprinzip, demzufolge
der Leistungstrager dem Leistungser-
bringer das volle Entgelt auszahlt und
der Leistungsempfanger einen eventu-
ellen Eigenanteil dem Leistungstrager
selbst bezahlt, sollte beibehalten wer-
den. Dies ist im Rahmen der Ausge-
staltung der kunftigen Eingliederungs-
hilfe als echte Sachleistung (§ 123 Ab-
satz 6 SGB IX-E) schon aus systema-
tischen Grunden erforderlich.

Stellungnahme des DCV zum Bundes-
teilhabegesetz, Starkung der Teilhabe
und Selbstbestimmung, 2016

DCV BTHG

Sport

Sport ermdglicht In-
klusion (154)

Sport als Inklusions-
faktor (9)

Forderung der Teil-
habe auch behin-
derter Menschen
am Sport (133)

Drogenpolitik

Tabak und
Alkohol

Tabakwerbung ver-
bieten (126)

Offensiver auf die
Gefahren von Tabak
und Alkohol hinwei-
sen (126)

Verbot von Wer-
bung fur Tabak und
Alkohol (128)

Weiterer Ausbau
des Nichtraucher-
schutzes (128)

Regulierung von Alkoholwerbung, -
marketing und —sponsoring; Instru-
ment: Gesetzliche Regulie-
rung/Malinahme u.a. Einflhrung eines
generellen Verbots von Alkoholwer-
bung Bund/EU
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Aktionsplan Alkohol der DHS Deutsche
Hauptstelle fur Suchtfragen, 2008
Aktionsplan Alkohol
Einstieg in Tabakkonsum ist so unat-
traktiv wie mdglich zu gestalten (Ver-
packung; Produktbeschreibungen;
Verbot von Tabakzusatzstoffen; Verbot
rauchloser Tabakprodukte; Einbezug
neuartiger nikotinhaltiger Erzeugnisse)
Stellungnahme der DHS Deutsche
Hauptstelle fur Suchtfragen zum Vor-
schlag fur eine Richtlinie des Europai-
schen Parlaments und des Rates zur
Angleichung der Rechts- und Verwal-
tungsvorschriften der Mitgliedsstaaten
Uber die Herstellung, die Aufmachung
und den Verkauf von Tabakerzeugnis-
sen und verwandten Erzeugnissen,
Februar 2013
Tabakproduktrichtlinie
Cannabis Cannabis- Kontrollierte Freigabe | Legalisierung von Enquete-Kommission erforderlich zur
Regelungen schaffen | von Cannabis: Besitz | Cannabis und Prifung der geltenden Bestimmungen
fur Anbau, Handel und Konsum soll fur | Schaffung nicht- der Cannabispolitik und von Moglich-
und Abgabe; Verkauf | Erwachsene erlaubt kommerzieller Be- keiten einer Regulierung; Modellprojek-
unter strenger Wah- | sein; kontrollierter zugsmoglichkeiten; te zur kontrollierten Abgabe; Entkrimi-
rung des Jugend- Verkauf in lizenzier- Anderung des Be- nalisierung; Einhaltung des Jugend-
schutzes durch lizen- | ten Geschaften und taubungsmittel- schutzes.
zierte private Verkau- | Steuern darauf ana- | rechts, sodass die
fer; Ausbau von The- | log zu Zigaretten; Bundeslander ei- Stellungnahme der DHS Deutsche
rapie-, Praventions- bringt bis zu 1 Mrd. genstandig uber Hauptstelle fur Suchtfragen Cannabis-
und Hilfeangeboten Euro jahrlich (49) wissenschaftliche politik in Deutschland. Mal3nhahmen
durch Ertrage aus der Modellprojekte zur uberprifen, Ziele erreichen, Septem-
Cannabissteuer fi- Abgabe von Canna- ber 2015
nanzieren (127) bis entscheiden Cannabispolitik
konnen (128)
Spielsucht Automatenverbot in Geldspielgerate sind als Glucksspiel im

Gaststatten (128)

Sinne des GIUStV zu definieren und
sollten dessen Vorschriften unterliegen
Stellungnahme der DHS Deutsche
Hauptstelle fur Suchtfragen zur
"Glucksspielsuchtpravention” fur die
Anhdrung des Deutschen Bundesta-
ges, Ausschuss fur Gesundheit am
01.07.2009

Pravention Glucksspielsucht
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Familienbegriff

Da, wo zwei Men-
schen Verantwor-
tung fur Kinder und
ihre Erziehung
ubernehmen (25)

Gesellschaftliche
Wertschatzung
durch Vorfahrtsre-
geln (28)

Da, wo Menschen
dauerhaft Verantwor-
tung Ubernehmen (5,
63)

Da, wo Menschen
verbindlich u. solida-
risch zusammenleben
(123) und Verantwor-
tung fureinander
ubernehmen (209) /
Rechtsinstitut der el-
terlichen Mitverant-
wortung (214)

Wen wir lieben (49)

Verantwortungsge-
meinschaft -> mit fle-
xiblen Bausteinen der
Verantwortungsuber-
nahme zwischen zwei
und mehr Personen
daran soll auch Erb-,
Steuer- u. Sozialrecht
anknupfen (51)

Da, wo Menschen
Verantwortung fur-
einander Uberneh-
men (26)

Klassisches Famili-
enbild: Vater, Mut-
ter, Kinder (39)

schwerwiegendes
Fehlverhalten gegen
eheliche Solidaritat
muss bei Schei-
dungsfolgen wieder
bericksichtigt wer-
den (37)

In Familien Ubernehmen Eltern
fur Kinder und Kinder fur Eltern
Verantwortung. Familienleben
kennt viele Erscheinungsformen
und unterliegt einem

sozialen Wandel, der Rollenver-
teilungen, Lebenslagen und
Haushaltskonstellationen beein-
flusst.

DCV-Kampagne ,Familie schaf-
fen wir nur gemeinsam*
Sozialpolitische Forderungen,
2013

Sozialpolitische Forderungen

Friihe Hilfen

Wir wollen eine An-
lauf- und Auskunfts-
stelle fur alle Famili-
enangelegenheiten
schaffen, damit jun-
ge Familien best-
maoglich die Vielfalt
der staatlichen
Unterstutzungsan-
gebote in Anspruch
nehmen konnen
(27).

Hebammen sind un-
verzichtbare Begleite-
rinnen beim Start ins
Leben. Ergo: Beruf at-
traktiver machen,
Arbeitsbedingungen
(auch Bezahlung) ver-
bessern (31).

Geburtshilfe starken
— Hebammenarbeit
sichern;
Krankenhauser mit
Geburtsstationen sol-
len in allen Regionen
gut erreichbar sein.
Geburten brauchen
verbindliche Quali-
tatsvorgaben (202 +
134)

Geburtshilfe in
Deutschland sichern,
Hebammen starken
(88)

Far eine Starkung
der Qualifizierung
und fur eine bessere
Bezahlung der Ge-
sundheits- und Heil-
berufe (auch Heb-
ammen) (32)

Finanzielle Entlas-
tung freiberuflicher
Hebammen z. B.
durch eine
Quersubventionie-
rung bei Haftpflicht-
versicherungen (63)

Bundesweit sollen Lotsendienste
zur Vermittlung von Frihen und
anderen Hilfen fur alle Geburts-
kliniken ermdglicht, gesetzlich
verankert und verbindlich refinan-
ziert werden; Auskdmmliche und
nachhaltige Finanzierung der An-
gebote Fruher Hilfen (Beratung u.
Befurwortung dazu u.a. im Bund-
Lander-Netzwerk Kinder-Jugend,
Familie 04.07.2017)

DCV-Kampagne ,Familie schaf-
fen wir nur gemeinsam*
Sozialpolitische Positionen zur
Caritas-Kampagne 2013
Sozialpolitische Forderungen

Dringend notwendig sind ... pra-

ventive Angebote fur arme Fami-
lien und ihre Kinder (Sozialpada-
gogische Familienhilfe, Frihe Hil-
fen); (dazu Pressemitteilung des

DCV zum 5. Armuts- und Reich-

tumsbericht, 19.06.17)

Anhorung 5-ARB
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Adoption

Auch fur gleichge-
schlechtliche Paare
(63)

Adoptionsrecht flr
eingetragene Le-
benspartner (73)

erleichtern (37)

Durch das Gesetz zur Einflihrung
des Rechts auf Eheschlielung fur
Personen gleichen Geschlechts
hat sich die Forderung von SPD
und Linken de facto erledigt. Ho-
mosexuelle und heterosexuelle
Paare sind rechtlich gleichge-
stellt, wenn sie heiraten. Das
wirkt sich u.a. beim Adoptions-
recht aus, d. h. homosexuelle
Ehepaare haben das volle Adop-
tionsrecht.

Vormundschafts-
recht/
Betreuungsrecht

Muss reformiert wer-
den (66)

Verantwortung des
Vormundes fur Erzie-
hung, Fursorge, Ent-
wicklung verstarkt
werden (66)

Grundsatz der Erfor-
derlichkeit im Betreu-
ungsrecht starken (66)

Die Gesamtreform des Vormund-
schaftsrechts muss umgesetzt
werden:

a) Die Vormundschaft muss von
einer Uberwiegend formalen Ver-
tretung zur umfassenden Verant-
wortung fur die Entwicklungs- und
Erziehungsbedingungen der Kin-
der und Jugendlichen weiterent-
wickelt werden.

b) Es muss ein Vergutungsan-
spruch fur den Vormundschafts-
verein eingefuhrt werden, wenn
deren Mitarbeiter/innen Vor-
mundschaften Ubernehmen.

Pflegekinder

Rechte von Pflegekin-
dern starken (66)

Rechte von Pflege-
kindern starken (209)

Professionelle Infrastruktur fur die
Beratung und Begleitung von
Pflegeeltern weiterentwickeln

Die strukturelle Verankerung und
konzeptionelle Ausgestaltung der
Arbeit mit Herkunftsfamilien ver-
bessern; systematische Unter-
stutzung der leiblichen Eltern un-
abhangig vom Lebensmittelpunkt
der Kinder

Partizipation von Kindern und Ju-
gendlichen umsetzen

Forschung zur Pflegekinderhilfe
und Dialog Wissenschaft und
Praxis der Pflegekinderhilfe for-
dern
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Fachartikel ,Pflegekinderdienste
ermoglichen ein sicheres Zuhau-
se“, neue caritas 14/2015
Pflegekinderdienste

Absicherung von Dauerpflege-
verhaltnissen:

Bislang fehlt es an einer familien-
rechtlichen Absicherung von be-
reits langer bestehenden Pflege-
verhaltnissen, die fur das Kind
langst zur auf Dauer angelegten
Lebensform geworden sind.

Es bedarf einer zivilrechtlichen
Regelung, die mehr Platzierungs-
und Beziehungsstabilitat der
Pflegefamilien ermdglicht.

Rechtsgrundlage fur die Unter-
bringung be-hinderter Kinder in
Pflegefamilien dringend nach-
bessern: Die Rechtsgrundlage fur
die Unterbringung behinderter
Kinder im Rahmen der Eingliede-
rungshilfe fallt am 31.12.2018
weg. Da die Folgeregelung im
BTHG erst ab 1.1. 2020 wirksam
wird, besteht Uber 12 Monate
keine explizite rechtliche Grund-
lage fur die Betreuung von be-
hinderten Kindern in Pflegefami-
lien.

Kinderrechte

Kinderrechte ins GG
(26)

Eigene Rechte von
Kindern im Grundge-
setz verankern -> Par-
lamente, Verwaltung,
Gerichte mussen Kin-
desinteresse vorrangig
berucksichtigen (7)

Kindeswohl muss im
Mittelpunkt stehen (63)

Kinderrechte ins GG
(213)

Der Schutz von Kinderrechten ist
fur den DCV ein prioritares Anlie-
gen. Kinderrechte — die Grund-
rechte von Kindern — sind im
Grundgesetz bereits umfassend
geschutzt. Bestehende Defizite in
der Verwirklichung von Kinder-
rechten mussen jeweils durch
konkrete Malinahmen behoben
werden. Daflr setzt der DCV sich
ein.

S. hierzu die Hinweise in den je-
weiligen Fachkapiteln

Kommentar von Herrn Prof. Cre-
mer "An der Verfassung liegt es
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nicht!", neue caritas 10/2017
Kinderrechte
Kinder/Jugend Wir finden uns nicht | Eigenstandige Ju- Kinder- und Jugend- Im Rahmen der eigenstandigen

mit Kinderarmut ab.
(25)

gendpolitik (5)

Kinder- und Jugendbe-
richt als Instrument
verankern (7)

Jugend-Check gesetz-
lich verankern-> alle
gesetzlichen Mal3-
nahmen werden auf
Wirkung hin Gberpruft
(7)

hilfeleistungen Uber
das 18. Lebensjahr
hinaus (211)

Leistungs- und Un-
terstutzungssystem
fur Kinder mit und
ohne Behinderung
und Rechtsanspruch
auf Hilfe zur Erzie-
hung (211)

Einheitliche Stan-
dards fur Kinder mit
und ohne Migrations-
hintergrund (211)

Praventionsangebote
-> Kooperation zwi-
schen Kinder- und
Jugendhilfe und Ge-
sundheitswesen
(Qualitat + Finanzie-
rung) (211)

Jugendpolitik sind die Interessen
und die Partizipation von benach-
teiligten Jugendlichen starker zu
berucksichtigen.

.Forderungen zur Jugendpolitik
aus katholischer Sicht“, 2013
Jugendpolitische Forderungen

Der DCV setzt sich fur die verfas-
sungs- und volkerrechtlich gebo-
tene Umsetzung der Kinderrechte
fur alle Kinder in Deutschland ein,
d.h. konkret auch flur einheitliche
Standards flr Kinder mit und oh-
ne Migrations- bzw. Fluchthinter-
grund. Die Notwendigkeit einer
besonderen Verankerung von
Kinderrechten im GG sehen wir
nicht.

Stellungnahme des DCV ,Kin-
deswohl der unbegleiteten min-
derjahrigen Fluchtlinge bestmog-
lich sichern®, 2015

Kindeswohl UMF

Dringend notwendig sind der
Ausbau und die bessere Vernet-
zung niedrigschwelliger praventi-
ver Angebote flir arme Familien
und ihre Kinder (Sozialpadagogi-
sche Familienhilfe, Frihe Hilfen);
interdisziplinare Kooperationen
mussen gesetzl. Festgeschrieben
und finanziell hinterlegt werden;

Stellungnahme des DCV zur An-
hérung zum 5. Armuts- und
Reichtumsbericht der Bundesre-
gierung, 27.06.17

Anhdrung 5-ARB

IN VIA: Fachkrafte aus Einrich-
tungen der Kinder- und Jugend-
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hilfe missen die Rahmenbedin-
gungen dafur schaffen, dass Kin-
der und Jugendliche mitbestim-
men konnen.

Dokumentation zum Jugend-
workshop und zur Fachtagung
Partizipation ,Was heil3t hier ju-
gendgerecht?!”
Verdéffentlichungen Jugend

und

,Mitbestimmung - wie geht das?",
2016

Mitbestimmung Jugend

Im gemeinsamen Tun mit ande-
ren mussen Beteiligungsmaoglich-
keiten fur junge Menschen ge-
schaffen werden. Sie werden da-
bei unterstitzt, sich mit anderen
auszutauschen und sich selbst zu
vertreten.

KJS Positionspapier ,Bildungsort
Jugendsozialarbeit. Zum Bil-
dungsverstandnis der Jugendso-
zialarbeit in katholischer Trager-
schaft"

Jugendsozialarbeit

Betreuung von
Kindern

Rechtsanspruch auf
Gewabhrleistung von
Betreuung Uberall
dort, wo sie von EI-
tern gewlnscht oder
bendtigt wird (26)

Betreuung im
Grundschulalter ein-
fuhren (26, 36)

Ausbau Steuerbe-
freiung fur Zuschus-
se der Arbeitgeber
fur Betreuungskos-
ten bis Ende des
Grundschulalters
(26)

Rechtsanspruch auf
Ganztagsbetreuung
in Grundschule und
Hort (210)

Flexible Angebote
(36)

Wechselmodell nach
Scheidung als Regel-
fall analog zur elterli-
chen Sorge (50)

99

Finanzielle Unter-
stutzung elterlicher
Betreuung (37)

Eltern bendtigen zur Vereinbar-
keit von Familie und Beruf den
Ausbau lebenslagenorientierter
bzw. —spezifischer Fordersyste-
me.

Pressemitteilung des KTK,
1.8.2017: Rechtsanspruch fur
Grundschulkinder richtiges politi-

sches Signal

Der weitere Ausbau der ganzta-
gigen Bildung und Betreuung ist
zu unterstitzen und Ganztagsan-
gebote sind zuganglich zu ma-
chen.

Positionspapier des DCV ,Fur ein
chancengerechtes und inklusives
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Bildungssystem®, 28.11.2011
Bildungspolitische Position

Die Arbeitsgemeinschaft Interes-
sensvertretung Alleinerziehender
arbeitet aktuell an einer Positio-
nierung gegen das sogenannte
Wechselmodell nach elterlicher
Trennung als Regelfall, weil es
weder in jedem Fall dem Kindes-
wohl dient, noch fur alle Eltern
umsetzbar ist.

Wechselmodell Umgangsgestal-
tung bei hauslicher Gewalt

Familienarbeits-
zeit/
Partnerschaft-
lichkeit

Vereinbarkeit von
Familie und Beruf
durch Anreize bei
Unternehmen for-
dern (27)

dazu Digitalisierung
nutzen (52)

Ruckkehrberatung
zur beruflichen Wie-
dereingliederung
(27)

Anspruch auf befris-
tete Teilzeit abhan-
gig von Be-
triebsgroflie (27,44)

Gute Kitas, Zeit und
Geld (5)

Wahlarbeitszeit und
Anspruch auf befristete
Teilzeit (34)

Flexibilisierung;

im offentlichen Dienst
als Vorreiter fur Auftei-
lung von Erwerbsar-
beit, Kindererziehung
und Pflege (6)

Freistellung fur Pfle-
gende von Arbeit mit
Lohnersatzleistung
(orientiert an Eltern-
geld: 150 Euro/Monat
bei 75% bis 90% der
regularen Vollarbeits-
zeit) fur bis zu 3 Mona-
te (16)

Flexible Vollzeit, d.h.
Verkurzung der Ar-

beitszeit um bis zu 10

Std./Woche (131)
bzw. freie Entschei-
dung, wie innerhalb
eines Korridors von
30 — 40 Std. personli-
che Vollzeit aussieht
(210)

Ruckkehrrecht auf
Vollzeit (210)

Recht auf Homeoffice

(210)

KinderZeitPlus 0st
Elterngeld ab + er-
moglicht phasenwei-

se Arbeitszeitreduzie-
rung nach 1. Geburts-

tag bis 14. Lebens-
jahr: jeder Elternteil
erhalt 8 Monate fi-
nanzielle Unterstut-
zung (16 Monate),
weitere 8 Monate
kénnen zwischen
beiden Elternteilen
aufgeteilt werden ->
insg. 24 Monate Un-
terstltzung (210)

Flexible Arbeitszeit-
modelle + digitale Ar-
beitsplatze (36, 44)

Mehr mobile Arbeits-
platze -> Entburokra-
tisierung des Arbeits-
schutzes bei home-
office-Arbeitsplatzen

familiengerechte
und kurzere Ar-
beitszeiten fur alle,
die Verantwortung
in Erziehung und
Pflege Ubernehmen
(17)

Stichwort Familienarbeitszeit: Der
DCV hat sich in internen Work-
shops mit dem Thema beschaftigt
und beobachtet mit Interesse die
Entwicklungen. Eltern soll ermdg-
licht werden, ihre Wochenarbeits-
zeit zu reduzieren.

Der DCV engagiert sich in der un-
ternehmensubergreifenden Initia-
tive ,Chefsache”. Diese begreift
die Flexibilisierung von Arbeits-
zeiten als zentrales Element der
Chancengerechtigkeit zwischen
Frauen und Mannern in Fuh-
rungspositionen.

Chefsache

Geschlechtergerechtigkeit
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Arbeitszeitkonten | Familien- u. Le- Langzeitarbeitskonten Der DCV hat sich bereits 2013 in-
bensarbeitszeitkon- | (16) tensiv mit diesem Arbeitszeitmo-
ten (27) dell auseinander gesetzt und eine
grozugigere Auslegung des
Partnerschaftsgedankens ange-
mahnt.
Zeitkontenregelungen im Arbeits-
recht sollen Familien mehr Flexi-
bilitat geben.
Positionierung zur Familienar-
beitszeit
Familienarbeitszeit

Familiengeld 300 Euro/Monat (38)

Elterngeld ElterngeldPlus: Famili- | Abgelost (212) Fur den DCV steht beim Eltern-
engeld von 150 Eu- geld der familienunterstitzende
ro/Monat bei partner- Aspekt im Vordergrund; die Aus-
schaftlicher Aufteilung gestaltung des Elterngeldes muss
der Arbeitszeit, d.h. gerechter werden; auch Familien
jeweils 75% bis 90% im Hartz-1V-Bezug und Familien
der regularen Vollar- mit geringen Einkommen sollen
beitszeit -> bis zu 24 davon profitieren.

Monate; auch fur Al-

lein- oder Stellungnahme des DCV zum Re-

getrennt Erziehende ferentenentwurf eines Gesetzes

(6) zur EinfUhrung des Elterngeld
Plus mit Partnerschaftsbonus und
einer flexibleren Elternzeit im
Bundeselterngeld- und Eltern-
zeitgesetz vom 24.4.2014
Einkommensunabhangiges El-
terngeld
Elterngeld plus

Steuern Wahl zwischen Ehe- Ehegattensplitting Ehegattensplitting Familiensplitting mit

gattensplitting und
Familientarif mit Kin-
derbonus, von dem
verheiratete u. unver-
heiratete Eltern mit
Kindern, wie auch Al-
leinerziehende profitie-
ren: jeder Elternteil soll
150 Euro pro Kind von
seiner Steuerlast ab-
ziehen konnen; im

durch gezielte Forde-
rung von Familien er-
setzen (130)

Wabhlrecht zwischen
Ehegattensplitting mit
Kindergeld und Kin-
derfreibetrag oder In-
dividualbesteuerung
mit Kindergrundsiche-
rung (213)

durch familien-
freundliche Steuer-
modelle ersetzen,
bei dem das nicht
ausgeschopfte
steuerliche Exis-
tenzminimum zwi-
schen den Eheleu-
ten bzw. Lebens-
partnerinnen und
Lebenspartnern frei

Freibetragen (38)
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Familientarif kbnnen
Ehepartner
Einkommensanteile
von hochstens 20.000
Euro untereinander
ubertragen (38)

Ubertragbar sein
wird (73)

Weitere Unter-
stiitzung

Familien-Budget als
12-Milliarden-
Entlastungspaket:
Zusammenflhrung
von Kinderfreibetrag,
Kindergeld, Kinder-
zuschlag und Kinder-
regelsatz, bestehend
aus: 1. Regelsatze
mussen Existenzsi-
cherung absichern, 2.
Fr Eltern mit gerin-
gem Einkommen
KinderGeldBonus zur
Abdeckung des sach-
lichen Existenzmini-
mums, 3. einkom-
mensunabhangige
Kindergrundsiche-
rung, die Kindergeld
und Kinderfreibetrag
ersetzt und mit Uber-
tragbarem Grundfrei-
betrag verknupft
(212)

Abschaffung des Bil-
dungs- und Teilhabe-
pakets,

stattdessen teils vom
Bund finanzierter kos-
tenfreier Zugang zu
Leistungen, teils Fi-
nanzierung durch
Regelsatz (213)

Ehe-Start-Kredit
(38)

Der Deutsche Caritasverband
setzt sich dafur ein, den Kinder-
zuschlag zu einer einkommens-
abhangigen Kindergrundsiche-
rung weiter zu entwickeln.

»,Souveranitat von Familien mit
geringem Einkommen starken®,
Position des Deutschen Caritas-
verbandes zu einer einkommens-
abhangigen Kindergrundsiche-
rung, 17.11.2014
Kindergrundsicherung

Vereinbarkeit
Familie/Studium

fordern und Moglich-
keit zum Teilzeitstu-
dium schaffen (179)

Guter Abschluss
und zeitnahe Eltern-
schaft -> keine
Ruckzahlung des
BaFoGs (38)

Vordringlich ist eine verlassliche
Betreuungsstruktur fur junge El-
tern.

Positionspapier des DCV ,Fur ein
chancengerechtes und inklusives
Bildungssystem®, 28.11.2011
Bildungspolitische Position
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Kita gebuhrenfrei (6, 38) Als Orte flr die ganze | Bildungsgutscheine KTK-Pos. vom Marz 2008:
Familie (176) (5) (www.ktk-bundesverband.de)
Verbesserung von Rahmenbe-
Elternbeitrage sozial dingungen fur die pad. Arbeit im
staffeln (181) Kindergarten: die dort beschrie-
benen Positionen gelten weiter.
KTK-Vorstand Juni 2017: Forde-
rung nach Beitragsfreiheit per-
spektivisch beibehalten.
Ganztagsbetreu- Ganztagsbetreuung Ganztagsbetreuung Ganztagsbetreuung In Kita oder Schule?
ung mit finanzieller Beteili- | (176) (14) Jedenfalls dem Bedarf der Fami-
gung des Bundes -> 3 lien entsprechend.
Milliarden Euro (6, 38)
Positionspapier des DCV ,Fur ein
chancengerechtes und inklusives
Bildungssystem®, 28.11.2011
Bildungspolitische Position
Qualitat Ausbau von Qualitat | bundesweites Quali- Bundesweite Quali- Verbesserung durch KTK-Engagement fur ein Bun-
(26) tatsgesetz (6) tatsstandards (176) QM (134) desqualitatsgesetz: Startseite
www.ktk-bundesverband.de
Inklusiv (181)
Hort Vielfalt der beste- Rechtsanspruch auf Pressemitteilung des KTK vom
henden Betreuun- Hortbetreuung (210) 1.8.17 www.ktk-
gen im Grundschul- bundesverband.de
alter erhalten (26)
Kindergeld/ Freibetrag in zwei Gestaffelt nach Ein- Alle den Eltern zu- fur alle Kinder auf Der Deutsche Caritasverband

Kinderfreibetrag

Schritten auf Er-
wachsenenfreibe-
trag anheben + Kin-
dergeld erhéhen
(erst 25 Euro je
Kind, dann abhan-
gig von wirtschaftli-
cher Gesamtlage)
(26,34)

kommen und Kinder-
zahl (6)

Zusammenflhrung von
Kindergeld und Kin-
derzuschlag zu erwei-
tertem Kindergeld
(6,38)

Burokratieabbau (38)

stehenden kindesbe-
zogenen Leistungen
in Kindergeld 2.0 als
eigenstandiger An-
spruch des Kindes:
einkommensunab-
hangiger Grundbe-
trag, einkommensab-
hangiger Flexi-Betrag
und Bildungs- und
Teilhabepaket (50)

328 Euro erhdhen
(26)

setzt sich dafur ein, den Kinder-
zuschlag zu einer einkommens-
abhangigen Kindergrundsiche-
rung weiter zu entwickeln.

»~Souveranitat von Familien mit
geringem Einkommen starken®,
Position des Deutschen Caritas-
verbandes zu einer einkommens-
abhangigen Kindergrundsiche-
rung, 17.11.2014
Kindergrundsicherung

Art. 3 Abs. 3 GG/
Diskriminie-
rungsschutz

Merkmale der sexuel-
len und geschlechtli-
chen Identitat ergan-
zen (123)

TranssexuellenG
durch ein Gesetz zur

Erweiterung des Dis-
kriminierungskata-
logs;

uber Bundesstiftung
starkere Forderung
fur Bildung, Selbsthil-
fe und Diversity Ma-
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Anerkennung der nagement; Anderung
selbstbestimmten des TranssexuellenG
Geschlechtsidentitat | (51)
ersetzen (123)
Opferrente einflhren
Dritte Option im Per- | (52)
sonenstandsG fur
Transsexuelle (123)
Wabhlalter Bei Bundestag und Wabhlalter auf 16 Jah- Wabhlalter auf 16 Der DCV setzt sich dafir ein,
EU-Parlament ab 16 re absenken (156) Jahre senken (127) Kinder und Jugendliche geman
Jahren (8) ihrem Alter und Interesse an poli-
tischen Entscheidungsprozessen
verbindlich zu beteiligen und
ihnen ein angemessenes Wahl-
recht einzuraumen — bei Kommu-
nalwahlen ab 16 Jahren.
Der DCV fordert zudem das
kommunale Wabhlrecht fur alle
Auslander(innen), die seit min-
destens funf Jahren rechtmaRig,
mit Aussicht auf Aufenthaltsver-
festigung, in Deutschland leben.
Sozialpolitische Position des DCV
zur Kampagne 2016,
neue caritas 21/2015
Wohnen Baukindergeld von
1.200 Euro pro Kind
und Jahr tber 10
Jahre (27)
Freibetrage bei
Grunderwerbssteuer
fur Erwachsene und
Kinder (27)
Frauen/ Gleichstellung im 6f- | mit einem Transpa- Tarifvertrag ,Soziale | Chancengleichheit Die Gleichstellung von Frauen

Gleichstellung

fentlichen Dienst vo-
rantreiben (44)

renzgesetz Lohnunge-
rechtigkeit begegnen
(62)

Dienste” als Grundla-
ge fur gerechte Loh-
ne auf alle Tarifberei-
che ausweiten; Ent-
geltgleichheitsG an-
passen; verpflichten-
der Lohncheck, ob
Frauen ungleich be-
zahlt werden (130)

(36)

FUhrungsverantwor-
tung wahrnehmen,
auch im offentlichen
Dienst, aber keine
Quote (37)

und Mannern im Berufsleben ist
fur die Caritas als Dienstgeberin
ein wichtiges Anliegen. Zentral
geht es darum, Frauen und Man-
nern Verantwortungsubernahme
im Beruf UND in der Familie zu
ermoglichen. Von 2012-2014
bzw. ab 2016 bearbeitet der DCV
dieses Anliegen in ESF-
geforderten Projekten. Dabei
steht weniger die Frage der
Lohngerechtigkeit im Vorder-
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grund, sondern vielmehr eine
Veranderung von stereotypenbe-
lasteten Strukturen und Prozes-
sen, die den gleichberechtigen
Aufstieg von Frauen und Man-
nern verhindern (z.B. FUhrungs-
positionen nur in Vollzeit, Kompe-
tenzen einer Fuhrungskraft, El-
ternzeit bei Mannern...).
Netzwerktreffen

Rickenwind Geschlechtergerech-
tigkeit

Geschlechtergerechtigkeit

Gewalt

Schutz vor Gewalt: se-
xualisierter Gewalt,
Jugendmedienschutz;
Hilfe fur Betroffene
niedrigschwellig und
unburokratisch;
UBSKM hat dabei ent-
scheidende Rolle (7)

Praventionsmafinah-
men gegen Mobbing

(7)

Starkung der Rechte
von Opfern hauslicher
oder sexueller Gewalt

Nach Ratifizierung der
,Istanbul-Konvention”
folgt dritter Aktionsplan
zur Bekampfung von
Gewalt

gegen Frauen: Einfuh-
rung eines individuel-
len Rechtsanspruchs
auf

Schutz und Hilfe fur
die Opfer und ihre Kin-
der, auch fur gefluchte-
te Frauen und
Madchen — unabhan-
gig von ihrem Aufent-
haltsstatus

Ausbau des Hilfesys-

Finanzierung von
Frauenhausern und
Beratungsstellen si-
chern, Praventions-
konzepte entwickeln
(132)

UBSKM absichern
(211)

~Fonds sexueller
Missbrauch im famili-
aren Bereich“ ge-
wahrleisten (211)

Umfassenden Schutz
sexueller Selbstbe-
stimmung sichern
(132)

Rahmenbedingungen flr eine si-
chere Unterbringung (u.a. Frau-
en, Kinder, LSBTI) mussen ver-
bessert und Praventionsmal3-
nahmen entwickelt und strukturell
verankert werden.

Stellungnahme des DCV zum
Kinder- und Jugendstarkungsge-
setz, 06/2017

Kinder- und Jugendstarkungsge-
setz

SkF/Caritas werden bei Gewalt-
schutzfragen uber die Frauen-
hauskoordinierung (FHK) vertre-
ten.

FHK hat drei Wahlforderungen
formuliert:

FHK fordert einen Rechtsan-
spruch auf Schutz und Unterstut-
zung fir alle gewaltbetroffenen
Frauen und ihre Kinder.

FHK fordert eine konkrete Strate-
gie fur die Umsetzung der Istan-
bul-Konvention, unter anderem
die Einrichtung einer Koordinie-
rungsstelle und einer unabhangi-
gen Struktur fur das Monitoring.
FHK fordert einen uneinge-
schrankten Gewaltschutz fur Mig-
rant_innen ohne gesicherten Auf-
enthaltsstatus und fur geflichtete
Frauen.
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tems aus Beratungs-
stellen, Frauenhausern
und anderen Schutz-
einrichtungen

Praventionsprogramm;
Koordinierungsstelle
auf Bundesebene zur
Umsetzung der Istan-
bul-Konvention

auch Hilfen bei Gewalt
gegen Manner in den
Aktionsplan aufneh-
men (64)

Rechtsanspruch/Finanzierung
von Frauenhausern
Argumentationshilfe Rechtsan-

spruch

IN VIA:

Schutz und gesicherte Unterbrin-
gung fur geflichtete Frauen ga-
rantieren

Positionierung ,,An(ge)kommen in
Deutschland®, 02/2017

Migration

Prostituierte

ProstituiertenschutzG
evaluieren, Bera-
tungsangebote star-
ken (132)

Sicherstellung des psychosozia-
len Beratungsangebots
Evaluation des Prostituierten-
schutzgesetzes ist zu begruf’en

Gemeinsame Stellungnahme des
Kommissariats der deutschen Bi-
schofe, des SkF, KFD und KDFB
2015 (nicht veroffentlicht)

Schwangerschaft

Beratungsangebote
ausbauen; fur Men-
schen mit geringem
Einkommen kosten-
freie Verhutungsmittel
(133)

Abtreibung muss
gemeldet werden,
bei Zuwiderhand-
lung spurbare Strafe
(38)

Das Beratungsangebot im Be-
reich Schwangerschaftsberatung
ist gut ausgebaut. Wenn es um
weiteren Ausbau geht, dann
mussen die finanziellen Ressour-
cen ebenfalls bereitgestellt wer-
den.

Jahresbericht 2014,
Beratungsbedarf

Online-Beratung wird — wie in an-
deren Bereichen auch — zuneh-
mend wichtiger.

BAGFW-Papier ,Digitale Trans-
formation®, August 2017
nicht veroffentlicht

65


http://www.frauenhauskoordinierung.de/fhk-materialien-service/rechtsinformationen/detailansicht/artikel/argumentationshilfe-zum-rechtsanspruch-auf-leistungen-zu-schutz-und-hilfe-fuer-gewaltbetroffene-perso.html
http://www.frauenhauskoordinierung.de/fhk-materialien-service/rechtsinformationen/detailansicht/artikel/argumentationshilfe-zum-rechtsanspruch-auf-leistungen-zu-schutz-und-hilfe-fuer-gewaltbetroffene-perso.html
http://www.invia.caritas.de/fachliches/publikationen/veroeffentlichungen/migration/
https://www.caritas.de/neue-caritas/heftarchiv/jahrgang2015/artikel/der-beratungsbedarf-nimmt-zu

Deutscher
Caritasverband e.V.

4. Bildung
Thema Union SPD Bundnis 90/Die FDP Linke AFD DCV
Grinen
Ausbildungsfor- Mindestausbildungs- Ausbildungsgarantie | Elternunabhangig: Berufsausbildungsbeihilfe (BAB) als

derung

vergutung (7)

sichert Ubergang von
Schule in Beruf ab
(178)

einmaliger Zuschuss
von 500 Euro und
Darlehnsangebot und
Leistungsforderung
durch Stipendien (9)

Bildungssparen (10)

dem SGB Il vorgelagertes Sicherungs-
system bedarfsgerecht ausgestalten

Position ,Stellungnahme zum Neunten
Gesetz zur Anderung des Zweiten Bu-
ches Sozialgesetz — Rechtsvereinfa-
chung®, 20.05.2016
Rechtsvereinfachung

Verpflichtung zur Kooperation und Zu-
sammenarbeit der verschiedenen So-
zialleistungstrager wirksamer gestalten
und entsprechend gesetzlich
verankern

Anspruch fur junge Menschen auf Leis-
tungen zur beruflichen Integration nach
SGB II, SGB Il und Jugendsozialarbeit
nach § 13 SGB VIII

kontinuierliches personales Angebot
(Bezugsperson) fur Jugendliche mit
besonderem Forderbedarf

Stellungnahme des DCV ,Berufliche
Integration junger Menschen verbes-
sern - Schnittstellen der Sozialgesetz-
bacher II, 1lI, VIl und XII beseitigen®,
18.07.2015

Berufliche Integration junger Menschen
verbessern

Verpflichtung zur Kooperation und Zu-
sammenarbeit der verschiedenen So-
Zialleistungstrager wirksamer gestalten
und entsprechend gesetzlich veran-
kern

Anspruch fur junge Menschen auf Leis-
tungen zur beruflichen Integration nach
SGB Il, SGB Il und Jugendsozialarbeit
nach § 13 SGB VIl

Kontinuierliches, verlassliches Forder-
angebot und personales Angebot (Be-
zugsperson) fur Jugendliche
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mit besonderem Forderbedarf

Stellungnahme des DCV ,Berufliche
Integration junger Menschen verbes-
sern - Schnittstellen der Sozialgesetz-
bacher Il, III, VIl und XII beseitigen®,
18.07.2015

Berufliche Integration junger Menschen
verbessern

Gesetzliche Verankerung einer Ausbil-
dungsgarantie im SGB I

Steuerung der Jugendberufsagenturen
durch die Jugendhilfe

Verstetigung, Ausbau und Weiterent-
wicklung der Assistierten Ausbildung

Zugang zu beruflicher Ausbildung fur
junge Gefluchtete - statusunabhangig

Streichung der Sondersanktionen flr
Jugendliche im SGB I

jugendhilfegemalde Unterbringung und
Begleitung junger (volljahriger) Ge-
flichteter

Im Ausland erworbene (Aus-) Bil-
dungsabschllsse zligig anerkennen

Alles aus:
http://www.bagkjs.de/start

Qualitat der Ausbildung verbessern

»IN VIA fordert bessere Rahmenbedin-
gungen in der dualen Ausbildung®,
2016

Rahmenbedingungen duale Ausbil-
dung

BAfoG

BAfoG verbessern um
Wechsel von akademi-
scher und beruflicher
Bildung in jeder Le-
bensphase zu ermogli-
chen (14)

BAfoG ausbauen
(178)

BAfoG aufstocken
(40)

BAfOG als dem SGB Il vorgelagertes
Sicherungssystem bedarfsgerecht
ausgestalten

Position ,Stellungnahme zum Neunten
Gesetz zur Anderung des Zweiten Bu-
ches Sozialgesetz — Rechtsvereinfa-
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chung®, 20.05.2016
Rechtsvereinfachung

Nach 15 Monaten Aufenthalt auch BA-
foG flr Asylsuchende und Geduldete

Positionspapier des DCV, Integration
in Arbeit und Ausbildung optimieren,
2016

Integration Fluchtlinge in Ausbildung
und Arbeit

Schulen

Nationale Bildungsalli-
anz (8)

Modernisierungspro-
gramm (8)

Schulsozialarbeit mit
Landern ausbauen (8)

Multiprofessionelle
Teams in Schule (8)

Kooperationen mit ex-
ternen Partnern fur
Angebote in Schulen

(8)

Begleitende Bildungs-
forschung (9)

Gute Ausbildung von
Lehrern, Erziehern,
Sozialarbeitern,
Handwerkern in
Schule (177)

Programm Schulen in
benachteiligten
Stadtquartieren oder
Regionen -> mehr
Personal und Aus-
stattung (177)

Eigenstandigkeit mit
Finanzbudget der
Schulen (4)

QM einfuhren und
veroffentlichen (4)

Eine Gemein-
schaftsschule fur al-
le (53)

Moglichkeiten fur langeres gemeinsa-
mes Lernen, eine auf individuelle For-
derung ausgerichtete Padagogik sowie
eine gute Kooperation von verschiede-
nen an Schulen tatigen padagogischen
Professionen gewahrleisten.

Der weitere Ausbau der ganztagigen
Bildung und Betreuung ist zu unter-
stutzen.

Schulsozialarbeit sollte durch bundes-
gesetzliche Verankerung abgesichert
und ausgeweitet werden.

Daruber hinaus muss die Schule mit
den aulRerschulischen Unterstltzungs-
systemen und Einrichtungen im Woh-
numfeld der Kinder und Jugendlichen
kooperieren. Die Rahmenbedingungen
und finanzielle Ausstattung fur diese
Kooperationen sind zu verbessern.

,FUr ein chancengerechtes und inklusi-
ves Bildungssystem, Bildungspolitische
Position des Deutschen Caritasver-
bandes, 28.11.2011“
Bildungspolitische Position

DCV- Studie zu Bildungschancen: Was
wirklich zahlt, 2012;
Bildungschancen

IN VIA: Bildung fur alle in Schulen fur
alle: Inklusive Konzepte und individuel-
le Lernangebote und Forderung, multi-
professionelle Teams in Schulen, Par-
tizipation von Schuler/-innen bei der
Gestaltung ihrer Schule

Schule fur Alle
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Grinen

Kooperations- Aufhebung des Koope- | Aufhebung des Ko-

verbot rationsverbotes erst flr | operationsverbots,

Kitas, Schule, Hort,
Berufsschule, dann fur
gesamte Bildung (8)

um Bund an Ausbau
von Ganztagsschulen
zu beteiligen (182)

Sprachforderung

Muss vor Einschu-
lung erfolgen (8)

Analphabeten

Starkung der Grund-
ausbildung

Grundausbildung mit
Wirtschaft starker in
Blick nehmen (178)

Senioren

Bildung u. Weiter-
bildung bedeutsam
(45)

Lebenslanges Lernen
ermdglichen (7)
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5. Flucht und Migration
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Thema Union SPD Bundnis 90/Die FDP Linke AFD DCV
Grinen
Europaischer Aulengrenzen- Gemeinsame europai- | Fairer Zugang zum Fairer Schlussel fur Keine Externalisie- | Ablehnung ,Ge- Alle EU-Mitgliedstaaten tragen ge-
Fluchtlings- schutz gegen illega- | sche Verantwortung Asylverfahren und die Verteilung von rung der Verantwor- | meinsames europa- | meinsam Verantwortung. Die Mitglied-
schutz le Migration (58) Gewabhrleistung der Fluchtlingen in Euro- | tung fur Flichtlinge | isches Asylsystem® | staaten an den Auf3engrenzen mussen
(57) Genfer Fluchtlings- pa unter Beteiligung | in Drittstaaten au- (GEAS) (30) entlastet werden. Ziel muss es sein, in
Solidarische Verteilung | konvention (102) aller EU- Rerhalb der EU allen Mitgliedstaaten angemessene
Grenzschutzagentur | der Aufgaben flr Mitgliedstaaten (60) (114) Beschrankte euro- | Aufnahmebedingungen zu erreichen.

Frontex starken (57)

Europaisches Asyl-
system vollenden
(57)

Binnengrenzkontrol-
len bis Aulengrenz-
schutz funktioniert
(57)

Abkommen nach
dem Vorbild des
EU-Tlrkei-
Abkommens auch
mit anderen Lan-
dern in der Region
und im nordlichen
Afrika (57)

Gemeinsame Ver-
antwortung flr
Fluchtlinge, die ver-
folgt oder in grol3er
Not sind und somit
einen Schutzan-
spruch haben (57)

Fluchtlingshilfe und ei-
ne einheitliche
Entscheidungspraxis in
der Europaischen Uni-
on (58)

Keine Verweigerung
einzelner Mitgliedstaa-
ten (58)

Staaten, die Fluchtlin-
ge aufnehmen, sollen
Unterstutzung erhal-
ten, zum Beispiel fur
den Ausbau von Ge-
meindeeinrichtungen,
Schulen oder fur die
medizinische Versor-
gung (58)

Anreize fur freiwillige
Aufnahme (58)

Finanzielle Unterstit-
zung aus dem europa-
ischen Haushalt fur die
Lander, die eine
Hauptlast bei der
Fluchtlingsaufnahme
tragen (58)

Gewahrleistung men-
schenwdurdiger Unter-
bringung (58)

Besserer Schutz der
AulRengrenzen vor ille-
galen Grenzubertritten
(58)

Faire und solidari-

sche Verantwortungs-

teilung fur schutzsu-
chende Menschen
durch EU-
Mitgliedstaaten (102)

Entlastung von EU-
Aulengrenzen wie
Italien und Griechen-
land (102)

Berucksichtigung bei
europaischem Vertei-
lungsmechanismus
von familiaren Bin-
dungen von Flicht-
lingen, Sprachkennt-
nissen, beruflicher
Qualifikation und
Chancen auf dem Ar-
beitsmarkt.(102)

Europaweit einheitli-

che Asylverfahren mit

hohem Schutzstan-
dard (102)

Gegen Aushohlung
menschenrechtlicher
Standards bei der
Reform des Gemein-
samen Europaischen
Asylsystems (102)

Anstatt Dublin-
System neues, soli-
darisches System mit
gerechter Verantwor-
tungsteilung unter

Fairer VerteilschlUs-
sel statt Dublin -IlI-
Verordnung (60)

Verteilung von Flicht-

lingen mit Bleibeper-
spektive nach ver-
bindlichen Quoten
(60)

Berucksichtigung von
Kriterien wie familiare
Bindung oder
Sprachkenntnisse
(60)

Lander, die sich die-
ser Art der Solidaritat
verweigern, sollen in
einen Fonds einzah-
len, der die Aufnah-
me- und Grenzstaa-
ten aulerhalb der EU
bei der Fluchtlings-

aufnahme unterstuitzt.

(60)

Aufkindigung EU-
Turkei-Deal (114)

Keine Auffanglager
in Nordafrika (114)

Faires und solidari-
sches System der
Flichtlingsaufnah-
me und Verantwor-
tungsteilung in der
EU anstatt Dublin
(114)

Finanzieller Aus-
gleich
(»Fluchtumlage«)
(114)

Freie Wahl des Mit-
gliedsstaates fur die
Gefluchteten (114)

Offene Grenzen fur
schutzsuchende
Menschen (114)

Sichere und legale
Fluchtwege (114)

paische Zusam-
menarbeit auf Si-
cherung der europa-
ischen Auliengren-
ze (30)

Asylantrage auler-
halb Europas zu
stellen (dazu Ande-
rung europaischen
Rechts) (30)

Individuelle Interessen der Schutzsu-
chenden sollten im Rahmen der Zu-
standigkeits- und Verteilungsentschei-
dung grolReres Gewicht erfahren.

Finanzielle Unterstltzung fur die
Fluchtlingsaufnahme in Betracht zie-
hen, die sich ggf. aus einem speziellen
Fonds speist.

Unterbringung -> Asylverfahren

Kein Verstol} gegen das Refoulement-
Verbot. Prifung, ob im Herkunftsland
Verfolgung droht.

Eine Ausweitung von Neuansiedlungen
im Rahmen des Resettlements ware
zu begrufen.

Stellungnahme des DCV zur Dublin-IV-
Verordnung, 05/2017
Dublin IV

Die Verknupfung von Migrations- mit
Entwicklungspolitik darf nicht dazu flh-
ren, dass Entwicklungspolitik als Mittel
zur Vermeidung von Migration gese-
hen wird. Der DCV wendet sich gegen
MalRnahmen, die zwischenstaatliche
Zusammenarbeit und Unterstutzung
insbesondere von afrikanischen Her-
kunfts- und Transitstaaten von ver-
starkter Grenzsicherung und Migrati-
onskontrolle in diesen Landern abhan-
gig macht.

Miteinander leben — Perspektiven zu
Migration und Integration, 2008
Integrationsverstandnis
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Starkung des Mandats
und der Arbeit von
Frontex (58)

Gefahren fur Flichten-
de reduzieren und Ge-
bot der Nicht-
Zuruckweisung einhal-
ten (58)

Europaisches Seenot-
rettungsprogramm (58)

Kooperationen und
Abkommen mit Dritt-
staaten zum Eindam-
men illegaler Migration
(59)

Asylverfahren grund-
satzlich weiterhin auf
europaischem Boden
durchfihren (59)

Alternativen zur Flucht
aufzeigen (59)

Feste Kontingente fur
Schutzsuchende ge-
meinsam mit UNHCR
(59)

Verteilung nach fairem
Schlussel auf alle EU-
Mitgliedstaaten (59)

den Mitgliedstaaten
(102)

Als vorubergehende
Lésung Koordinie-
rung einzelner Mit-
gliedstaaten im Sinne
einer offenen Flucht-
lingspolitik (103)

Die Erstversorgung
und Unterbringung
bis zur Verteilung
sowie die Identifizie-
rung bereits in den
Eintrittslandern inner-
halb der EU (100)

Keine unmenschli-
chen Fluchtlingslager
wie in den gegenwar-
tigen Hotspots (100)

Menschenwurdige
Unterbringung bei
Erstaufnahme (100)

Nach Registrierung

rasche Verteilung in
andere Mitgliedstaa-
ten (100)

EU/Turkei-Deal be-
enden (103)

Ablehnung der De-
facto-Auslagerung
der europaischen
Aulengrenzen (103)

Keine Umwidmung
entwicklungspoliti-
scher Gelder fur
menschenrechtlich
problematische
Grenzschutzprojekte
(104)
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Thema Union SPD Buiindnis 90/Die FDP Linke AFD DCV
Griinen
Asylverfahren Erklarung von Al- | Grindliche und sorg- | Zugigere Verfahren Schnellstmogliche Wiederherstellen Asylantragstellung Der DCV sieht das Konzept sicherer
gerien, Marokko faltige Asylverfahren nach dem Fast-&- Entscheidungen von | des Grundrechts auf | nur bei nachgewie- | Herkunftsstaaten insgesamt kritisch.
und Tunesien zu (59) Fair-Vorschlag (105) | Antragen von Asylsu- | Asyl (123) sener ldentitat (29)

sicheren Her-
kunftslandern (63)

Verstarkung der
Abschiebungsbe-
muhungen (63)

Bessere und schnelle-
re Entscheidungen des
Bundesamts (59)

Geschlechtergerechte
Unterbringung (59)

Schutz von alleinrei-
senden Frauen,
Schwangeren und
Frauen mit Kindern
(58)

Geschlechtsspezifi-
sche Asylgrinde bes-
ser anerkennen (59)

Verpflichtende unab-
hangige Rechtsbera-
tung von Anfang an
(105)

Altfallregelung fur An-

trage, die Uber ein
Jahr im Verfahren
sind (105)

Starkere Anerken-
nung von kinderbe-
zogenen Fluchtgrin-
den und vorrangige
Berucksichtigung des
Kindeswohls im Ver-
fahren (106)

Starkere Bertlcksich-
tigung von ge-

schlechtsspezifischen

Fluchtgrinden, wie
zum Beispiel Genital-
verstummelung, ge-
schlechtliche Identitat
oder sexuelle Orien-
tierung (106)

Sichere Unterbrin-
gung fur Frauen, Kin-
der und LSBTIQ*, de-
ren unbedingter
Schutz vor jeder
Form von Gewalt si-
chergestellt werden
muss (106)

Korrektur der Asyl-
rechtsverscharfungen
im Sinne einer huma-
nen und menschen-
rechtlichen Flicht-
lingspolitik (105)

Ablehnung des Kon-

chenden aus siche-
ren Herkunftsstaaten
in Hotspots (67)

Vor Ort-Bekampfung
von Konflikten, Ar-
mut, Hunger und feh-
lender Rechtsstaat-
lichkeit (67)

Ermoglichung von
Asylantragstellung im
Ausland (67)

Humanitare Visa
nach Schweizer Vor-
bild (67)

Eigener Status fur
Kriegsfllchtlinge (vo-
rubergehender hu-
manitarer Schutz)
(34)

Ruckkehr von Kriegs-
flichtlingen nach Be-
endigung des Krieges
(34)

Abschaffung der
Residenzpflicht,
Wohnsitzauflagen
und die Unterbrin-
gung in Sammella-
gern (123)

Gegen ein System
der Zwangsvertei-
lung (123)

Berucksichtigung
von personlichen
wie familiaren Bin-
dungen bei der Ver-
teilung (123)

Anspruch auf eine
unabhangige Anho-
rungsvorbereitung
und Rechtsberatung
fur Asylsuchende
(123)

Bessere Berick-
sichtigung von ge-
schlechtsspezifi-
schen Fluchtgrin-
den der Praxis (123)

Verfolgung aufgrund
der sexuellen oder
geschlechtlichen
Identitat ist ohne
Einschrankung als
Fluchtgrund anzuer-
kennen, unabhangig
vom Herkunftsland
(123)

Entfallt der Flucht-
grund im Herkunfts-
land anerkannter
Flichtlinge, endet in
aller Regel deren
Aufenthaltserlaubnis
(29)

Nur temporarer Auf-
enthalt far Burger-
kriegsflichtlinge
(31)

Grundgesetzande-
rung zur Beendi-
gung massenhaften
Missbrauchs des
Asylgrundrechts
(30)

Neuverhandlung der
veralteten Genfer
Flichtlingskonventi-
on und andere sup-
ra- und internationa-
le Abkommen, mit
dem Ziel ihrer An-
passung an die Be-
drohung Europas
durch Bevolke-
rungsexplosionen
und Migrationsstro-
me (30)

Stellungnahme des DCV zum Entwurf
eines Gesetzes zur Bestimmung von
Algerien, Marokko und Tunesien als
sichere Herkunftsstaaten, 02/2016
Sichere Herkunftsstaaten

Abschiebung -> Freiwillige Ruckkehr
und Abschiebung

Aus Sicht des Deutschen Caritasver-
bandes muss gewahrleistet sein, dass
Asylantrage individuell sorgfaltig ge-
pruft werden. Dies setzt neben ausrei-
chender Zeit den Zugang zu unabhan-
giger Asylverfahrensberatung voraus.

Stellungnahme des DCV zum Asylver-
fahrensbeschleunigungsgesetz
09/2015

Standards Asylverfah-
ren/Verfassungsrecht

Der Deutsche Caritasverband erkennt
die Notwendigkeit, die Asylverfahren
zu beschleunigen. Allerdings sind dazu
vorrangig andere Maldnahmen not-
wendig als Gesetzesanderungen.

Stellungnahme zum des DCV Asylver-
fahrensbeschleunigungsgesetz,
09/2015
Asylverfahrensbeschleunigungsgesetz

Rahmenbedingungen fir eine sichere
Unterbringung (u.a. Frauen, Kinder,
LSBTI) mussen verbessert und Pra-
ventionsmalinahmen entwickelt und
strukturell verankert werden.

Stellungnahme des DCV zum Kinder-
und Jugendstarkungsgesetz, 06/2017
Kinder und Jugendstarkungsgesetz

FUr Flichtlingsunterkinfte gilt es zu
wirksamen Verbesserungen zu kom-
men.
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zepts ,sichere Her-
kunftsstaaten® (105)

Ablehnung der Aus-
weitung und Anwen-
dung des Konzepts
des sicheren Drritt-
staats (105)

Schaffung legaler
Fluchtwege (102)

Einrichtung von Kon-
tingenten wie grof3-
zugig angelegtes Re-
settlementprogramm
(100)

Resettlement als Er-
ganzung des beste-
henden Flichtlings-
schutzes der Genfer
Flichtlingskonvention
(100)

Ermoglichung huma-
nitarer Visa (100)

Publikation des DCV ,Fluchtpunkt Un-
ter-bringung®, 12/2016

Fluchtpunkte

Resettlement/legale Wege —> Europai-
scher Fluchtlingsschutz

Einwanderung
Staatsangehorig-
keit

siehe auch oben:
Arbeitsmarkt
Einwande-
rer/Fluchtlinge

Neues ,Fachkrafte-
Zuwanderungsge-
setz” zur Zusam-
menfassung bereits
bestehender Rege-
lungen (12)

Zuwanderung bei
Nachweis eines
konkreten Arbeits-
platzes und der Si-
cherung des Le-
bensunterhalts (12)
Keine Einwande-
rung in die sozialen
Sicherungssysteme
(12)

Kluge Steuerung
und Begrenzung der
Einwanderungspoli-

Einwanderungsgesetz
zur Transparenz und
Verstandlichkeit, wer
aus wirtschaftlichen
Grunden nach
Deutschland einwan-
dern darf (58)

Einwanderungsgesetz
zur Steuerung des Zu-
zugs qualifizierter Ar-
beitskrafte nach
Deutschland (58)

Punktesystem zur
Einwanderung, das
sich flexibel an Nach-
frage nach Fachkraften
orientiert (nach kana-
dischem Modell) (58)

Einwanderungsge-
setz schaffen: fur
Fachkrafte Aufent-
haltsrecht zur Ar-
beitssuche und Quote
fur Einwanderung mit
Punktesystem; Spur-
wechsel zwischen
Asyl- und Einwande-
rungsrecht (112,114)

Bessere Anerken-
nung von bestehen-
den Berufsabschlus-
sen zur Erleichterung
der Arbeitsaufnahme
(114)

Erwerb der Staatsan-
gehorigkeit nach dem
Geburtsortprinzip bei

Blue-Card reformie-
ren fur Arbeitskrafte
mit Arbeitsvertrag
und Lebensunter-
haltssicherung (42)

Punktesystem schaf-
fen, bei dem sich
Menschen aus aller
Welt aufgrund

ihres Bildungsgrades,
Alters, ihrer Sprach-
kenntnisse und beruf-
lichen Qualifikation
um eine Einwande-
rung nach Deutsch-
land bewerben kon-
nen (42)

Rechtskreiswechsel
und Einwanderungs-

Erwerb der Staats-
angehorigkeit rein

nach Geburtsorts-

prinzip (121)

Recht auf Mehr-
staatigkeit (121)

Rechtsanspruch auf
Einblrgerung nach
dreijahrigem legalen
Aufenthalt (121)

Staatsangehorigkeit
nur nach dauerhaf-
ter erfolgreicher As-
similation und Loya-
litdt zu seiner neuen
Heimat (32)

Streichung Ge-
burtsortsprinzip (32)

Beschrankung der
doppelten Staats-
blrgerschaft auf
wohlbegrundete
Sonderfalle (32)

Verlust der deut-
schen Staatsange-
horigkeit bei Zuge-
horigkeit zu auslan-
dischen Terrororga-

Fachkraftezuwande-
rung/Einwanderungsgesetz: Es gilt den
konkreten Anderungsbedarf zu benen-
nen. Entscheidend sind die materiellen
Anderungen. Ein Punktesystem kann
eine Chance sein. Arbeitskraftezuwan-
derung darf nicht auf Fachkrafte redu-
ziert werden. Wenn ein Arbeitsplatz
nachgewiesen ist, missen auch Un-
qualifizierte zuwandern durfen.

Die Regeln zur Arbeitsmigration mus-
sen einfacher und transparenter wer-
den, ein zusammenflhren von Regeln
ist aber nicht notig, da bereits alle Re-
gelungen in einem Gesetz und einer
Verordnung zu finden sind.

Anerkennungsverfahren: bundesweite
Vereinheitlichung und Vereinfachung,
Ausbau von Maldnahmen zu Anpas-
sungsqualifizierung und Ausweitung
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tik far Fachkrafte zur
Unterstutzung der
Schaffung von Ar-
beitsplatzen und
Verringerung der At-
traktivitat von illega-
ler Einwanderung
und Migration
(12/13)

Chancengleichheit bei
Einwanderung von
Mannern und Frauen
(60)

BlUndelung der beste-
henden Regelungen
und Aufenthaltstitel zur
Transparenz im deut-
schen Einwanderungs-
recht (60)

Mehrstaatigkeit fur in
Deutschland geborene
Kinder auslandischer
Eltern sowie bei Ein-
bldrgerungen (68)

Wechselseitige Akzep-
tanz zur Mehr-
staatigkeit durch bilate-
rale Abkommen star-
ken (68)

Prifung, ob Wechsel
von Asylsuchenden in
das arbeitsmarktbezo-
gene Aufenthaltsrecht
umsetzbar (60)

Altfallregelung far
Menschen, die seit
mindestens zwei Jah-
ren in Deutschland le-
ben, hier nicht straffal-
lig geworden sind, Ar-
beit haben oder zur
Schule gehen (60)

Schaffung eines euro-
paisches Einwande-
rungsrechts (22)

einem legal aufhalti-
gen Elternteil (114)

Erleichterung der
Einburgerungen (114)

chance fir Fluchtlin-
ge bei gleicher Quali-
fikation wie Fachkraf-
te aus dem Ausland
(42)

nisationen (32)

von Nachqualifizierung. Qualifikations-
analysen starker nutzen, wenn keine
formalen Nachweise vorliegen.

Stellungnahme ,Integration von Flicht-
lingen in Ausbildung und Arbeit opti-
mieren®, 08.03.2016

Integration von Fluchtlingen in Ausbil-
dung und Arbeit

Asylsuchende und Geduldete:
~opurwechsel” von Asylsuchenden zu
einer Aufenthaltserlaubnis zum Zweck
der Arbeit in der Regel zulassen.
Vorrangprifung bundesweit abschaf-
fen.

Ausbildungs- und arbeitsmarktbezoge-
ne Forderung von Anfang an.

Diskussionspapier des DCV zum Ein-
wanderungsgesetz, 11/2016 Ande-
rungsbedarf Einwanderungsrecht

Deutschland braucht nicht weniger,
sondern mehr Arbeitsmigration.

Eckpunkte zur Arbeitskraftemigration,
neue caritas spezial, 11/2012
legale Zuwanderung ermoglichen

Staatsangehorigkeit/Einburgerung:
Moglichkeiten der Einblrgerung nutzen
und weiter ausbauen

»<Zusammen sind wir Heimat.“ Sozial-
politische Positionen zur Kampagne
2017

Zusammen sind wir Heimat

Erweiterung der Einburgerungsmog-
lichkeit unter Hinnahme der Mehr-
staatigkeit

Positionen des DCV ,Miteinander le-
ben, Perspektiven zu Migration- und
Integration®, 2008
Integrationsverstandnis
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Optionsmodell: Nach der Gesetzesan-
derung von 2014 wird kein Handlungs-
bedarf mehr gesehen.

Familiennachzug

Keine Verlangerung
der temporaren Aus-
setzung des Familien-
nachzugs (59)

Familiennachzug zu
subsidiar Schutzbe-
rechtigten wieder er-
madglichen (107)

Beschleunigung und
Entburokratisierung
der Visumsverfahren
(107)

Erleichterung des
Nachzugs minderjah-
riger Geschwister von
unbegleiteten minder-
jahrigen Flachtlingen
(107)

Keine Behinderung
des Familiennach-
zugs (122)

Keine diskriminie-
renden Deutsch-
Tests beim Ehegat-
tennachzug (122)

Keine Beschran-

kung des Familien-
nachzugs auf engs-
te Angehorige (122)

Kein Familiennach-
zug fur Flachtlinge
(31)

Ausschluss von un-
begleiteten Minder-
jahrigen vom Fami-
liennachzug (31)

Starkung und Forderung der Familien-
zusammenfuhrung fur alle Personen,
die ein Aufenthaltsrecht in Deutschland
haben.

,Gesellschaftlichen Zusammenhalt
starken. Sozialpolitische Themen des
DCV zur Bundestagswahl 2017¢,
10/2016

Gesellschaftlichen Zusammenhalt
starken

Erwerb der deutschen Sprache wichtig,
aber sollte nicht zur zwingenden Be-
dingung fur die Familienzusammenfuh-
rung gemacht werden; dauerhafte
Verweigerung des Nachzugs der Ehe-
gatten wegen ungenlgender deutscher
Sprachkenntnisse aus rechtlichen
Grinden nicht moglich (gilt auch fur al-
le Kinder unter 18 Jahren).

Diskussionspapier zum Einwande-
rungsgesetz, 11/2016
Anderungsbedarf Einwanderungsrecht

Einschrankung des Familiennachzugs
fur subsidiar Geschutzte ist das falsche
Mittel.

Pressemitteilung des DCV ,Einge-
schrankter Familiennachzug erschwert
Integration®, 03.02.2016
eingeschrankter Familiennachzug

Familiennachzug fur volljahrige Kinder,
sofern der Lebensunterhalt gesichert
ist, und flr andere erwachsene Ange-
horige, sofern sie keine Bindung im
Heimatland haben und ihnen Unterhalt
gewahrt wird.

Positionen des DCV ,Miteinander le-
ben, Perspektiven zu Migration- und
Integration®, 2008
Integrationsverstandnis
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Gesundheitliche
Versorgung
Asylsuchender

Spezielle Hilfseinrich-
tungen fur traumati-
sierte Flichtlinge und
ihre Kinder (59)

Flankierung des En-
gagements Haupt-
und Ehrenamtlicher
durch professionelle
Hilfe im Bereich psy-
chosozialer Betreu-
ung von Fluchtlingen
(1006)

Abschaffung des
AsylbLG (108)

Solidarische Ge-
sundheitsversiche-
rung fur alle (69)

Keine Einschran-
kung der Leistungen
fur Gefllchtete (69)

Berucksichtigung
besonderer Bedarfe
aufgrund von
Kriegs- und
Fluchterlebnissen
(69)

Gewahrleistung der
psychotherapeuti-
schen Versorgung
traumatisierter
Fluchtlinge (61)

Sozial- und Ge-
sundheitsleistungen
fur Asylbewerber
auf das unbedingt
notwendige Mal3
beschranken (30)

Grundsatz Sachleis-
tungen vor Geldleis-
tungen (30)

Aufhebung des AsylbLG und Uberfiih-
rung in die Bucher SGB Il und SGB XIlI

Stellungnahme des DCV zum Entwurf
eines Dritten Gesetzes zur Anderung
des AsylbLG, 10/2016

Ermittlung Regelbedarfe

Die Anwendung des Sachleistungs-
prinzips erschwert die selbstandige
Lebensfluhrung und Teilhabe.

Stellungnahme zum des DCV Asylver-
fahrensbeschleunigungsgesetz,
09/2015

Standards Asylverfahren und Verfas-

sungsrechts

Traumatisierte Personen brauchen ei-
ne psychotherapeutische Behandlung.

Stellungnahme des DCV ,Sozialpoliti-
sche Themen zur Bundestagswahl
2017¢, 10/2016

Gesellschaftlichen Zusammenhalt
starken

Bildung und
Ausbildung

Siehe unten In-
tegration

Umfassende Sprach-
foérderung der Kinder
vor der Einschulung

(8)

Ausbildungsduldung: statt Duldung
Aufenthaltstitel

Regierungsentwurf Integrationsgesetz

Integration

zu ,,Anerkennung
von auslandi-
schen Bildungs-
abschlissen“
siehe oben: Ein-
wanderung
Staatsangehorig-
keit

Zu AsylbLG sie-
he Gesundheits-
leistungen

Integration fordern
zur Verhinderung
von Parallelgesell-
schaften und von
Multi-Kulti (72)

Starkere Forderung
und Wertschatzung
der deutschen
Sprache als Amts-
sprache, als Kultur-
sprache und als
Umgangssprache,
in der Familie, in der
Schule und im All-
tag, auf allen Ebe-
nen (72)

Ausbau der ver-
pflichtenden und be-
rufsqualifizierenden
Sprachkursangebote
fur anerkannte Flicht-
linge genauso wie Bil-
dungs-, Ausbildungs-
und Arbeitsangebote
auch durch zusatzliche
Kinderbetreuung (59)

Verhinderung, dass er-
forderliche Integrati-
onsarbeit fur Fluchtlin-
ge zulasten der Kom-
munen geht (59)

Schaffung eines wirk-
lichen Integrationsge-
setzes (106)

Integrationsangebote
von Anfang an fur alle
Schutzsuchende
(106)

Zugang zu gesell-
schaftlicher Teilhabe,
Bildung und Ausbil-
dung sowie arbeits-
marktpolitischen
Maflnahmen (106)

Beratung der Neuan-

Talente von Zuwan-
derern fordern, ihre
Potenziale und Visio-
nen fur den Arbeits-
markt nutzbar ma-
chen und starke Per-
sonen fur eine aktive
Mitarbeit in Gesell-
schaft und Ehrenamt
gewinnen (42)

Schaffung eines neu-
en, modularen
Integrationspro-
gramms, das die indi-
viduelle Forderung
entsprechend person-

Gute Bildung fur alle
(69)

Sofortprogramm
auflegen zur Ausbil-
dung zusatzlicher
Schulsozialarbeiter
und Lehrkrafte zur
Unterrichtung fr
Deutsch als Zweit-
sprache (69)

Schulpflicht fur alle
Kinder bundesweit
und unabhangig
vom Aufenthaltssta-
tus (69)

Jeder Migrant oder
Einwanderer, dem
wir ein dauerhaftes
Bleiberecht zuge-
stehen, hat eine
Bringschuld, sich
seiner neuen Hei-
mat und der deut-
schen Leitkultur an-
zupassen, nicht
umgekehrt (32)

Entwicklung eines gemeinsamen Ge-
samtkonzepts notig, das auf Gleich-
stellung und Selbstbestimmung

setzt und ldentifikationsangebote auf
Basis eines pluralistischen und demo-
kratischen Leitbildes macht.

Ziel: Gesellschaft, die sich durch
wechselseitige Verantwortung,
Eigeninitiative und Engagement aus-
zeichnet. Hierflr ist jede(r) Einzelne
wichtig und auch Politik, Wirtschaft,
Medien, Kultur, Sport, Kirchen, Religi-
onsgemeinschaften und andere gesell-
schaftliche Gruppen.

Nutzung und Ausbau der Moéglichkei-
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Anstreben, dass
Menschen, die dau-
erhaft in Deutsch-
land leben wollen,
Deutsch lernen, um
ihre Chancen auf
dem Arbeitsmarkt
und auf gesell-
schaftliche Teilhabe
zu verbessern (72)

Forderung von
Frauen mit Migrati-
onshintergrund (72)

Vermittlung unserer
Leitkultur far jene,
die nicht damit auf-
gewachsen sind
(72)

Freiwilligendienste
fur Jugendliche
starken (73)

Unterstlitzung der
Stadte und Gemeinden
bei der Finanzierung
dieser Arbeit (59)

Ermoglichung des
Kitabesuchs fir alle
Kinder (59)

Kein Ende der Berufs-
schulpflicht fur junge
Fluchtlinge ohne Mog-
lichkeit des Schulbe-
suchs (67)

Bruckenfunktion der
Berufsschulen bei
Spracherwerb und ers-
ten praktischen Erfah-
rungen sichern (67)

Anerkennung von aus-
landischen Bildungs-
abschlussen verbes-
sern (67)

Sichere Zukunftsper-
spektiven fur auslandi-
sche Studierende in
Deutschland schaffen
(67)

Dauerhaftes Aufent-
haltsrecht bei erfolg-
reichem Studium (67)

Bessere Ausrichtung
der Integrationskurse
auf Zielgruppen (67)

Offnung der Integrati-
onskurse fur alle Asyl-
bewerberinnen und
Asylbewerber sowie
Geduldeten, sofern
nicht von vornherein
klar ist, dass sie nicht
in Deutschland bleiben
(67)

kommenden aus ei-
ner Hand (Auslan-
derbehdrde, Jobcen-
ter respektive die
Bundesagentur fur
Arbeit und das Sozi-
alamt) (106)

Schneller Wechsel
von Massenunter-
kunft in Wohnungen
(107)

Bildungsoffensive fur
mehr gute Kinderta-
gesstatten (107)

Schnellere Anerken-
nung von Bildungs-
und Berufsabschlis-
sen und Abbau der
burokratischen Hur-
den bei der Anerken-
nung (107)

Garantie des recht-
maldigen Aufenthalts
wahrend der Ausbil-
dung (107)

Abschaffung der Vor-
rangprufung (107)

Aussetzung der Be-
schrankungen bei
Leiharbeit fur Ge-
flichtete (107)

Niedrigschwellige
Angebote fur Ar-
beitsmarktintegration
far Frauen, sowohl im
Bereich der Sprach-
und Integrationskurse
als auch bei den Ar-
beitsagenturen (107)

Schaffung ausrei-
chender Kinderbe-

licher Bedurfnisse
in unterschiedlichen
Stufen ermdoglicht
(42)

Sofortiges Teilnah-
merecht flr junge
Asylsuchende am
Schulunterricht (18)

Rechtsanspruch auf
Kinderbetreuung
und Ganztagesplat-
ze (69)

Angebote des Er-
werbs von Qualifika-
tionen flr die Be-
rufsausbildung dur-
fen nicht an Alters-
grenzen gebunden
sein (69)

Bildungs- und Integ-
rationsangebote un-
abhangig vom auf-
enthaltsrechtlichen
Status (69)

Schaffung eines
Bundesministeriums
fur Migration und In-
tegration (69)

Abschaffung der
Ausnahmen vom
Mindestlohn und
des Asylbewerber-
leistungsgesetzes
(123)

Asylsuchenden und
Eingewanderten
steht das gleiche
Recht auf Arbeit,
Grundsicherung und
Gesundheitsversor-
gung wie allen an-
deren Menschen zu
(124)

Aufhebung beste-
hender Arbeitsver-
bote (124)

Abschaffung der
Vorrangprufung
(124)

ten der Integration durch Einblrge-
rung, insbesondere auch fur Flachtlin-

ge.

Mangelnde politische

Partizipation ist integrationspolitisch
kontraproduktiv, wirkt ausgrenzend
und fordert Bildung von Neben-
Gesellschaften; daher Forderung nach
kommunalem Wabhlrecht fur hier ver-
wurzelte Auslander(innen)

.Perspektiven zur Integrationspolitik:
Heimat schaffen fur alle®, 01/2017

Erhdhung der (Aus-) Bildungschancen
fur Eingewanderte und ihre Kinder

Bedarfsgerechte Foérderung des
Spracherwerbs

Sicherung des Zugangs zu Kita, Schu-
le und beruflicher Ausbildung

Zugang zu Bafog und ausbildungsbe-
gleitenden Beihilfen spatestens nach
sechs Monaten.

Stellungnahme des DCV ,Sozialpoliti-
sche Themen zur Bundestagswahl
2017%, 10/2016

Gesellschaftlichen Zusammenhalt
starken

Integrationsmalinahmen missen lang-
fristig angesetzt werden.

Im Interesse der Ratsuchenden muss
eine unabhangige, unparteiliche und
freiwillige Beratung durch freie Trager
abgesichert werden.

Perspektiven des DCV zu Flucht und
Migration, 2015
Flucht und Migration

Integrationskurse sollen fur alle Asyl-
suchenden geoffnet und das Integrati-
onskursangebot ausgebaut werden. Al-
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Bessere Verbindung
von Integrationskursen
und berufsbezogener
Sprachférderung mit
arbeitsmarktpolitischen
Malnahmen (67)

Bessere Verzahnung
von Kompetenzfest-

stellung und Arbeits-
marktintegration (67)

Rechtsanspruch auf
Beratung zu Anerken-
nungsverfahren (67)

Bessere Verwirkli-
chung der geschaffe-
nen 3+2-Regelung und
Prifung einer analo-
gen Regelung fur aktiv
Studierende (67)

treuung (107)

Asylsuchende und
Geduldete in Aus-
bildung brauchen
eine Aufenthaltser-
laubnis fur die ge-
samte Dauer der
Berufsausbildung
(124)

Vereinfachung der
Anerkennung aus-
landischer Bildungs-
und Berufsab-
schltsse (56)

Bleiberecht fur alle
Menschen mit unsi-
cherem Aufenthalts-
status, spatestens,
wenn sie funf Jahre
in Deutschland le-
ben (124)

Abschaffung der
sogenannten Ket-
tenduldungen zu-
gunsten von dauer-
haften Perspektiven

Initiative zur Legali-
sierung rechtloser
und illegalisierter
Menschen (124)

le Integrationsangebote sollen zumin-
dest nach einer Frist von 6 Monaten
auch fur Asylsuchende aus Herkunfts-
landern mit einer Anerkennungsquote
von unter 50% geoffnet werden. Die
unterschiedlichen Voraussetzungen
der Teilnehmer/innen mussen beruck-
sichtigt, das Kursangebot weiter diffe-
renziert werden.

Arbeitsgelegenheiten sollen mit einer
integrierten Sprachférderung verbun-
den werden.

Stellungnahme des DCV ,Sanktionen
und Auflagen im Flichtlingsintegrati-
onsgesetz®, 2016
Flachtlingsintegrationsgesetz

Verscharfung Integrationsgesetz

Asylsuchende/Flichtlinge:
Berucksichtigung der Fluchtschicksale
bei der Festlegung von Altersgrenzen

Herstellung von Rahmenbedingungen
fur die Kindertagesbetreuung, das
Schul- und Ausbildungssystem und die
Hilfen zur Erziehung, die eine teilhabe-
orientierte Entwicklung der frihkindli-
chen, der schulischen und der weiter-
fuhrenden Bildung fordern;

Ausweitung des Rechtsanspruchs —
unabhangig vom Aufenthaltsstatus —
auf einen Kita-Platz; unter anderem
mithilfe von Kostenerstattung fur Kitas,
die statuslose Kinder aufnehmen;

Supervision der Fachkrafte als Regel-
leistung sowie bedarfsgerechte Be-
treuungsschlissel, die eine aufwendi-
gere Eltern- und Vernetzungsarbeit er-
lauben;

Implementierung multiprofessioneller
Kita-Teams durch die Lander und ent-
sprechende Weiterentwicklung der Bil-
dungsplane
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»<Zusammen sind wir Heimat.“ Sozial-
politische Positionen zur Kampagne
2017

Zusammen sind wir Heimat

Unabhangig vom Herkunftsland sollten
Menschen sechs Monate nach Einrei-

se die Moglichkeit haben, nach Wohn-
raum auflerhalb der Unterkunft zu su-

chen

Fluchtpunkt Unterbringung 12/2016
Fluchtpunkte

Konzepte erforderlich, wie Fllchtlings-
kinder bundesweit in den Erstaufnah-
meeinrichtungen und danach auf die
Beschulung in Regelklassen vorberei-
tet werden kdnnen.

Position des DCV ,Herausforderungen
der Fluchtlingsfrage fur die Sozialpolitik
in Deutschland®, 02/2016
Sozialpolitische Herausforderungen
der Flichtlingsfragen

AsylbLG-> Gesundheitsleistungen

Tatsachliche Umsetzung einer stich-
tags- und altersunabhangigen Bleibe-
rechtsregelung

Stellungnahme der BAGFW zum Ge-
setzentwurf zur Neubestimmung des
Bleiberechts und der Aufenthaltsbeen-
digung, 02/2015

Neubestimmung Bleiberecht

Ausgrenzung/
Diskriminierung

Starkung der Antidis-
kriminierungsstelle des
Bundes und Auswei-
tung des Anwen-
dungsbereichs des
AGG auf staatliches
Handeln (65)

Verankerung eines
Verbandsklagerechts
im AGG (65)

Schaffung einer ak-
tiven Antidiskrimi-
nierungspolitik (122)

Forderung von Mig-
rantinnen und Mig-
ranten in Verwal-
tung und Wirtschaft
(122)

Ablehnung soge-
nannter Antidiskri-
minierungsgesetze
(12)

Einer koharenten Antidiskriminierungs-
politik, einschlieBlich entsprechender
Gesetze, kommt grol3e Bedeutung zu.
Benachteiligungsverbot in allen 6ffent-
lich-rechtlichen Sektoren erforderlich.

Stellungnahme des DCV zu dem Ent-
wurf eines Gesetzes zur Umsetzung
europaischer Antidiskriminierungsricht-
linien, 3.3.2005
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Griinen
Ombudsstellen fur
Fluchtlinge einrich-
ten (70)
Gesellschaftliche Anteil von Menschen Kommunales Wahl- Wer hier lebt, soll Die Wahlbeteiligung von wahlberech-
Teilhabe mit familiaren Einwan- | recht nach dem hier wahlen! Wir tigten Menschen mit Migrationshinter-
derungsgeschichten Wohnortprinzip (115) wollen das aktive grund durch ein breites Mallinahmen-
soll sich auch in der und passive Wahl- blndel starken,
Zusammensetzung Menschen, die hier recht fur dauerhaft Auslander(innen), die sich seit mindes-
des offentlichen Diens- | leben, sollen auch in Deutschland le- tens funf Jahren rechtmaliig in
tes niederschlagen mitbestimmen, wie bende Migrantinnen Deutschland aufhalten und einen Auf-
(68) wir zusammenleben und Migranten auf enthaltstitel haben, sollten das kom-
(115) Bundes-, Landes- munale Wahlrecht erhalten. Mitwirkung
Kulturelle Offnung, und kommunaler in gewahlten Beiraten als Form der
insbesondere in der Ebene (121) Mitbestimmung nutzen.
Aus- und Weiterbil-
dung der Gesundheits- Gleiche Rechte ana- Migrationsspezifische Themenstellun-
und Pflegeberufe (68) log wie digital: gen mussen in die Ausbildungsgange
Schutzsuchenden und Weiterbildungen der Gesundheits-
Nachhaltige, institutio- muss der Zugang berufe integriert werden.
nelle Starkung der zum Internet offen
Migrations- und Integ- stehen (124) Sozialpolitische Positionen zur Kam-
rationsforschung und pagne des DCV ,Zusammen sind wir
eine bessere Vernet- Heimat®, 2017
zung der Forschenden Zusammen sind wir Heimat
(68)
Freiwillige Riick- | Beschleunigte Ab- Erh6hung der Zahlen Freiwillige und mog- | Wer kein Bleiberecht | Abschiebungen leh- | Alle abgelehnten Der DCV stellt Abschiebungen zur

kehr und Ab-
schiebung

schiebung von
Straftatern mit aus-
landischem Hinter-
grund (62)

der freiwilligen Ruck-
kehrer unter den abge-
lehnten Asylbewerbern
und Ausbau der For-
derprogramme (60)

Konsequenzen, etwa
im Bereich der Visaer-
teilung, fur Staaten, die
bei der Ruckkehr ihrer
Staatsangehorigen
nicht kooperieren (60)

Keine Abschiebungen
in Lander, in denen flr
die Menschen die un-
mittelbare Gefahr be-
steht, Opfer eines
Krieges oder eines
bewaffneten Konfliktes
zu werden (60)

Keine Abschiebungen

lichst zligige Ruck-
kehr derjenigen, die
nach dem Abschluss
rechtsstaatlicher Ver-
fahren kein Bleibe-
recht in Deutschland
erhalten (99)

Kein Drangen von
staatlichen Stellen
zur freiwilligen Ruck-
kehr (99)

Sammelabschiebun-
gen sind fur uns inak-
zeptabel (101)

Keine Abschiebun-
gen in Krisenregio-
nen, die so unsicher
sind wie zum Beispiel
Afghanistan momen-
tan (101)

hat, muss konse-
quent abgeschoben
werden. Dies ist bun-
deseinheitlich sicher-
zustellen. (42)

nen wir ab, insbe-
sondere Abschie-
bungen in Kriegs-
gebiete und exis-
tenzielle Not wie
Obdachlosigkeit,
mangelhafte medi-
zinische Versorgung
und Diskriminierung
werden wir sofort
stoppen (124)

Asylbewerber sind
in ihre Herkunfts-
l&ander zurtckfihren
unter Zustandigkeit
des Bundes (21)

EinfUhrung einer
jahrlichen Min-
destabschiebequote
(29)

Einstellung der Ent-
wicklungshilfe bei
Weigerung der
Rucknahme von ei-
genen Burgern,
hilfsweise missen
die Migranten in
aufnahmebereite
Drittstaaten Uber-
fuhrt werden (21)

Durchsetzung der Ausreisepflicht nach
einem erfolglosen rechtsstaatlich ein-
wandfrei durchgeflihrten Asylverfahren
nicht in Frage, sofern grund- und men-
schenrechtliche Vorgaben einer Ab-
schiebung nicht entgegenstehen. So-
lange nicht eindeutig geklart ist, dass
Sicherheit und Wurde bei der Ruck-
kehr gewahrleistet sind, missen Ab-
schiebungen nach Afghanistan bun-
desweit ausgesetzt werden.

Ein bundesweiter Abschiebungsschutz
muss nach Auffassung des DCV auch
Straftater(innen), Gefahrder und Men-
schen, die eine Mitwirkung bei der
Identitatsfeststellung verweigert haben,
umfassen, sofern ihnen eine un-
menschliche Behandlung im Zielstaat
droht.

Positionspapier des DCV zu Ruckfuh-
rungen nach Afghanistan, 07/2017
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in Perspektiviosigkeit
und Lebensgefahr (60)

Aufgrund der Sicher-
heitslage in Afghanis-
tan bis auf weiteres
keine Abschiebungen
(60)

Ruckfuhrungen Afghanistan

Freiwillige Rickkehr muss Vorrang vor
Abschiebung haben. Freiwillige Ruck-
kehr muss in Sicherheit und Wurde
maoglich sein. Betroffene missen in ih-
ren Heimatlandern tatsachlich auch ei-
ne langerfristige Lebensperspektive
haben.

Es braucht eine unabhangige ergeb-
nisoffene Riuckkehrberatung und eine
individuelle Reintegrationsforderung fur
eine langerfristige Lebensperspektive
im Herkunftsland.
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Grinen
Burgerschaftli- fur Kulturforderung | Finanzielle Mittel fur Far alle ermogli- Gemeinnutzige Tatigkeit fur alle Men-
ches Engage- neben staatlicher Forderung aufstocken chen, nicht als Er- schen ermdglichen
ment Verantwortung wich- | und strukturell absi- satz fur offentliche
tig (46) chern (62) Daseinsvorsorge, ,Gesellschaftlichen Zusammenhalt
Abgrenzung von starken. Sozialpolitische Themen des
Dank und Anerken- | tragt zur Lebensquali- Beschaftigung (119) DCV zur Bundestagswahl 2017
nung; tat auf dem Land bei Gesellschaftlichen Zusammenhalt
Kultur des Respekts | (45) starken
schaffen und Auf-
merksamkeit errei- | Wohlfahrtspflege ist
chen (73) wichtiger Akteur in der
Zivilgesellschaft (62)
Altersgrenzen beim
bargerschaftlichen En-
gagement, z.B. als
Schoffe oder Schoffin,
anheben (62)
Jugendfreiwilli- Engagement als Platze anheben ( 8) Auf 200.000 Platze Als Bildungsdienst FSJ, FOJ, BFD, Freiwilligendienste in partnerschaftli-
gendienste/BFD | wertvoller Teil der erhdhen und mit fordern (119) IJFD u.a., die wert- | cher Zusammenarbeit auf Grundlage
Leitkultur -> Freiwil- | Finanziell aufstocken Coaching zur Berufs- Aufwandsentscha- vollen Beitrag zur des Subsidiaritatsprinzips starken und
ligendienste als (62) findung verbinden; digung erhdhen Praxisbildung weiterentwickeln
Vermittlungsinstru- Anrechnung als Aus- (127) von Jugendlichen
ment; fur alle Ju- bildungs- u. Studien- leisten, sollen grol3- | ,Gesellschaftlichen Zusammenhalt
gendlichen Gele- leistung; als Dank zugig gefordert wer- | starken. Sozialpolitische Themen des
genheit schaffen 1.500,- Euro Starthilfe den, so dass diese | DCV zur Bundestagswahl 2017¢
(73) fur weiteres Leben auch Kindern zu- Gesellschaftlichen Zusammenhalt
(150) ganglich werden, starken
deren
Eltern ein geringes
Einkommen haben
(38)
Internationale Ausbauen (8) Austauschprogram- Als Bildungsdienst Starkung sowie technische Verbesse-

Jugendfreiwilli-
gendiens-
te/Erasmus +

me Uber Studierende
hinaus erweitern (11)

fordern (119)
Aufwandsentscha-
digung erhdhen
(127)

rungen des Programmes Erasmus+
(Sichtbarkeit der einzelnen Programm-
teile erh6hen, Nutzerfreundlichkeit ver-
bessern sowie Antragstellung und
Verwendungsnachweise erleichtern,
Partnereinrichtungen starken, Pau-
schalen realistisch gestalten, Kleineren
Organisationen Teilnahme ermdogli-
chen)

Positionspapier verschiedener Ver-
bande ,Erasmus+ Weiterentwicklung
des Programms in JUGEND IN AKTI-
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ON und GRUNDTVIG notwendig®,
2015

Erasmus+

und

BAGFW-Konsultationsbeitrag zu
Erasmus+, 22.05.2017
KonsultationsbeitragHalbzeitbewertung
Erasmus

Starkung des Europaischen Freiwilli-
gendienstes, Unterstlitzung des Euro-
paischen Solidaritatskorps, wobei die
Arbeitsmarktneutralitat gewahrleistet
und Doppelstrukturen vermieden wer-
den mussen.

Konsultationsbeitrag BAGFW zum So-
lidaritatskorps,16.03.2017
BAGFW-Europaischen-
Solidaritatskorps

Wohlfahrtspflege

Burokratieabbau fur
Ehrenamtliche und
Vereine (73)

Errichtung einer Eh-
renamtsser-
viceagentur oder ei-
ner Ehrenamtsstif-
tung (73)

Unterstutzung der
Arbeit der Kirchen
(74)

Grindung einer ,Deut-
schen Engagementstif-
tung” unter Beteiligung
u.a. der Freien Wohl-
fahrtspflege (62)

Freie Wohlfahrtspflege
ist wichtiger Akteur der
Zivilgesellschaft und
wichtiger Partner (62)

EinfUhrung eines eu-
ropaischen Transpa-
renzregisters (41) und
einer ,exekutiven Ful3-
spur” auf Bundesebe-
ne (62)

Engagement fordernde Strukturen
schaffen

,Gesellschaftlichen Zusammenhalt
starken. Sozialpolitische Themen des
DCV zur Bundestagswahl 2017
Gesellschaftlichen Zusammenhalt
starken

Transparenzstandards fur Caritas und
Diakonie
(https://www.caritas.de/glossare/transp
arenz)

Mitgliederorgani-
sation/
Rechtsform

Vereine von Blro-
kratie entlasten

Starkung der Genos-
senschaften (24)

Genossenschaften
verbinden unter-
nehmerisches Han-
deln mit Gemein-
wohlorientierung-
>Grundung von Ge-
nossenschaften an-
regen und Rechts-
form der eingetrage-
nen Genossenschaft

Zivilgesellschaftliches Engagement
entburokratisieren

Stellungnahme der BAGFW zum Refe-
rentenentwurf des Bundesministeriums
der Justiz - Entwurf eines Gesetzes zur
EinfUhrung der Kooperationsgesell-
schaft und zum weiteren Blrokratieab-
bau bei Genossenschaften
Kooperationsgesellschaft und Burokra-
tieabbau Genossenschaften
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entburokratisieren
(45),

passenden Rechts-
rahmen flr zivilge-
sellschaftliche Orga-
nisationen schaffen
(150)

Katalog von gemein-
natzigen Zwecken
anpassen und mit
klareren und einheitli
chen Publikations-
und Transparenzvor-
schriften fur gemein-
natzige Organisatio-
nen verbinden (148)

Stellungnahme der BAGFW zum Refe-
rentenentwurf fur ein Gesetz zur Er-
leichterung unternehmerischer Initiati-
ven aus burgerschaftlichem Engage-
ment und zum Burokratieabbau bei
Genossenschaften vom 15. November
2016

Erleichterung unternehmerischer Initia-
tiven

Teilhabe durch
Engagement

Langzeitarbeitslo-
sen Moglichkeit fur
sinnvolle und ge-
sellschaftlich werti-
ge Tatigkeit geben
(13)

bedeutet auch Beteili-
gung an Engagement
und politische Beteili-

gung (61)

EinfUhrung sogenannter Teilhabejobs

Position Soziale Teilhabe im SGB Il in
Vorbereitung

Forderung von
Ehrenamt und

bestehende Ehren-
amtsstrukturen sol-

Bundesgesetz zur
Freiwilligenforderung

Unterstutzung durch
Ubernahme von Ver-

Engagement entbu-
rokratisieren (11)

Hauptamtliche
Strukturen verbes-

Hemmende Faktoren abbauen, star-
kende Infrastrukturen aufbauen; Infra-

Engagement len nicht unter rick- | einfuhren (62) sicherungen, Qualifi- sern und ausbauen struktureinrichtungen ausbauen und
laufigen Bevolke- zierungen, Weiterbil- (119) verlassliche langfristige gesicherte
rungszahlen -> be- dung, Supervision Forderung.
sonderen Forde- (149)
rung, insbesondere Fordermittel missen mit vertretbarem
von Kommunen und Aufwand abgerufen werden konnen.
Landern (30)

Beratungsangebote ,Gesellschaftlichen Zusammenhalt

schaffen und Blro- starken. Sozialpolitische Themen des

kratie abbauen (73) DCV zur Bundestagswahl 2017¢
Gesellschaftlichen Zusammenhalt
starken

Altere werden ehrenamt- | Engagement von Alte-

lich tatig (45)

ren ausbauen und Al-
tersgrenze bei Schof-
fen abschaffen (62)

Ehrenamtsstif-
tung/Engage-
mentstiftung

Ehrenamts-
Service-Agentur
oder einer Ehren-
amtsstiftung als
strukturellen Forde-
rung (im landlichen

Engagementstiftung
als strukturelle Absi-
cherung; Grindung
unter Einbeziehung
von Kultur, Bildung,
Freier Wohlfahrtspfle-
ge (64)
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Raum) durch haupt-
amtliche Unterstut-
zung und zentrale
Anlauf- u. Bera-
tungsstellen (30, 73)

Gemeinniitzig-
keitsrecht

um gesellschaftspoli-
tisch bedeutsame Be-
reiche erganzen (62)

Andern u. Hiirden
abbauen (119)

Selbstverwaltung

Selbstverwaltung star-
ken und Sozialwahlen
modernisieren (62)

Politische Betei-
ligung/
Partizipation

Transparenz des staat-
lichen Handelns (62)

Informationsrechte
starken und zu Infor-
mationsfreiheits- und
Transparenzrecht er-
weitern, dazu Open
data kostenfrei fur alle
verfugbar (62)

~exekutiver FulRab-
druck® gibt Auskunft,
welche Interessensver-
tretung beim Gesetz-
entwurf beteiligt war;

Lobbyregister auf ge-
setzlicher Grundlage
verpflichtend einflhren
(63)

Petitionsrecht verbes-
sern (61)

Transparente Verwal-
tung, die nach Krite-
rien von Open data
Informationen im In-
ternet veroffentlicht;

Informationsfreiheits-
gesetz zu umfassen-
dem Transparenzge-
setz weiterentwickeln;

Petitionsrecht aus-
bauen (148)

Jlegislativer FuRab-
druck® gibt Auskunft,
wenn Lobbyisten an
Gesetzestexten mit-
arbeiten; ver-
pflichtendes offentli-
ches Lobbyregister;
Ausschusse tagen 6f-
fentlich; Veroffentli-
chung der Partei-
spenden (147)

Volksentscheide ins
GG (156)

Lobbyismus ein-
dammen durch
Lobbyistengesetz
(10)

Wahlbeteiligung sozial benachteiligter
Menschen und von wahlberechtigten
Menschen mit Migrationshintergrund
starken.

Auslander(innen) sollten nach funf Jah-
ren rechtmaligem Aufenthalt das
kommunale Wahlrecht erhalten.

Sozialpolitische Positionen des DCV
zur Kampagne 2017, ,Zusammen sind
wir Heimat.”
Positionen-Zusammen-sind-wir-Heimat

Der DCV setzt sich fur die Partizipation
von Kindern und Jugendlichen in den
Diensten und Einrichtungen der Kin-
der- und Jugendhilfe ein und fordert
die politische Partizipation der Jugend-
lichen durch verschiedene Projekte
und Veranstaltungen (bspw. Projekt ,M
& M — Mitreden und Mitgestalten).
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Kosten der Un-
terkunft

Keine Sanktionierung
der KdU (20)

Kommunen entlasten
— schrittweise Uber-
nahme der KdU

Klimakomponente
bei der KdU (49)

Anhebung der An-
gemessenheits-
grenzen, damit tat-
sachliche Bedarfe
wirklich gedeckt
sind — Erhdhung
Kostenanteil Bund
an KdU (49)

Die KdU und Heizung durfen durch
Job-Center nicht sanktioniert werden.
Der Gesetzgeber muss bei der Gewah-
rung der Grundsicherung flr bundes-
einheitliche Rahmenbedingungen so-
wie flr die Bestimmung der Angemes-
senheit der Kosten fur Unterkunft und
Heizung unter Berucksichtigung regio-
naler Preisunterschiede sorgen. Vor
Ort muss eine zeithnahe Dynamisierung
der Unterkunftskosten erfolgen. Fir die
Bestimmung der Angemessenheit der
Unterkunftskosten muss der jeweilige
Einzelfall maRgeblich sein. Richtwerte
sind nicht als Kappungsgrenze, son-
dern als Nichtprtfungsgrenze zu ver-
stehen.

KdU-Papier im Entwurf, noch nicht ab-
geschlossen.

Wohnungslosig-
keit

Raumung in die
Obdachlosigkeit soll
gesetzlich ausge-
schlossen sein (48)

Gesamtkonzept ge-
gen Wohnungs- und
Obdachlosigkeit -
Institutionen der
Wohnungslosenhilfe
finanziell starken
(49)

Pravention von Wohnungslosigkeit
ausbauen.

Bundeseinheitliche Wohnungsnotfall-
statistik erstellen

Stellungnahme des DCV zur Anhdrung
zum 5. Armuts- und Reichtumsbericht
der Bundesregierung, 27.06.17
Anhoérung 5-ARB

Wohngeld

Reformierung des
Wohngeldsystems
(38)

Regelmalige Anpas-
sung des Wohngelds
(43)

Verdoppelung des
Wohngelds - dynami-
sche Anpassung -
Berucksichtigung der
Heizkosten - Klima-
zuschuss fur energe-
tisch modernisierten
Wohnraum (189)

Sachgerechte Aus-
gestaltung des
Wohngelds mit jahrli-
cher Anpassung —
Vorrang Subjektfor-
derung durch Wohn-
geld anstelle von Ob-
jektférderung (86)

Wohngeld soll auf
Basis der Brutto-
warmmiete gezahlt
werden mit Strom-
kostenkomponente
— Heiz-
Warmwasser- und
Stromkostenkom-
ponente sollen zu
einem Klimawohn-
geld zusammenge-
fasst werden (87)

Wohngeld erhéhen

Mieter, deren Ein-
kommen nicht
reicht, sind weiter
durch Wohngeld zu
unterstutzen (68)

Auslander(innen) mit Aufenthaltsrecht
oder Duldung mussen Zugang zu
Wohngeld haben.

~Miteinander leben.

Perspektiven zu Migration und Integra-
tion®, 2008

Integrationsverstandnis

Die Inanspruchnahme von Wohngeld
darf bei Auslander(innen) keine auf-
enthaltsrechtlichen Konsequenzen ha-
ben.
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und umbauen —
Mietendeckel ein-
fuhren - Heizkos-
tenzuschlag wieder
einfuhren - Klima-
komponente beim
Wohngeld und den
Kosten der Unter-
kunft (49)

Stellungnahme DCV zum Entwurf fur
Allgemeine Verwaltungsvorschriften
des BMI zum AufenthG, 21.11.2008
nicht online verfiigbar

Regelmalige Anpassung des Wohn-
geldes; Wiedereinflihrung einer Heiz-
kostenkomponente;

Stellungnahme ,Mehr Wohnungsange-
bote flir Menschen mit geringem Ein-
kommen®, 2015

Wohnungsangebote Menschen gerin-
ge Einkommen

Starkung des Wohngelds als vorgela-
gertes Sicherungssystem

Dynamisierung der Miethdchstbetrage,
Einkommensgrenzen und Hohe der
Wohngeldleistungen

transparente und nachhaltige Berick-
sichtigung der Heizkosten

Streichung der Zurechnung einmaligen
Einkommens, die innerhalb von drei
Jahren vor der Antragstellung zuge-
flossen sind

Freibetrage auf Erwerbseinkommen
von Kindern, insbesondere

bei Unterhaltszahlungen, Unterhalts-
vorschussleistungen oder Renten, die
far

Kinder gezahlt werden (Waisenrente),
keine Freibetrage;

Stellungnahme Reform Wohngeldrecht
22.05.2015
Wohngeldanpassung

Baukindergeld

Baukindergeld von
1.200 Euro pro Kind
und Jahr Uber 10

Jahre (39)
Bezahlbaren Prufung von Kos- durch sozialen Woh- durch gemeinwohl- Zweckbindung der Bauen und Kaufen Die Wohnungspolitischen Positionen
Wohnraum tensenkungspoten- | nungsbau fur Familien | orientierten und sozi- | Bundesmittel fir so- | von Sozialwohnun- werden gerade im Hinblick auf die
schaffen tialen (38) mit niedrigen und mitt- | alen Wohnungsbau: | zialen Wohnungsbau | gen durch gemein- kommende Kampagne uberarbeitet.

leren Einkommen -

preiswerter Wohn-

einfuhren (85)

nidtzigen kommuna-
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Steuerliche Forde-
rung von Mietwoh-
nungsbau (38)

>sozial gestaffeltes
Familienbaugeld
(37,44)

raum, Wohnungen far
Geringverdiener und
barrierefreies Woh-
nen fordern (185,
230)

Okologisches und
soziales Mietrecht
einfuhren (185)

len Wohnungsbau-
trager und dauerhaf-
te Sozialbindung
(45)

Verbot der Um-
wandlung von Miet-
in Eigentumswoh-
nungen (46)

Unbefristete Ver-
steuerung des Ge-
winns aus Immobi-
lienverkauf (47)

Bodenpreisdecke-
lung (47)

Wohnungspolitische
Konzepte notwendig
mit Bestands- u.
Leerstandskonzep-
ten (48)

Vergabe von Bauland nach Konzept-
qualitat;

Aktivierung bisher nicht genutzter Fla-
chen;

Ausreichend Mittel fir Forderpro-
gramme des sozialen Wohnungsbaus;
Forderung genossenschaftlicher und
gemeinwohlorientierter Bautrager;

Stellungnahme ,Mehr Wohnungsange-
bote flir Menschen mit geringem Ein-
kommen®, 2015

Wohnungsangebote Menschen gerin-
ge Einkommen

Mietpreisbrem-
se/Mietspiegel

Mietpreisbremse ver-
bessern (43)

Verbindlicher Miet-
spiegel (43)

Mietpreisbremse ver-
bessern (186)

Mietpreisbremse ab-
schaffen (85)

bundesweite, unbe-
fristete Mietpreis-
bremse ohne Aus-
nahme (46)

verpflichtender
Mietspiegel, Einfuh-
rung eines transpa-
renten Miet-
Registers (46)

Mietpreisbremse
abschaffen (67)

Die Mietpreisbremse wird grundsatz-
lich begriRdt. Sie erfasst aber de facto
nur einen vergleichsweise kleinen Teil
des Wohnungsmarktes. Die Woh-
nungsknappheit gerade fur Menschen
in besonderen Lebenslagen kann
durch die Mietpreisbremse allein nicht
behoben werden. Naétig ist ein Blndel
unterschiedlicher MalRnahmen und mit-
telfristig angelegter, miteinander zu
verzahnender Strategien auf den ver-
schiedenen Ebenen von Bund, Lan-
dern und Kommunen. Teil dieser Poli-
tik missen MalRnahmen sein, die das
Angebot an preisgunstigen Wohnun-
gen insbesondere in Ballungszentren
erhohen.

Stellungnahme zum Referentenentwurf
des Mietrechtsnovellierungsgesetzes,
2014

Mietrechtsnovellierungsgesetz

Modernisie-
rungskosten

Begrenzung der Miet-
erhéhung nach Mo-
dernisierung (43)

Modernisierungsum-
lage senken (189)

Mieterhdhung nur
zum Inflationsaus-
gleich, keine Mo-
dernisierungsumla-

Zuschussforderung fur energetische
Modernisierungsmalnahmen beson-
ders im Bereich des sozialen Woh-
nungsbaus;
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ge (46)

Heizkostenkomponente im Wohngeld

Stellungnahme ,Mehr Wohnungsange-
bote fur Menschen mit geringem Ein-
kommen*, 2015

Wohnungsangebote Menschen gerin-
ge Einkommen

Eigenbedarf

Konkretisierung des
Klndigungsrechts we-
gen Eigenbedarfs (43)

Zweckentfrem-
dungsverbot mit ho-
hen Leerstandsab-
gaben (46)

bei leerstehendem
Wohnraum keine
Maoglichkeit der Ab-
schreibung (47)

Beschlagnahme bei
Leerstand ermdgli-
chen (47)

Genehmigungsvorbehalt bei Zweckent-
fremdung

Stellungnahme ,Mehr Wohnungsange-
bote fur Menschen mit geringem Ein-
kommen*, 2015, S. 25
Wohnungsangebote Menschen gerin-
ge Einkommen

Offentlicher
Wohnungsbau

Belebung des of-
fentlichen und priva-
ten Wohnungsbaus
(38)

Mehr Wohnungen im
offentlichen + betriebli-
chen Eigentum (44)

Entscheidung Uber
Umwandlung von
Miet- in Eigentums-
wohnung in Hand der
Kommunen (186)

Genossenschaften,
kommunale Woh-
nungsbauunterneh-
men und private In-
vestoren gewinnen
und sozialen Woh-
nungsbau durch Zu-
lagen und Steuerfor-
derung ankurbeln
(188)

Milieuschutz mit
Mietobergrenze von
8,50 €, Quartiersbe-
zogene Uberprifung
(46)

Wohngemeinnutzig-
keitsrecht einflihren
als Teil des Woh-
nungsmarkts ohne
Profitstreben, aber
mit steuerlicher Be-
gunstigung (45)

Offentlichen und
genossenschaftli-
chen Wohnungsbau
starken (46)

Re-
Kommunalisierungs-
fonds einrichten (47)

Kommunen sollen Bestand an Sozial-
wohnungen selbst besitzen, um Steue-
rungsfaktoren wahrnehmen zu kénnen.

Stellungnahme ,Mehr Wohnungsange-
bote fur Menschen mit geringem Ein-
kommen*, 2015, S. 24
Wohnungsangebote Menschen gerin-
ge Einkommen

Studentischer
Wohnraum

Schaffung von stu-
dentischem Wohn-
raum (38)

Ausweitung des o6ffent-
lichen und sozialen
Wohnungsbaus in
Studierenden- und
Ausbildungswohnhei-
me (7)

Schaffung von stu-
dentischem Wohn-
raum (48)
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Deutscher
Caritasverband e.V.

Thema Union SPD Bundnis 90/Die FDP Linke AFD DCV
Griinen
Bauanreize Planungsbeschleu- | Attraktivitat durch Entlastung durch Verbot von Immobi- | Ausweisung neuer Klrzere steuerliche Abschreibungsfris-
nigungsgesetz (20) | schnellere Planung er- Freibetrag bei lienfonds (47) Baugebiete (68) ten fur Sozialen Wohnungsbau
héhen; gemeinwohl- Grunderwerbssteuer
Verklrzung von orientierten Sektor auf von 500.000 Euro Vorkaufsrecht fur Beschleunigtes Ver- | Stellungnahme ,Mehr Wohnungsange-
Planungs- u. Ge- Wohnungsmarkt for- (69) Kommunen und fahren (68) bote flir Menschen mit geringem Ein-
nehmigungsverfah- | dern (44) Mieter (47) kommen®, 2015, S. 19 ff
ren im Einzelfall (20) Abschreibungsrate Standards senken Wohnungsangebote Menschen gerin-
Forderung von Projek- auf 3 % erhohen (85) | Offentlicher Boden | (68) ge Einkommen
Verwaltungsge- ten zu altersgerechtem nur in Erbbaurecht
richtsverfahren bei Umbau (44) Wert eines Neu- zu vergeben (47)
Ersatzneubauten /Umbaus als Kriteri-
auf eine Instanz be- um fur Kreditwurdig- | Barrierefreiheit als
schranken (20) keit nach EU- Prufkriterium ins
Wohnimmobilienkre- | BauG (48)
Einnahmen aus ditrichtlinie, mehr
dem zur Verfugung Einkommensabhan-
stellen von landwirt- gige Kreditvergabe
schaftlichen Flachen (85)
als Bauland sollen
steuerbegunstigt in
Mietwohnungsneu-
bau reinvestiert
werden kdnnen (38)
Verkauf Bun- Abweichen vom Anpassung des Bun- Gunstiger Verkauf Verkauf durch die Vergabe von Bundesimmobilien fur

desimmobilien

Wirtschaftlichkeits-
prinzip beim Verkauf
von Grundstiicken
des Bundes an
Stadte und Ge-
meinden

desimmobilienanstalt-
G beim Verkauf offent-
licher Grundstlicke
(44)

von Bund an Kom-
munen oder gemein-
wohlorientierten Tra-
ger, wenn stadtent-
wicklungspolitisch er-
forderlich (185)

Bundesanstalt fur
Immobilienaufgaben
nur an Kommunen,
Lander, Mieterinitia-
tiven (47)

Wohnungsbaus

Stellungnahme ,Mehr Wohnungsange-
bote fur Menschen mit geringem Ein-
kommen®, 2015, S. 13 f
Wohnungsangebote Menschen gerin-
ge Einkommen

Grunderwerbs-
steuer

Freibetrage fur Er-
wachsene und Kin-
der bei Grunder-
werbssteuer fur
erstmaligen Erwerb
selbstgenutzten
Wohneigentums
(39)

Grund- u. Grunder-
werbssteuer senken
(68)

Zustandigkeit fur
sozialen Woh-
nungsbau

Sozialer Wohnungs-
bau und Stadtentwick-
lung in gemeinsamer
Verantwortung von
Bund, Landern, Kom-
munen (44)

Bund-Lander-
Programm fur sozia-
len Wohnungsbau
(48)
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Biindnis 90/Die
Griinen

FDP

Linke

AFD

DCV

Mieterschutz

durch groRere Trans-
parenz der Vormiete u.
Auskunftspflicht der
Vermieter starken (43)

Kdandigungsrecht des
Vermieters wegen
Eigenbedarfs konkreti-
sieren (43)

Mieterh6hung nach ei-
ner Modernisierung
begrenzen (43)

Eingeschranktes
Kdndigungsrecht
(46)

Begrenzung der
Gewerbemieten (48)

Energetische Mo-
dernisierung darf
nicht auf die Miete
umgelegt werden,
Modernisierungsum-
lage insgesamt ab-
schaffen (48)

Besonderer Schutz
fur soziale Trager
(49)

Mietkostensteigerung durch energeti-
sche Sanierung bzw. Modernisie-
rungsmalnahmen muss ggfs. durch
Fordermalinahmen fur Mieter im unte-
ren Einkommensbereich aufgefangen
werden.

Mietpreisbindung verbunden muss mit
Regeln zur Belegung der Wohnungen
flexibel gestaltet sein (moglicherweise
auch ohne Befristung). Um mdgliche
Investoren nicht abzuschrecken, muss-
ten die anderen Forderkonditionen o-
der auch Forderinstrumente entspre-
chend attraktiv ausgestaltet werden

Stellungnahme ,Mehr Wohnungsange-
bote fur Menschen mit geringem Ein-
kommen*, 2015

Wohnungsangebote Menschen mit ge-
ringem Einkommen
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8. Stadt-/Landentwicklung

Deutscher
Caritasverband e.V.

Thema Union SPD Bundnis 90/Die FDP Linke AFD DCV
Grinen
Landlicher Raum | Dezentralisierungs- | Digitale Verwaltung Neue Forderpolitik fur | Innovative Losungen, Starkung durch An- | Regionale Entwicklungskonzepte zur
strategie - wichtig (23) Infrastruktur (187) z.B. Drohnen bei Ret- bindung an Infra- Einbeziehung von Ballungsrandgebie-

>zusatzliche Errich-
tung von Infrastruk-
tur wie Verwaltung,
Schulen (29)

Gezielte Struktur-
forderung , Offensi-
ve Landlicher

tungseinsatz im land-
lichen Raum zulas-
sen (22)

struktur (68)

ten in die Stadtentwicklung;
Infrastrukturelle Malnahmen zur At-
traktivitatssteigerung des landlichen
Raums;

Stellungnahme ,Mehr Wohnungsange-
bote fur Menschen mit geringem Ein-
kommen*, 2015, S. 26

Raum“(14) Wohnungsangebote Menschen gerin-
ge Einkommen
Stadtebauforde- | Stadtebauforderung | Forderung von Infra-
rung weiterentwickeln zu | struktur, nachbar-
Stadte- u. Gemein- | schaftliche Netzwerke,
deférderung mit Fo- | burgerschaftliches En-
kus landlicher Raum | gagement, Vereinsle-
(30) ben und Partizipation -
> Starkung der Selbst-
organisation (45)
Quartiere Generationsubergrei- | Stadtteilzentren for- Auskommliche und dauerhafte Finan-

fend -> Orte der Be-

gegnung schaffen, z.B.

Mehrgenerationenhau-
ser (S. 9)

Fur Altere vernetzte
Angebote flr Gesund-
heit, Pflege u. haus-
haltsnahe Dienstleis-
tungen -> Bund, Lan-
der und Sozialversi-
cherungen gemeinsam

(9)

Barrierefreies Wohnen
unterstutzen (9)

Fortfuhrung ,Altersge-
recht umbauen® (9)
Neues Programm
,Gemeinschaftlich
selbstbestimmt woh-
nen”“ (9)

dern (186)

Gemischte Quartiere
von Gewer-
be/Wohnbebauung
fordern (186)

Wohnprojekte unter-
stltzen (186)

zierung von Quartiersarbeit

Rede von Herrn Prof. Cremer bei der
Abschlussveranstaltung ,Gemeinsam
aktiv im Sozialraum sowie Rede von
Herrn Dr. Neher bei der Zwischenbi-
lanz Kirche findet Stadt im BMUB,
22.11.2016, S.7f

kirche-findet-stadt
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FDP

Linke

AFD

DCV

Zusammenhalt/
Stadtebauforde-
rung

Programme ,Soziale
Stadt® und ,Demokra-
tie lebt” weiter fordern
und mehr Mittel fur
qualifiziertes Personal
wie Quartiersma-
nagement (37,45)

Starkung gemischter
Quartiere (186)

Unterstutzung urba-
ner Garten, Wohnpro-
jekte, Baugemein-
schaften u. generati-
onengerechtes Woh-
nen (186)

Schaffung von Orten
der Begegnung (186)

Starkere Beteili-
gungsrechte der
Bewohner (48)

Programm ,Soziale
Stadt” besser aus-
statten und kommu-
nalen Eigenanteil
verringern (50)

Stadtumbaupro-
gramme Ost und
West zusammen-
fuhren mit Schwer-
punkt auf Verbesse-
rung der Wohnun-
gen und des Woh-
numfeldes (50)

Stadtebauliche Programme zur Ge-
sundheitsforderung und zur Férderung
des Zusammenhalts u.a. durch Grin-
flachen und Parks

Position ,Pravention und Gesundheits-
forderung. Ein Ansatz zur Verwirkli-
chung gesundheitlicher Chancen-
gleichheit in einer Gesellschaft des
langeren Lebens®, neue caritas
11/2015

Pravention Gesundheitsforderung

Finanzierung/
gleichwertige
Lebensverhalt-
nisse

,Offensive Landli-
cher Raum® (29)

Ausbau des Bun-
desfonds fur finanz-
schwache Kommu-
nen (30)

Schaffung neuer
Strukturperspekiti-
ven fir Regionen
mit besonderem
Entwicklungsbedarf
gemeinsam von
Bund und Landern
(31)

Forderung von Un-
ternehmensansied-
lung durch europai-
sche Absicherung
(31)

Einsetzung einer
Kommission
,Gleichwertigkeit der
Lebensverhaltnis-
se‘, in der Bund,
Lander, Kommunen
zusammenarbeiten -
> bis 2019 Vor-

Finanziell handlungs-
fahige Kommunen als
Grundlage -> Reform
der Grundsteuer +
Stabilisierung der Ge-
werbesteuer (43)

Entwicklung landlicher
R&ume unter Einbe-
ziehung der Zivilge-
sellschaft und Schaf-
fung wohnortnaher
Versorgung (44)

Angemessene finan-
zielle Ausstattung fur
alle Gemeinden Uber
kommunale Wirt-
schaftssteuer und
Grundsteuer (184)

Verschuldete Kom-
munen kénnen
Schulden in Altschul-
dentilgungsfonds
ubertragen (188)

Abschaffung des So-
lidaritatszuschlags bis
2019 (68)
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schlag, wie grund-
gesetzliches Ziel der
Gleichwertigkeit er-
reicht werden kann
(31)

Gemeinschafts-

Leistungen der Da-

Verbesserung der re-

aufgaben seinsvorsorge durch | gionalen Wirtschafts-

Sonderregelungen struktur und bessere

und Offnungsklau- Rahmenbedingungen

seln gewahrleisten | (45)

(29)

Weiterentwicklung

der bestehenden

Gemeinschaftsauf-

gaben im landlichen

Raum (30)
Struktur- Investitionsforde- Regulare Wirtschafts- | Auf Forderung der
Forderung rung und Abwei- forderung fur struktur- | regionalen Daseins-

chungen im Bau-
recht
(29)

schwache Regionen
offnen -> Forderung
kleiner Unternehmen
(45)

vorsorge in struktur-
schwachen Regionen
ausweiten (187)

Mobilitatskon-
zepte

Carsharing, Ruf- oder
Blrgerbusse als Mo-
dellprojekte fordern
(46)

Mobilitat als gesell-
schaftliche Teilhabe:
neue Mobilitatskon-
zepte, Verkehrsver-
blnde verknupfen,
bundes- u. europa-
weiten MobilPass,
Anpassung der Re-
gelsatze, um Kosten
fur Sozialticket zu de-
cken; Elternzeitticket
(59)

Umweltgerech-
tigkeit

Herstellen, um soziale
Ungleichheit abzubau-
en (48)

Neuer Jahreswohl-
standsbericht, in dem
neben dkonomischen
auch 6kologische und
soziale Kriterien auf-
genommen werden
(49)

Planungsverfah-
ren

Planungsbeschleu-
nigungsG fur Infra-
strukturprojekte (20)
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9. Digitalisierung

Deutscher
Caritasverband e.V.

Thema

Union

SPD

Biindnis 90/Die
Griinen

FDP

Linke

AFD

DCV

Rahmenbedin-
gungen als Ge-

Gerechte Rahmenbe-
dingungen schaffen (3)

Gesamtgesellschaftli-
che Debatte fir um-

Open-Data u. Open-
Goverment-Strategie

gesamtstaatliche
Digitalisierungsstra-

Der DCV hat zusammen mit den ande-
ren Wohlfahrtsverbanden in der

samtaufgabe fassende Losungen erforderlich fur mehr | tegie erforderlich BAGFW fur die Zusammenarbeit mit
(223) Transparenz (19) (61) dem BMFSFJ im August 2017 ein Pa-
pier zur digitalen Transformation erar-
Aufbau eines IT- Verkurzte Abschrei- beitet, das zu den wichtigsten ange-
Beratungsnetzwerkes | bungsfrist von hochs- sprochenen Fragen Eckpunkte enthalt.
fur digitalen Wandel | tens 3 Jahren auf di-
(226) gitale Anlageguter
(73)
Bildung Umfassende ,Digita- | neue Bildungsstan- Open Access und Medien- u. Metho- Medienkompetenz
le Bildungsoffensi- dards fur alle Bil- freie und nicht- denkompetenz in Bil- | u. Medienbildung
ve“ (54) dungsbereiche und kommerzialisierte dungsstandards auf- | umfassend starken
Schulstufen (9) Zugange zu Lern- nehmen (6) (130)
Digitalpakt fur all- und. Lehrmaterial
gemeinbildende und | Schulsanierungspro- (165)
berufliche Schulen | gramm zu Schulmo-
(54) dernisierungspro- Mehr Programme fur
gramm weiterentwi- altersgerechte Bil-
Schulen und Hoch- | ckeln und damit digita- | dung u. Medienkom-
schulen mit schnel- | le Technik anschaffen | petenz (165)
lem Internet ausstat- | (8)
ten (54)
Schaffung von neu-
er Bildungs-Cloud
(54)
Unterstutzung der
Lander bei Weiter-
bildung der Lehrer
(54)
,Nationale Weiter-
bildungsstrategie®
mit Sozialpartnern
(54)
Schule Medienkompetenz Digitale Bildung als Basiskompetenzen Pro Schuler 1.000,-

soll generations-
Ubergreifend und in
der Schule facher-
Ubergreifend ge-
starkt u. mit social
media gelernt wer-
den (46)

Gegenstand von
Schul- und Unter-
richtsentwicklung ( 9)

facherubergreifend (9)

Digitales Lernmaterial,
Nutzung offener Bil-

im Bereich Informatik
und Medienanwen-
dung vermitteln (180)

Euro jahrlich fur 5
Jahre zum Techni-
kausbau (6)

Dazu Staatsvertrag
zwischen Bund und
Landern (6)
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Weiterbildung der
Lehrer (36)

dungsinhalte, Lern-
Plattformen -> Finan-
zierung von Bund u.
Landern (9)

Volkshochschulen flr
altere Menschen, um
digitale Kompetenzen
zu erwerben (9)

Medien- und Metho-
denkompetenz als
Bildungsstandard und
in Prafungen Konzep-
te wie ,open book
tests” und internetfa-
hige Gerate (6)

Gestalten der Ar-

Wirtschaft 4.0 auch

Gesetzlicher Rahmen,

Recht auf Homeoffice

Arbeitszeitgesetz fle-

Statt digitalem Pro-

beitswelt fur Dienstleistungen | Tarifvertrag, Betriebli- | unter Berucksichti- xibilisieren - Homear- | letariat Absicherung
und Verwaltung (52) | che Ausgestaltung (16) | gung der betriebli- beit entburokratisie- aller (14)
— neue Arbeitszeit- chen Mdglichkeiten ren — Langzeitkonten
modelle fur bessere | Flexibilitat von Arbeits- | (227) fur Arbeitszeit (43/44) | Rechtsanspruch auf
Vereinbarkeit Fami- | zeit u. —ort (16) mobiles Arbeiten,
lie-Beruf (52) Absicherung Solo- aber auch Schutz
WahlarbeitszeitG (16) | Selbstandige und vor Uberlastung
Kreative und faire (15/16)
Entlohnung (227)
Datenschutz Erarbeitung eines Beschaftigungsdaten- | Effektiver Personlich- | Selbstbestimmte Ent- | Recht auf informelle Der Caritasverband ist offen fur den

Datengesetzes, das
Zugang zu Daten,
Befugnisse der Si-
cherheitsbehorden
u. Datenschutzinte-
resse regelt; auf der
Grundlage der EU
Datenschutz Grund-
verordnung (52)

Transfer von Daten
zwischen Plattfor-
men — Wettbewerb
zum Wohle der Ver-
braucher (53)

schutzG anpassen
(16)

Starkung der Rechte
von Betriebsraten (16)

Transparenz der Da-
tennutzung (29)

Datennutzung nur mit
Einwilligung (28)

Rechtliche und ethi-
sche Fragen dialogisch
in Daten-
Ethikkommission kla-
ren (29)

Bundesamt flur Sicher-
heit in der Informati-
onstechnik ausbauen
als neutrale Instanz mit
Beratungsfunktion (56)

,Volkerrecht des Net-
zes" zur Klarung der
digitalen Grundrechte;
Aufsicht muss geregelt
werden (29)

keitsschutz (160)

Mit Reform des Ur-
hebervertragsrechts
angemessene Vergu-
tung fur Kreative si-
chern (165)

EU-Datenschutzrecht
umsetzen (169)

Abschaffung der Sto-
rerhaftung (165)

scheidung Uber Da-
ten schutzen (37)

Keine anlasslose Vor-
ratsdatenspeicherung
(37)

Funkzellenabfrage +
Bestandsdatenerfas-
sung nur durch ge-
richtliche Anordnung
(38)

Transparenz erforder-
lich (37)

EU-DatenschutzVO
einhalten (37)

Grenzuberschreiten-
der Schutz notwendig
(58)

Keine staatliche Kon-
trolle Gber Richtigkeit
von Nachrichten (52)

Grundrecht auf Ver-
schlisselung (83)

Selbstbestimmung
starken: gegen Vor-
ratsdatenspeiche-
rung, Bestandsda-
tenauskunft, Online-
Durchsuchung, allg.
Videouberwachung
etc. (120)

Reform des Urhe-
bervertragsrechts
(129)

sozialen Dialog via Neue Medien. Da-
fur wurden die Social Media Guide-
lines, Kommunikationsprinzipien und
eine Netiquette entwickelt, die Daten-
schutz und Urheberrechtsschutz ein-
fordern.

,Social Media Leitlinien des Deutschen
Caritasverbandes e. V.“, 2014
Leitlinien

,Netiquette fur die Nutzung der Social-
Media-Kanale der Caritas Deutsch-
land“

Netiquette
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Thema Union SPD Bundnis 90/Die FDP Linke AFD DCV
Griinen
IT-SicherheitsG fort- Abschaffung der Sto-
schreiben (56) rerhaftung bei Urhe-
berrechtsverletzung,
Arbeitsschutz aus- die von Nutzern be-
bauen (16) gangen; Haftung des
Anbieters, wenn z.B.
Netzneutralitat + fairer nicht moderner Stand
Wettbewerb; Bundes- der Technik verwen-
netzagentur als Kon- det (83)
trollinstanz (28)
Infrastrukturaus- | Bis 2018 flachende- | Bis 2025 Breitband fur | Schnelles Internet als | Flachendeckende offentlich-rechtliche | innerhalb
bau ckende Verfugbar- | alle (28) Teil der Daseinsvor- | Glasfaser durch Re- | Internet-Angebote von zwei Jahren
keit von Breitband- sorge (165) gions-Cluster auch im | zu einer unabhangi- | schnelles Breit-
und Mobilfunkver- Bis 2018 mind. 50 landlichen Raum (83) | gen offentlich- bandnetz (52)
sorgung (29,50) Mbit/sec. Breitbandversorgung rechtlichen Plattform
Bis 2025 mehr als 90% | sicherstellen (165) Freies WLan (83) auszubauen (129)
Bis 2025 flachende- | aller Haushalte am Gi-
ckender Ausbau von | gabitnetz (28) Flachendeckender Alle Provider mussen
Glasfasernetzen Glasfaserausbau u.a. | Kapazitat auf Glasfa-
(51) 5G-Standard fur mobi- | durch Erlos aus Ver- | serleistung mieten
le DatenUbertragung -> | kauf der Telekom- (83)
Bis 2020 Voraus- Glasfaserkabel (28) Aktien sicherstellen +
setzungen schaffen, offentliche Breitband-
dass 5G Schlussel- | Offene u. kostenfreie gesellschaft im landli-
technologie der digi- | WLan-Hotspots (28) chen Raum (165)
talen Transformati-
on ist, bis 2025 5G-Mobilfunknetz
Ausbau wird unterstutzt, offe-
(51) nes und freies WLan
(165)
Vereinheitlichung
der Ubertragungs-
netzentgelte (31)
Mobilitat Neue Mobilitatskon- | Digitale Mobilitatsplatt- Neue Mobilitatskon-

zepte (21)

einheitliche digitale
Tickets im Perso-
nennahverkehr (21)

Vernetzung der
Verkehrsverbunde -
bundesweite App
(21)

formen (47)

zepte ausprobieren
(20)
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Anbieter soz.
Netzwerke

Netzneutralitat (28)

Berichtspflicht von An-
bietern zum Umgang
mit Hinweisen Uber

rechtswidrigen Hinweis

(56)

Einheitliche Standards
des Beschwerdema-
nagements (56)

Netzneutralitat (20)

Zusammenarbeit
mit Strafverfol-
gungsbehorden

Zusammenarbeit von
Anbietern mit Strafver-
folgungsbehdrden:
Kontaktstelle und kur-
ze Reaktionsfrist (56)

Verfolgung durch
Strafverfolgungsbe-
horden, Anbietern
mussen aber Strate-
gie zum Umgang mit
(Hass-) Nachrichten
entwickeln (52)

Urheberrecht

Neue Plattformen ->
Anpassung des Kar-
tellrechts (53)

Urheberrechtliche
Handlungen: kopieren,
wiedergeben, verof-
fentlichen -> Vergu-
tung, nicht Verbote
(72)

Pauschale Vergutung
fur Vermarktung von
Leistungen im Internet
(Online-Plattformen)
(72)

Rahmen fur Nutzung
von e-Books (72)

Unter Berlcksichti-

gung der Interessen
von Nutzern und In-
vestoren entwickeln
(21)

um Ertrage aus Ver-
wertung kreativer
Leistungen flr Urhe-
ber und weitere Be-
rechtigte zu sichern;
einfach und transpa-
rent (20)

Gewonnene, nicht-
personenbezogene
Daten sollen frei ge-
nutzt werden konnen
(38)

Anpassung des Ur-
heberrechts und
Rechtsetzung fur
Vergutungspra-
xis(129)

Verwaltung

Digitale Burgerpor-
tale u. Burgerkonten
unter Nutzung ein-
mal eingegebener
Daten (19, 51)

Schaffung rechtssi-
cherer elektroni-
scher Zugange (51)

Transparenz fur
Blrger, welche Da-

Digitale Verwaltung
(23)

Behorden zu One-
Stop-Shops aus-
bauen: alle Daten nur
einmal angeben,
nach Dienstleistungs-
richtlinie
2006/123/EG (81)
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ten der Staat von
ihm gespeichert hat
(51)
Politische Veran- | Staatsminister fur Aufsichtsstrukturen Digitalministerium

kerung

Digitalpolitik im
Kanzleramt ansie-
deln (50)

Kabinettsausschuss
,Digitalpolitik” ein-
richten zur Koordi-
nierung zwischen
den Ressorts (50)

»Nationaler Digital-
rat“ zum Austausch
zwischen Politik u.

Experten (50)

schaffen (167)

Unabhangigkeit des
Bundesamtes fur Si-
cherheit in der Infor-
mationstechnik (168)

Eigenstandig im Ka-
binett vertreten (225)

(83)

Start-ups

EinfUhrung einer
zentralen Anlaufstel-
le (One-Stop-Shop)
als Unterstutzung
fur neue Unterneh-
mensgrundung (53)

Gewalt/Mobbing

Mehr Anlaufstellen flr
Opfer von Cyber-
mobbing und Gewalt
(165)

Schutzauftrag des
Staates (38)
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Arbeits- und Ta-
rifrecht

Schaffung eines
.Fachkraftezuwan-
derungsgesetzes”
(12)

Verbesserung der
Qualifikati-
on/Ausbildung/ Ar-
beitsmdglichkeiten
von Frauen und
jungen Menschen
(12)

Burokratie rund um
den Mindestlohn soll
reduziert werden
(13)

Uberprifung des
EntgeltransparenzG
(13)

Attraktivere Rah-
menbedingungen
fur Mitarbeiterbetei-

ligung (13)

Flexibilisierung des
Arbeitszeitrechts
(13)

Gesetzliche Rege-
lungen far mehr
Flexibilitdt und Ex-
perimente fur Un-
ternehmen mit Ta-
rifvertrag (16)

Auflegen einer ,Na-
tionalen Weiterbil-
dungsstrategie® ge-
meinsam mit den
Tarifpartnern (16)

Schaffung eines
Rechtsanspruchs

Modernisierung der
Beruflichen Bildung,
Initiative zur Teilzeit-
ausbildung, Einfuhrung
einer Mindestausbil-
dungsvergutung. (12)

Novellierung des Be-
rufsbildungsgesetzes
fur mehr Qualitat. (12)
Ausbildungsstrategie
fur die Arbeitswelt 4.0
(12)

Abschaffung der sach-
grundlosen Befristung
(15)

Equalpay und Zustim-
mungsrecht des Be-
triebsrates bei Leihar-
beit (15)

Abschaffung der Aus-
nahmen beim allg.
Mindestlohn (15)

Pakt fur anstandige
Léhne, Tariftreue bei
der Vergabe offentli-
cher Auftrage, Nach-
wirkung von Tarifver-
tragen bei der Ausla-
gerung, Ruckwirkende
Rechtssicherheit bei
Allgemeinverbindlich-
keitserklarung, Einfuh-
rung des Verbandskla-
gerechts fur Gewerk-
schaften (15)

Gesetzliche Rahmen-
bedingungen, tarifver-
tragliche Regelungen

Soziale Berufe sollen
durch einen Tarifver-
trag ,Soziale Dienste®
aufgewertet werden.
(129)

EinfUhrung eines
Entgeltgleichheitsge-
setzes auch fur kleine
Betriebe (129)

EinfGhrung einer ,fle-
xiblen Vollzeit* mit
Reduzierungs- und
Aufstockungsmaog-
lichkeit bis zu 10
Stunden. (131)

,Mallnahmen® zur
Anhebung der Anteile
von Frauen auf der
Flhrungsebene (131)

Mindestausbildungs-
vergutung erganzend
zu bestehenden Ta-

rifvertragen (178)

Einfachere Inan-
spruchnahme der Be-
rufsausbildungsbeihil-
fe (178)

Kostenlose Ausbil-
dung in allen Sozial-
berufen schaffen
(202)

Schaffung eines
.Rechts auf Home-
office”

Recht auf phasen-
weise Reduzierung
der Arbeitszeit auch
nach der Elterngeld-

Vereinfachung der
Dokumentation beim
Mindestlohn (74/82)

Bessere Vergutung in
der Pflege (48)

Forderung von fami-
lienfreundlichen Ar-
beitszeitmodellen
(48)

Forderung von Lang-
zeitarbeitskonten und
mehr Flexibilitat bei
Arbeitszeitmodellen
(43)

Deregulierung der
Rahmenbedingungen
fur die Zeitarbeit (31)

Reform der betriebli-
chen Altersversor-
gung auch fur Betrie-
be ohne Tarifvertrag
(29)

Rucknahme der Vor-
falligkeit der Sozial-
versicherungsbeitra-
ge (17)

Starkung der dualen
Ausbildung (11)

Erhéhung des allg.
Mindestlohns auf 12
Euro (11)

Sachgrundlose Be-
fristung streichen,
der 2. Arbeitsvertrag
beim gleichen Ar-
beitgeber unbefristet

(11)

Max. 3 Monate
Leiharbeit zulassen,
Zustimmungspflicht
des Betriebsrates
(12)

Rechtsanspruch auf
mindestens 22
Stunden Arbeitszeit
im Arbeitsvertrag
(12)

Arbeitsschutz ver-
bessern (12)

Verbindliche Gleich-
stellungsplane in
Unternehmen (12)

Allgemeinverbind-
lichkeitserklarung
von Tarifvertragen
durch eine Tarifver-
tragspartei, Auswei-
tung des ,offentli-
chen Interesses”
(13)

Einflhrung von
Staatsanwaltschaf-
ten fur Straftaten im
Arbeitsrecht und
Verbindliche Ober-
grenzen bei Vor-

EinfUhrung einer
gesetzlichen Ober-
grenze von 15 % al-
ler Beschaftigten in
Leih- oder Zeitarbeit
(50)

Zu ,Schaffung eines ,Fachkraftezu-
wanderungsgesetzes® siehe: Politikbe-
reich Flucht und Migration => Einwan-
derung

Staatsangehorigkeit

Arbeitswelt 4.0 siehe
=> Digitalisierung/ Arbeit 4.0/ Weiter-
bildung

Bzgl. Erwerbsminderungsrente: Siehe
Politikbereich Arbeitsmarkt, Armut und
soziale Ausgrenzung, Stichwort Alters-
armut
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auf befristete Teil- und betriebliche Aus- phase (210) standsgehaltern(13)

zeit ab einer be-
stimmten Be-
triebsgroflRe (27)

Prufung von Fami-
lien- und Lebensar-
beitszeitkonten (27)

gestaltung im Hinblick
auf Arbeit 4.0 besser
verzahnen (15)

Wahlarbeitszeitgesetz,
z.B. Riuckkehrrecht
von Teil- in Vollzeit
und Langzeitkonten
einfuhren (16)

Arbeitsschutzrecht im
Hinblick auf Nicht-
Erreichbarkeit und zur
Verringerung psychi-
scher Belastungen am
Arbeitsplatz anpassen
(16)

Schaffung eines Be-
schaftigtendaten-
schutzG (16)

Erweiterung der be-
trieblichen Mitbestim-
mung auf Unterneh-
men ab 1000 MA (17)

EinfUhrung eines Initia-
tivrechts auf betriebli-
che Weiterbildungs-
mafRnahmen (17)

Kuandigungsschutz fur
Initiatoren von Be-
triebsratswahlen erho-
hen (17)

Aufwertung der Sozi-
alberufe durch kosten-
freie Ausbildung, Aus-
bildungsvergutung und
Schaffung eines all-
gemeinverbindlichen
Branchentarifvertrags
Soziales (18)

Start einer ,Weiterbil-
dungsoffensive®, Ab-

Verbesserung der
Unterstltzung von
pflegenden Angeho-
rigen (211)

Schaffung eines ver-
bindlichen Flexibili-
tatszuschlages bei
Wochenendarbeit
Equal-pay bei Leihar-
beit ab dem ersten
Tag und klare Ab-
grenzung von Werk-
und Dienstvertragen
(217)

Abschaffung der
sachgrundlosen Be-
fristung (217)

Starkung des Ar-
beitsschutzes (217)

Erleichterung der All-
gemeinverbindlich-
keitserklarung von
Tarifvertragen (128)

Unternehmensmitbe-
stimmung bereits ab
1000 MA (218)

Koalitionsfreiheit und
Streikrecht auch in
kirchlichen Einrich-
tungen, Loyalitats-
pflichten aulierhalb
des ,Verkundigungs-
bereiches” abschaf-
fen (218)

Dreimonatige Pflege-
zeit fur pflegende An-
gehorige einfuhren
(219)

Erhéhung des Pfle-
gemindestlohnes
auf 14,50 Euro (14)

Gesetzliche Rege-
lungen gegen Dau-
erstress und fur
mehr Zeitsouverani-
tat der Beschaftig-
ten (15)

Reduzierung der
gesetzlichen
Hochstarbeitszeit
auf 40 Stunden (16)

Gesetzliche Veran-
kerung des Aus-
gleichs von Mehrar-
beit (16)

Erhohung des Min-
desturlaubsanspru-
ches von 24 auf 30
Tage (16)

Rechtsanspruch auf
vorubergehende
Teilzeit (17)

Streikrecht und be-
triebliche Mitbe-
stimmung auf kirch-
liche Einrichtungen
ausweiten; Anwen-
dung des Allgemei-
nen Gleichbehand-
lungsgesetzes auch
in kirchlichen Ein-
richtungen (18)

Zwingende Mitbe-
stimmungs- und Ve-
torechte der Be-
triebsrate bei allen
wirtschaftlichen
Fragen.
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stimmung verschiede- Abschaffung der
ner Instrumente auf ei- zwingenden Wah-
ner ,Nationalen Wei- rung des Betriebs-
terbildungskonferenz® friedens durch Be-
(18) triebsrate (19)
ggf. Schaffung einer Erstreckung des
gesetzlichen Verpflich- Kdndigungsschutz-
tung zur betrieblichen gesetzes auf Unter-
Altersvorsorge (35) nehmen ab 5 MA,
Vetorecht des Be-
L<Aufwertung® der so- triebsrates (24)
zialen Berufe als dua-
les System mit Ausbil- Rechtsanspruch auf
dungsvergutung und mindestens 22
Abschaffung des Stunden Wochenar-
Schulgeldes (63) beitszeit (20)
Ausbau des Transpa- Allgemeinverbindli-
renzgesetzes zu einem cher Tarifvertrag
Entgeltgleichheitsge- ~Weiterbildung®
setz mit Verbandskla-
gerecht (63) EinfUhrung der pari-
tatischen Mitbe-
Verbesserung der Auf- stimmung in allen
stiegschancen von Unternehmen ab
Frauen durch ein 100 MA (83)
Gleichstellungsgesetz
(64)
Bundeshaushalt | Einhaltung der »Zukunftsinvestitionen® Schulden abbauen, Tariftreue bei der Staatsausgaben Die staatliche Handlungsfahigkeit

Schuldenbremse
und keine neue
Schuldenaufnahme
(33)

Nutzung von Spiel-
raumen fur Forde-
rung von Bildung,
Forschung, Infra-
struktur

Beginn der Schul-
dentilgung (35)

durch die Uberschiisse
im Bundeshaushalt bis
2021 finanzieren (37)

statt sich auf der
schwarzen Null aus-
zuruhen (72)

Jede staatliche Ebe-
ne haftet fur die eige-
nen Schulden (72)

Begrenzung der
strukturellen Neuver-
schuldung auf 0,35 %
BIP (73)

Vergabe offentlicher
Auftrage (13)

sind durch Einnah-
men zu decken, Er-
hohung von Abga-
ben oder Kreditauf-
nahme nur unter
strengstem Regle-
ment (49)

EinfGhrung der
Doppik im Bundes-
haushalt (49)

muss erhalten bleiben.

Eckpunkte zur Debatte zur Steuerpoli-
tik im Herbst 2012, 09/2012
Debatte Steuerpolitik

Steuerpolitik (Un-
ternehmen)

Steuerliche Beruck-
sichtigung bei Betei-
ligung an Start-ups
(16)

Birokratieabbau bei

Rahmenbedingungen
fur Start-ups verbes-
sern (21)

Anhebung der Gren-
ze zur Sofortab-
schreibung gering-
wertiger Wirtschafts-
guter auf 1000 Euro
(229)

Degressive AfA fur
bewegliche Wirt-
schaftsguter wieder
einfuhren (73)

Verkurzte AfA fur di-

Erhohung der Kor-
perschaftsteuer auf
25%

Reduzierung des
Mehrwertsteuersat-
zes auf 7% (48)

EinfUhrung einer
x<allgemeinen Abga-
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der Abgabe und
Bearbeitung von
Steuererklarungen
(35)

gitale Anlageguter
(73)

Steuerliche Finanzie-
rung von Forschung
und Innovation durch
Steuererstattung
(73/74)

Rechtsanspruch auf
verbindliche Auskunft
beim Finanzamt (75)

benbremse” von
max. 40 % BiP (48)

Digitalisierung

Staatsminister fur
Digitalisierung im
Kanzleramt ansie-
deln (50)

Regierungshandein
in einem Kabinetts-
ausschuss ,Digitali-
sierung“ buindeln
(50)

Einberufung eines
,Nationalen Digital-
rates” (509)

Flachendeckender
Glasfaserausbau bis
2025 (51)

Erarbeitung eines
,Datengesetzes” auf
der Grundlage der
EU Datenschutz
Grundverordnung
(52)

Unterstitzung beim
Aufbau neuer Platt-
formen in Deutsch-
land und Europa,
ggf. Anpassung des
Kartellrechts, Siche-
rung eines fairen
Wettbewerbs (53)

Forderung von
Start-ups ( 53)

Breitband fiir alle bis
2025 (28)

Starkung der Verbrau-
cherzentralen und des
Bundeskartellamtes im
Hinblick auf Digitalisie-
rung (28)

Einrichtung einer Da-
ten-Ethikkommission
zur Klarung neuartiger
rechtlicher Fragen im
Zusammenhang mit
der Digitalisierung (29)

Schaffung digitaler
Grundrechte ,Volker-
recht des Netzes® (29)

Flachendeckender
Glasfaserausbau
(165)

Schaffung sicherer
Infrastrukturen und
Starkung von Daten-
schutz, E- und Open
Government
(169/170)
Eigenstandige Kabi-
nettszustandigkeit fur
Digitalisierung (226)

Weiterentwicklung
des Wettbewerbs-
und Kartellrechts im
Hinblick auf Digitali-
sierung (226)

Schaffung eines IT-
Beraternetzwerkes

fur den Mittelstand

(226)

Anpassung des Ar-
beitsschutzes an die
Digitalisierung (227)

Gestaltung des Um-
bruchs hin zur digita-
len Arbeitswelt (228)
Starkung von Sharing
Economy, Social Ent-
repreneurship und
solidarischer Okono-
mie (22)

EinfUhrung eines Di-
gitalministeriums (83)

Flachendeckendes
Glasfasernetz (83)

Ausbau der Digitali-
sierung im Gesund-
heitswesen (84)

Mehr Zeit fur die
Pflege u.a. durch
Nutzung digitaler As-
sistenzsysteme (47)

Flachendeckende
Breitbandversor-
gung bis 2019 (52)

Siehe Digitalisierung/Arbeit 4.0
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Ausbau der IT-
Sicherheit (53)

,Digitale Bildungsof-
fensive“ zur Verbes-
serung der Kennt-
nisse auf allen Ebe-
nen (54)

Forderung der Te-
lemedizin und digi-
taler Assistenzsys-
teme (56)

Forderung sozia-
ler Infrastruktur/
Strukturpolitik

Strukturen in landli-
chen Raumen star-
ken (14)

Anhebung der For-
schungs- und Ent-
wicklungsausgaben
auf 3,5% BIP (23)

,Offensive landlicher
Raum®, insbesonde-
re Sicherung der
flachendeckenden
Verflugbarkeit von
Leistungen der Da-
seinsvorsorge, ins-
bes. Pflege- und
Medizininfrastruktur
(29)

Ausbau der Breit-
bandversorgung in
der Flache (29)

Weiterentwicklung
der Gemeinschafts-
aufgaben auf die
Bedurfnisse des
landlichen Raums
(29)

Ausweitung der
Forderung der
Kommunen beim
Ausbau der Infra-
struktur (30)

Anhebung der For-
schungs- und Entwick-
lungsausgaben auf
3,5% BIP (25)

Unterstltzung finanz-
schwacher Kommu-
nen im Bildungsbe-
reich durch den Bund
(177)

Schaffung einer Ge-
meinschaftsaufgabe
,Regionale Daseins-
vorsorge“ (188)

Entlastung der Kom-
munen von Kosten
der Unterkunft und
Einrichtung eines
»#Altschuldentilgungs-
fonds* flr Uberschul-
dete Kommunen
(188)

Bundeszuschuss bei
der Investitionsforde-
rung fur Krankenhau-
ser (47)

Ausbau von Palliativ-
und Hospizwesen
(48)

Starkung der landli-
chen Infrastruktur
(68)

Ausbau der Hospiz- und Palliativver-
sorgung

Stellungnahme DCV und Diakonie zum
Hospiz- und Palliativgesetz, 2015
Hospiz und Palliativgesetz
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Einrichtung einer
Kommission
,Gleichwertigkeit der
Lebensverhaltnisse*
mit Vorschlagen bis
Mitte 2019 (31)

(Sozial)rechtliche
Bedingungen fiir
Caritasunter-
nehmen

Weiterfuhrung des
Blrokratieabbaus,
10 % weniger Ge-
setzentwirfe (19)

Berucksichtigung
der Tarifsteigerun-
gen bei der Kran-
kenhausvergutung
(39)

Verbesserung der
Personalausstattung
in der Pflege (40)

Abschaffung des
Schulgeldes fur
Physio- und Ergo-
therapeuten und
Logopaden (40)

Grlindung eines
,nationalen Ge-
sundheitsportals” fir
mehr Transparenz
von Medizin- und
Pflegeleistungen
(40)

Sicherung der Kran-
kenhausversorgung
in der Flache (41)

,Konzertierte Aktion
Pflege“ zur Siche-
rung eines flachen-
deckenden Angebo-
tes (42)

Ausbau der Hospiz-
und Palliativversor-
gung (42)

Schaffung von fla-
chendeckenden ver-
netzten Angeboten von
Gesundheit, Pflege
und haushaltsnahen
Dienstleistungen (9)

Forderung sozialer In-
novationen (24)

Integrierte Bedarfspla-
nung der gesamten
medizinischen Versor-

gung (31)

Schaffung verbindli-
cher Personalstan-
dards in der Pflege
(31)

,Sofortprogramm fur
mehr Personal in der
Altenpflege® soll ge-

startet werden (31)

Forderung der Tele-
medizin und der sons-
tigen digitalen Innova-
tion im Gesundheits-
wesen und des Ge-
sundheitsdatenschut-
zes (31)

Praventionsprogramm
,Gesunde Stadt“ auf-
legen (32)

EinfUhrung eines
,Lobbyregisters” mit
legislativem Ful3ab-
druck (147)

Forderung von Su-
pervision und Fortbil-
dung im Ehrenamt
(149)

Erhéhung auf
200.000 Platze in den
Freiwilligendiensten
(150)

Schaffung eines
.,passenden Rechts-
rahmens fur ,unbe-
quemes” Engage-
ment (150)

EinfUhrung eines
~Whistleblo-
wer*innenschutzgese
tzes" (150)

Forderung der Quali-
tat in der Kita mit 3
Mrd. Euro p.a. (176)

Bessere Bezahlung in
der Pflege erreichen
(204)

Mehr Rechte von
Kommunen beim
Ausbau von Hilfenet-
zen vor Ort (204)

Sozialgesetzbucher
sollen ,verschlankt
und verzahnt* werden
(33)

Gesetzliche Perso-
nalbemessung im
Krankenhaus (30)

Abschaffung der
Fallpauschalen im
Krankenhaus (30)

2,5 Mrd. € Investiti-
onsforderung des
Bundes fur Kran-
kenhauser p.a. (30)

Weitere Privatisie-
rungen verhindern
und Ruckkauf priva-
ter Einrichtungen
durch die 6ffentliche
Hand

(30/35)

Mindeststundenzahl
fur ,Menschlichen
Kontakt* in der Pfle-

ge

Erhéhung der Fach-
kraftquote in der
Pflege auf 50% per
Gesetz (35)

Pflegemindestiohn
14,50 Euro und
Mindestgehalt 3000
Euro fur eine Voll-
zeitstelle (36)

Integrierte Ausbil-
dung schulgeldfrei
gestalten (35/36)

EinfUhrung eines
Lobbyistengesetzes
mit Rechten, Pflich-
ten und Sanktionen
fur Mandatstrager
und Lobbyisten (10)

Starkere Forderung
der Freiwilligen-
dienstformate (38)

Festlegung eines
bundesweiten Min-
destpersonalschlis-
sels fur Pflegeper-
sonal (58)

Unterstitzung der
Tragervielfalt im
Krankenhausbe-
reich (59)

,Renationalisierung
des Verbraucher-
schutzes” (70)

Erweitertes Fuhrungszeugnis soll in al-
len Einrichtungen und Diensten, die
volljahrige Schutzbefohlene betreuen,
verlangt werden.

Stellungnahme des DCV, Auskunft des
Bundeszentralregisters bei der Betreu-
ung von volljahrigen Schutzbefohle-
nen, 10.07.2015

Auskunft BZR volljahrige Schutzbefoh-
lene

Keine Vergabe in der Finanzierung von
Einrichtungen der medizinischen Reha

Position Vergaberecht in der medizini-
schen Rehabilitation, 28.06.2017
Vergaberecht medizinische Rehabilita-
tion

Asymmetrie in Vertragsverhaltnis med.
Reha auflésen: Verpflichtung zum Ab-
schluss von Rahmenvertragen
Rehatrager-Leistungserbringer nach §
21 SGB IX bzw. neu § 38 SGB IX;
Schiedsstelle auch in SGB X bzw.
SGB VI; Regelungsbereich der
Schiedsstelle erweitern auf alle Ver-
tragsinhalte

DCV Stellungnahme BTHG 2016 S. 22
BAGFW 2014 Positionspapier Weiter-
entwicklung Med. Reha

Stellungnahme des DCV, 2017
Vergaberecht medizinische Rehabilita-
tion

Vernetzung der gesundheitlichen und
pflegerischen Angebote insbesondere
zur Verbesserung der Sterbebeglei-
tung
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https://www.caritas.de/fuerprofis/presse/stellungnahmen/08-01-2016-schutz-vor-sexuellen-uebergriffen-bei-volljaehrigen-schutzb
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https://www.caritas.de/fuerprofis/presse/stellungnahmen/06-28-2017-vergaberecht-in-der-medizinischen-rehabilitation
https://www.caritas.de/fuerprofis/presse/stellungnahmen/06-28-2017-vergaberecht-in-der-medizinischen-rehabilitation
http://www.bagfw.de/gremien-themen/sozialkommission-i/detail/article/positionspapier-der-bagfw-zur-weiterentwicklung-der-medizinischen-rehabilitation/
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https://www.caritas.de/fuerprofis/presse/stellungnahmen/06-28-2017-vergaberecht-in-der-medizinischen-rehabilitation
https://www.caritas.de/fuerprofis/presse/stellungnahmen/06-28-2017-vergaberecht-in-der-medizinischen-rehabilitation
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Starkung und Aus-
bau der Gesund-
heitswirtschaft (42)

Besonderes Miet-
recht fur ,Mietver-
haltnisse mit sozia-
len Zielstellungen®
soll eingeflihrt wer-
den (49)

Bundesweit einheit-
licher Betreuungs-
schlussel fur Kitas,
Bundesweite Ge-
buhrenfreiheit und
kostenloses Kitaes-
sen, Anrechnung
von Vor- und Nach-
bereitungszeit, Fort-
bildung und Krank-
heit auf den Schlus-
sel, Anhebung der
Erzieherqualifikation
auf Hochschulni-
veau, Abschaffung
des Schulgeldes
(52/53)

Bundesweites In-
vestitionsprogramm
»Inklusive Bildung®
(53)

Ausbau der Hospiz- und Palliativver-
sorgung

Mehr Ehrenamt in der Hospizarbeit
notwendig.

Stellungnahme von DCV und Diakonie,
2015
Stellungnahme zum Referentenentwurf
HPG v. 7.04.2015

und
Stellungnahme von DCV und Diakonie
zum Hospiz- und Palliativgesetz, 2015
Hospiz und Palliativgesetz
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Allgemeines/
Sozialmodell

~[Wir] wissen (...),
dass Solidaritat und
soziale Gerechtig-
keit unverzichtbar
sind. Wir lassen
niemanden zurick
und wollen mog-
lichst Vielen eine
Chance zu Teilhabe
und eigenverant-
wortlicher Lebens-
gestaltung geben.
Das ist unser
europaisches So-
Zialmodell.“ (7)

Wunschziel: Europai-
sche Sozialunion (96)

Subsidiaritat: Jeder
Mitgliedsstaat muss

nach wie vor fur seine

eigene Arbeitsmarkt-
politik, sein soziales
Sicherungssystem
und seine finanzielle
Unterstutzung sozial
Schwacher selbst

verantwortlich bleiben

(61)

Soziale Saule Euro-
pas ,nicht zielfuh-
rend” (61)

Grundsatzliche Zustimmung zur Euro-
paischen Saule sozialer Rechte, so-
lange die Umsetzung im Rahmen der
vertraglichen Kompetenzen der Kom-
mission erfolgt.

Gemeinsame Stellungnahme der Kir-
chen und ihrer Wohlfahrtsverbande zur
Konsultation zur Europaischen Saule
sozialer Rechte, 17.10.2016, S. 5
Saule sozialer Rechte

Fortschrittspro-
tokoll/-klausel

EinfUhrung eines sozi-
alen Fortschrittsproto-

kolls im Primarrecht
(97)

EinfUhrung einer so-
zialen Fortschritts-
klausel (73)

Klausel fir sozialen
Fortschritt in den
EU-Vertragen (104)

EinfUhrung einer sozialen Fortschritts-
klausel, die die Balance zwischen so-

zialer und Binnenmarktintegration her-
stellt.

Sozialpolitische Erwartungen des
Deutschen Vereins an die Europaische
Union, 11.12.2013, S. 7
Sozialpolitische-Erwartungen-EU

Soziale Mindest-
standards

Grundsatz verankern /

einfuhren, dass es in
allen Mitgliedstaaten

der Europaischen Uni-

on wirksame soziale
Grundsicherungssys-

teme geben muss (96)

Mindeststandards im
Bereich der sozialen
Sicherung und des
Arbeitsmarktes (73)

Keine Einflussnahme
der Europaischen
Union im Rahmen
von verpflichtenden
Rechtsakten (61)

Europaischer Min-
destlohn, der bei 60
Prozent des natio-
nalen Durchschnitts-
lohns

liegen soll (104)

Soziale Sicherheit
mit verbindlicher so-
zialer Mindestsiche-
rung und
verbindlichen sozia-
len Mindeststan-
dards nach der
Gunstigkeitsklausel
(106)

Soziale Grundrechte
— entsprechend der
revidierten Europai-
schen Sozialcharta

Mindesteinkommen im Sinne einer
Grund- bzw. Existenzsicherung

Gemeinsame Stellungnahme der Kir-
chen und ihrer Wohlfahrtsverbande zur
Konsultation zur Europaischen Saule
sozialer Rechte, 17.10.2016, S. 2
Saule sozialer Rechte
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des Europarates —
sollen von einzelnen
Personen auch
beim

Europaischen Ge-
richtshof einklagbar
sein (105)

Europaische Ar-
beitslosenversi-
cherung

Einflhrung einer eu-
ropaischen Arbeitslo-
senversicherung (73)

Keine gemeinsame
europaische Arbeits-
losenversicherung
(61)

Finanz- und Wirt-
schaftspolitik

Keine Vergemein-
schaftung von
Schulden, Einhal-
tung des Stabilitats-
pakts — aber
schrittweise Weiter-
entwicklung durch
z.B. Schaffung ei-
nes eigenen Wah-
rungsfonds denkbar
(57)

Gemeinsames Finanz-
budget der Eurostaa-
ten (98)

Starkung der wirt-
schaftspolitischen
Steuerung uber das
Europaische Semes-
ter (73)

Bei der Sicherstellung der Einhaltung
der Stabilitatskriterien muss auf den
Erhalt einer funktionierenden sozialen
Infrastruktur (,social investment®)
Rucksicht genommen werden.

Einbeziehung der sozialen Indikatoren
der Europa-2020-Strategie in das Eu-
ropaische Semester; gleiche Relevanz
der sozialen Indikatoren mit den wirt-
schaftspolitischen Vorgaben

Beides aus der Gemeinsamen Stel-
lungnahme der Kirchen und ihrer
Wohlfahrtsverbande zur
Konsultation zur Europaischen Saule
sozialer Rechte, 17.10.2016, S. 2
Saule sozialer Rechte

Soziale Rechte
von EU-
Burger(innen)

Grenzuberschreiten-
de Freizlgigkeit von
Arbeithehmer*innen
sozial besser absi-
chern, ,damit sie
nicht durch ein Raster
national fragmentier-
ter Sozialsysteme fal-
len® (73)

Volle burgerliche, so-
ziale und politische
Rechte fur alle Uni-
onsburger*innen in
den Staaten, in de-
nen sie leben (74)

Landtagswahlrecht
fur Unionsbur-
ger*innen in Deutsch-

Gegen den Aus-
schluss von Arbeit
suchenden Unions-
bldrgerinnen und
Unionsburgern aus
der Sozialhilfe (106)

Erleichterungen beim Zugang nicht-
erwerbstatiger EU-BUrger(innen) zum
deutschen Krankenversicherungssys-
tem

Ausschlusse von z.B. Sozialhilfeleis-
tungen kdnnen keinen Rechtferti-
gungsgrund fur Staaten darstellen,
Menschenrechte aus der EMRK zu
verletzen.

Beides aus der Stellungnahme der
BAGFW zur Anderung der VO
883/2004, 29.05.2017, S. 3-5; 9
Anderung der Verordnung EG-Nr
88320-1
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land (74)

Perspektivisch: Fort-
entwicklung der Uni-
onsbur-
ger*innenschaft zu
einer europaischen
Staatsbur-
ger‘innenschaft (74)

Jugend & Ju-
gendarbeitslo-
sigkeit

Solidarische Mithilfe
beim Abbau der
Jugendarbeitslosig-
keit in der EU (57)

Breit angelegtes euro-
paisches Investitions-
programm mit
Investitionen in Bildung
und Ausbildung; Be-
kampfung von Ju-
gendarbeitslosigkeit
(95)

Aufstockung der EU-
Mittel gegen Jugend-
arbeitslosigkeit und
Bundelung in einem
permanenten Jugend-
beschaftigungsfonds
(96)

Europaisches Mobili-
tatsprogramm, aus
dem junge Menschen
unterstutzt werden
kénnen, wenn sie in
einem anderen Mit-
gliedstaat eine Ausbil-
dung oder einen Ar-
beitsplatz aufnehmen
mochten (96)

Kostenloses Interrail-
Ticket zum 18. Ge-
burtstag (71)

Kreditanstalt fur Wie-
deraufbau (KfW) soll
starker insbesondere
europaische mittel-
standischen Unter-
nehmen unterstitzen,
damit diese Jugendli-
che mehr ausbilden
und in Arbeit bringen
(72)

Die unzureichende finanzielle Ausstat-
tung der Jugendgarantie von derzeit 6
Milliarden sollte auf 21 Milliarden
(Empfehlung ILO) aufgestockt werden.
Sie soll auf junge Menschen zwischen
25 und 30 Jahren ausgeweitet werden,
weil auch junge Akademiker uber 25
Uberdurchschnittlich von Arbeitslosig-
keit betroffen sind.

Gemeinsame Stellungnahme der Kir-
chen und ihrer Wohlfahrtsverbande zur
Konsultation zur Europaischen Saule
sozialer Rechte, 17.10.2016, S. 8
Saule sozialer Rechte

Forderung durch aktive Unterstutzung
durch Angebote flr Auszubildende aus
der EU, z.B. ERASMUS+ - Projekt
AJUMI - Ausbildungsbegleitung junger
EU-Migrant(inn)en

Projekte

Erasmus+

Ausbau der internatio-
nalen Jugendfreiwilli-
gendienste, des inter-
nationalen Jugendaus-
tauschs sowie Eras-
mus+ als das zentrale
Bildungsprogramm der
EU. Wer sich den Aus-
tausch nicht leisten
kann, soll unterstutzt
werden. (13)

Ausbau des europai-

Ausbau europaischer
Austauschprogram-
me wie ,ERASMUS
plus". Nicht nur Stu-
dierende sollen in
den Genuss des eu-
ropaischen Aus-
tauschs kommen.
Auch die Teilnahme
von Auszubildenden
und jungen Berufsta-
tigen an europai-
schen Austauschpro-

Unterstitzung und
Forderung internati-
onaler Jugendbe-
gegnungen im Sin-
ne des weltweiten
Austauschs und zur
Starkung (119)

Ausbau des interna-
tionalen Jugendaus-
tausch und der Ge-
denkstattenfahrten
und gebuhrenfreie

Starkung sowie technische Verbesse-
rungen des Programmes Erasmus+

Positionspapier verschiedener Ver-
bande zu Erasmus+

Erasmus

und

BAGFW-Konsultationsbeitrag zu
Erasmus+, 22.05.2017
Halbzeitbewertung Erasmus

Starkung des Europaischen Freiwilli-
gendienstes, Unterstltzung des Euro-
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schen Freiwilligen- grammen muss ge- Gestaltung. (120) paischen Solidaritatskorps, wobei die
dienst und der Aus- fordert werden. Dazu Arbeitsmarktneutralitat gewahrleistet
tauschprogramme der bedarf es schon in und Doppelstrukturen vermieden wer-
EU (96) den berufsbildenden den mussen.
Schulen einer ver-
starkten Konsultationsbeitrag BAGFW zum So-
Aufklarung Uber vor- lidaritatskorps,16.03.2017
handene Programme. BAGFW-Europaischen-
Solidaritatskorps
Einflhrung einer Bil-
dungsfreiztgigkeit als Aufstockung des Programmes Europa
neue Grundfreiheit, fur Burgerinnen und Blrger
um es jungen Men-
schen zu erleichtern, BAGFW-Beitrag zur Halbzeitbewertung
ihre Ausbildung in des Programmes ,Europa flr Blrge-
anderen Landern der rinnen und Burger® 2014-2020,
EU zu absolvieren. 03.04.2017
(12) Halbzeitbewertung
Investitionspro- Breit angelegtes euro- | Neuer Zukunftsfonds Offentliches europa- Beibehaltung einer starken EU-

gramme, EU-
Haushalt und EU-
Forderpolitik

paisches Investitions-
programm mit
Investitionen in Bildung
und Ausbildung; Be-
kampfung von Ju-
gendarbeitslosigkeit
(95)

im EU-Haushalt, fi-
nanziert durch Mittel
aus einem neu zu
schaffendem europa-
ischen Steuerpakt
(72)

Mehr deutsche finan-
zielle Verantwortung
nach dem Brexit (70)

Der Europaische
Fonds flr strategi-
sche Investitionen
(EFSI) soll reformiert
und aufgestockt wer-
den (72)

Keine Umverteilung
von zivilen Mitteln
aus dem EU-
Haushalt far die Ab-
wehr von Fluchtlingen
und Militar (75)

isches Investitions-
programm, ,das vor
allem auf Entwick-
lung im Bereich of-
fentlicher und sozia-
ler Dienstleistungen
wie (...) Gesund-
heitsversorgung und
Pflege (...) und
Wohnen setzt.” Fi-
nanzierung durch
eine in allen EU-
Staaten einmalige
abgefuhrte Vermo-
gensabgabe auf
Vermogen Uber ei-
ner Million Euro
(103)

Weiterfuhrung der
Kohasionspolitik
auch nach 2021;
insbesondere For-
derung sudeuropai-
scher Lander (106)

Der ESF zur Forde-
rung der Beschafti-
gungspolitik des so-

Kohasionspolitik nach 2021 zur Erpro-
bung sozialer Innovationen zur Be-
kampfung von Armut und gesellschaft-
licher Ausgrenzung. Verpflichtende
Mindestanteile der Strukturfondsmittel
fur den ESF. Vereinfachungen bei der
Verwaltung der EU-Fonds.

Eckpunktepapier der BAGFW zur Zu-
kunft der EU-F6rderung, Juni 2016
EU Struktur- u_Investitionsfonds

Offnung des EFSI fir Investitionen im
Sozialbereich und fur soziale Projekte

Anderungsantrage der BAGFW, 2015

INTERREG beibehalten und starken,
dabei insbesondere kleine und zu-
gangliche Formate fordern

Konsultationsbeitrag Kir-
chen/Caritas/Diakonie zur Beseitigung
von Hindernissen in Grenzregionen,
Dezember 2015
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zialen Zusammen-
halts soll weiterent-
wickelt

werden (106)

Der Europaische
Globalisierungs-
fonds

(EGF) soll auch
Betrieben mit weni-
ger als 500 Be-
schaftigten
zuganglich gemacht
werden und zu ei-
nem
Beschaftigungssi-
cherungsfonds aus-
gebaut

werden (106)

Das INTERREG-
Programm muss zur
Forderung grenz-
Uberschreitender
Kooperation weiter-
hin Unterstutzung
erhalten (106)

Sonstiges
Sozialpolitik

Aufbau eines europai-
schen zivilen Frie-
denskorps (99)

Verpflichtendes Lob-
byregister (74)

EU-weite Geltung der
EU-
Grundrechtecharta
fur alle Gesetze (70)

Soziale Mindeststan-
dards fur auf den eu-
ropaischen Markt ge-
brachte Produkte und
Rohstoffe (72)

Verpflichtendes und
verbindliches Lob-
byregister (105)

Beitritt der EU zur
Europaischen Men-
schenrechtskonven-
tion (105)

Volksabstimmung
uber den Verbleib in
der Euro-Zone und
der EU (8)

Der DCV ist seit 2009 im Transparenz-
register registriert (Registriernum-
mer: 04903991238-83)

Registrierung 04903991238-83

EU-
Handelspolitik

CETA mit Leben er-
fullen; TTIP weiter
angestrebt (23)

In bilateralen Handels-
abkommen der EU sol-
len Regeln flr die ver-
bindliche Einhaltung
und Umsetzung men-
schenrechtlicher, 6ko-
logischer, verbrau-
cherpolitischer und so-
zialer Standards mit

Ablehnung von TTIP,
CETA, TiSA, JEFTA
oder anderen Ab-
kommen dieser Art
(93)

Freihandelsabkom-
men zur Starkung /
Durchsetzung von in-
ternationalem Daten-
und Verbraucherrecht
nutzen (58)

TTIP, CETA, TiSA
und EPAs sollen
gestoppt werden
(1095)

Ablehnung von
CETA, TiSA und
TTIP (21)

Bilaterale Handels-
vertrage nur, wenn
multilaterale Han-

delsverhandlungen
nicht durchfuhrbar;

Freihandelsabkommen nur akzeptabel,
wenn die soziale, gemeinnutzige
Dienstleistungserbringung umfassend
geschutzt ist.

Kernpositionen der BAGFW zu TTIP,
17.09.2014

BAGFW Kernpositionen TTIP

und
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konkreten Beschwer- Investitionsschutz- Gemeinsames Positionspapier
de-, Uber-priifungs- vertrage BMWIi/BAGFW, 23.02.2015
und Sanktionsmecha- nur, wenn sie auch | Gemeinsa-
nismen vereinbart deutsche Unter- mes_Positionspapier zu TTIP
werden (110) nehmen gegen un-
sichere Rechtsver-
haltnisse absichern.
Transparente Ver-
handlungen
(20/21)
EU-Asyl- und Starkung von Einreisebedingungen | Ausbau der Grenza- | Frontex soll abge- Ablehnung des Ge- | Vgl. Eintrage DCV-Spalte ,Politikbe-

Fluchtlingspoli-
tik;
Migrationspolitik

Frontex und Vollen-
dung des Europai-
schen Asylsystems
(56)

EU-Abkommen
nach dem Vorbild
des EU-Turkei-
Abkommens auch
mit anderen Lan-
dern in der Region
und im nordlichen
Afrika (56)

Gemeinsame Ver-
antwortung der EU-
Staaten fur Flucht-
linge mit Schutzan-
spruch (56)

far Auszubildende
und Studierende aus
afrikanischen Lan-
dern in die EU er-
leichtern (77)

gentur FRONTEX zu
~echten europaischen
Grenzschutz mit ei-
gener Handlungsbe-
fugnis und Kontrolle
durch das Europai-
sche Parlament aus-
bauen® (70)

schafft und durch
eine koordinierte
Seenotrettung in eu-
ropaischer Verant-
wortung

ersetzt werden
(107)

Aufkindigung des
EU-Turkei-Deals
(107)

Keine Ubertragung
der Verantwortung,
Fluchtlinge zu
schutzen, auf Dritt-
staaten

aulderhalb der EU;
keine Auffanglager
in Nordafrika (107)

Finanzieller Aus-
gleich (,Fluchtumla-
ge“), um ein faires
und solidarisches
System der Flicht-
lingsaufnahme und
Verantwortungstei-
lung in der EU zu
erreichen (108)

Prinzip der freien
Wahl des Mitglieds-
staates fur die Ge-
flichteten (108)
Sichere und legale
Fluchtwege (108)

meinsamen europa-
ische Asylsystem
(30)

Europaische Zu-
sammenarbeit auf
die Sicherung der
europaischen Au-
Rengrenzen kon-
zentrieren (30)

Asylantrage sollen
aullerhalb Europas
gestellt werden
mussen, das euro-
paische Recht ent-
sprechend geandert
oder aufgehoben
werden (30)

Frontex und Bun-
deswehr sollen
Flichtlingsboote an
ihre Ausgangsorte
zuruckbringen; so-
fern nicht moglich:
Uberfiihrung in au-
Rereuropaische
Aufnahmezentren
nach australischem
Vorbild (30)

reich Flucht und Migration®
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Humanitare Hilfe

Ausbau des humanita-
ren Engagements
Deutschlands und der
internationalen Ge-
meinschaft entspre-
chend ihren internatio-
nalen Verpflichtungen.
Verlasslichkeit der an-
gemessenen finanziel-
len Ausstattung der in-
ternationalen und zivil-
gesellschaftlichen Or-
ganisationen flr hu-
manitare Hilfe.
Mitbedenken und Pla-
nung der sich an-
schlielenden mittel-
und langfristigen,
strukturellen Entwick-
lungszusammenarbeit
bei kurzfristiger huma-
nitarer Hilfe. (80)

Erganzung von zusatz-
lichen Ausgaben flr
die Verteidigungsfa-
higkeit Deutschlands
durch zusatzliche Aus-
gaben fur
Krisenpravention, hu-
manitare Hilfe und
nachhaltige Entwick-
lung (83)

Verlassliche Entwick-
lungsfinanzierung
und humanitare Hilfe
fur Menschen in Not
sowie ein starkeres
finanzielles und per-
sonelles Engagement
im Rahmen der VN,
der EU und der O-
SZE. (82)

Einlésung des huma-
nitaren Versprechens
der internationalen
Gemeinschaft, fla-
chendeckende Hun-
gersnéte und
schlimmste Katastro-
phen rechtzeitig zu
verhindern. (82)

Ausbau der humani-
taren Hilfe und finan-
ziellen Unterstutzung
fur Gefluchtete in der
Tarkei. (103)

Schaffung eines Insti-
tuts flr humanitare
Angelegenheiten um
die humanitare Hilfe
wirksamer zu ma-
chen. (82)

Stabilisierung des
Umfangs deutscher
humanitarer Hilfe in
krisenhaften Zeiten
auf weit Uber eine
Milliarde Euro.
Stabilisierung der Fi-
nanzierung von UN-
Hilfsorganisationen
wie dem World Food
Programme.
Unterstutzung derje-

Keine Einbindung
von humanitarer Hil-
fe und Entwick-
lungszusammenar-
beit in sicherheits-
politische
Konzeptionen. (101)

Humanitare Hilfe muss im neuen Koali-
tionsvertrag verankert sein.

Die neue Regierung muss sich zu ei-
ner prinzipienorientierten Humanitaren
Hilfe bekennen (nach den Prinzipien
der Menschlichkeit, Neutralitat, Unpar-
teilichkeit und Unabhangigkeit). Die
Mittel fUr Humanitare Hilfe missen
nach den Kriterien des humanitaren
Bedarfs und nicht nach politischen In-
teressenslagen eingesetzt werden.

Quelle: Forderungen der VENRO AG
Humanitare Hilfe zur Bundestagswahl
2017 — internes Dokument, verfligbar
bei Caritas International.

Die neue Regierung muss alle Maf3-
nahmen fur die konsequente Umset-
zung des humanitaren Volkerrechts
zum Schutz der betroffenen Personen
und des Zugangs fur humanitare Hilfe
einfordern und sich daflr stark ma-
chen, dass humanitare Helfer beson-
deren Schutz erhalten (ebenda).

Flucht und Migration:

Im Umgang mit Gefluchteten und Mig-
ranten muss der Fokus auf dem unbe-
dingten Schutz der Menschenwurde
der Betroffenen liegen. Die Aufgaben-
stellung muss klar voneinander abge-
grenzt werden: Fllchtlingsschutz als
Aufgabe der Humanitaren Hilfe; Schaf-
fung legaler, sicherer und geordneter
Wege der Migration sowie Abbau
struktureller Ungleichgewichte als Auf-
gabe der Migrationspolitik und EZ. Zu
beiden Themenkomplexen (Flicht-
lingsschutz und legale Migration) mus-
sen internationale Regelwerke erarbei-
tet werden, die nicht nur die schon gul-
tigen Standards wiederholen, sondern
neue effektive Instrumente und Stan-
dards schaffen (z.B. Schutzverantwor-
tung fur Binnenvertriebene und Migran-
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Deutscher
Caritasverband e.V.

Thema Union SPD Buiindnis 90/Die FDP Linke AFD DCV
Griinen
nigen Lander wie ten).
Jordanien, Turkei,
Pakistan, Libanon, Partnerorientierung:

Athiopien oder Kenia,
weltweit die meisten
Fluchtlinge aufneh-
men durch die inter-
nationale Gemein-
schaft. (102)

Die Mittel fir die Humanitare Hilfe
durch lokale Akteure und lokale Institu-
tionen mussen erhoht werden (Forde-
rung lokaler Akteure bzw. partnerorien-
tierter deutscher NRO). Die Mittel sol-
len insbesondere dazu dienen, die Ka-
pazitaten der lokalen Partner in der
Nothilfe und Katastrophenvorsorge zu
starken.

Quellen: Forderungen der VENRO AG
Humanitare Hilfe (s.o0.);

Caritas International Fachkonzept
Nachhaltige Katastrophenhilfe, S.6 ff
Fachkonzept Nachhaltige Katastro-

phenhilfe

Katastrophenvorsorge und ,Vergesse-
ne Krisen®:

Der Fokus in der Humanitaren Hilfe
muss sich weiter von Akuthilfe auf die
Katastrophenvorsorge verschieben.
Dies muss sich sowohl in einer inhaltli-
chen Aufwertung als auch in einer
Steigerung der zur Verfugungen ste-
henden Mittel fur die Katastrophenvor-
sorge niederschlagen. Die Mittel fur
sog. vergessene Krisen mussen gesi-
chert und wenn maoglich erhoht wer-
den.

Es muss ein internationaler Mecha-
nismus fur die schnelle und unburokra-
tische Bereitstellung von Hilfsgeldern
bei Hungersnéten und anderen Kata-
strophen geschaffen werden.

Quellen: Forderungen der VENRO AG
Humanitare Hilfe (s.o0.);

Advocacy und politische Rolle:

Der Themenbereich Humanitare Hilfe
im Ausschuss fur Menschenrechte und
humanitare Hilfe muss gestarkt wer-
den. Ggf. sollte eine Trennung in zwei
Ausschusse gepruft werden.
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Quelle: Forderungen der VENRO AG
Humanitare Hilfe (s.o0.).

Verzahnung Humanitare Hilfe und EZ
Nothilfe und Entwicklungszusammen-
arbeit in langanhaltenden Krisen mus-
sen besser verknupft werden, u.a.
durch eine engere Abstimmung der
zustandigen Ressorts; ebenda; Caritas
International Fachkonzept Nachhaltige
Katastrophenhilfe, S. 21ff.

Entwicklungszu-
sammenarbeit
und globale Ver-
antwortung
Deutschlands/
Menschenrechte/
Religionsfreiheit

Humanitare Ver-
pflichtung Deutsch-
lands mit dem Ziel
der friedlichen,
stabilen und gerech-
ten Ordnung in der
Welt. (64)

Berufung eines
Sonderbeauftragten
der Bundesregie-
rung fur weltweite
Religionsfreiheit
(74)

Anstieg der EZ-
Mittel im Mal3stab
1:1 zur Erhdhung
des Verteidigungs-
haushaltes, bis zur
ODA-Quote von 0,7
Prozent des BIP.
Dieser vernetzte
Ansatz soll zentral
innerhalb der Bun-
desregierung und im
Parlament koordi-
niert werden. (67)

Entwicklungszu-
sammenarbeit als
Fluchtursachenbe-
kampfung.

(7, 67)

Umsetzung des
,Marshall-Plan mit

Bekampfung von
Fluchtursachen mit
aulden-, sicherheits-
und entwicklungspoliti-
schen Initiativen.
Dafur angemessene
Ausstattung und konti-
nuierliche Finanzie-
rung des Fllchtlings-
hilfswerk der Vereinten
Nationen

(UNHCR). (58)

Steigerung des Enga-
gements in der EZ bis
mind. 0,7 % des Brut-
tonationaleinkommens,
ungeachtet der Aus-
gaben fur in Deutsch-
land aufgenommene
Fllchtlinge. (85)

Bessere europaische
EZ durch klare Aufga-
benteilung zwischen
EU und Mitgliedstaa-
ten. (86)

Agenda 2030 zur
Armutsbekampfung
und menschlichen
Entwicklung mit okolo-
gischer Nachhaltigkeit,
Wirtschaftsentwick-
lung, Frieden und in-
ternationaler Zusam-
menarbeit. (84, 85)

Mehr Mittel far Kri-
senpravention sowie
dauerhafte Zurverfu-
gungstellung der in-
ternational verspro-
chenen 0,7 Prozent
unserer Wirtschafts-
leistung fur die globa-
le Entwicklung, ohne
die Kosten fur Flucht-
linge im Inland anzu-
rechnen. (67)

Europaisch abge-
stimmte, effektive und
wirksame EZ, die auf
Qualitat der einge-
setzten Mittel setzt
statt auf deren Quan-
titat, mit besserer Dif-
ferenzierung bei der
Auswahl der Partner-
lander.

Verstarkte Beachtung
der Kriterien Bedarf,
Leistungsfahigkeit,
Entwicklungsbereit-
schaft und Effizienz
der

Malnahmen.

Neue Kooperationen
zur Integration der
deutschen und loka-
len Privatwirtschaft
und Entwicklungs-
partnerschaften mit
neuen Gebern. (60)

Koharentere

Ansatze innerhalb der
Bundesregierung und
der Europaischen
Union, insbesondere
zwischen Wirtschafts-

Aulen-, Handels-
und Entwicklungspoli-
tik sowie in Abstim-
mung mit der europa-
ischen Entwicklungs-

Verdopplung der
Mittel far Zivilen
Friedensdienst bis
2020 (101)

Verankerung von
Zivilklauseln in den
Gesellschafterver-
tragen der Durch-
fuhrungsorganisati-
onen der
deutschen EZ (101)

Neuausrichtung der
EZ: auf die
Interessen und Be-
durfnisse der unter-
stutzten Lander
ausgerichtet und am
Gedanken von
Gerechtigkeit, Soli-
daritat und der
nachhaltigen Ent-
wicklung orientie-
rend, als Instrument
zur globalen Umver-
teilung im Sinne so-
zialer Gerechtigkeit,
nicht zur
Einmischung oder
als ein Druckmittel
zugunsten der wirt-
schaftlichen und si-
cherheitspolitischen
Interessen der Ge-
berlander und inter-
nationaler Konzer-

Entwicklungspolitik
soll deutschen Si-
cherheits- und
Wirtschaftsinteres-
sen Rechnung tra-
gen.

Hilfe primar Hilfe
zur Selbsthilfe.
Gerechterer Einbe-
zug der Entwick-
lungslander in das
internationale
Handelssystem,
durch Erleichterun-
gen

fur Ausfuhren in In-
dustrielander und
einem angemesse-
nen Schutz fur den
Aufbau der eigenen
Wirtschaftsentwick-
lung.

Forderung markt-
wirtschaftlicher
Strukturen in

allen Bereichen.
Weitgehende Betei-
ligung der Privat-
wirtschaft

an Entwicklungspro-
jekten.

Offnung unserer
Markte flr Produkte
aus Entwicklungs-
landern statt Finanz-
transfers. (20)
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Afrika“ zur Befahi-
gung der Empfanger
zu eigenverantwort-
lichem unternehme-
rischen Handeln.
Gemeinsam

mit der Afrikani-
schen Union soll ei-
ne neue
mittelstandische
Kultur der Selbst-
standigkeit entste-
hen. (68)

Nutzung der Chan-
cen der Digitalisie-
rung auch in der EZ.
Vorhersehbare und
deshalb glnstige
Lésungen fur die
Ressourcenvertei-
lung durch Digitale
Vernetzung.

Damit Leistung ei-
nes Beitrags zur
Vermeidung von
Hunger und Epide-
mien.

Transparenz und
damit effektives
Vorgehen gegen die
grassierende Kor-
ruption, ,die Ent-
wicklungslander an
einem gesunden
Wachstum hindert",
durch digitale Lo-
sungen. (55)

Dauerhafte Starkung
der zivilen Krisenpra-
vention, Mediation,
Konflikthachsorge und
Stabilisierung. (80)

Praventive, umfassen-
de Friedens- und Ent-
wicklungspolitik als
strategischer
Schwerpunkt der eu-

ropaischen Politik. (77)

Konsequente Umset-
zung des Nationalen
Aktionsplans ,\Wirt-
schaft und Menschen-
rechte“ und Auswei-
tung der
Unternehmensverant-
wortung. (88)

zusammenarbeit. (60)

ne. (103)

EZ als Hilfestellung
der unterstutzten
Lander, ihre Vorstel-
lungen von einer ei-
genstandigen, sou-
veranen Entwick-
lung umzusetzen
(104)

keine Verknupfung
von EZ oder ande-
ren Fordermitteln
mit Mallnahmen des
Grenzschutzes und
der Migrationskon-
trolle (104)

0,7 Prozent des
Bruttoinlandspro-
duktes fur EZ ohne
Ausgaben fur in
Deutschland aufge-
nommene Fltchtlin-
ge (104)
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1. [bookmark: _Toc490640015][bookmark: _Toc490641813][bookmark: _Toc490641878][bookmark: _Toc490840524]Arbeitslosigkeit/Armut/Alterssicherung



		Thema

		Union

		SPD

		Bündnis 90/Die Grünen

		FDP

		Linke

		AFD

		DCV



		Arbeitsmarkt allgemein

		Ziel Vollbeschäftigung bis 2025 – also übernächste Legislaturperiode (10)

		Sichere Arbeit mit dem Ziel der Vollbeschäftigung (11)



Unbefristete Arbeit – sozial abgesichert – nach Tarif bezahlt (11)

		Ökologische Modernisierung als Jobmotor (43)



Umwandlung Minijobs in sozialversicherungspflichtige Beschäftigung. Umwandlung Steuern und Abgaben sowie Sozialleistungen in einer Form, dass sich Erwerbsarbeit rechnet (130)

		Gedanke des flexiblen Arbeitsmarktes mit fairen Chancen (36)

		Neues Normalarbeitsverhältnis, welches Menschen soziale Sicherheit ermöglicht und Löhne für ein gutes Leben und Lebensstandard im Alter ermöglicht – Armut trotz Arbeit muss gestoppt werden (11)



Unbefristete Arbeitsverträge anstelle von Mini- und Midijobs (12) 

		

		Arbeitsmarktintegration ist der Schlüssel zu Bekämpfung und Prävention von Armut. Eine Stärkung der Chancengleichheit auf dem Arbeitsmarkt kann soziale Mobilität fördern. Auch familiengerechte Arbeitsplätze können Armut vorbeugen. 



Stellungnahme zum 5. Armuts- und Reichtumsbericht, 2016

Entwurf 5-ARB





		Langzeitarbeitslosigkeit/

Arbeitslosigkeit

		Qualifizierung, Vermittlung und Re-Integration von Langzeitarbeitslosen in den Arbeitsmarkt (13)



Möglichkeit für sinnvolle und gesellschaftlich wertige Tätigkeit von Langzeitarbeitslosen ohne Chance auf dem regulären Arbeitsmarkt (13)

		Passgenaue und individuelle Förderung, um durch Teilhabe am Arbeitsleben auch wieder gesellschaftliche Teilhabe zu erhalten – bessere Personalausstattung in den Jobcentern (19)



Arbeit statt Arbeitslosigkeit finanzieren – PAT Gedanke, Begriff wird nicht explizit genannt (19)



Bundesprogramm „Soziale Teilhabe“ als Regelleistung ins SGB II (19)



Sozialer Arbeitsmarkt für Langzeitarbeitslose ohne realistische Chancen auf den ersten Arbeitsmarkt (19)



Ausweitung der ALG I Zeiten – 10 Monate sozialversicherungspflichtige Beschäftigung in den letzten 3 Jahren, dann nicht SGB II, sondern ALG I (19)

		Passgenaue Förderung etwa durch Weiterbildung, Sprachförderung, Sozialberatung, Eingliederungs- und Gründerzuschuss (205)



Mehr Möglichkeiten Konflikte zu lösen (205)



Eingliederungsvereinbarungen nicht durch Verwaltungsakt ersetzen



Verlässlicher sozialer Arbeitsmarkt – Arbeit statt Arbeitslosigkeit finanzieren (205/219)



Gut ausgestattete Jobcenter (219)



		Förderung von Arbeit- statt Arbeitslosigkeit – PAT Gedanke (Begriff wird nicht explizit genannt) für Arbeitsmarktförderung in der sozialversicherungspflichtigen Variante für Langzeitarbeitslose, die mit herkömmlicher Förderung nicht in die Arbeitsmärkte kommen (33)

		Abschaffung des Hartz IV Systems (23)



Öffentlich geförderte Beschäftigung mit zusätzlichen existenzsichernden und tariflich abgesicherten Arbeitsplätzen – mit Mindestlohn von mindestens 1500€ - PAT – freiwillige Angebote (24)



300.000 sozialversicherungspflichtige, tariflich abgesicherte Arbeitsplätze im Bereich der öffentlich geförderten Beschäftigung für Langzeitarbeitslose und Geflüchtete (69)



Längere Zahlung des ALG I (23)

Arbeitsangebote, die qualifizieren und beruflichen Werdegang angemessen berücksichtigen (23)



		AFD diskutiert das Thema zum Teil im Kontext einer „Willkommenskultur für Kinder“: Eltern sollen längere ALG I Zeiten bekommen und ihre Neueinstellung durch Wiedereingliederungshilfen an den Arbeitgeber gefördert werden (38)



Bedarfsgerechte Qualifizierung für Arbeitslose (50)



Bürgerarbeit für Langzeitarbeitslose - gemeinnützige Tätigkeit – ca. 30h - sozialversicherungspflichtig entlohnt – ohne Offenlegung der Vermögensverhältnisse (50)



Ehrliche Arbeitsmarktstatistik, bei der nicht Hundertausende von Arbeitslosen herausgerechnet werden (51) 



Gestaffelte Bezugsdauer des ALG in Abhängigkeit von der Dauer der Vorbeschäftigung (56)



		Teilhabegedanken explizit im SGB II verankern 



Rechtsanspruch auf sozialintegrative SGB II-Leistungen (§ 16a SGB II) für alle Langzeitarbeitslosen



Rechtsanspruch auf SGB III-Instrumente zur beruflichen Integration für Jugendliche bis 27 Jahre



Arbeitsgelegenheiten, die Förderung

von Arbeitsverhältnissen und die Freie Förderung weiterentwickeln, damit Auf- und Ausstiegsmobilität durch sie erreicht werden kann



Passiv-Aktiv-Transfer erproben



Zielsteuerung weiterentwickeln und Finanzierung der Arbeitsmarktförderung auf eine langfristige Integrationsstrategie ausrichten



Bei Bekämpfung und Prävention von Langzeitarbeitslosigkeit müssen Jugendliche und Personen mit Migrationshintergrund besonders in den Blick genommen werden



Einkauf sozialer Dienstleistungen nach Möglichkeit mittels dialogischer Vergabeverfahren 

verstärkte Anwendung des sozialrechtlichen Dreiecks nach § 17 Abs. 2 SGB II 



DCV Vorschläge zur Bekämpfung der Langzeitarbeitslosigkeit, 18.05.15

Vorschläge Bekämpfung Langzeitarbeitslosigkeit 



Problemdruckindikator abschaffen;



Position zum Problemdruckindikator, 29.01.2015

Problemdruckindikator



Präzisierung des Auftrags SGB II und SGB III hinsichtlich migrationsspezifischer Probleme (u.a. Sprache, Nachqualifizierung, Neuorientierung).



DCV Position „Integration von Flüchtlingen in Arbeit und Ausbildung optimieren“, 02.02.2016

Integration Flüchtlinge in Ausbildung und Arbeit



Die Instrumente zur Qualifizierung und Integration in die Erwerbsarbeit sind zu erweitern. Hierfür müssen ausreichende Ressourcen zur Verfügung gestellt werden. Eingliederungsmittel dürfen nicht in Verwaltungshaushalte umgeschichtet werden.

 

SKM-Beschlusspapier vom 24.05.2014 „Der Mensch am Rand ist unsere Mitte - Armut und Ausgrenzung in Deutschland bekämpfen“
SKM_Beschlusspapier



		Jugendarbeitslosigkeit

		Nachqualifizierung junger Menschen ohne Ausbildung (12)



Mehr Abschlüsse durch zusätzliche Beratung, passgenaue Unterstützung sowie Qualifizierung (37)



Finanzielle Mittel für junge Menschen mit langzeitarbeitslosen Eltern für Wege in Ausbildung und Arbeit (13) (gemeint ist hier laut Konrad-Adenauer-Haus die Finanzierung § 16 h und die Familienlotsen CDA Antrag)

		Eigenständige Jugendpolitik (7)



Übergang Schule in Ausbildung mit unterbrechungsfreier Berufseinstiegsbe-gleitung (7)



Flächendeckender Ausbau der Jugendberufsagentur und Verbesserung der Zusammenarbeit aller für die Ausbildung zuständigen Stellen (12)



Garantie auf einen Ausbildungsplatz (12)



Ausbau assistierte Ausbildung (12)



Stärkung Instrumente der ausbildungsbegleitenden Hilfen für Jugendliche mit Lernschwierigkeiten und Problemen im sozialen Umfeld (12)



Teilzeitausbildung (12)



Mindestausbildungsvergütung und Novellierung Berufsbildungsgesetz für bessere Ausbildungsqualität und Ausbildungsstrategie für Arbeitswelt 4.0 (12) 



Ausbau Auszubildendenwohnheime für Verselbständigung von Elternhaus (7)



Gezielte Förderung statt scharfe Sanktionen U 25 (8)



Bei Vergabe auf Tariftreue achten (15)

		Ausbildungsplatzgarantie an Stelle des unüberschaubaren Durcheinanders von Fördermaßnahmen (177)



Berufsausbildungsbeihilfen in realistischer Höhe und einfacher zu beanspruchen (178)



Kinder- und Jugendhilfe darf nicht mit 18 Jahren enden (211)



		Exzellenzinitiative für Stärkung der Aus- und Weiterbildung im dualen Ausbildungsbereich – mehr digitale Bildung (12)



Bessere Verzahnung der Sozialgesetzbücher – wird im Detail allerdings nur für Ältere und Pflegebedürftige ausgeführt (33)

		Selbstbestimmte Jugendpolitik (126)



Verbindliche Ausbildungsangebote nach berufsvorbereitenden Maßnahmen - Ausbildungsvergütung – Reform Berufsbildungsgesetz (55)



Arbeitsagenturen und öffentliche Auftraggeber müssen bei der Vergabe die Qualität von Bildung und eine gute Bezahlung der Lehrkräfte in den Mittelpunkt stellen (56)

		

		Verpflichtung zur Kooperation und Zusammenarbeit der verschiedenen Sozialleistungsträger wirksamer gestalten und entsprechend gesetzlich verankern



Anspruch für junge Menschen auf Leistungen zur beruflichen Integration nach SGB II, SGB III und Jugendsozialarbeit nach § 13 SGB VIII



Kontinuierliches, verlässliches Förderangebot und personales Angebot (Bezugsperson) für Jugendliche mit besonderem Förderbedarf



Stellungnahme des DCV „Berufliche Integration junger Menschen verbessern - Schnittstellen der Sozialgesetzbücher II, III, VIII und XII beseitigen“, 18.07.2015 

berufliche Integration junger Menschen



Verankerung einer Ausbildungsgarantie im SGB III



Vergabepraxis für Arbeitsmarktdienstleistungen für junge Menschen /SGB III verbessern



Steuerung der Jugendberufsagenturen durch die Jugendhilfe



Verstetigung, Ausbau und Weiterentwicklung der assistierten Ausbildung



Zugang zu beruflicher Ausbildung für junge Geflüchtete - statusunabhängig



Streichung der Sondersanktionen für Jugendliche im SGB II



jugendhilfegemäße Unterbringung und Begleitung junger (volljähriger) Geflüchteter im Ausland erworbene Aus- und Bildungsabschlüsse zügig anerkennen

http://www.bagkjs.de/start



Qualität der Ausbildung verbessern



Unterstützende Angebote für Auszubildende aus der EU vor und während der Ausbildung in Deutschland

Ausbildungsbegleitung EU-Migranten



Zugang und Nutzung von Bildung dürfen nicht von finanziellen Möglichkeiten abhängig sein



SKM-Beschlusspapier „Der Mensch am Rand ist unsere Mitte - Armut und Ausgrenzung in Deutschland bekämpfen“, vom 24.05.2014 SKM_Beschlusspapier 





		Arbeitsmarkt Einwanderer/
Flüchtlinge



weitere Details siehe unten Politikbereich Flucht und Migration 

		Fachkräfte-Zuwanderungsgesetz, welches bestehende Regelungen bündelt: Nachweis eines konkreten Arbeitsplatzes und Sicherung Lebensunterhalt (12)



Förderung von Personen mit Bleiberechtsperspektive - Arbeitsmarktintegration gefördert durch Erlernen der deutschen Sprache und Bereitschaft zur beruflichen Bildung (75)

		Einwanderungsgesetz zur besseren Steuerung des Zuzugs von qualifizierten Arbeitskräften - ausreichende fachliche Qualifikation und Job als Voraussetzung - Bündelung bestehender Regelungen (60)



Integrationskurse für alle, sofern nicht klar ist, dass sie nicht in Deutschland bleiben (67)



Verpflichtende und berufsqualifizierende Sprachangebote für anerkannte Flüchtlinge – Bildungs-, Ausbildungs- und Arbeitsangebote, die wahrgenommen werden sollen (59)



Kompetenzfeststellung für alle offen – sozialverträgliche Kosten bei Anerkennungsverfahren, Rechtsanspruch auf Beratung zu Anerkennungsverfahren (67)

		Für ein Einwanderungsgesetz, Aufenthaltsrecht für Fachkräfte, Punktesystem, Spurwechsel Asyl- und Einwanderungsrecht (114)



Integrationsangebote unabhängig von der Bleibeperspektive – Recht auf Integrationskurse (106/7)



Betreuung aus einer Hand durch Ausländerbehörde, Jobcenter, BA und Sozialamt (106)



Schnellere Anerkennung von Bildungs- und Berufsabschlüssen – Abbau bürokratischer Hürden (107)



Aufenthaltsgarantie während der Ausbildung und Abschaffung der Vorrangprüfung (107)



Niedrigschwellige Angebote im Bereich Sprach- und Integrationskurse sowie bei der Arbeitsagentur, insbesondere für Frauen mit ausreichend Kinderbetreuung (107/113)



Frühzeitige Bildungsangebote und passende Sprachförderung (181)



Ausbildung darf nicht an der Bleiberechtperspektive scheitern – rechtssicherer Aufenthaltstitel während der Ausbildung (181) 

		Ein Einwanderungsgesetzbuch (34) – Einwanderung von Qualifizierten mit Punktesystem – Rechtskreiswechsel für Flüchtlinge



Konzentration auf Flüchtlinge mit Bleibeperspektive (34)



Bessere Anerkennung ausländischer Abschlüsse bundeseinheitlich - Rechtsanspruch auf Beratung (35)



		Zusätzliche Sprach- und Alphabetisierungskurse für geflüchtete Erwachsene neben den Kursen der BA (54)



Frühzeitiger Zugang zu Integrations- und Sprachkursen unabhängig vom Aufenthaltsstatus (69)



Schnelle und faire Integration in den Arbeitsmarkt ohne Mindestlohnausnahmen (69)



Ablehnung von Quoten, Kontingenten und Punktesystemen (69)



300.000 sozialversicherungspflichtige, tariflich abgesicherte Arbeitsplätze im Bereich der öffentlich geförderten Beschäftigung für Langzeitarbeitslose und Geflüchtete (69)



Arbeitsverbote aufheben und Vorrangprüfung abschaffen - Sicherung Aufenthalt während der Ausbildung – Vereinfachung der Anerkennung ausländischer Bildungs- und Berufsabschlüsse (124)

		AFD geht von „massenhaftem Missbrauch des Asylgrundrechts“ und „ungebremster Massenmigration nach Deutschland“ aus (29). Vor diesem Hintergrund wird 
a) im Falle des dauerhaften Bleiberechts eine „Bringschuld zur Anpassung an die Leitkultur“ gesehen und

b) die Absenkung der schulischen und beruflichen Anforderungen abgelehnt (31)



		Einwanderungsgesetz: Es kommt nicht auf die Benennung des Gesetzes an, sondern auf die konkreten Regelungen. 

Ein Punktesystem kann eine Chance sein.

Arbeitskräftezuwanderung darf nicht auf Fachkräfte reduziert werden. Wenn ein Arbeitsplatz nachgewiesen ist, müssen auch Unqualifizierte zuwandern dürfen.

Die Regeln zur Arbeitsmigration müssen einfacher und transparenter werden.

Anerkennungsverfahren: bundesweite Vereinheitlichung und Vereinfachung, Ausbau von Maßnahmen zu Anpassungsqualifizierung und Ausweitung von Nachqualifizierung. Qualifikationsanalysen stärker nutzen, wenn keine formalen Nachweise vorliegen; Stellungnahme Integration von Flüchtlingen in Ausbildung und Arbeit optimieren



Diskussionspapier zum Einwanderungsgesetz 11/2016

Änderungsbedarf Einwanderungsrecht



Asylsuchende und Geduldete:

Die Integrationskurse sollen für alle Asylsuchende geöffnet werden.

Zugang zu Arbeitsmarktförderung für Asylsuchende, unabhängig vom Herkunftsland, nach einer Frist von 6 Monaten Aufenthalt in Deutschland



Stellungnahme „Regierungsentwurf für ein Integrationsgesetz“, 2016

Flüchtlingsintegrationsgesetz 



Position/Eckpunkte für ein Integrationsgesetz, 2016

Eckpunkte Integrationsgesetz



„Spurwechsel“ von Asylsuchenden zu einer Aufenthaltserlaubnis zum Zweck der Arbeit in der Regel zulassen.

Vorrangprüfung bundesweit abschaffen.

Ausbildungs- und arbeitsmarktbezogene Förderung von Anfang an.



Diskussionspapier zum Einwanderungsgesetz, 11/2016

Änderungsbedarf Einwanderungsgesetz





Ausbildungsduldung: statt Duldung Aufenthaltstitel 



Stellungnahme des DCV zum Regierungsentwurf für ein

Integrationsgesetz, 2016

Regierungsentwurf Integrationsgesetz



		Arbeitsmarktförderung Alleinerziehende/ junge Mütter

		Rechtsanspruch auf Teilzeit und regelmäßige Beratung über Möglichkeiten zur beruflichen Wiedereingliederung (27)

		Angebote für Alleinerziehende – Umgangsmehrbedarf für Frauen im SGB II (19)



		Unterstützung von Alleinerziehenden deutlich verbessern (172)

		

		Stärkung von Alleinerziehenden – Handlungsbedarf bei Zugang zu Arbeit, Teilhabe am öffentlichen Leben und Chancengerechtigkeit (27)



Unterhaltsvorschuss und Kindergeld nicht auf das SGB II anrechnen (27)

		„Allein erziehen ist kein Idealfall“

Besonderes Armutsrisiko Alleinerziehender – gegen eine bedingungslose Förderung von Alleinerziehenden (37)

		Die bedarfsgerechte Unterstützung von Alleinerziehenden/Familienernährerinnen und von Patchworkfamilien mit besonderen Bedarfen ist eine politische Querschnittsaufgabe.



(Alleinerziehenden) jungen Müttern ermöglichen, Qualifikationen aufzufrischen, fehlende Schul- und Berufsabschlüsse nachzuholen, durch betriebliche Trainingsmaßnahmen wieder in die Arbeitswelt einzusteigen; Maßnahmen so gestalten, dass sie mit der familiären Situation in Einklang zu bringen sind; bei Arbeitgebern für Teilzeitausbildungen werben; dem SGB II vorgelagerte Sozialleistungen (Wohngeld, Kinderzuschlag) weiterentwickeln.



Stellungnahme des DCV „Souveränität von Familien mit geringem Einkommen stärken“, 2014
Familien mit geringem Einkommen stärken



IN VIA:

Junge Mütter schon während der Elternzeit fördern und beraten;

Teilzeitausbildung initiieren;

Rechtsanspruch auf Leistungen der sozialen Integration (§16a SGB II)



Positionierung „IN VIA fordert bessere Ausbildungschancen für junge Alleinerziehende“ 

Ausbildungschancen junge Alleinerziehende





		Mindestlohn

		Hat sich als Instrument bewährt, aber Abbau von Bürokratie (13) 

		Ausnahmen beim Mindestlohn für Langzeitarbeitslose abschaffen (15)









Ausnahmeregelungen für Jugendliche evaluieren (15)

		Mindestlohn zum Schutz vor Lohndumping – soll Leben in Würde ermöglichen – Stimmrecht für Wissenschaft in Kommission - branchenspezifische Lohnuntergrenzen oberhalb des Mindestlohns (217)

		Mindestlohnausnahmen für Flüchtlinge – ähnlich Langzeitarbeitslose (36)



Vereinfachung Dokumentationspflicht beim Mindestlohn (82)

		Erhöhung Mindestlohn auf 12 Euro – jährliche Anpassung - Streichung aller Ausnahmetatbestände (7/8)

		Befürwortung des Mindestlohnes, der die Existenz jenseits der Armutsgrenze möglich macht (50)

		Die in der Mindestlohnkommission vertretenen Wissenschaftler/innen sollten Stimmrecht erhalten.



Evaluierung der Folgen des Mindestlohns (und seiner Ausnahmen) für Langzeitarbeitslose und Jugendliche Ausnahme vom Mindestlohn für Jugendliche unter 21 Jahren Anpassung der Regelungen zur Ausnahme von Langzeitarbeitslosen an die Situation der jeweils Betroffenen.



Stellungnahme zum Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Tarifautonomie, 6/2014

Tarifautonomie



		Digitalisierung/ Arbeit 4.0

		Wirtschaft 4.0 auch für Dienstleistungen und Verwaltung (52) – neue Arbeitszeitmodelle für bessere Vereinbarkeit Familie-Beruf (52)

		Wahlarbeitszeitgesetz für flexiblere Arbeitszeiten und –orte gemeinsam mit den Sozialpartnern erarbeiten (16)



		Recht auf Homeoffice unter Berücksichtigung der betrieblichen Möglichkeiten (227) 



Absicherung Solo-Selbständige und Kreative und faire Entlohnung (227)

		Arbeitszeitgesetz flexibilisieren - Homearbeit entbürokratisieren – Langzeitkonten für Arbeitszeit (43/44)

		Statt digitalem Proletariat Absicherung aller (14)



Rechtsanspruch auf mobiles Arbeiten, aber auch Schutz vor Überlastung (15/16)

		

		Chancen der Digitalisierung auch für soziale Infrastruktur/Wohlfahrtsverbände fordern



BAGFW-Papier „Digitale Transformation“, August 2017

nicht veröffentlicht



Verbesserungen bei der Weiterbildung von gering qualifizierten Arbeitnehmer/-innen und Arbeitslosen erreichen, z.B. durch modulare Bildungsangebote, die den Interessierten die Möglichkeit eröffnen, eine Ausbildung nach Bedarf zu unterbrechen oder zu verlängern



Benachteiligten Kindern, Jugendlichen und Familien muss eine gesellschaftliche Teilhabe in der digitalen Welt möglich sein. Hierzu bedarf es entsprechender Konzepte und Rahmenbedingungen in der Kinder-/ Jugend- und Familienhilfe.



Pressemeldung zum 15. Kinder- und Jugendbericht, 01.02.2017 

Benachteiligte Jugendliche



		Digitalisierung/ (Weiter-)Bildung

		Nationale Weiterbildungsstrategie gemeinsam erarbeitet mit Arbeitgebern, Gewerkschaften und den zuständigen Stellen (16)

		Weiterbildungsoffensive - Nationale Weiterbildungskonferenz zur Abstimmung von Weiterbildungsinstrumenten (17)



Stärkung berufliche Weiterbildung und auch Zugänge nonformalen Lernens (17)



Weiterentwicklung Arbeitslosenversicherung zur Arbeitsversicherung
a) Qualifizierungsmaßnahmen für Arbeitslose nach 3 Monaten
b) gezielte Weiterbildungsberatung auch mit der Möglichkeit Umschulung/Nachholen Berufsabschluss
c) ALG Q
d) Startguthaben und Beratung für Beschäftigte (17)



Berufsbegleitende Weiterbildung durch digitale Bildungsangebote (12/13)



Weiterbildungsangebote auch für Langzeitarbeitslose, die aufgrund des Partnereinkommens keinen SGB II - Anspruch haben (19/20)

		Weiterbildung für alle unabhängig von Alter, Geschlecht und Herkunft als Teil der Allgemeinbildung (180/228)



BildungsZeitPlus als Mix aus Zuschuss und Darlehen für Weiterbildung, Nachholen von Schul- und Berufsabschlüssen (180/218)



Weiterbildungsangebote für Menschen mit Behinderung, Jugendliche ohne Ausbildung, Geringqualifizierte, Langzeitarbeitslose und ältere Beschäftigte - Arbeitslosenversicherung zur Arbeitsversicherung weiterentwickeln (180)

		Bessere Bildung durch Digitalisierung – individuelles Lernen, innovative Lernmethoden (3)



Lebenslanges Lernen mit Online-Tools (7)



Alle Bürger bei digitalem Wandel durch Weiterbildung und Qualifizierung mitnehmen – durch Arbeitsmarktpolitik Weiterbildung unterstützen - Bildungssparen – staatliche Zuschüsse für jeden zurückgelegten Euro (30)



Keine Verlängerung des ALG I - Weiterbildung heute mit Arbeitslosengeld ausreichend möglich (31)



Abschlussorientierte Umschulungen (31)

		Umfassendes Recht auf Weiterbildung – Recht auf Arbeitszeitreduzierung – Lohnausgleich von mindestens 70% - für Geringverdiener vollständiger Lohnausgleich durch staatliche Zuschüsse (15)



Idee eines Weiterbildungsfonds, in den alle Unternehmer einzahlen müssen (15)

		

		Die Qualifizierung von (haupt- und ehrenamtlichen) Mitarbeitenden wird durch die digitale Transformation in vieler Hinsicht tangiert. Weiterbildung und Fortbildung/digitaler Kompetenzerwerb kann und muss sich in den sozialen Berufen praxisbegleitend in Kooperation mit Hochschulen gestalten.



BAGFW-Papier „Digitale Transformation“, August 2017

nicht veröffentlicht



		Armut allgemein

		

		

		Netz sozialer Sicherheit so gestalten, dass es vor Armut schützt (9)

		

		Gesellschaft, in der alle frei von Armut und Angst vor sozialem Absturz sind (4)

		

		Daten zur Armut, u.a. im 5. Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesregierung, belegen, dass dringender politischer Handlungsbedarf besteht. Dabei geht es sowohl um Armutsbekämpfung als auch um Armutsprävention. Menschen, die Hilfe und Unterstützung brauchen, müssen frühzeitig erreicht werden. 



Stellungnahme zum Entwurf des 5. Armuts- und Reichtumsberichts der Bundesregierung, 30.12.2016

Entwurf 5-ARB





		Sanktionen

		

		Streichung Sondersanktionen U 25 (20)



Abschaffung Sanktionen im KdU Bereich (20)

		Abschaffung Sanktionen – insbesondere Sonderregelung U 25 und KdU Regelung (205)

		

		Abschaffung Sanktionen und Sperrzeiten (23) 



Existenzminimum darf nicht gekürzt werden (24)

		

		Sanktionen sind in ihrer Ausgestaltung teilweise unverhältnismäßig. Die Sanktionen nach § 31a SGB II sollen vereinheitlicht werden. Die schärferen Sonderregelungen für unter-25-Jährige müssen abgeschafft werden und die Kosten der Unterkunft und Heizung dürfen nicht sanktioniert werden.



Stellungnahme „Sind die Sanktionen im SGB II mit dem Grundgesetz vereinbar?“, 2017

Sanktionen SGB II



so auch SKM-Beschlusspapier vom 24.05.2014 „Der Mensch am Rand ist unsere Mitte - Armut und Ausgrenzung in Deutschland bekämpfen“
SKM_Beschlusspapier





		Regelsatz

		

		

		Regelsatz so erhöhen, dass ein menschenwürdiges Leben möglich ist - Sachgerechte Kinderregelsätze – Stromkosten über gesonderte Pauschale – Übernahme angemessene KdU Waschmaschinenanschaffung muss möglich sein (204/5)

		

		Einführung einer bedarfsdeckenden und sanktionsfreien Mindestsicherung von 1050 Euro ohne Sanktionen und Kürzungsmöglichkeiten (8)



Jährliche Anpassung der Höhe der Mindestsicherung anhand eines Warenkorbs zu prüfen (24)



Abschaffung Bedarfsgemeinschaft - individuelle Ansprüche = Individualprinzip (24)



Sonderbedarfe, z.B. für chronisch Kranke (25)



Sozialticket für den ÖPNV (24/91)



Computer und Internetzugang als Teil des Existenzminimums (131)

		

		Größe der Referenzgruppe: Bedarf von Erwachsenen anhand der alten Referenzgruppe berechnen (untere 20 Prozent); verdeckt Arme u.a. herausnehmen



Flexibilitätsreserve im Regelbedarf einführen



Weiße Ware als einmalige Leistung 



Stromanteil realitätsgerecht berechnen



Besonderheiten beim Bedarf von Kindern und Jugendlichen beachten (Bildung und Teilhabe, Mobilität); 



Position zur Bemessung der Regelbedarfe, 22.11.2016

Ermittlung Regelbedarfebemessung



		Bürgergeld/
bedingungsloses Grundeinkommen/
Mindestsicherung

		

		

		Diskussionsprozess zum bedingungslosen Grundeinkommen, Kindergrundsicherung und Garantierente (198)



Modellprojekt Grundeinkommen (198)

		Liberales Bürgergeld – kein bedingungsloses Grundeinkommen - Anhebung Zuverdienstregelung – Mini- und Midi-Job-Regeln anpassen (32)

		Einführung einer bedarfsdeckenden und sanktionsfreien Mindestsicherung von 1050 Euro ohne Sanktionen und Kürzungsmöglichkeiten für Erwerbslose, aufstockend Erwerbstätige und Erwerbsunfähige ohne hinreichendes Einkommen oder Vermögen (8/24)



Enquete-Kommission 

Grundeinkommen (25)

		

		Der Deutsche Caritasverband sieht derzeit keinen gangbaren Weg für eine alternative Basissicherung wie zum Beispiel ein bedingungsloses Grundeinkommen. Er plädiert für Verbesserungen des bestehenden Systems einer bedarfsabhängigen Mindestsicherung. Arbeit ist ein erstes Mittel, um Armut vorzubeugen.



Kriterien zur Bewertung eines bedingungslosen Grundeinkommens wurden von der Kommission „Sozialpolitik und Gesellschaft aufgestellt und von der DV 

verabschiedet. (neue caritas 6/2008)

online nicht verfügbar



		Schonvermögen SGB II/XII

		

		Verdopplung Schonvermögen im SGB II (20)

		

		

		

		

		



		Steuerpolitik Erwerbseinkommen

(familienpolitische Maßnahmen sind hier nicht im Detail ausgeführt)

		Verringerung „Mittelstandsbauch“ (34) - Entlastung arbeitende Mitte (33)



Schrittweise Abschaffung Soli bis 2020 (34)



Schrittweise Anhebung Kinderfreibeträge auf das Niveau Erwachsenenfreibetrag und Erhöhung Kindergeld - ebenfalls in zwei Legislaturperioden (34)



Kinderbaugeld in Höhe von 1200 Euro/Jahr über 10 Jahre (39)



Spitzensteuersatz erst ab 60.000 Euro



		Entlastung mittlerer und unterer Einkommen:
a) Gebührenfreiheit KITA
b) Weiterentwicklung Ehegattensplitting zu Familientarif mit Kinderbonus
c) Erweitertes Kindergeld (= Weiterentwicklung Kindergeld/Kinderzuschlag)
d) Paritätische KV-Finanzierung
e) Beitragsentlastungen bei den Sozialversicherungen für Verdienste zwischen 451 und 1300 Euro
f) Abschaffung Soli für untere Einkommen

g) Erhöhung Grundfreibetrag 

h) Erhöhung Spitzensteuersatz von 42 auf 45 % ab 76.200 zu versteuerndem Einkommen (38ff.)
i) sozial gestaffeltes Familienbaugeld (44) 

		Geringverdiener von Sozialabgaben entlasten (193)



Minijobs in sozialversicherungspflichtige Jobs umwandeln – Erwerbsarbeit muss sich rechnen, deshalb müssen hier die Abgaben und Steuern entsprechend angepasst werden (193)



Kleinere und mittlere Einkommen durch Erhöhung des Grundfreibetrags entlasten und zu Gegenfinanzierung Spitzensteuersatz oberhalb 100.000 Euro erhöhen (194/212)

		Abflachung Mittelstandsbauch –Kinderfreibeträge und Betreuungskosten voll absetzbar - steuerliche Berücksichtigung von Leistungen im Haushalt (67)



Belastungsgrenze für direkte Steuern und Sozialabgaben im Grundgesetz festschreiben (68)



Solidaritätszuschlag abschaffen (68)



Freibeträge für Grunderwerbssteuer bis zu 500.000 Euro (69)

		Menschen mit niedrigem und mittleren Einkommen sollen besser gestellt werden – monatlicher Grundfreibetrag 1050 Euro – Anhebung Spitzensteuersatz auf 53 % ab 70.000 Euro – Reichensteuer 60% bei Jahreseinkommen oberhalb 260.000 Euro und 75% bei über 1. Mio. Euro (8)





		Einfaches, transparentes und gerechtes Steuersystem - Steuerstufen anstelle progressiver Anstieg - Grundfreibetrag auf pfändungsfreies Einkommen zur Entlastung von Gering- und Durchschnittsverdienern (49)

		Angesichts der in der Vergangenheit gestiegenen Ungleichheit der Einkommensverteilung ist eine (moderate) Anhebung der Einkommenssteuer-sätze für hohe Einkommen in Verbindung mit einer höheren Einkommensgrenze beim Erreichen des Spitzensteuersatzes

angemessen. Diese könnte auch die untere Mitte entlasten. Auch Familien sollten nicht stärker belastet werden. 

Die Caritas schlägt darüber hinaus die Abschaffung der Abgeltungsteuer und eine wirksame Besteuerung von Erbschaften vor. Zudem müssen durch internationale Zusammenarbeit die Möglichkeiten zur Steuerhinterziehung einschließlich der Steuerhinterziehung international tätiger Unternehmen eingeschränkt werden. 



Stellungnahme des DCV zur Anhörung zum 5. Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesregierung, 27.06.17

Anhörung 5-ARB





		Kinderarmut

		Bekämpfung von Kinderarmut durch bestmögliche Erziehung, Bildung und Betreuung, Zeit für Kinder und Förderung von Wohneigentum (25) 
–> Details siehe Familienpolitik

		Kinderarmut beseitigen durch Verbesserung der finanziellen Situation, Arbeitsmarktpolitik und Infrastrukturförderung
a) Zusammenführung Kindergeld und Kinderzuschlag
b) Gebührenfreie Kita und Bildung
c) Konzept einer Existenzsicherung für Kinder mit unterschiedlichen Instrumenten, die im Programm nicht konkret benannt werden
d) Teilhabechancen im SGB VIII stärken (6)

-> Details siehe Familienpolitik

		Kinderarmut bekämpfen – Recht auf gutes Leben und Recht auf Selbstbestimmung und Teilhabe verwirklichen – gerechtes und durchlässiges Bildungssystem (172)



Reformpaket zur Bekämpfung von Kinderarmut - Familien finanziell entlasten - Infrastruktur stärken in Kita, Stadtbücherei, Jugendzentren, bezahlbares Wohnen (172/175/212/213)



Abschaffung Bildungs- und Teilhabepaket – anstelle dessen kostenfreier Zugang zu Leistungsangeboten finanziert durch den Bund (213)



Einkommensabhängiger KindergeldBonus, der das sächliche Existenzminimum unbürokratisch und ohne Antrag garantiert (212) 





Grünes Familienbudget in Höhe von 12 Mrd. Euro zur Bekämpfung von Kinderarmut - echte Existenzsicherung für Kinder - Zusammenführung von Kinderfreibetrag, Kindergeld, Kinderzuschlag und Kinderregelsatz (213/215)

		Kinderarmut bekämpfen – Kindergeld 2.0 mit eigenständigem Anspruch des Kindes, einkommensunabhängigem Grundbetrag, einkommensabhängigem Kinder-Bürgergeld und Gutscheinen für Leistungen für Bildung und Teilhabe (50) 

		Kindergrundsicherung, die alle Kinder vor Armut und Ausgrenzung schützt (8)



Kinderarmut ist Elternarmut - Mindestsicherung – Aktionsplan gegen Kinderarmut – bessere Infrastruktur auch bei Kultur- und Bildungseinrichtungen sowie ÖPNV und kostenfreie Mahlzeiten – eigenständige Kindergrundsicherung als langfristiges Ziel in Höhe von 573 Euro

–> Details siehe Familienpolitik

		Kinderarmut durch nachhaltige steuerliche Entlastungen von Familien mittels Familiensplitting bekämpfen (54)



Förderung des Erwerbs von Wohneigentum durch Familien durch zinsloses Darlehen, Zuschüsse und Erlass bei der Grunderwerbssteuer (54)

		Bildungschancen von Kindern aus benachteiligten Familien müssen erhöht werden.

Die finanzielle Situation von einkommensschwachen Familien muss verbessert werden: Weiterentwicklung des Kinderzuschlags. 



„Souveränität von Familien mit geringem Einkommen stärken“, Position des Deutschen Caritasverbandes zu einer einkommensabhängigen Kindergrundsicherung, 17.11.2014

Kindergrundsicherung



Valide Berechnung der Regelbedarfe für Kinder und ihre Eltern; Änderungen beim Bildungs- und Teilhabepaket und den Eigenanteilen. 



Stellungnahme zum Entwurf eines Gesetzes zur Ermittlung von Regelbedarfen sowie zur Änderung des SGB II und SGB XII, 22.11.2016

Ermittlung Regelbedarfe







		Bildungsarmut

(Kita/Ganztags-schulen siehe Bildungs- und Familienpolitik)

		Bildung und Ausbildung unabhängig von Herkunft, Einkommen, Bildungsstand der Eltern (35)

		Gleiche Chancen durch Bildungspolitik – Bildung unabhängig vom Geldbeutel der Eltern - Gebührenfreiheit (5)



Ausbau der Schulsozialarbeit gemeinsam mit den Ländern (8)

		Zu oft bestimmt Herkunft über Bildungserfolge (174)



Bundesprogramm Schule in benachteiligten Stadtquartieren oder Regionen mit mehr pädagogischem Personal und mehr Mitteln (177)

		Bildung als Schlüsselthema – Bildung für alle – Bildungsnation (3)



Bildung für Chancengerechtigkeit - Elternhaus darf nicht ausschlaggebend sein (8)

		Bildung zu stark von sozialer Herkunft geprägt (51)



Schulsozialarbeit als fester Bestandteil von schulischer Arbeit (54)

		

		Chancengerechte Ausgestaltung des Bildungssystems, so dass jedes Kind seine Potentiale verwirklichen kann. Dabei soll das Bildungssystem die Heterogenität und individuellen Bedarfe der Kinder und Jugendlichen aufgreifen.

Eine gerechte Verteilung von Bildungschancen beinhaltet: 



1. Den quantitativen und qualitativen Ausbau der vorschulischen Kinderbetreuung in allen Altersstufen (Zugangsgerechtigkeit schaffen). 



2. Die Stärkung schulischer + beruflicher Integration für alle Jugendliche, vor allem mit Migrationshintergrund oder ausländischem Pass. Zentral sind hier Sprachförderangebote und Anerkennung ausländischer Bildungsabschlüsse.


„Gesellschaftlichen Zusammenhalt stärken. Sozialpolitische Themen des DCV zur Bundestagswahl 2017“, S. 6-7

Gesellschaftlichen Zusammenhalt stärken



Verlässliche Angebote der Jugendberufshilfe 



Rechtsanspruch junger Menschen auf Leistungen der Jugendsozialarbeit § 13 SGB VIII und SGB III Ausbildungsförderung



flächendeckende Angebote im Rahmen der Schulsozialarbeit in allen Schulformen in Trägerschaft der Kinder- und Jugendhilfe

Schule und Ausbildung





Schule muss mit den außerschulischen Unterstützungssystemen und Einrichtungen im Wohnumfeld der Kinder und Jugendlichen kooperieren. Die Rahmenbedingungen und finanzielle Ausstattung für diese Kooperationen sind zu verbessern.

„Für ein chancengerechtes und inklusives Bildungssystem – Bildungspolitische Position des Deutschen Caritasverbandes“, 28.11.2011

Chancengerechtes Bildungssystem



DCV- Studie zu Bildungschancen: Was wirklich zählt, 2012

 Bildungschancen



Für neu zugewanderte Migrant(inn)en ist unabhängig von ihrem Aufenthaltsstatus umgehend der Zugang zum Bildungssystem sicher zu stellen. Bei entsprechendem Bedarf müssen Angebote der Sprachbildung und Deutschförderung zur Verfügung stehen. 

Das Bildungs- und Teilhabepaket muss bedarfsgerecht weiterentwickelt und bürokratische Hürden abgebaut werden, u.a. durch einen bundesweiten Globalantrag. Der Schulbedarf sollte für Bezieher(innen) von Kinderzuschlag und Wohngeld ebenfalls antragsfrei gewährt werden. Die Eigenanteile bei Schülerbeförderung und Mittagessen sind zu streichen. Die Kosten für das Schulstarterprogramm sind zu niedrig angesetzt. Der für diese Leistungen vorgesehene Betrag von derzeit 10 Euro pro Monat ist zu erhöhen. Die Lernförderung ist auszuweiten. 



Stellungnahme zum Entwurf des 5. Armuts- und Reichtumsberichts der Bundesregierung, 30.1.2016

Entwurf 5-ARB





		Zukunft der Alterssicherung/

Beratungsprozesse

		Rentenkommission, die bis Ende 2019 Vorschläge erarbeiten soll (44)



		Dialog für einen neuen Generationenvertrag (33)

		

		

		

		

		Beteiligung der Freien Wohlfahrtspflege in einer Rentenkommission ist unabweisbar, um jenseits der Sozialpartnerlogik spezifische Altersarmutsrisiken einzubringen.



		Alterssicherung/ Weiterentwicklung der Säulen

		

		Betriebliche und private Vorsorge sollte weiterhin attraktiver gemacht werden - Standardprodukt für Riesterrente (35)

		Basisprodukt für die private Altersvorsorge als Alternative zu Dschungel der Altersvorsorgeprodukte (161/2)



Stärkung private und betriebliche Vorsorge – alle Arbeitgeber sollen Betriebsrente anbieten (199)

		Reform der betrieblichen Altersvorsorge - Reform steuer- und handelsrechtlicher Bewertung der Pensionsrückstellungen (29)



Hohe Bedeutung der privaten Altersvorsorge - Aufsichtsrecht anpassen, damit verstärkt in Aktien, Infrastrukturprojekte und Unternehmensbeteiligungen investiert werden kann (29/30)

		Riester-Rente in gesetzliche Rentenversicherung überführen (21)



		Stärkung der gesetzlichen Rente sowie der betrieblichen und privaten Vorsorge - Steuerfreistellungen – andere Zinspolitik der EZB – Ausstieg aus der Eurozone (55)

		



		Alterssicherung/ Rentenniveau

		

		doppelte Haltelinie mit Rentenniveau auf 48 % und Beitragssatz auf 22 % (33)

		

		

		Rentenniveau auf 53 Prozent anheben

Rente nach Mindestentgeltpunkten wieder einführen (21)

		

		



		Alterssicherung/ Renteneintrittsalter/
Regelaltersgrenze

		

		

		

		

		Rente mit 65 – nach 40 Beitragsjahren ab 60 (22)

		

		höhere Erwerbsbeteiligung und höheres Renteneintrittsalter als zwingende Voraussetzung dafür, dass das umlagefinanzierte Rentensystem leistungsfähig bleibt



Stellungnahme RV-Leistungsverbesserungsgesetz vom 17.1.2014 und PM vom 20.1.2014

Leistungsverbesserung Rentenversicherung





		Alterssicherung/

Generationengerechtigkeit

		

		

		

		

		

		

		Generativen Beitrag von Familien in der gesetzlichen Rentenversicherung besser berücksichtigen.



Sozialpolitische Themen des DCV zur Bundestagswahl 2017 



		Alterssicherung/ Finanzierungsreform

		

		Reformprogramm, welches auch bessere Erwerbsbeteiligung, Einwanderungspolitik, Verbreiterung der Versichertenbasis und Digitalisierung im Blick hat (33)



		

		

		Beitragsbemessungsgrenze anheben (21)



Beiträge für Langzeitarbeitslose in Rentenversicherung (21)



		Finanzmittel für die bisherige Migrationspolitik sollen in die Stabilisierung der Alterssicherung umgelenkt werden (55)



Versicherungsfremde Leistungen ausgliedern oder durch staatliche Transfers finanzieren (55)

		



		Alterssicherung/ Anrechnung Ehrenamt

		

		

		Anrechnung der Aufwandentschädigung von Ehrenamt in der Rente (200)

		

		

		

		



		Alterssicherung/ Administration

		

		

		

		Persönliche Vorsorgekonten - Digitalisierung gibt die Möglichkeit via Bürgerportal alle Ansprüche auch aus privater und Betrieblicher Vorsorge zu berechnen (28-29) – die Höhe der gesetzlichen Rente soll anhand der durchschnittlichen Lebenserwartung der jeweiligen Generation berechnet werden (jahrgangsindividuell) (27)

		

		

		



		Alterssicherung/ Hinzuverdienst/ Teilrente

		

		

		Attraktive Teilrente ab 60 – Vereinfachung Hinzuverdienst (199)

		

		

		Entgeltliche Beschäftigung in der Rente ohne Einschränkungen bei den Rentenbezügen (55)

		



		Altersarmut/
Erwerbsminderung

		Weitere Verbesserungen bei der Erwerbsminderungsrente (43)



		Verbesserungen Erwerbsminderungsrente (35)



		Abschaffung Abschläge bei Erwerbsminderungsrente (199)



		Änderung Erwerbsminderungsrente- Schicksalsschlag darf nicht dazu führen, dass man zum Sozialfall wird (28)



		Zugänge zur Erwerbsminderung erleichtern – Abschläge streichen - Zurechnungszeiten auf einen Schritt anheben (22)



		

		Erwerbsminderungsrente verbessern: Senkung bzw. Abschaffung der Abschläge; stufenweise Anhebung der Zurechnungszeiten schneller durchführen und eine Altfallregelung prüfen. 



Stellungnahme zur Reform der Erwerbsminderungsrente, 20.01.2017

Erwerbsminderungsrente



		Altersarmut/
Pflege- und
Familienzeiten

		

		

		

		

		Zeiten der Erwerbslosigkeit, Kindererziehung und Pflege besser absichern, damit Altersarmut vermieden wird (21)



Dritter Entgeltpunkt Mütterrente (21)



Bekämpfung Altersarmut bei Frauen durch volle Anrechnung von Kindererziehungszeiten und Pflegezeiten bei der Rentenversicherung (73)

		Erziehungszeiten müssen eine dieser Leistung angemessenen Rentenerhöhung der Eltern zur Folge haben (54)



		Leistungen, die durch die Pflege naher Angehöriger erbracht werden, sind in der gesetzlichen Rentenversicherung besser abzubilden. Insbesondere sind auch die Angehörigen von pflegebedürftigen Menschen im Pflegegrad 1 in die soziale Sicherung von Pflegepersonen einzubeziehen. 



Bei der Zahlung von Rentenversicherungsbeiträgen aus der sozialen Pflegeversicherung wird der Leistungsanspruch danach differenziert, ob nur Pflegegeld bezogen wird oder auch Kombinationspflege oder Pflegesachleistung im vollem Umfang. Die Staffelung des Prozentsatzes der Bezugsgröße ist zu streichen.



Stellungnahme der BAGFW zum PSG II

§ 44 Leistungen zur sozialen Sicherung der Pflegepersonen.



		Altersarmut/ Mindestsicherung

		

		Solidarrente 10% über Grundsicherung für langjährig Versicherte (35 Beitragsjahre) (34)



		Grüne Garantierente – steuerfinanziert und oberhalb der Grundsicherung für Menschen, die lange gearbeitet haben, Kinder erzogen, Angehörige gepflegt haben = Mindestsicherung in der Rente – ohne Bedürftigkeitsprüfung - keine Anrechnung von privater und betrieblicher Vorsorge - versicherungsfremde Leistungen aus Steuern bezahlen (198/206)

		

		Solidarische Mindestrente von 1050 Euro einkommens- und vermögensgeprüft– steuerfinanziert (20/21/22) 



		Angemessener Aufschlag auf die Grundsicherung für Personen, die gearbeitet haben, aber durch niedrige Entlohnung oder gebrochene Erwerbsbiographien geringe Renten haben (56)

		



		Altersarmut/ Zwangsverrentung

		

		

		

		

		

		

		Zwangsverrentung abschaffen - Anreize zur Alterssicherung für Geringverdiener schaffen



Sozialpolitische Themen des DCV zur Bundestagswahl 2017 



		Neue Alterssicherungsrisiken

		

		Selbständige ohne Sicherung in die gesetzliche Rentenversicherung (36)

		Nicht anderweitig abgesicherte Selbständige in gesetzliche Rentenversicherung – ebenso Minijobber, Abgeordnete (199)



Versicherung von Langzeitarbeitslosen (199)

		Pflicht zur Basisabsicherung für Selbständige – Freiheit, Vorsorgeform zu wählen (28)



		Soloselbständige in solidarische Versicherungsmodelle (auch Rente) (61)



		

		Neben den alten und neuen Selbständigen gehören z.B. Migranten und Migrantinnen zu den Personen, die im Alter in besonderer Weise von neuen Armutsrisiken betroffen sind.



Stellungnahme der BAGFW zum Entwurf der strategischen Sozialberichterstattung 2016 vom 19.1.2016

Strategische Sozialberichterstattung 2016





		Energiearmut

		

		

		Stromsparcheck und Energieberatung sollen Standard werden – Haushalte mit kleinem Geldbeutel dabei unterstützen (52)



Klimawohngeld (54)



Gas- und Stromsperren einschränken (205)

		

		Verhinderung von Energiearmut – Strom, Gas, Wasser und Heizung dürfen nicht abgeschaltet werden – preisgünstige Sockeltarife (87)



Klimawohngeld so ausgestalten, dass es bei umsichtigem Verbrauch Energiearmut verhindert – Detail siehe Wohngeld (87)

		

		Stromanteil im Regelbedarf auf Basis der durchschnittlichen Kosten der Grundsicherungsempfänger berechnen und ggf. außerhalb der jährlichen Fortschreibung anpassen; Mehrbedarfszuschlag erhöhen; kostenfreie Energieberatung für einkommensschwache Haushalte; Stromsperren vermeiden. 



Position Energiearmut, 25.11.2015

Energiearmut
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2. [bookmark: _Toc490840525]Gesundheit/Pflege/Teilhabe



		Thema

		Union

		SPD

		Bündnis 90/Die Grünen

		FDP

		Linke

		AFD

		DCV



		Gesundheit

		

		

		

		

		

		

		



		Ländlicher Raum

		Sicherstellung der ärztlichen und pflegerischen Versorgung im ländlichen Raum; Sicherung der Notfallmedizin, Förderung „ärztlicher Versorgungszentren“; bei der Studienplatzvergabe Medizin Interessen des ländlichen Raums besonders berücksichtigen (29)



Verbot Versandhandel bei Apotheken (40)

		Integrierte Bedarfsplanung für die gesamte medizinische Versorgung (Stärkung der Reha und Prävention im Rahmen dieser Planung) (31)



Stärkung der Hausärzte und Stärkung der Kompetenz der Apotheker (31)





		Wohnortnahe Gesundheitsversorgung (187)



Gründung lokaler Gesundheitszentren zur Verbesserung der Versorgung im ländlichen Raum (200)









		





















		Neue Versorgungsformen im ländlichen Raum: Patientenbusse, Gemeinschafts- und Teilpraxen oder Medizinische Versorgungszentren in öffentlicher Hand (31)







		Sicherstellung, dass sich Ärzte auf dem Land wieder vermehrt niederlassen (58)

		Stärkung aufsuchender Reha-Angebote in der Häuslichkeit stärken insbes. für ältere Menschen; med. Reha in koordiniertem Netz gesundheitlicher Leistungen erbringen; es bedarf flächendeckender wohnortnaher Versorgungsstrukturen und Reha-Angebote im Sozialraum; zur Umsetzung des Sicherstellungsauftrages regionale Arbeitsgemeinschaften der Rehaträger nach § 25 SGB IX verpflichtend gestalten; 



Stellungnahme des DCV zum Bundesteilhabegesetz, Stärkung der Teilhabe und Selbstbestimmung, 2016 

DCV BTHG


BAGFW Weiterentwicklung med Reha



Zugang zu Gesundheitsdienstleistungen gewährleisten; Erweiterung der Kompetenzen der Pflegefachkräfte; Verbesserung der Integrations-Verträge, Verträge mit Ärztenetzen nach §87b SGB V; Erprobung von Tandempraxen aus Medizin und Pflege; Förderung von Arzt-/Praxisnetzen; Erweiterung der Zulassungsmöglichkeiten für MVZ; Zulassungsbeschränkungen und Ablehnung von Nachbesetzungsverfahren; in überversorgten Gebieten finanzielle Anreize für neue Versorgungsformen/Vertragsärzte; wohnortnahe Versorgung als Kriterium für Bedarfsplanung; Möglichkeit der Kommunen zur Betreibung von MZV



Sicherstellung des Notdienstes über Kooperation mit Krankenhäuern; Einsatz telemedizinischer Leistungen



DCV Stellungnahme zum GKV-Versorgungsstrukturgesetz, vom Oktober 2011

GKV Versorgungsstrukturgesetz



DCV Impulspapier 

„Zukunft auf dem Land“, 15. Oktober 2014

Stadt Land Zukunft



Stellungnahme des DCV, 2015

Stärkung Versorgung gesetzliche Krankenversicherung

Stellungnahme des DCV, 2015

Versorgungsstärkungsgesetz

Stellungnahme des DCV, 2015

E-Health-Gesetz 





		Prävention

		

		Auflegung eines Programms „Gesunde Stadt“, das eng mit dem Programm „Soziale Stadt“ verknüpft werden soll (32) Inhalte: Verringerung Schadstoffbelastung, bewegungsfreundliche Umwelt, Sicherstellung gesündere Ernährung in Kitas und Schulen, Schaffung der notwendigen Personalressourcen

Stärkung ÖGD (32)

		Stärkung der Prävention (201)



Möglichst großer Infektionsschutz in der Bevölkerung, gerade auch für nicht-Geimpfte (202)



Frühe Beratung, Hilfs- und Therapieangebote für Kinder, denen etwas zugestoßen ist (211)

		

		

		

		Prävention und Gesundheitsförderung werden zu Pflichtleitungen der GKV. § 20a SGB V sieht Leistungen zur GF und Prävention in Settings vor, u.a. werden auch Kitas explizit genannt. Allerdings sollten die konkreten Maßnahmen in den Settings partizipativ entwickelt werden Settings sollten selbst gesundheitsförderlich gestaltet werden. 

Präventionsgesetz bezieht nur Sozialversicherungsträger mit ein. DCV bemängelt, dass die Öffentliche Hand auf Bundes-, Landes- und Ortsebene nicht einbezogen und finanziell beteiligt wird, dadurch unzureichende Reichweite des Gesetzes. Auch sektorenübergreifende Zugänge (Umweltpolitik, Verkehrspolitik)  dadurch nicht behandelt. 



Stellungnahme des DCV, 2015

Präventionsgesetz 



Einführung eines präventiven Hausbesuchs für hilfebedürftige ältere Menschen ab 75 Jahren



Änderung der Beratungspflichten der Eltern über den Impfschutz in § 34 Infektionsschutzgesetz, allerdings nur bei Erstaufnahme in die Kita. DCV begrüßt, dass die Empfehlungen der Ständigen Impfkommission des RKI gewährleistet werden sollen. Nachweis über erfolgte Impfberatung wird ebenfalls unterstützt. Weitergabe von Informationen über den nicht erfolgten Nachweis der Impfberatung der Eltern an den Öffentlichen Gesundheitsdienst wird aus datenschutzrechtlichen Gründen abgelehnt. 



BAGFW-Stellungnahme Gesetz zur Modernisierung der epidemiologischen Überwachung übertragbarer Krankheiten; EpiMod

Modernisierung epidemiologische Überwachung übertragbarer Krankheiten





		Finanzierung/

GKV/PKV

		Ablehnung der Bürgerversicherung (39)

Ziel bleibt die Schaffung fairer Wettbewerbsbedingungen für die Krankenkassen (41)

		Einführung der Bürgerversicherung, die allen bislang gesetzlich Versicherten offen steht (Aufnahme auch der Beamten, wenn Arbeitgeber Beitrag zahlen oder Anteil der Behandlungskosten aus der Beihilfe übernehmen; Wahlrecht der Privatversicherten; einkommensabhängige Beitragsbemessung für Selbständige), Wiedereinführung der paritätischen Finanzierung/Abschaffung Zusatzbeitrag (30,38); Entlastung durch Parität um 5 Mrd. Euro); Beitragsentlastung für AN in der Zone 451-1300 Euro Verdienst bei vollem Ausgleich in Bezug auf die Leistungen (Rente, Gesundheit, Pflege, Arbeitslosigkeit) (39) 

Einheitliche Honorarordnung für Leistungen für gesetzlich und privat Versicherte (30)

		Bürgerversicherung statt Zwei-Klassen-Medizin (173): alle Bürgerinnen, auch Beamte und Selbständige, werden integriert; Beiträge auf Aktiengewinne und Kapitaleinkünfte; paritätische Finanzierung; Abschaffung des Zusatzbeitrags; Arzthonorare sind für gesetzlich und privat Versicherte gleich (201); alle Krankenversicherungen bieten künftig das Gleiche an und konkurrieren über die Höhe des Beitrags, den Service, das zusätzliche Leistungsangebot und vor allem die Qualität (207)



Selbständigen bei Beitragsrückständen helfen (199), deutliche Entlastung der Selbständigen bei den Beiträgen in die Kranken- und Pflegeversicherung (206)

		Klare Absage an Bürgerversicherung (45); Stärkung des Wettbewerbs zwischen den Krankenkassen und starke PKV



Jedoch: grundsätzliche Wahlfreiheit aller Bürger zwischen PKV und GKV; Vereinfachung des Wechsels zwischen GKV und PKV; PKV muss verpflichtet werden, jeden Antragsteller im Basistarif zu versichern; Altersrückstellungen müssen beim Versicherungswechsel innerhalb der PKV mitgenommen werden können, Rückkehr von PKV in GKV soll möglich sein (45, 46)



Abschaffung der Budgetierung im Gesundheitswesen, da sie zur Unterfinanzierung und Ausblutung der Versorgung im ländlichen Raum und sozialen Brennpunkten geführt hat (46)



Kostentransparenz der Leistungen für die Bürger; dazu Schaffung einer freien Wahl zwischen den verschiedenen Tarifen und Selbstbeteiligungen; bessere Informationsangebote zum Selbstmanagement dabei klare Härtefall- und Überforderungsregelungen, damit die Kosten für Gesundheit niemanden überlasten (47)



Versicherungsfremde Leistungen aus Bundeszuschüssen muss es für alle Versicherten (46)



Schuldenbremse 2.0. für alle Sozialversicherungen im GG verankern: versicherungsfremde Leistungen sollen künftig vollständig aus dem Bundeshaushalt und nicht mehr aus der SV bezahlt werden (76)



Reformbedarf wird sowohl in der GKV als auch in der PKV gesehen (46)



Verteilungsmechanismus des Gesundheitsfonds überprüfen, vor allem mit Blick auf den morbiditätsorientierten Risikostrukturausgleich, der manipulationssicher ausgestaltet werden soll (46)

		Zurückdrängung des Wettbewerbs zwischen und innerhalb der Krankenkassen, der Ärzte, KH und Apotheken (33)



Schaffung einer Solidarischen Gesundheitsversicherung (8)



Solo-Selbständigen-Versicherung in der GKV: Ab einem Betrag von 450 Euro soll sich der Betrag nach tatsächlichem Einkommen richten (15)



Wiederherstellung der paritätischen Finanzierung als ersten Schritt; alle Versicherten werden Mitglied in der GKV, auch die Beamten; Abschaffung der privaten Vollversicherung; Einnahmen werden auch aus anderen Einkommensarten generiert; Abschaffung der Beitragsbemessungsgrenze; dadurch Absenkung des Beitragssatzes von derzeit 15,7 Prozent durchschnittlich auf unter 12 Prozent (29)

		Paritätische Finanzierung (56)



Kostenbewusstsein und Eigenverantwortlichkeit der Patienten stärken (59)



Finanzierung des Gesundheitssystems ist durch die von den Kassen zu tragenden Kosten für Migranten, Flüchtlinge und Asylbewerber in Gefahr , aus dem Ruder zu laufen (58) 

		Übergang zu einem einheitlichen Versicherungssystem in der Kranken- und Pflegeversicherung mit Versicherungspflicht für die gesamte Bevölkerung: Sowohl gesetzliche als auch private Kassen konkurrieren unter einheitlichen Wettbewerbsbedingungen ohne Ressourcenentzug aus Versorgungsbereichen. Bis zur Einführung eines einheitlichen Versicherungssystems Risikostrukturausgleich zwischen gesetzlicher und privater Pflegeversicherung.

 

Heranziehung weiterer Einkommensarten zur Beitragsbemessung auf Basis des steuerlichen Einkommensbegriffs



Anhebung der Beitragsbemessungsgrenze bis auf das Niveau der GRV



Offenheit für einkommensabhängige Beiträge oder pauschale Beitragserhebung mit wirklichem Sozialausgleich.



Verbesserung der Nachhaltigkeit des Pflegevorsorgefonds



Systemgerechte Finanzierung und Dynamisierung der Leistungen in der sozialen Pflegeversicherung. 

Quelle: neue caritas 3/2016; Impulspapier Gesundheit und Pflege im demografischen Wandel

Gesundheit und Pflege



Die paritätische Finanzierung sollte wieder gestärkt werden, indem diese auch auf den Zusatzbeitrag angewendet wird. Der von den AG zu finanzierende Zusatzbeitrag sollte sich an der Hälfte des durchschnittlichen Zusatzbeitrags nach § 242 a SGB V orientieren.



Quelle: neue caritas 18/2016; Paritätische Finanzierung der Beiträge der gesetzlichen Krankenversicherung



Paritätische Finanzierung Beiträge gesetzliche KV



Aufhebung des AsylbLG und Überführung in die Bücher SGB II und SGB XII



Stellungnahme zum Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung des AsylbLG, 10/2016

Ermittlung Regelbedarfe



		Zuzahlungen

		

		Entlastung chronisch kranker Menschen von Zuzahlungen (30)



Verbesserung der Leistungen für Zahnersatz und Sehhilfen (30)

		Zuzahlungen sollen entfallen (203)

		

		Vollständige Abschaffung der Zuzahlungen, z.B. für Brille und Zahnersatz, Arzneimittel, im Krankenhaus oder bei Physiotherapie (8, 28)

		Zuzahlungen und Fahrtkosten für bedürftige Familien mit Kindern und werdende Eltern soll bei medizinisch erforderlichen Arztbesuchen der Staat übernehmen (38)

		Bessere Aufklärung und unbürokratischere Ausgestaltung  der Belastungsregelung, bestimmte Härtefälle (Wohnungslose, Behinderte, ALG II) kurzfristig von Zuzahlungen befreien, DCV-Projekt „Soziale Gesundheit für alle“ 2011-2013



Abschaffung des allein von den Versicherten zu tragenden Beitragssatzanteils von 0,9 %. 



Ärztlich verordnete medizinisch notwendige Arzneimittel sollen für bestimmte Härtefälle (Wohnungslose, Behinderte, ALG II) von der Kasse übernommen werden;

DCV-Projekt „Soziale Gesundheit für alle“ 2011-2013



Kostenübernahme für Sehhilfen für Hartz-IV-Empfänger durch die GKV



Stellungnahme des DCV zum Blut- und Gewebegesetz, 2017

Blut- und Gewebegesetz



		Sektorenübergreifende Versorgung

		Stärkere Verzahnung von gesundheitlicher und pflegerischer Versorgung („Mannschaftsleistung“), insbes. bei chronisch kranken, schwerkranken Kindern und psychisch Kranken (39/40)

		Vernetzte Angebote für Pflege, Gesundheit, haushaltsnahe Dienstleistungen (legal und bezahlbar) als gemeinsame Aufgabe von Bund, Ländern, Kommunen und Sozialversicherungen (9)



		Gemeinsame Planung der ambulanten und stationären Leistungen; Aufhebung der Versäulung (201)



Verbindlichere Kooperation zwischen Gesundheitswesen und Jugendhilfe durch gesicherte Finanzierung und Qualitätsvorgaben (211)

		

		

		

		Siehe Ausführungen zu Innovation/Innovationsfonds



Schließung von Versorgungslücken zwischen medizinischer und pflegerischer Versorgung nach Krankenhausaufenthalt durch Verpflichtung der Kranken- und Pflegekasse zur Genehmigung von Leistungen im Rahmen des Entlassmanagements



Stellungnahme des DCV zum Versorgungsstrukturgesetz GKV-VSTG, 2011

Versorgungsstrukturgesetz



Stellungnahme des DCV zum Versorgungsstärkungsgesetz GKV-VSG, 2015

Versorgungsstärkungsgesetz



		Krankenhäuser

		Kosten für Notfallversorgung und Krankenhaushygiene sichern; voller Ausgleich der Tarifsteigerungen bei der Krankenhausvergütung (40)

		Notfallversorgung stärken (31)





Mehr Investitionen für Krankenhäuser, da Lücke nicht allein von den Ländern geschlossen werden kann (31)



Mehr und besser bezahltes Pflegepersonal in Krankenhäusern (31)



		Notfallversorgung reformieren (203)





Finanzierungsprobleme der Krankenhäuser beseitigen durch Verteilung der Investitionskosten zwischen Ländern und Krankenkassen; Unikliniken benötigen aufgrund ihrer spezialisierten Patientenversorgung eine solidere Vergütung (203)

		Notfallversorgung flächendeckend erhalten (47)



Investitionsstau aufheben durch Zuschüsse des Bundes an die Länder (47)



Dauerhafte Einführung des Instruments der Qualitätsverträge und Aufhebung der Beschränkungen auf bestimmte Indikationen (45)



Profil- und Zentrenbildung bei den Krankenhäusern (46)



Fehlanreize bei den DRGs beseitigen: Ergebnisqualität und Innovation besser honorieren (47)

		Abbau von Personaleinsparung und Outsourcing (30)



Beteiligung des Bundes an Investitionskosten in Höhe von 2,5 Mrd. jährlich, Finanzierung des Länderanteils in gleicher Höhe über die Vermögenssteuer (30)



Abschaffung der Fallpauschalen, die Fehlanreize erzeugen; statt dessen Finanzierung anhand des notwendigen Bedarfs (30)





Gesetzliche Personalbemessung bei Pflegekräften, um 10.000 Pflegefachkräfte mehr einstellen zu können (30)



Privatisierte Krankenhäuser müssen in nicht-profitorientierte Häuser zurückgeführt werden; Stopp einer weiteren Privatisierung (30)

		Notfallambulanzen der Krankenhäuser durch Portal-Praxen entlasten (59)



Abbau des Investitionsstaus in den Krankenhäusern zum Erhalt auch der kommunalen Krankenhäuser (59)



Tarifliche Entgeltsteigerungen müssen in den Krankenhausentgelten abgebildet werden (58)





		Abschluss von Kooperationsverträgen zw. Kassenärztlicher Vereinigung und KH zur Notfallversorgung greift zu kurz; KH benötigen zusätzliches Personal. Finanzierung der Notdienste kann nicht über EBM (Einheitlicher Bewertungsmaßstab) erfolgen.



Stellungnahme des DCV, 2015, 

Versorgungsstärkungsgesetz (GKV-VSG) v. 17.03.2015 



Kliniken stehen für eine flächendeckende Notfallversorgung – aber nicht auf eigene Kosten. Vorhaltekosten müssen berücksichtigt werden.

Sektorenübergreifendes eigenes Budget für die ambulante Notfallversorgung zur Verfügung stellen.



Mangelnde Investitionsmittel setzten dem Fortschritt entgegen. Höhere Investitionsmittel für die baulich-räumliche und technische, speziell digitale Infrastruktur zur Verfügung stellen. Sonderprogramm für Digitalisierung im KH. Verlässliche und auskömmliche Investitionsfinanzierung.

Der Bund muss die Länder in dieser Hin-sicht ggf. durch geeignete Maßnahmen unterstützen.

KH-Versorgung ist Teil der sozialen Daseinsvorsorge und nicht nur marktwirtschaftsorientiert. Daher stärkere Gemeinwohlorientierung und Aufrechterhaltung der Trägervielfalt.



s. zu den anderen Punkten auch die Stellungnahme des CKiD, 2015

Kath. und Evang. Krankenhaus-verband zum KSHG 09/2015 



Fachkräftemangel beheben. Gesetzliche Personalvorgaben führen nicht zu mehr oder besser qualifiziertem Personal.

CKiD Stellungnahme S.37



Refinanzierung der Tarifsteigerungen für eine ausreichende Personalausstattung



CKiD Positionen 2017

Kath. und Evang. Krankenhausverband

Prioritäten der Gesundheitspolitik: Patienten, Personal, Gemeinwohl

Positionen zur Bundestagswahl



		Arbeitsbedingungen im Gesundheitswesen

Personalausstattung (betrifft sowohl Alten- als auch Krankenpflege)

		Arbeitsbedingungen der Pflege, sowohl im Krankenhaus als in der Altenpflege, verbessern, bessere Personalausstattung (40)

		Sofortprogramm für mehr Personal in der Altenpflege (31)



Vorschläge zur Stärkung der Attraktivität des Pflegeberufs erarbeiten; aktuelle Arbeitsbedingungen von Pflegehilfs- und Fachkräften diskutieren (31); Pflegeberufegesetz als gute Grundlage (31)



Soziale Berufe in Gesundheit, Pflege, Betreuung (und Erziehung) aufwerten (63)

		Verbindliche Personalbemessung in der Pflege, auch in der Altenpflege (202)



Gleiche Entlohnung in den sozialen Berufen von Pflege und Erziehung (129): Tarifvertrag „Soziale Dienste“ (130)





		Familienfreundliche Arbeitszeitmodelle (48)

		Sofortprogramm für mehr Personal in der Altenpflege durch Auflösung des Pflegevorsorgefonds und Umwandlung in einen Pflegepersonalfonds (35)



Arbeitsbedingungen für Pflegekräfte verbessern und gute Bezahlung sichern (34)





Fachkraftquote von 50 Prozent in der Altenpflege soll bundesweit verbindlich umgesetzt und kontrolliert werden (35/36)

		Pflegenotstand im Krankenhaus entgegenwirken durch Mindestpersonalschlüssel für die Pflege (58) 



		Personalschlüssel in der Pflege an den Bedarf anpassen und die Erfordernisse des neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs umsetzen. Bis zur Umsetzung der gesetzlich geforderten Anpassung der Personalschlüssel 2020 sind Zwischenschritte zur Verbesserung der Personalsituation in der Altenpflege erforderlich. Die bundesweit höchsten Personalschlüssel sollten als Mindestmaßstab gelten. 



BAGFW-Forderungspapier Altenhilfe und Betreuung;

Erwartungen an die Bundespolitik in der 19. Legislaturperiode; 

Altenhilfe



Den Fachkräftemangel bekämpfen durch bessere Bezahlung der Pflegeberufe und Verbesserung der Arbeitsbedingungen. Pflegekräfte müssen in der Pflegeeinrichtung wie im Krankenhaus mehr Zeit für die Zuwendung zum Menschen erhalten. Die Möglichkeiten technischer Hilfsmittel (AAL) müssen ausgeschöpft werden.  



Stellungnahme des DCV, 2017 S. 9

Sozialpolitische Themen des DCV zur Bundestagswahl 2017



Der Rechtsanspruch auf Assistenz im Krankenhaus soll nicht nur für Menschen mit Behinderung gelten, die ihre Assistenz durch eine Pflegekraft im so genannten Arbeitgebermodell sicherstellen. Im Sinne der Gleichbehandlung muss diese Leistung auch denjenigen Menschen mit Behinderungen zur Verfügung stehen, die ihre Assistenz nicht durch eine Pflegekraft im Arbeitgebermodell in Anspruch nehmen oder die ihren Lebensmittelpunkt in einer Einrichtung der Behindertenhilfe i. S. des § 71 Abs. 4 SGB XI haben.


DCV-Stellungnahme: Gesundheitliche Versorgung von Menschen mit Behinderung menschenrechtskonform gestalten, 29.04.2015

gesundheitliche Versorgung Menschen mit Behinderung

 

Für gute Versorgung braucht das KH gut qualifiziertes Personal.

Gesetzgeberische Initiativen zur Sicherung des Patientenschutzes, der Versorgungsqualität und Maßnahmen zur Verbesserung der Arbeitsbedingungen des Pflegepersonals sind dazu notwendig. Die Festsetzung von Personaluntergrenzen ohne Refinanzierung greift hier zu kurz.



Stellungnahme der CKiD 2017: Personaluntergrenzen in pflegesensitiven Krankenhausbereichen

Personaluntergrenzen



		Ausbildungen Therapeutenberufe

		Abschaffung des Schulgelds (Physio-, Ergotherapeuten, Logopäden)

		

		Kostenlose Ausbildung in allen Gesundheitsberufen (202)



Reform der Psychotherapeutenausbildung, auch um angemessene Ausbildungsvergütung zu ermöglichen (202)

		

		Gebührenfreie Ausbildung in den Heilberufen (31)



Gebührenfreies Psychotherapeutenstudi

um, das die psychologischen und die Kinder- und Jugendpsychotherapeuten zusammen ausbildet (31)





Sicherung der Versorgung mit Heilmittelerbringern (32)

		

		Änderung der Psychotherapierichtlinie wird begrüßt (Sprechstunden, Krisenintervention, Information durch GKV). Aber: Gesetz unzureichend bezgl. Über-/ Unterversorgung, Verknüpfung Therapie mit anderen Versorgungsbereichen, Ausrichtung an Bedarfen sozial benachteiligter Patienten = integrierte Konzepte und andere Richtlinien-Methoden notwendig



Stellungnahme des DCV, 2015

Versorgungsstärkungsgesetz





Aufhebung der Begrenzung von langfristig notwendigen Verordnungen über Heilmittel auf die Dauer von 12 Wochen 



DCV-Stellungnahme: Gesundheitliche Versorgung von Menschen mit Behinderung menschenrechtskonform gestalten, 29.04.2015

gesundheitliche Versorgung Menschen mit Behinderung





		Hebammen

		Sicherung der Geburtshilfe, Geburtsvorsorge und –nachsorge (29)

		Hebammen: Beruf stärken, Bezahlung attraktiver machen (31)

		Hebammen: Entscheidungsfreiheit über Ort der Entbindung; Verbesserung der Haftpflicht und Bezahlung (133); ausreichende Personalbesetzung bei Hebammen und Entbindungspflegern (202); bessere Vergütung für angestellte und freiberufliche Hebammen und Entbindungspfleger; dauerhafte Lösungen für Haftpflichtprämien bei den freiberuflichen Hebammen durch Einführung einer gesetzlichen Haftpflichtversicherung (202)

		Hebammen: Unterstützung der Beleg- und freien Hebammen als tragende Säule der Gesundheitsversorgung; freie Wahl der Gebärenden zwischen Klinik und Geburtshaus (47)

		Sicherung der Versorgung mit Hebammen im ländlichen Raum; Haftpflichtversicherungen der Hebammen und Entbindungspfleger durch Einrichtung eines öffentlichen Haftungsfonds grundlegend sichern (32)



		Finanzielle Entlastung der freiberuflichen Hebammen z.B. durch Quersubventionierung bei Haftpflichtversicherungen (61)

		Bessere Entlohnung der Hebammen, Sicherstellung des Angebots gerade auch für benachteiligte schwangere Frauen;

Maßnahmen zur Stärkung der Geburtshilfe in den Krankenhäusern - Versorgungssituation ist in vielen gerade ländlichen Regionen nicht sicher gestellt: Krankenhäuser schließen geburtshilfliche Abteilungen oder sind ausgelastet/überlastet und weisen Frauen zur Geburt hin ab.



Jahresbericht der Katholischen Schwangerschaftsberatung, 2014
JahresberichtSchwangerschaft





		Psychische
Erkrankungen

		

		

		Unterstützung von Menschen in psychischen Krisen und Stärkung der Prävention (202)

		

		Anti-Stress-Verordnung gegen psychische Erkrankungen und Burn-Out (16)



Arbeitsschutzverordnung zu psychischen Gefährdungen am Arbeitsplatz (16)



Gewaltfreie Psychiatrie (31)



Zugang psychisch kranker Menschen zu öffentlich geförderter Beschäftigung (31)

		

		Flexirentengesetz: berufsbezogene Gesundheitsuntersuchung (freiwillig) ab 45 Jahre wird vom DCV begrüßt. Reha-Träger sollen dies im Rahmen der Nationalen Präventionsstrategie als Modellprojekt erproben. 



Siehe Ausführungen zur Psychotherapeutischen Versorgung, u.a. Aufgabe der Krisenintervention der Psychotherapeutischen Praxen



		Versorgung, Versorgungsdefizite und neue Versorgungsformen

		

		

		

		

		Gleichmäßigere Verteilung der Arztsitze (31)



Polikliniken als Rückgrat der ambulanten Versorgung (mittelfristig) (31)



Bedarfsgerechter Ausbau der psychotherapeutischen Versorgung (31)



		Ambulante Versorgung durch Hausarztsystem optimieren; Vermeidung von Doppeluntersuchungen (59)

		DCV begrüßt, dass Kann-Regelung zur Soll-Regelung wird: Zulassungsausschuss kann bei Überversorgung Nachbesetzungsverfahren ablehnen.

DCV fordert regionale Differenzierung der Bedarfsplanungsrichtlinie und Vorkaufsrecht der Kassenärztlichen Vereinigung zum Ankauf von Praxen über überversorgten Gebieten; bei 200 % Versorgung als Muss-Regelung.



Stellungnahme des DCV, 2015 

Stärkung Versorgung gesetzliche KV


Stellungnahme des DCV, 2015

Versorgungsstärkungsgesetz 



Die Versorgung mit Hilfsmitteln zum mittelbaren Behinderungsausgleich ist derzeit defizitär, denn die GKV stuft  die Grundbedürfnisse an täglicher Aktivität bei Menschen mit Schwerst- und Mehrfachbehinderungen als zu niedrig ein. Auch solche Hilfsmittel müssen die volle Teilhabe am Leben in der Gesellschaft und nicht nur die Deckung des physischen Existenzminimums gewährleisten. Barrierefreiheit soll ein zentrales Kriterium für die Präqualifizierung bei der Hilfsmittelerbringung werden.



DCV-Stellungnahme: Gesundheitliche Versorgung von Menschen mit Behinderung menschenrechtskonform gestalten, 29.04.2015

gesundheitliche Versorgung Menschen mit Behinderung

Änderung der Psychotherapierichtlinie wird begrüßt (Sprechstunden, Krisenintervention, Information durch GKV). Aber: Gesetz unzureichend bezgl. Über-/ Unterversorgung, Verknüpfung Therapie mit anderen Versorgungsbereichen, Ausrichtung an Bedarfen sozial benachteiligter Patienten = integrierte Konzepte notwendig. 



DCV fordert Änderung der Bedarfsfeststellung von Psychotherapeut. Praxen. 



Stellungnahme des DCV, 2015

Versorgungsstärkungsgesetz 



		Integrierte Versorgung/
Selektivverträge/
Vertragswesen

		

		

		

		Bei integrierten und rein ambulanten Verträgen der besonderen Versorgung soll auf den Nachweis der Wirtschaftlichkeit verzichtet werden, wenn eine besondere Qualität der Versorgung erreicht wird (45)

		Abschaffung von Rabattverträgen, Kassen-Ausschreibungen und vielen Selektivverträgen (33)

		

		Verträge zur Spezialisierten ambulanten Palliativversorgung (SAPV) sollen aus der Selektivvertragsregelung in einen Kontrahierungszwang überführt werden, um die flächendeckende Versorgung sicherzustellen. 



Stellungnahme von DCV und Diakonie zum Hospiz- und Palliativgesetz, 2015

Hospiz- und Palliativgesetz



Der DCV bewertet Selektiverträge als sinnvoll für die Erprobung innovativer und neuer Leistungen. Er spricht sich aber gegen die Verschiebung von Regelleistungen in die Satzungsleistungen aus. 



Stellungnahme des DCV zum Versorgungsstärkungsgesetz, 2015

Versorgungsstärkungsgesetz 



Asymmetrie in Vertragsverhältnis med. Reha auflösen: Verpflichtung zum Abschluss Rahmenverträge Rehaträger-Leistungserbringer nach § 21 SGB IX bzw. neu § 38 SGB IX; Schiedsstelle auch in SGB IX bzw. SGB VI; Regelungsbereich der Schiedsstelle erweitern auf alle Vertragsinhalte



Stellungnahme des DCV zum BTHG, 2016, S. 22 

BAGFW Weiterentwicklung Med Reha 



Stellungnahme des DCV, 2017

Vergaberecht medizinische Rehabilitation



		Innovationen

		Innovationsfonds: Ziel der Weiterentwicklung der Regelversorgung durch bessere Verzahnung der Ärzte, KH und der unterschiedlichen Fachärzte und Berufsgruppen (41)

		

		

		

		

		

		Innovationsfonds wird in seiner Ausrichtung auf Förderung sektorenübergreifender Versorgung begrüßt. Aber: nicht nur ambulante/stationäre Versorgung / allgemein- und fachärztliche Versorgung, sondern auch Reha und Prävention mit aufnehmen.



Stellungnahme des DCV zum Gesetzentwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Versorgung in der gesetzlichen Krankenversicherung, 2015

Versorgungsstärkungsgesetz





		Digitalisierung/

E-Health

E-Care

		Nutzung der Möglichkeiten der Digitalisierung im Gesundheitswesen: E-Healthgesetz als erster Schritt (Datenschutz, Weitergabe von Gesundheitsinformationen an den Arzt) (41)



Durch Einsatz von Telemedizin medizinische Versorgung von Menschen einfacher und wohnortunabhängiger machen (55)

		Beschleunigung des Ausbaus in allen Bereichen (elektronische Patientenakte, Telemedizin (31)

		Gesundheitsdaten digital schützen (160)



Datenschutz vor allem für chronisch Kranke; alle Versicherten sollen Anspruch auf elektronische Patientenakte haben (203)

		Drohnen für Rettungseinsätze nutzen (22)



Potenziale der Digitalisierung durch E-Health nutzen: Ziel des Bürokratieabbaus, Entschlackung von Diagnostik, Dokumentation und Abstimmungsprozessen und Erweiterung der Forschungsmöglichkeiten zur Bekämpfung von Krankheiten; Datenschutz ist wichtig: Patienten bestimmen über ihre Daten (84)

		

		Ablehnung der Schaffung einer zentralen Datenbank zur Speicherung sensibler Gesundheitsdaten auf der elektronischen Gesundheitskarte; lediglich Speicherung Notfalldatensatz einschließlich Medikamentenplan und Patientenverfügung direkt auf der Karte; für die Speicherung weiterer Gesundheitsdaten soll ein elektronischer Gesundheitspass geschaffen werden, der die Daten nicht zentral, sondern auf dem Medium speichert, sofern vom Versicherten gewünscht (60)

		Ausbau telemedizinischer Versorgung insbesondere in unterversorgten Gebieten förderungswürdig



Stellungnahme des DCV zum Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Versorgung in der gesetzlichen Krankenversicherung, 2015

Versorgungsstärkungsgesetz



Im elektronischen Arzt- und Entlassungsbrief sind zusätzlich zu den ärztlichen Diagnosen jeweils pflegerelevante Diagnosen zu ergänzen.



Nicht nur die Ärzte, sondern auch die Apotheken sollen den elektronischen Medikationsplan erstellen können.



Pflegekräfte sollen Schreibrechte in der elektronischen Patientenakte sowie im elektronischen Medikationsplan erhalten.



Hohe Anforderungen an Datenerstellung, -speicherung, -verwaltung; schriftliche Einwilligung des Patienten; erweiterte Nutzung eGK an individuelle Zustimmung durch Patienten gebunden; jederzeit Zugriff von Patienten auf ihre Daten; Telematikinfrastruktur ist für alle Gesundheitsberufe zu öffnen. Bedarfe der Pflege bei E-Health berücksichtigen (E-Care).



Stellungnahme des DCV zum Gesetzentwurf eines Gesetzes für sichere digitale Kommunikation und Anwendungen im Gesundheitswesen, 2015

E-Health-Gesetz





		Hospiz- und Palliativversorgung

		Weiterer Ausbau von Hospiz- und Palliativversorgung (42)

		

		Ausbau und Verbesserung der Hospiz- und Palliativversorgung (204)

		Weiterer Ausbau der Palliativmedizin und des Hospizwesens, vor allem in den Kliniken, Alten- und Pflegeheimen sowie im häuslichen Umfeld (48/49)



Pflegeheime sollen einen Palliativaufschlag erhalten, um zur besseren Personal- und Finanzierungssituation in den Hospizen aufzuschließen (49)



Flächendeckender Ausbau der SAPV; Telemedizin ausbauen (49)







		

		

		Ausbau Hospiz- und Palliativversorgung u.a. SAPV



Verbesserung der Hospiz- und Palliativversorgung in stationären Pflegeeinrichtungen durch Verbesserung der Personalschlüssel und der Finanzierung



Finanzielle Verantwortung für die Verbesserung der Palliativversorgung und die Förderung einer hospizlichen Kultur in der stationären Pflege in der gesetzlichen Krankenversicherung verorten



Verträge zur Spezialisierten ambulanten Palliativversorgung sollen aus der Selektivvertragsregelung in einen Kontrahierungszwang überführt werden um die flächendeckende Versorgung sicherzustellen.



Stellungnahme DCV und Diakonie zum Hospiz- und Palliativgesetz, 2015

Hospiz und Palliativgesetz



Stärkerer Einbezug der KH im Bereich der allgemeinen Palliativversorgung. Palliativ-Förderprogramm für den Ausbau von Palliativdiensten im Krankenhaus und flächendeckender Palliativversorgung in allen KH.



Stellungnahme CKiD

Hospiz und Palliativgesetz





		Sterbehilfe

		

		

		

		Abschaffung des § 217 StGB, da Strafandrohung für Beihilfe zur Selbsttötung eine Grauzone für die Palliativmediziner schafft (49)



Bundeseinheitliche Regulierung, unter welchen Umständen ärztliche Assistenz bei der Selbsttötung straffrei ist (49)

		

		

		Alle Angebote zur Suizidassistenz sind abzulehnen.

Pressemitteilung des DCV, 2016

Suizidassistenz 



Angebote der Suizidassistenz – sei es durch Ärzte, Vereine oder Einzelpersonen – lehnen die Kirchen ab. 



Gemeinsame Stellungnahme des Kommissariats der deutschen Bischöfe und des Bevollmächtigten des Rates der EKD zu Gesetzentwürfen zur Hilfe zur Selbsttötung, 2015

Hilfe zur Selbsttötung





		Gesundheitswirtschaft

		Gesundheitswirtschaft: Stärkung des Sektors (42)

		

		

		

		

		

		



		Internationale Gesundheitspolitik

		Stärkung in internationalen Gesundheitskrisen (42)

		Globale Fonds gegen AIDS, TB und Malaria mit ausreichend Haushaltsmitteln ausstatten (88); Basiskrankenschutz, bezahlbare Medikamente und diskriminierungsfreier Zugang vor allem für Frauen und Mütter (88)

		

		

		

		

		Gesundheit muss als zentrale Voraussetzung sozialer und wirtschaftlicher Entwicklung begriffen werden und ihrer Bedeutung angemessen in entwicklungspolitischen Konzepten und entwicklungspolitischem Handeln berücksichtigt werden. 



Die Förderung von Gesundheitssystemen unter nationaler Verantwortung und demokratischer Kontrolle als wichtigen Bestandteil internationaler und multilateraler Entwicklungszusammenarbeit muss gestärkt werden.



Das Thema Gesundheit muss in die internationalen Klimaverhandlungen einbezogen und ihre Finanzierungsmechanismen müssen dementsprechend ausgestaltet werden. 



Die Gesundheitssysteme in den armen Ländern müssen so gestärkt werden, dass sie sich an die steigenden Herausforderungen durch die Folgen des Klimawandels anpassen können. 

Basisgesundheitsprogramme müssen gestärkt werden, um eine wohnortnahe Versorgung von Müttern und Kindern zu gewährleisten und den Zugang zu sauberem Trinkwasser, hygienischen Sanitäranlagen und ausgewogener Ernährung zu fördern. 



Die sozialen Faktoren von Müttergesundheit müssen berücksichtigt werden, es muss auf eine Stärkung der Geschlechtergerechtigkeit hingearbeitet und die Bildung von Frauen und Mädchen gefördert werden. 



Eine ausreichende Finanzierung zur Eindämmung von HIV/Aids, Malaria und Tuberkulose muss geleistet und hierzu auch multilaterale Finanzierungsinstrumente adäquat finanziell unterstützt werden. 



Mindestens 0,1 % des BNP muss für EZ zur Gesundheit aufgebracht werden. 



Quelle: VENRO Positionspapier 2/2012 Gesundheit - Menschenrecht und Voraussetzung für Entwicklung  



		Gesundheitsforschung

		Ziel, Deutschland zu den TOP 3 in der Forschung zu Demenz, Krebs und Infektionskrankheiten zu machen; Ausbau der Forschung zu den Volkskrankheiten sowie zur Kinder- und Jugendmedizin (25,41)



Forschung zur Entwicklung neuer Antibiotika und Untersuchungsmethoden für sparsamen Antibiotika-Einsatz (41)

		

		

		

		

		

		



		Medizinstudium

		Umsetzung des Masterplans 2020 (40)

		

		Stärkere interdisziplinäre Ausbildung und Stärkung des Faches Allgemeinmedizin (202)

		

		

		Ärzte und Therapeuten vorwiegend in Deutschland ausbilden; Sprachniveau C1 muss erreicht werden (59)

		Die Behandlung von Patientinnen und Patienten mit Behinderung sollte verpflichtender Bestandteil im praxisbezogenen Teil der Ausbildung werden.



DCV-Stellungnahme: Gesundheitliche Versorgung von Menschen mit Behinderung menschenrechtskonform gestalten, 29.04.2015

gesundheitliche Versorgung Menschen mit Behinderung





		Patientenrechte

		Stärkung durch Schaffung eines „Nationalen Gesundheitsportals“, das verständliche Informationen bündelt und im Internet zur Verfügung stellt (40/41)

		

		Stärkung der Patient*innenverbände und Selbsthilfe (201)



		

		

		

		



		Patientenvertretung

		

		

		Härtefallfonds für Behandlungsfehler (201)

		

		Stimmrechte der Patientenvertreter*innen in den Gremien der gemeinsamen Selbstverwaltung stärken: Benennungsrecht für die Unparteiischen Vertreter (33)

		

		Einrichtung eines Härtefallfonds zur Vermeidung von Schutzlücken bei Behandlungsfehlern 



Stellungnahme des DCV zum Patientenrechtegesetz, 2012

Patientenrechte





		Gesundheits-versorgung vulnerabler Gruppen

		

		

		Menschen ohne Aufenthaltsstatus sollen Zugang zu Gesundheit und Bildung erhalten; Abschaffung des AsylbLG; Einführung der Gesundheitskarte für Geflüchtete und Sicherstellung von Dolmetscherleitungen bei Gesundheitsbehandlungen (108)

		

		Psychotherapeutische Versorgung von Flüchtlingen muss gewährleistet sein (69)

		Deutsch-türkisches Sozialversicherungsabkommen kündigen, insbesondere mit Blick auf die Familienversicherung, da der türkische Familienbegriff auch die Eltern der Versicherten mit umfasse (60)



		Für (wohnungslose) Menschen, die im Regelsystem nicht ankommen bzw. nicht integriert werden können, sollen niedrigschwellige medizinische Initiativen, wie Schwerpunktpraxen und Straßenambulanzen, mit einer am Regelsystem der Gesundheitsversorgung orientierten Ausstattung angemessen umgesetzt werden. Die Finanzierung und gesetzliche Umsetzung dieser Projekte durch gemeinsame Finanzierungsverantwortung von Gesetzlichen Krankenkassen, Kassenärztlichen Vereinigungen und öffentlicher Hand muss sichergestellt werden.



Position Wohnungslosenhilfe „Prävention von Wohnungslosigkeit und Verbesserung bestehender

Hilfesysteme“, 12.10.2016

Wohnungslosenhilfe



Behandlungen von Patientinnen und Patienten mit Behinderung systematisch im praxisbezogenen Teil der Ausbildung verpflichtend einführen



DCV-Stellungnahme: Gesundheitliche Versorgung von Menschen mit Behinderung menschenrechtskonform gestalten, 29.04.2015

gesundheitliche Versorgung Menschen mit Behinderung



Aufhebung des AsylbLG und Überführung in die Bücher SGB II und SGB XII



Stellungnahme zum Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung des AsylbLG, 10/2016
Ermittlung Regelbedarfe



Der DCV bewertet eine flächendeckende Einführung einer Gesundheitskarte

als notwendige Maßnahme, um wenigstens eine zeitnahe medizinische Versorgung zu gewährleisten. 



Stellungnahme zum Asylverfahrensbeschleunigungsgesetz, 09/2015

Asylverfahrensbeschleunigung



Es ist sicherzustellen, dass die Bedarfe besonders schutzbedürftiger wie kranker, traumatisierter oder behinderter Flüchtlinge frühzeitig erkannt werden und Unterstützungsleistungen zur Verfügung stehen 



Dolmetscher- und Fahrtkosten sollten nach SGB V erstattungsfähig sein. Diese Kosten können bisher zwar bei Leistungsberechtigten nach dem AsylbLG im Rahmen des Ermessens übernommen werden, nicht aber bei GKV-Versicherten. 



Stellungnahme des DCV zum Patientenrechtegesetz, 2012

Patientenrechte



Aktuelle Standortbestimmung der BAGFW zu den Herausforderungen der Aufnahme und Integration von Geflüchteten, BAGFW 2015

Aufnahme und Integration Geflüchtete



Wo erforderlich, müssen Sprachdolmetscher eingesetzt und aus dem Steuerzuschuss der GKV refinanziert werden.



„Gesellschaftlichen Zusammenhalt stärken. Sozialpolitische Themen des Deutschen Caritasverbandes für die Bundestagswahl 2017“

gesellschaftlichen Zusammenhalt stärken





		Arzneimittel und Apotheken

		

		Hohe Preise müssen ethisch vertretbar sein; Prüfung, ob neue Medikamente sicher und notwendig sind und zu welchen Preisen sie finanziert werden sollen (31)

		

		Ablehnung eines pauschalen Versandhandelsverbots; Wahlfreiheit zwischen inländischen und in- und ausländischen Versandapotheken; Aufhebung des Fremdbesitzverbots (48)



Abrechnungsmöglichkeiten der Apotheker für individuelle Beratung (48)



Sicherstellungszuschlag für Apotheken in abgelegenen Standorten (48)



Angemessene Honorierung der Notdienste (48)



Patienten sollen auch Medikamente verordnet bekommen können, die es wegen Preisregulierung auf dem deutschen Markt noch nicht gibt -> Aufhebung des GKV-Erstattungsbetrags als Höchstpreis für Selbstzahler (48) 



		Versandhandel soweit wie möglich begrenzen

Apothekenketten in der Hand von Aktiengesellschaften verbieten (32)



Medikamentenpreise begrenzen/deckeln (28,32)



Einführung einer Positivliste für Arzneimittel; keine nur scheinbar neuen Arzneimittel zulassen (32)



Öffentliches Studienregister für Arzneimittelstudien einführen (32)



Gesetzliche Regelung über Zuwendungen der Pharmaindustrie an Medizinischer/innen (32)

		

		Wichtig ist die Prävention und Bekämpfung der Ursachen von Korruption. Der DCV fordert umfassende Transparenz auf allen Ebenen, bei allen Akteuren und bei allen Kooperationen im Gesundheitswesen. 



Stellungnahme des DCV, 2015

Bekämpfung Korruption Gesundheitswesen





		Ernährung

		

		Verständliche Kennzeichnungen einführen wie z.B. Nährwert-Ampel (52)











Gesunde Mahlzeiten für Kinder in Schule und Kita; Standards der Deutschen Ges. für Ernährung sollen verbindlich werden (52)

		Lebensmittelkennzeichnung für Fleisch, Eier, verarbeitete Produkte für Kennzeichnung tief- und umweltfreundlich hergestellter Lebensmittel (29, 158)



Gesundes Mittagessen für jedes Kind; Schulverpflegung durch verbindliche Qualitätsstandards verbessern und ausbauen (158)



Werbung für Kinderlebensmittel verbieten



		

		

		

		



		Familienplanung

		

		Kostenloser Zugang zu Verhütungsmitteln (32)

		

		

		Kosten von Verhütungsmitteln sind von der GKV zu tragen; als Zwischenschritt zumindest Absenkung der Umsatzsteuer auf 7 Prozent (74)

		

		



		Alternativmedizin

		

		

		

		

		

		Alternativmedizin als Ergänzung traditioneller Schulmedizin kann in bestimmten Fällen und Bereichen sinnvoll sein (60)

		



		Pflege

		

		

		

		

		

		

		



		Pflegende Angehörige

		Weitere Stärkung pflegebedürftiger Angehöriger (41)

		Einführung einer Familienarbeitszeit für Pflegende: Freistellung von der Arbeit mit Lohnersatzleistung in Höhe Elterngeld für bis zu 3 Monate; bei mehr als 3 Monaten Freistellung Familiengeld in Höhe von 150 Euro monatlich, wenn Beschäftigungsverhältnis 75-90 Prozent der jeweiligen regulären Vollzeit umfasst (10)

		Bezahlte PflegeZeitPlus für 3 Monate + jährlich 10 Tage für akute Notsituationen (204,220)



Flexible Vollzeit für Pflege und Kinderbetreuung: Finanzielle Absicherung der Reduzierung der Arbeitszeit um bis zu 10 Stunden (131)



Pflegezeiten in der Rente stärker berücksichtigen (200)

		

		Rechtsanspruch auf 6wöchige Pflegezeit zur Organisation einer neuen Pflegesituation (17)



Zeit für Pflege durch Angehörige besser in der Rentenversicherung absichern (21)

		Fürsorge für pflegebedürftige Angehörige durch Anerkennung ihrer Familienarbeit besser unterstützen durch gleichwertige Anerkennung zu anderen beruflichen Tätigkeiten (37)

		Verbesserungen beim Rechtsanspruch auf Familienpflegezeit: keine Anrechnung der Sterbebegleitung auf die Höchstdauer von 24 Monaten.

Flexibilisierung in der Kombination von Familienpflegezeit und Pflegezeit. 

Betriebsgröße von 15 Personen soll sowohl für Anspruch auf Familienpflegezeit wie Pflegezeit gelten.

Zugang zu Beratung ist zu verbessern, Leistungen sind passgenauer zu erschließen bzw. flexibilisieren. 

Ausnahme vom zwingenden Stufenprinzip ambulant vor stationär im Zugang zur med. Vorsorge/ Reha für pflegende Angehörige 



Stellungnahme des DCV zum Gesetzentwurf Familienpflegezeit, 2014

Familienpflegezeitgesetz



Stellungnahme des DCV zum Gesetzesentwurf zur Neuausrichtung der Pflegeversicherung, 2012, S. 19-21

Pflegeversicherung



Entlastungsangebote müssen niedrigschwellig  und flexibel einsetzbar sein.  Entlastungsbetrag als jährliches Budget ausgestalten.  

Stellungnahme der BAGFW zum PSG II



Die Dauer der Verhinderungs- und Kurzzeitpflege vollständig harmonisieren. Bei der Verhinderungspflege die Vorpflegezeiten abschaffen und bei stundenweiser Inanspruchnahme von unter 8 Std.pro Tag nicht auf die Höchstdauer anrechnen. 

Stellungnahme der BAGFW zum PSG II



Für Kinder und Jugendliche, die Unterstützungs- und Pflegeleistungen übernehmen, muss sich ein gesellschaftliches Bewusstsein entwickeln. 

Sozialpolitische Positionierung zur Kampagne 2010 





		Quartiersmanagement und Sozialraum

		Ältere Menschen sollen möglichst lang aktiv bleiben: erforderliche Hilfsangebote und Angebote zur Betätigung und Unterstützung zur Verfügung stellen (45)

		Lebenswerte und sichere Quartiere für alle Generationen; Förderung Mehrgenerationenhäuser (9)

		Ausbau des ambulanten Sektors; auch Förderung von Tages- und Nachtpflege, Kurzzeitpflege, Quartiersstützpunkte und Nachbarschaftszentren (203); gleichzeitige Verbesserung der Situation in den stationären Einrichtungen



Unterstützung der Kommunen und mehr Rechte, selbst aktiv zu werden (204)

		

		Gesundheitliche und pflegerische Betreuung zur kommunalen Pflichtaufgabe machen und verbindliche Basisausstattung finanzieren (126)

		

		Gesellschaft muss die Rahmenbedingungen schaffen, damit pflegebedürftige Menschen mitten im Quartier leben können.



Schaffung von barrierefreiem Wohnraum und gezielte Förderung des Miteinanders von Jung und Alt in generationengemischten Quartieren



Politik ist aufgefordert, das ehrenamtliche Engagement von älteren Menschen und für ältere Menschen gezielt zu fördern.



Gestaltende Rolle der Kommunen in der Pflege ist zu stärken.



Um eine wohnortnahe verzahnte Beratungs- und Versorgungsstruktur sowie eine bedarfsgerechte Infrastruktur zu gewährleisten, müssen die Kommunen für ihre Aufgaben der Sozialplanung, Koordination, Vernetzung und Steuerung wieder mehr Verantwortung übernehmen. Altenhilfe nach § 71 SGB XII zur Pflichtaufgabe der Kommunen erheben.



Kommunen müssen finanziell wieder in die Lage versetzt werden, ihre Aufgaben der kommunalen Altenhilfe erfüllen zu können.



BAGFW-Stellungnahme PSG III, Drittes Pflegestärkungsgesetz, 2016

Drittes Pflegestärkungsgesetz



		Reha in der Pflege

		„Konzertierte Aktion Pflege“ zur Sicherung der Pflege angesichts des demographischen Wandels: Stärkung der Reha und der Zusammenarbeit der SV-Träger in diesem Bereich (42)

		

		

		

		

		

		GKV ist originärer Träger der med. Reha für nicht mehr Erwerbstätige. Positive Kosteneffekte für andere soziale Leistungssysteme sind kein Argument für die Verschiebung dieser Verantwortung; Vorschläge PV als Kostenträger z.B. für die geriatrische Reha zu erwägen, werden abgelehnt; mobile Reha fördern 



Positionspapier der BAGFW zur Weiterentwicklung der medizinischen Rehabilitation, 2014

Weiterentwicklung Med Reha



		Eigenbeteiligung

		Unterhaltsrückgriff bei Pflegeleistungen soll erst ab 100.000 Euro Einkommen greifen (42)

		

		

		

		

		

		



		Medizinische Behandlungspflege

		

		

		

		

		Medizinische Behandlungspflege stationär aus dem SGB V finanzieren (2 Mrd. Entlastungsvolumen bei der Pflegeversicherung) (36)

		

		Kosten der medizinischen Behandlungspflege im Heim aus dem SGB V finanzieren.





DCV-Stellungnahme zur strukturellen Weiterentwicklung der Pflegeversicherung (PfWG)





		Osteuropäische Haushaltshilfen/ Live-in-Pflegekräfte

		

		24-Stunden-Haushaltshilfen: SPD will dazu Alternativen entwickeln und die bestehende staatliche Unterstützung an die soziale Absicherung der Beschäftigten koppeln (10)

		

		Steuerliche Berücksichtigung von Leistungen der Pflege und Betreuung im Haushalt verbessern (67)

		

		

		Umfassende Information der Arbeitskräfte über ihre Rechte in ihrer Landesprache durch Pflegekassen, Arbeitsagentur und/ oder den Kommunen.

Legal beschäftigte Arbeitskräfte in Unterstützungsarrangements einbinden.

Kostenerstattung erleichtern und an Nachweis der legalen Verwendung binden. 



„Unterstützung pflegebedürftiger Menschen im eigenen Haushalt“, Eckpunkte v. 15.1.2008



Live-in-Pflegekräfte müssen angemessen bezahlt und sozialversichert werden.



Leitfaden zu Rahmenbedingungen der Beschäftigung von Haushaltshilfen, Januar 2017

Leitfaden





		Beratung

		

		Beratung verbessern und Pflegestützpunkte ausbauen (10)

		Rechtsanspruch auf unabhängige Beratung durch Fallmanager (204)

		

		

		

		Frühzeitige Aufklärung und Auskunft durch die Pflegekassen, regelmäßige Information der Versicherten, nicht erst bei Antragstellung. Beratung nicht auf Pflegestützpunkte beschränken, sondern auch auf andere wohnortnahe Beratungsstellen hinweisen. 



Wahl der Versicherten zwischen Beratungsgutschein und Beratung durch die Pflegekasse.

Pflege-Pflichteinsatz nach § 37 Abs. 3 SGB XI bedarfsgerecht finanzieren.



Stellungnahme des DCV zum Pflege-Weiterentwicklungsgesetz, 2012

Pflegeneuausrichtungsgesetz



		Qualität

		

		

		Schaffung eines unabhängigen Instituts für Qualität in der Pflege (204)

		

		

		

		Schaffung eines unabhängigen rechtsfähigen Instituts für Qualität in der Pflege in Trägerschaft des Qualitätsausschusses



Stellungnahme der BAGFW zum Zweiten Pflegestärkungsgesetz, PSG II, 2015

Zweites Pflegestärkungsgesetz



		Arbeitsbedingungen im Gesundheitswesen

Personalausstattung (betrifft sowohl Alten- als auch Krankenpflege)

		Arbeitsbedingungen der Pflege; sowohl im Krankenhaus als in Altenpflege verbessern, bessere Personalausstattung (40)

		Sofortprogramm für mehr Personal in der Altenpflege (31)



Vorschläge zur Stärkung der Attraktivität des Pflegeberufs erarbeiten; aktuelle Arbeitsbedingungen von Pflegehilfs- und Fachkräften diskutieren (31); Pflegeberufegesetz als gute Grundlage (31)



Soziale Berufe in Gesundheit, Pflege, Betreuung (und Erziehung) aufwerten (63)

		Verbindliche Personalbemessung in der Pflege, auch in der Altenpflege (202)



Gleiche Entlohnung in den sozialen Berufen von Pflege und Erziehung (129): Tarifvertrag „Soziale Dienste“ (130)





		Familienfreundliche Arbeitszeitmodelle (48)

		Sofortprogramm für mehr Personal in der Altenpflege durch Auflösung des Pflegevorsorgefonds und Umwandlung in einen Pflegepersonalfonds (35)



Arbeitsbedingungen für Pflegekräfte verbessern und gute Bezahlung sichern (34)





Fachkraftquote von 50 Prozent in der Altenpflege soll bundesweit verbindlich umgesetzt und kontrolliert werden (35/36)

		Pflegenotstand im Krankenhaus entgegenwirken durch Mindestpersonalschlüssel für die Pflege (58) 



		Personalschlüssel in der Pflege an den Bedarf anpassen. Bis zur Umsetzung der gesetzlich geforderten Anpassung der Personalschlüssel 2020 sind Zwischenschritte zur Verbesserung der Personalsituation in der Altenpflege erforderlich Die bundesweit höchsten Personalschlüssel sollten als Mindestmaßstab gelten.



Attraktivität der Pflegeberufe deutlich erhöhen, um dem steigenden Personalbedarf und dem Fachkräftemangel wirksam zu begegnen. Dafür ist ein Maßnahmenbündel erforderlich:

Erhöhung der gesellschaftlichen Wertschätzung und Verbesserung des Ansehens der Altenpflege sowie die Kommunikation des Beitrags, den die Altenpflege für die Gesellschaft leistet



Sicherstellung einer angemessenen, tariflichen Bezahlung aller Beschäftigten in der Pflege und Angleichung der Gehälter in der stationären Langzeitpflege und ambulanten Langzeit- und Akutpflege an die Gehälter im Krankenhaus



Refinanzierung der tariflichen Strukturen, einschließlich einer Aufhebung der Deckelung der Grundlohnsteigerung im SGB V



Stellungnahme des DCV zum Ersten Pflegestärkungsgesetz,  PSG I, 2014

Erstes Pflegestärkungsgesetz

Verbesserung der Ausbildungsbedingungen durch die Abschaffung von Schulgeld und keine Anrechnung der Auszubildenden auf die Personalschlüssel



Stellungnahme der BAGFW zum Zweiten Pflegestärkungsgesetz, PSG II, 2015

Zweites Pflegestärkungsgesetz



BAGFW-Forderungspapier Altenhilfe und Betreuung; Erwartungen an die Bundespolitik in der 19. Legislaturperiode

Altenhilfe





		Interessenvertretungen pflegebedürftiger Menschen

		

		

		

		

		Antrags- und Stimmrechte in allen gesetzlich vorgeschriebenen Gremien, insbes. Im Qualitätsausschuss und in regionalen Pflegekonferenzen (35)



Mitbestimmungsrechte und Teilhabeinteressen von Senior*innen stärken (126)

		

		An der Weiterentwicklung pflegerischer Versorgungsstrukturen vor Ort ist das berufliche und das nicht-berufliche Hilfesystem (pflegende Angehörige, ehrenamtlich Engagierte, Nachbarn andere Mitbürger*innen) zu beteiligen. Rahmenbedingungen für den gemeinsamen Dialog  schaffen und die aktive Mitwirkung pflegender Angehöriger im SGB XI verankern.



Aus dem Solidaritätsprinzip heraus sieht sich die Caritas verpflichtet, pflegende Angehörige und ehrenamtlich Tätige zur Mitsprache und Partizipation zu befähigen und zu ermutigen.

Sozialpolitische Positionierung zur Kampagne 2010 





		Finanzierung

		

		Bürgerversicherung in der Pflege (30)

		Bürgerversicherung in der Pflege (205)

		Auszahlung von Vorsorgeverträgen soll nicht in der Kranken- und Pflegeversicherung verbeitragt werden (29)

		Pflegeversicherung zur Pflegevollversicherung ausbauen: Pflegebedürftige zahlen keine Eigenanteile mehr, sondern erhalten Leistungen bedarfsdeckend und nach bundesweit einheitlichen Qualitätsstandards (35)



Solidarische Pflegeversicherung: umfasst alle Bürger, Aufhebung der Beitragsbemessungsgrenzen (35)



Pflege-Bahr abschaffen (36)

		

		Übergang zu einem einheitlichen Versicherungssystem in der Kranken- und Pflegeversicherung mit Versicherungspflicht für die gesamte Bevölkerung: Sowohl gesetzliche als auch private Kassen konkurrieren unter einheitlichen Wettbewerbsbedingungen ohne Ressourcenentzug aus Versorgungsbereichen. Bis zur Einführung eines einheitlichen Versicherungssystems Risikostrukturausgleich zwischen gesetzlicher und privater Pflegeversicherung. 



Heranziehung weiterer Einkommensarten zur Beitragsbemessung auf Basis des steuerlichen Einkommensbegriffs



Anhebung der Beitragsbemessungsgrenze bis auf das Niveau der GRV.

Offenheit für einkommensabhängige Beiträge oder pauschale Beitragserhebung mit wirklichem Sozialausgleich.



Verbesserung der Nachhaltigkeit des Pflegevorsorgefonds



Systemgerechte Finanzierung und Dynamisierung der Leistungen in der sozialen Pflegeversicherung



neue caritas 3/2016, Impulspapier Gesundheit und Pflege im demografischen Wandel





		Tarifbindung

		

		Branchentarifvertrag Soziales (18)

		 



		

		Bessere Bezahlung der Pflegeberufe (14)

		

		Sicherstellung einer angemessenen, tariflichen Bezahlung aller Beschäftigten in der Pflege und Angleichung der Gehälter in der stationären Langzeitpflege und ambulanten Langzeit- und Akutpflege an die Gehälter im Krankenhaus



Refinanzierung der tariflichen Strukturen, einschließlich einer Aufhebung der Deckelung der Grundlohnsteigerung im SGB V



Stellungnahme des DCV zum Ersten Pflegestärkungsgesetz,  PSG I, 2014

Erstes Pflegestärkungsgesetz



		Mindestlohn

		

		

		

		

		Gesetzliche Festsetzung auf 14,50 Euro: keine Pflegefachkraft soll unter 3000 Euro in Vollzeit verdienen (36)





		

		Keine gesetzliche Festlegung des Pflegemindestlohns



		Kultur- und geschlechtsspezifische Pflege

		

		Kultur- und geschlechtersensible Pflege (31)

		

		

		

		

		



		Gewaltprävention

		

		Konzepte gegen Gewalt gegen Menschen mit Behinderung, ältere Menschen und Pflegebedürftige gemeinsam mit Wohlfahrtsverbänden erarbeiten (65)

		

		

		

		

		



		Pflegeausbildung

		

		

		Gemeinsame Pflegeausbildung, die sicherstellt, dass das Ziel ohne Verlust bisheriger Kompetenzen und Ausbildungskapazitäten erreicht werden kann (204)

		Integrative Ausbildung: 1 gemeinsames erstes Ausbildungsjahr und Spezialisierung in den Folgejahren; Ablehnung der generalistischen Einheitsausbildung (48)

		Integrierte Ausbildung: 2 gemeinsame Jahre + 1 Jahr Spezialisierung



Dreijährige Ausbildung zur Fachkraft Assistenz (nicht nur für Menschen mit Behinderung) (36)



Schulgeldfreiheit der Aus-, Fort- und Weiterbildung (36)

		

		DCV spricht sich für eine generalistische und gegen eine integrative Pflegeausbildung aus.



Stellungnahme des DCV und der Diakonie zum Pflegeberufereformgesetz, 2016

Pflegeberufereformgesetz



		Selbstverwaltung Pflege

		

		

		Bessere Mitspracherechte für die Pflege- und andere Gesundheitsberufe in den Gremien der Selbstverwaltung (202/203)

		

		

		

		Pflege soll in den Gremien der Selbstverwaltung eines reformierten Gemeinsamen Bundesausschusses vertreten sein. 



BAGFW-Stellungnahme „Eine Lobby für gute Pflege“, 2017

Eine Lobby für gute Pflege



		Seniorenpolitik

		

		

		

		

		

		

		



		Digitalisierung

		Modernste Assistenzsysteme für ältere Menschen (56)

		Angebote digitalen Lernens für ältere Menschen (9)

		Altersgerechte digitale Bildung (167)

		Entlastung der Pflege von Bürokratie und Dokumentationsaufwand durch verstärkte Nutzung von IT- und Assistenzsystemen (47)

		Rechtsanspruch auf eine gesetzliche Mindeststundenzahl an menschlichem Kontakt in Pflegeeinrichtungen (35)

		

		Die Verbände der Freien Wohlfahrtspflege wollen die Digitalisierung der Gesellschaft mitgestalten und Teilhabechancen für alle Generationen sichern. 



BAGFW-Papier „Digitale Transformation“, August 2017

nicht veröffentlicht



		Wohnen

		

		Barrierefreier Wohnraum: Fortsetzung des Programms „Altersgerecht umbauen“ und Aufbau eines Programms „Gemeinschaftlich selbstbestimmt wohnen“ (9,44)

		

		

		Barrierefreie und bezahlbare Wohnangebote für pflegebedürftige Menschen schaffen (35)



Förderung des altersgerechten Wohnens und des Zusammenlebens unterschiedlicher Generationen in Mehrgenerationenhäusern (126)

		

		Gebäudesanierungsprogramm für barrierearmen Umbau 



Stellungnahme „Mehr Wohnungsangebote für Menschen mit geringem Einkommen“, 2015, S. 2

Wohnungsangebote Menschen geringe Einkommen 



		Bildung im Alter

		Bildung und Weiterbildung für Senioren fördern (45)



Medienkompetenz für alle Generationen (46)

		

		

		

		Digitale Kommunikationsformen altersgerecht anpassen (126)

		

		Lebenslanges Lernen fördern, Kompetenzerwerb im Lebensverlauf den persönlichen Situationen anpassen. 



nc spezial 3/2013

Heute Berufe – morgen Kompetenzen





		Ehrenamt und Engagement älterer Menschen

		

		Angebot zivilgesellschaftlichen Engagements für ältere Menschen ausbauen (62)

		Ältere Menschen tragen viel zum Ehrenamt bei (211)

		

		

		

		Ermöglichung einer gemeinnützigen Tätigkeit für alle Menschen 



„Gesellschaftlichen Zusammenhalt stärken. Sozialpolitische Themen des DCV zur Bundestagswahl 2017“

Gesellschaftlichen Zusammenhalt stärken



		Teilhabe für Menschen mit Behinderung

		

		

		

		

		

		

		



		Wohnen

		

		Würdige Lebensbedingungen müssen für alle Lebensmodelle und Wohnformen sichergestellt werden. Dafür werden wir den Umbau zu barrierefreiem Wohnraum stärker unterstützen und das Programm „Altersgerecht umbauen“ fortsetzen und gemeinschaftliche Wohnformen mit einem Programm „Gemeinschaftlich selbstbestimmt Wohnen“ unterstützen. (9)

		Wunsch- und Wahlrecht in Bezug auf Wohnen herstellen; Ausbau selbstbestimmten Wohnens mit Assistenz (125)





Schaffung barrierefreier Wohnungen, um alten und behinderten Menschen den Weg ins Heim zu ersparen (185)

		

		Barrierefreies Bauen der Städte im Baugesetz als Allgemeinforderung verankern; Barrierefreiheit vor Erteilung einer Baugenehmigung einer Prüfung unterziehen (36)



Wohnort und Wohnform muss frei wählbar sein; Aufhebung des Mehrkostenvorbehalts des § 104 SGB IX, um Wunsch- und Wahlrecht uneingeschränkt zu gewährleisten (125)

Beseitigung jeglicher baulicher und kommunikativer Barrieren: Sonderinvestitionsprogramm von jährlich 1 Mrd. für 5 Jahre auflegen (125)

		

		Fortführung des KFW-Programms „Altersgerechtes Wohnen“



Verankerung des Themas Barrierefreies Bauen in der Aus- und Weiterbildung von Architekten



Stärkung der barrierefreien Ausgestaltung von Neubauten



Neben geeignetem barrierefreiem Wohnraum ist auch ein geeigneter Sozialraum notwendig.



Höhere Bedarfe, wie z.B. höhere Mietkosten für barrierefreien bzw. rollstuhlgerechten Wohnraum, im Rahmen staatlicher Transferleistungen (SGB II/XII, Wohngeld) dürfen nicht als unangemessen abgelehnt werden. Trotz der Zuständigkeit der Länder für die konkrete Umsetzung der Wohnraumförderung bedarf es länderübergreifend einer regelmäßigen Evaluation zum Umsetzungsstand. 

DCV-Stellungnahme Nationaler Aktionsplan zur Umsetzung der UN-BRK vom 5.10.2011

nicht online verfügbar





		Arbeit

		Eine Behinderung darf kein Armutsrisiko für den Betroffenen oder sein Umfeld

darstellen. Mit dem Bundesteilhabegesetz haben wir grundlegende

Verbesserungen erreicht. Durch Arbeit zum eigenen Lebensunterhalt beitragen

zu können, hat für Menschen mit Behinderung eine besondere Bedeutung.

Es braucht mehr Offenheit bei der Einstellung von Mitarbeitern mit Behinderung. (13)



		Die gesetzliche Grundlage für die Leistungen zur Teilhabe an der Gesellschaft hat sich mit dem Bundesteilhabegesetz bereits deutlich verbessert. Die Person und ihre Selbstbestimmung stehen im Mittelpunkt. Daran wollen wir anknüpfen und die Teilhabeleistungen stetig weiterentwickeln. Wir wollen, dass Betroffene ohne Diskriminierung und ohne großen Aufwand Zugang zu diesen Leistungen bekommen. (…) Wir streben einen inklusiven Arbeitsmarkt an, der allen Menschen eine Beschäftigung entsprechend ihren Fähigkeiten ermöglicht und ihnen die dafür notwendige Unterstützung bietet. Alle Menschen sollen auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt faire Perspektiven haben.

Lohndiskriminierung von Menschen mit Behinderung wollen wir vermeiden.

Der Übergang von der Schule zur Ausbildung und zum Beruf soll ebenso verbessert werden wie der Weg von Werkstätten hin zum allgemeinen Arbeitsmarkt. Dazu zählen auch generelle Regelungen zur Barrierefreiheit am Arbeitsplatz für alle Arbeitgeber. Das Angebot der Inklusionsbetriebe und Werkstätten werden wir im Hinblick auf einen inklusiven Arbeitsmarkt weiterentwickeln. Eine wichtige Funktion bei der Verwirklichung eines inklusiven Arbeitsmarktes nehmen dabei die Schwerbehindertenvertretungen ein, deren Rechte wir weiter stärken wollen. Dies betrifft insbesondere die Anhörungs- und

Beteiligungsverpflichtung bei der Einstellung von Menschen mit Behinderungen, bei Abmahnungen und Aufhebungsverträgen.

Wir treten dafür ein, dass die pauschalen Steuerfreibeträge für Menschen mit Behinderungen im Einkommenssteuergesetz angepasst werden.

(66)

		

		

		

		

		Das „Mindestmaß wirtschaftlich verwertbarer Arbeitsleistung“ sollte als Zugangskriterium für Leistungen der Teilhabe am Arbeitsleben aus dem SGB IX gestrichen werden.



Der Leistungsträger muss verpflichtet werden, bei einem privaten oder öffentlichen Arbeitgeber ein Budget für Arbeit zu ermöglichen. Das Budget für Arbeit soll auch im Rahmen von Integrationsfirmen eingesetzt werden können.



Förmliches Anerkennungsverfahren und Qualitätsstandards für die Anderen Leistungsanbieter nach § 60 SGB IX einführen



Berufsbildungsbereich der WfBM auf 3 Jahre erweitern



Stellungnahme des DCV zum Bundesteilhabegesetz, Stärkung der Teilhabe und Selbstbestimmung, 2016 

DCV BTHG



Die Bundespolitik ist aufgefordert, die weiterhin sehr hohe Arbeitslosigkeit von Menschen mit Behinderungen wirksam zu bekämpfen. Über die

Durchführung von Einzelmaßnahmen und Projekten hinaus ist die Entwicklung eines tragfähigen und nachhaltigen Gesamtkonzeptes zur Entwicklung eines inklusiven Arbeitsmarktes

erforderlich. Dafür muss insbesondere die individuelle Unterstützung ausgebaut werden. Einführung von individuellen und dauerhaften Nachteilsausgleichen. Beim Scheitern der Arbeitsmarktintegration muss es ein Rückkehrrecht in die WfbM geben.



Verbesserung der Rechtsstellung von Schwerbehindertenvertretungen und Optimierung des betrieblichen Eingliederungsmanagements



Erweiterung der  Zielgruppen von Integrationsfirmen um den Personenkreis der Menschen mit psychischer Erkrankung



Erweiterung der Aufgaben der Integrationsämter und gesetzliche Verankerung der Strukturverantwortung der Integrationsämter für die Integrationsfachdienste zur Stärkung der Vermittlung und Beratung von Menschen mit Behinderung



Stellungnahme des DCV „Gute Arbeit für Menschen mit Behinderung“, 2015

Gute Arbeit für Menschen mit Behinderung





		Mobilität

		Ziel der hindernisfreien Mobilität: Förderung eines Programms Barrierefreiheit auf Bahnhöfen (21)

		

		

		

		Barrierefreier ÖPNV, barrierefreie und nutzerfreundliche Bahnhöfe (91)

		

		Barrierefreiheit von Gehsteigen und Treppen sowie im ÖPNV herstellen; Ermöglichung der Nutzbarkeit des ÖPNV im Sinne einer Reisekette



Bahnhofsmission stärken



Flächendeckender Einsatz von Bodenindikatoren in Form von Rillen-,Rippen oder Noppenplatten zur Erleichterung der Orientierung für Sehbehinderte



DCV-Stellungnahme Nationaler Aktionsplan zur Umsetzung der UN-BRK vom 5.10.2011

nicht online verfügbar

 



		Barrierefreiheit im allgemeinen

		

		Bessere gesetzliche Bestimmungen für angemessene Vorkehrungen (667)

		Ziel: inklusive Gesellschaft frei von Barrieren, Vorurteilen und Diskriminierung: Inklusion für Menschen mit Behinderung ist ein Menschenrecht; diesen Anspruch erfüllt das BTHG derzeit noch nicht (125)



Verbindliche Vorgaben für Barrierefreiheit auch für die Privatwirtschaft (125)



Volle Umsetzung der UN-BRK auch in Deutschland gefordert (125)

		Barrierefreiheit ist eine Haltung, die gegenüber unterschiedlichen Gruppen zum Abbau von Diskriminierung gilt; betrifft auch digitale Angebote



Neben barrierefreien Wohnungen soll es auch barrierearme Wohnungen geben, um bei begrenzten Mitteln einen größeren Effekt zu erzielen (22)

		

		

		Herstellung von Barrierefreiheit auch im privaten Bereich im AGG 



Angemessene Vorkehrungen als eigenständigen Rechtsgegenstand im Behindertengleichstellungsgesetz (BGG) verankern



Barrierefreiheit von Bescheiden, Vordrucken und öffentlichen Verträgen auch für Menschen mit geistigen und seelischen Beeinträchtigungen



Forderungen zur Reform des Behindertengleichstellungsgesetzes (BGG), 29.05.2015

BGG





		Inklusive Bildung

		

		Barrierefreie Klassenzimmer (8)



Inklusive Bildung entlang gesamter Bildungsbiographie: Schaffung der notwendigen räumlichen, technischen und personellen Ressourcen (66)

		Inklusive Bildung (176)





Recht behinderter Kinder auf inklusive Kita (181)

		Schließung von Förderschulen gegen den Willen der Eltern ist ein Fehler; dabei Anerkenntnis, dass inklusive Regelschule das Ziel sein muss; Verbindliche Basisstandards für gemeinsamen Unterricht, bei Nichteinhaltung dürfen keine inklusiven Lernangebote gebildet werden (9)

		

Inklusive Schule: Barrierefreiheit als Voraussetzung: sächlich, Personal, Assistenzleistungen, Lernmittel, Hilfsmittel; 2-Lehrer*innen-System umsetzen, um Förderschulen überflüssig zu machen (52,53)



Inklusive und barrierefreie Hochschule (56)

		Förder- und Sonderschulen erhalten; Debatte um Abschaffung wird als „ideologisch motivierte Inklusion“ diskreditiert (42)

		Ein Bildungssystem für alle schaffen, damit Kinder mit und ohne Behinderung gemeinsam eine Kindertagesstätte besuchen und an einer Schule lernen können. Dazu ist es erforderlich, Kinder und Jugendliche mit einer Behinderung vorrangig in die Regeleinrichtungen des Bildungssystems zu integrieren. 



Schaffung der strukturellen Voraussetzungen für ein inklusives Bildungssystem: bauliche, sächliche und Barrierefreiheit und Sicherstellung der nötigen individuellen Förderung durch Integration von Sonderpädagogen in die Regelschule und Schaffung von multiprofessionellen Teams.



Allgemeine Lehrerausbildung muss um die pädagogischen Anforderungen von Kindern mit Behinderung gezielt erweitert werden (Inklusionspädagogik).



„Gesellschaftlichen Zusammenhalt stärken. Sozialpolitische Themen des DCV zur Bundestagswahl 2017“

Gesellschaftlichen Zusammenhalt stärken



Uneingeschränkter Zugang zum betrifft auch den Zugang zu beruflicher Bildung für Menschen mit komplexem Unterstützungsbedarf.

Die Bundesregierung ist aufgefordert, ein

inklusives Bildungssystem auf allen Ebenen (vorschulische Bildung, schulische Bildung, Hochschulbildung, Berufsausbildung, Erwachsenenbildung / Lebenslanges Lernen) zu verwirklichen.



DCV-Stellungnahme Bundesteilhabegesetz, 2016

Bundeteilhabegesetz





		Kinder und
Jugendliche mit Behinderung

		

		Kinder- und Jugendhilfe soll für Kinder und Jugendliche mit und ohne Behinderung gelten (68)

		Zusammenführung der Leistungs- und Unterstützungssysteme für Kinder mit und ohne Behinderung im Jugendhilferecht (211)

		

		Inklusives Kinder- und Jugendhilfegesetz (26)



		

		Der Deutsche Caritasverband setzt sich für ein Inklusives SGB VIII ein. Alle Kinder und Jugendlichen sollen Teilhabeleistungen, die sich an den Vorgaben der UN-BRK orientieren, aus einer Hand und damit Jugendamt erhalten.



DCV-Stellungnahme zum SGB VIII, 2017

Kinder- und Jugendstärkungsgesetz





		Gesundheit

		

		

		

		

		Barrierefreies Gesundheitssystem (Zugang, Untersuchungstechniken, Behandlung, Kommunikation) (28)

		

		Die Behandlung von Patientinnen und Patienten mit Behinderung ist systematisch im praxisbezogenen Teil der Ausbildung verpflichtend einzuführen.





Bauliche, sächliche, personelle und kommunikative Barrierefreiheit von Arztpraxen und Krankenhäusern herstellen: Information und Aufklärung in leichter Sprache, angemessene Vorkehrungen für die sächliche Ausstattung der Praxen, z.B. Untersuchungsstühle



Es sollte gesetzlich klargestellt werden, dass der Rechtsanspruch auf Assistenz im Krankenhaus nicht nur für Menschen mit Behinderung gilt, die ihre Assistenz durch eine Pflegekraft im sogenannten Arbeitgebermodell sicherstellen. Im Sinne der Gleichbehandlung muss diese Leistung auch denjenigen Menschen mit Behinderungen zur Verfügung stehen, die ihre Assistenz nicht durch eine Pflegekraft im Arbeitgebermodell in Anspruch nehmen oder die ihren Lebensmittelpunkt in einer Einrichtung der Behindertenhilfe i. S. des § 71 Abs. 4 SGB XI haben.



DCV-Stellungnahme: Gesundheitliche Versorgung von Menschen mit Behinderung menschenrechtskonform gestalten, 29.04.2015

gesundheitliche Versorgung Menschen mit Behinderung



		Digitalisierung

		

		Digitale Arbeitswelt 4.0. schließt zusätzliche Qualifizierung für die Ausbildung von Menschen mit Behinderung ein (durch Auflösung der Orts- und Zeitgebundenheit der Weiterbildung) (12)

		

		

		Barrierefreies Gesundheitswesen: Barrierefreiheit als Zulassungskriterium für Arztpraxen und medizinische Einrichtungen (125)

		

		Arztpraxen sollen auch in überversorgten Gebieten zugelassen werden können, wenn sie barrierefrei ausgestaltet sind. 

Besondere Berücksichtigung bei Bewerbern für eine Praxisnachfolge, wenn sie ihre Praxis barrierefrei gestalten wollen.



DCV Stellungnahme zum GKV-Versorgungsstrukturgesetz, vom Oktober 2011

GKV Versorgungsstrukturgesetz





		Wahlrecht

		

		Wahlrechtsausschlüsse von Menschen mit Behinderung abschaffen (61)

		Wahlrechtsausschlüsse für Menschen mit Behinderungen abschaffen (125,148)

		

		Wahlrechtsausschlüsse aufheben; barrierefreies Wahlverfahren (Wahllokal, Wahlmaterialien) (125,118)

		

		Aufhebung des Wahlrechtsausschlusses für Menschen, die in allen Lebensbereichen unter Betreuung stehen.



Gesellschaftlichen Zusammenhalt stärken. Sozialpolitische Themen des DCV zur Bundestagswahl 2017“

Gesellschaftlichen Zusammenhalt stärken



		Gewaltprävention

		

		Konzepte gegen Gewalt gegen Menschen mit Behinderung, ältere Menschen und Pflegebedürftige gemeinsam mit Wohlfahrtsverbänden erarbeiten (65)

		

		

		Gewaltfreie Psychiatrie (31)

		

		Erweitertes Führungszeugnis soll in allen Einrichtungen und Diensten, die volljährige Schutzbefohlene betreuen, verlangt werden.
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bei der Betreuung von volljährigen

Schutzbefohlenen, 10.07.2015

Betreuung volljährige-Schutzbefohlene





		Antidiskriminierung

siehe Politikbereich Migration und Integration =>Ausgrenzung/Diskriminierung

		

		Anwendungsbereich des AGG auf staatliches Handeln erweitern (65)

		

		

		

		

		



		BTHG 

		

		Teilhabeleistungen weiterentwickeln (66)

		

		Wunsch- und Wahlrecht auf Leistungen zu Teilhabe, z.B. freie Wahl von Wohnort und Wohnform kostenneutral innerhalb des vorgegebenen Budgets ermöglichen; Persönliches Budget einfach und unbürokratisch nutzbar machen (33)

		

		

		Es muss gewährleistet sein, dass alle Menschen, die in ihrer gesellschaftlichen Teilhabe eingeschränkt sind, Zugang zu Leistungen der Eingliederungshilfe erhalten. Kein erzwungener Umzug in Einrichtungen, wenn diese kostengünstiger sind als die ambulante Versorgung. Es ist sicherzustellen, dass die Wünsche der Leistungsberechtigten stets denen der Betreuer vorgehen.



Rechtsanspruch auf ein Persönliches Budget muss auch dann bestehen, wenn keine Zielvereinbarung zustande gekommen ist.



DCV-Stellungnahme Bundesteilhabegesetz, 2016

Bundeteilhabegesetz





		Schnittstelle Pflege und Behinderung

		

		Menschen mit Behinderung sollen alle Leistungen der Pflegeversicherung erhalten, unabhängig davon, wo sie wohnen (65)

		

		Menschen mit Behinderung müssen unabhängig von der Wohnform Anspruch auf alle Leistungen aus den Sozialversicherungen einschließlich der Pflege erhalten (34)



Bessere Verzahnung der Leistungen von Gesundheit und Pflege sowie bei Behinderung (33)

		

		

		Anerkennung des stationären oder ambulanten betreuten Wohnens als eigene Häuslichkeit; dadurch Aufhebung der leistungsrechtlichen Schlechterstellung gegenüber anderen pflegebedürftigen Menschen. Statt der 266 €, welche die Pflegekassen dem Eingliederungshilfeträger bezahlen, hätten die Menschen mit Behinderung dann einen Leistungsanspruch auf die volle Pflegesachleistung nach § 36 SGB XI oder auf das Pflegegeld nach § 37 SGB XI.

Der Betrag kann nach Pflegestufen bzw. Pflegegraden gestaffelt werden.



DCV-Stellungnahme Bundesteilhabegesetz, 2016 

Bundeteilhabegesetz





		Vermögen, Einkommen und Steuern von Menschen mit Behinderung

		

		Anpassung der pauschalen Steuerfreibeträge für Menschen mit Behinderung im EStG (66)

		

		

		Vermögens- und einkommensunabhängige Persönliche Assistenz; Vereinfachung des Persönlichen Budgets in diesem Zusammenhang (25)

		

		Eltern von Kindern mit Behinderungen sollten nicht zum Einkommenseinsatz für Teilhabeleistungen herangezogen werden. Teilhabeleistungen sollten in voller Höhe solidarisch getragen werden. Auch das Einkommen, das im Rahmen von Unterhaltspflichten aufgewendet werden muss oder gepfändet ist, muss weiterhin anrechnungsfrei bleiben. Bei der Anrechnung von Vermögen muss nicht nur die selbst genutzte Immobilie, sondern auch das

Vermögen zum Aufbau einer Altersvorsorge anrechnungsfrei bleiben. 

Das jetzt in § 92 Absatz 1 SGB XII normierte Bruttoprinzip, demzufolge der Leistungsträger dem Leistungserbringer das volle Entgelt auszahlt und der Leistungsempfänger einen eventuellen Eigenanteil dem Leistungsträger selbst bezahlt, sollte beibehalten werden. Dies ist im Rahmen der Ausgestaltung der künftigen Eingliederungshilfe als echte Sachleistung (§ 123 Absatz 6 SGB IX-E) schon aus systematischen Gründen erforderlich.



Stellungnahme des DCV zum Bundesteilhabegesetz, Stärkung der Teilhabe und Selbstbestimmung, 2016 

DCV BTHG





		Sport

		

		

		Sport ermöglicht Inklusion (154)

		Sport als Inklusionsfaktor (9)

		Förderung der Teilhabe auch behinderter Menschen am Sport (133)

		

		



		Drogenpolitik

		

		

		

		

		

		

		



		Tabak und
Alkohol

		

		

		Tabakwerbung verbieten (126)



Offensiver auf die Gefahren von Tabak und Alkohol hinweisen (126)

		

		Verbot von Werbung für Tabak und Alkohol (128)



Weiterer Ausbau des Nichtraucherschutzes (128)

		

		Regulierung von Alkoholwerbung, -marketing und –sponsoring; Instrument: Gesetzliche Regulierung/Maßnahme u.a. Einführung eines generellen Verbots von Alkoholwerbung Bund/EU



Aktionsplan Alkohol der DHS Deutsche Hauptstelle für Suchtfragen, 2008

Aktionsplan Alkohol



Einstieg in Tabakkonsum ist so unattraktiv wie möglich zu gestalten (Verpackung; Produktbeschreibungen; Verbot von Tabakzusatzstoffen; Verbot rauchloser Tabakprodukte; Einbezug neuartiger nikotinhaltiger Erzeugnisse) 



Stellungnahme der DHS Deutsche Hauptstelle für Suchtfragen zum Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates zur Angleichung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedsstaaten über die Herstellung, die Aufmachung und den Verkauf von Tabakerzeugnissen und verwandten Erzeugnissen, Februar 2013

Tabakproduktrichtlinie





		Cannabis

		

		

		Cannabis-Regelungen schaffen für Anbau, Handel und Abgabe; Verkauf unter strenger Wahrung des Jugendschutzes durch lizenzierte private Verkäufer; Ausbau von Therapie-, Präventions- und Hilfeangeboten durch Erträge aus der Cannabissteuer finanzieren (127)

		Kontrollierte Freigabe von Cannabis: Besitz und Konsum soll für Erwachsene erlaubt sein; kontrollierter Verkauf in lizenzierten Geschäften und Steuern darauf analog zu Zigaretten; bringt bis zu 1 Mrd. Euro jährlich (49)

		Legalisierung von Cannabis und Schaffung nicht-kommerzieller Bezugsmöglichkeiten; Änderung des Betäubungsmittelrechts, sodass die Bundesländer eigenständig über wissenschaftliche Modellprojekte zur Abgabe von Cannabis entscheiden können (128)

		

		Enquete-Kommission erforderlich zur Prüfung der geltenden Bestimmungen der Cannabispolitik und von Möglichkeiten einer Regulierung; Modellprojekte zur kontrollierten Abgabe; Entkriminalisierung; Einhaltung des Jugendschutzes.



Stellungnahme der DHS Deutsche Hauptstelle für Suchtfragen Cannabispolitik in Deutschland. Maßnahmen überprüfen, Ziele erreichen, September 2015

Cannabispolitik



		Spielsucht

		

		

		

		

		Automatenverbot in Gaststätten (128)

		

		Geldspielgeräte sind als Glücksspiel im Sinne des GlüStV zu definieren und sollten dessen Vorschriften unterliegen

Stellungnahme der DHS Deutsche Hauptstelle für Suchtfragen zur "Glücksspielsuchtprävention" für die Anhörung des Deutschen Bundestages, Ausschuss für Gesundheit am 01.07.2009

Prävention Glücksspielsucht
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		Thema

		Union

		SPD

		Bündnis 90/Die Grünen

		FDP

		Linke

		AFD

		DCV



		Familienbegriff

		Da, wo zwei Menschen Verantwortung für Kinder und ihre Erziehung übernehmen (25)



Gesellschaftliche Wertschätzung durch Vorfahrtsregeln (28)





		Da, wo Menschen dauerhaft Verantwortung übernehmen (5, 63)

		Da, wo Menschen verbindlich u. solidarisch zusammenleben (123) und Verantwortung füreinander übernehmen (209) / Rechtsinstitut der elterlichen Mitverantwortung (214)

		Wen wir lieben (49)



Verantwortungsgemeinschaft -> mit flexiblen Bausteinen der Verantwortungsübernahme zwischen zwei und mehr Personen , daran soll auch Erb-, Steuer- u. Sozialrecht anknüpfen (51)

		Da, wo Menschen Verantwortung füreinander übernehmen (26)

		Klassisches Familienbild: Vater, Mutter, Kinder (39)



schwerwiegendes Fehlverhalten gegen eheliche Solidarität muss bei Scheidungsfolgen wieder berücksichtigt werden (37)



		In Familien übernehmen Eltern für Kinder und Kinder für Eltern

Verantwortung. Familienleben kennt viele Erscheinungsformen und unterliegt einem

sozialen Wandel, der Rollenverteilungen, Lebenslagen und

Haushaltskonstellationen beeinflusst.



DCV-Kampagne „Familie schaffen wir nur gemeinsam“

Sozialpolitische Forderungen, 2013

Sozialpolitische Forderungen





		Frühe Hilfen

		Wir wollen eine Anlauf- und Auskunftsstelle für alle Familienangelegenheiten schaffen, damit junge Familien bestmöglich die Vielfalt der staatlichen

Unterstützungsangebote in Anspruch nehmen können (27).

		Hebammen sind unverzichtbare Begleiterinnen beim Start ins Leben. Ergo: Beruf attraktiver machen, 

Arbeitsbedingungen (auch Bezahlung) verbessern (31).

		Geburtshilfe stärken – Hebammenarbeit sichern; 

Krankenhäuser mit Geburtsstationen sollen in allen Regionen gut erreichbar sein.   Geburten brauchen verbindliche Qualitätsvorgaben (202 + 134)

		Geburtshilfe in Deutschland sichern, Hebammen stärken (88)

		Für eine Stärkung

der Qualifizierung und für eine bessere

Bezahlung der Gesundheits- und Heilberufe (auch Hebammen) (32)

		Finanzielle Entlastung  freiberuflicher Hebammen z. B. durch eine Quersubventionierung bei Haftpflichtversicherungen (63)



		Bundesweit sollen Lotsendienste zur Vermittlung von Frühen und anderen Hilfen für alle Geburtskliniken ermöglicht, gesetzlich verankert und verbindlich refinanziert werden; Auskömmliche und nachhaltige Finanzierung der Angebote Früher Hilfen (Beratung u. Befürwortung dazu u.a. im Bund-Länder-Netzwerk Kinder-Jugend, Familie 04.07.2017)



DCV-Kampagne „Familie schaffen wir nur gemeinsam“

Sozialpolitische Positionen zur Caritas-Kampagne 2013

Sozialpolitische Forderungen



Dringend notwendig sind … präventive Angebote für arme Familien und ihre Kinder (Sozialpädagogische Familienhilfe, Frühe Hilfen); (dazu Pressemitteilung des DCV zum 5. Armuts- und Reichtumsbericht, 19.06.17)

Anhörung 5-ARB









		Adoption

		

		Auch für gleichgeschlechtliche Paare (63)

		

		

		Adoptionsrecht für eingetragene Lebenspartner (73)

		erleichtern (37)

		Durch das Gesetz zur Einführung des Rechts auf Eheschließung für Personen gleichen Geschlechts hat sich die Forderung von SPD und Linken de facto erledigt. Homosexuelle und heterosexuelle Paare sind rechtlich gleichgestellt, wenn sie heiraten. Das wirkt sich u.a. beim Adoptionsrecht aus, d. h. homosexuelle Ehepaare haben das volle Adoptionsrecht.





		Vormundschaftsrecht/

Betreuungsrecht

		

		Muss reformiert werden (66) 



Verantwortung des Vormundes für Erziehung, Fürsorge, Entwicklung verstärkt werden (66)



Grundsatz der Erforderlichkeit im Betreuungsrecht stärken (66)

		

		

		

		

		Die Gesamtreform des Vormundschaftsrechts muss umgesetzt werden:

a) Die Vormundschaft muss von einer überwiegend formalen Vertretung zur umfassenden Verantwortung für die Entwicklungs- und Erziehungsbedingungen der Kinder und Jugendlichen weiterentwickelt werden.

b) Es muss ein Vergütungsanspruch für den Vormundschaftsverein eingeführt werden, wenn deren Mitarbeiter/innen Vormundschaften übernehmen.





		Pflegekinder

		

		Rechte von Pflegekindern stärken (66)

		Rechte von Pflegekindern stärken (209)

		

		

		

		Professionelle Infrastruktur für die Beratung und Begleitung von Pflegeeltern weiterentwickeln



Die strukturelle Verankerung und konzeptionelle Ausgestaltung der Arbeit mit Herkunftsfamilien verbessern; systematische Unterstützung der leiblichen Eltern unabhängig vom Lebensmittelpunkt der Kinder



Partizipation von Kindern und Jugendlichen umsetzen



Forschung zur Pflegekinderhilfe und Dialog Wissenschaft und Praxis der Pflegekinderhilfe fördern



Fachartikel „Pflegekinderdienste ermöglichen ein sicheres Zuhause“, neue caritas 14/2015

Pflegekinderdienste



Absicherung von Dauerpflegeverhältnissen: 

Bislang fehlt es an einer familienrechtlichen Absicherung von bereits länger bestehenden Pflegeverhältnissen, die für das Kind längst zur auf Dauer angelegten Lebensform geworden sind. 

Es bedarf einer zivilrechtlichen Regelung, die mehr Platzierungs- und Beziehungsstabilität der Pflegefamilien ermöglicht. 



Rechtsgrundlage für die Unterbringung be-hinderter Kinder in Pflegefamilien dringend nachbessern: Die Rechtsgrundlage für die Unterbringung behinderter Kinder im Rahmen der Eingliederungshilfe fällt am 31.12.2018 weg. Da die Folgeregelung im BTHG erst ab 1.1. 2020 wirksam wird, besteht über 12 Monate keine explizite rechtliche Grundlage für die Betreuung von behinderten Kindern in Pflegefamilien.





		Kinderrechte

		Kinderrechte ins GG (26)

		Eigene Rechte von Kindern im Grundgesetz verankern -> Parlamente, Verwaltung, Gerichte müssen Kindesinteresse vorrangig berücksichtigen (7) 



Kindeswohl muss im Mittelpunkt stehen (63)

		Kinderrechte ins GG (213)

		

		

		

		Der Schutz von Kinderrechten ist für den DCV ein prioritäres Anliegen. Kinderrechte – die Grundrechte von Kindern – sind im Grundgesetz bereits umfassend geschützt. Bestehende Defizite in der Verwirklichung von Kinderrechten müssen jeweils durch konkrete Maßnahmen behoben werden. Dafür setzt der DCV sich ein.

s. hierzu die Hinweise in den jeweiligen Fachkapiteln



Kommentar von Herrn Prof. Cremer "An der Verfassung liegt es nicht!", neue caritas 10/2017

Kinderrechte





		Kinder/Jugend

		Wir finden uns nicht mit Kinderarmut ab. (25)

		Eigenständige Jugendpolitik (5)



Kinder- und Jugendbericht als Instrument verankern (7)

 

Jugend-Check gesetzlich verankern-> alle gesetzlichen Maßnahmen werden auf Wirkung hin überprüft (7)

		Kinder- und Jugendhilfeleistungen über das 18. Lebensjahr hinaus (211)



Leistungs- und Unterstützungssystem für Kinder mit und ohne Behinderung und Rechtsanspruch auf Hilfe zur Erziehung (211)



Einheitliche Standards für Kinder mit und ohne Migrationshintergrund (211)



Präventionsangebote -> Kooperation zwischen Kinder- und Jugendhilfe und Gesundheitswesen (Qualität + Finanzierung) (211)

		

		

		

		Im Rahmen der eigenständigen Jugendpolitik sind die Interessen und die Partizipation von benachteiligten Jugendlichen stärker zu berücksichtigen.



„Forderungen zur Jugendpolitik aus katholischer Sicht“, 2013

Jugendpolitische Forderungen



Der DCV setzt sich für die verfassungs- und völkerrechtlich gebotene Umsetzung der Kinderrechte für alle Kinder in Deutschland ein, d.h. konkret auch für einheitliche Standards für Kinder mit und ohne Migrations- bzw. Fluchthintergrund. Die Notwendigkeit einer besonderen Verankerung von Kinderrechten im GG sehen wir nicht. 



Stellungnahme des DCV „Kindeswohl der unbegleiteten minderjährigen Flüchtlinge bestmöglich sichern“, 2015

Kindeswohl UMF



Dringend notwendig sind der Ausbau und die bessere Vernetzung niedrigschwelliger präventiver Angebote für arme Familien und ihre Kinder (Sozialpädagogische Familienhilfe, Frühe Hilfen); interdisziplinäre Kooperationen müssen gesetzl. Festgeschrieben und finanziell hinterlegt werden;



Stellungnahme des DCV zur Anhörung zum 5. Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesregierung, 27.06.17

Anhörung 5-ARB



IN VIA: Fachkräfte aus Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe müssen die Rahmenbedingungen dafür schaffen, dass Kinder und Jugendliche mitbestimmen können.



Dokumentation zum Jugendworkshop und zur Fachtagung Partizipation „Was heißt hier jugendgerecht?!“

Veröffentlichungen Jugend

und 

„Mitbestimmung - wie geht das?“, 2016

Mitbestimmung Jugend



Im gemeinsamen Tun mit anderen müssen Beteiligungsmöglichkeiten für junge Menschen geschaffen werden. Sie werden dabei unterstützt, sich mit anderen auszutauschen und sich selbst zu vertreten.



KJS Positionspapier „Bildungsort Jugendsozialarbeit. Zum Bildungsverständnis der Jugendsozialarbeit in katholischer Trägerschaft“

Jugendsozialarbeit





		Betreuung von Kindern

		Rechtsanspruch auf Gewährleistung von Betreuung überall dort, wo sie von Eltern gewünscht oder benötigt wird (26) 



Betreuung im Grundschulalter einführen (26, 36)



Ausbau Steuerbefreiung für Zuschüsse der Arbeitgeber für Betreuungskosten bis Ende des Grundschulalters (26)

		

		Rechtsanspruch auf Ganztagsbetreuung in Grundschule und Hort (210)

		Flexible Angebote (36)



Wechselmodell nach Scheidung als Regelfall analog zur elterlichen Sorge (50)

		99

		Finanzielle Unterstützung elterlicher Betreuung (37)

		0BEltern benötigen zur Vereinbarkeit von Familie und Beruf den Ausbau lebenslagenorientierter bzw. –spezifischer Fördersysteme.

1BPressemitteilung des KTK, 1.8.2017: Rechtsanspruch für Grundschulkinder richtiges politisches Signal

Der weitere Ausbau der ganztägigen Bildung und Betreuung ist zu unterstützen und Ganztagsangebote sind zugänglich zu machen.



Positionspapier des DCV „Für ein chancengerechtes und inklusives Bildungssystem“, 28.11.2011

Bildungspolitische Position



Die Arbeitsgemeinschaft Interessensvertretung Alleinerziehender arbeitet aktuell an einer Positionierung gegen das sogenannte Wechselmodell nach elterlicher Trennung als Regelfall, weil es weder in jedem Fall dem Kindeswohl dient, noch für alle Eltern umsetzbar ist. 



Wechselmodell Umgangsgestaltung bei häuslicher Gewalt 





		Familienarbeitszeit/

Partnerschaftlichkeit

		Vereinbarkeit von Familie und Beruf durch Anreize bei Unternehmen fördern (27)



dazu Digitalisierung nutzen (52)



Rückkehrberatung zur beruflichen Wiedereingliederung (27)



Anspruch auf befristete Teilzeit abhängig von Betriebsgröße (27,44)

		Gute Kitas, Zeit und Geld (5)



Wahlarbeitszeit und Anspruch auf befristete Teilzeit (34)



Flexibilisierung;

im öffentlichen Dienst als Vorreiter für Aufteilung von Erwerbsarbeit, Kindererziehung und Pflege (6)



Freistellung für Pflegende von Arbeit mit Lohnersatzleistung (orientiert an Elterngeld: 150 Euro/Monat bei 75% bis 90% der regulären Vollarbeitszeit) für bis zu 3 Monate (16)

		Flexible Vollzeit, d.h. Verkürzung der Arbeitszeit um bis zu 10 Std./Woche (131) bzw. freie Entscheidung, wie innerhalb eines Korridors von 30 – 40 Std. persönliche Vollzeit aussieht (210)



Rückkehrrecht auf Vollzeit (210)



Recht auf Homeoffice (210)



KinderZeitPlus löst Elterngeld ab + ermöglicht phasenweise Arbeitszeitreduzierung nach 1. Geburtstag bis 14. Lebensjahr: jeder Elternteil erhält 8 Monate finanzielle Unterstützung (16 Monate), weitere 8 Monate können zwischen beiden Elternteilen aufgeteilt werden -> insg. 24 Monate Unterstützung (210)

		Flexible Arbeitszeitmodelle + digitale Arbeitsplätze (36, 44)



Mehr mobile Arbeitsplätze -> Entbürokratisierung des Arbeitsschutzes bei homeoffice-Arbeitsplätzen

		familiengerechte und kürzere Arbeitszeiten für alle, die Verantwortung in Erziehung und Pflege übernehmen (17)

		

		Stichwort Familienarbeitszeit: Der DCV hat sich in internen Workshops mit dem Thema beschäftigt und beobachtet mit Interesse die Entwicklungen. Eltern soll ermöglicht werden, ihre Wochenarbeitszeit zu reduzieren. 



Der DCV engagiert sich in der unternehmensübergreifenden Initiative „Chefsache“. Diese begreift die Flexibilisierung von Arbeitszeiten als zentrales Element der Chancengerechtigkeit zwischen Frauen und Männern in Führungspositionen.

Chefsache



Geschlechtergerechtigkeit 



		Arbeitszeitkonten

		Familien- u. Lebensarbeitszeitkonten (27)

		Langzeitarbeitskonten (16)

		

		

		

		

		Der DCV hat sich bereits 2013 intensiv mit diesem Arbeitszeitmodell auseinander gesetzt und eine großzügigere Auslegung des Partnerschaftsgedankens angemahnt.



Zeitkontenregelungen im Arbeitsrecht sollen Familien mehr Flexibilität geben.



Positionierung zur Familienarbeitszeit

Familienarbeitszeit





		Familiengeld

		

		300 Euro/Monat (38)



		

		

		

		

		



		Elterngeld

		

		ElterngeldPlus: Familiengeld von 150 Euro/Monat bei partnerschaftlicher Aufteilung der Arbeitszeit, d.h. jeweils 75% bis 90% der regulären Vollarbeitszeit -> bis zu 24 Monate; auch für Allein- oder 

getrennt Erziehende (6)

		Abgelöst (212)

		

		

		

		Für den DCV steht beim Elterngeld der familienunterstützende Aspekt im Vordergrund; die Ausgestaltung des Elterngeldes muss gerechter werden; auch Familien im Hartz-IV-Bezug und Familien mit geringen Einkommen sollen davon profitieren.



Stellungnahme des DCV zum Referentenentwurf eines Gesetzes zur Einführung des Elterngeld Plus mit Partnerschaftsbonus und einer flexibleren Elternzeit im Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz vom 24.4.2014

Einkommensunabhängiges Elterngeld



Elterngeld plus



		Steuern

		

		Wahl zwischen Ehegattensplitting und Familientarif mit Kinderbonus, von dem verheiratete u. unverheiratete Eltern mit

Kindern, wie auch Alleinerziehende profitieren: jeder Elternteil soll 150 Euro pro Kind von

seiner Steuerlast abziehen können; im Familientarif können Ehepartner

Einkommensanteile von höchstens 20.000 Euro untereinander übertragen (38)



		Ehegattensplitting durch gezielte Förderung von Familien ersetzen (130)



Wahlrecht zwischen Ehegattensplitting mit Kindergeld und Kinderfreibetrag oder Individualbesteuerung mit Kindergrundsicherung (213)

		

		Ehegattensplitting durch familienfreundliche Steuermodelle ersetzen, bei dem das nicht

ausgeschöpfte steuerliche Existenzminimum zwischen den Eheleuten bzw. Lebenspartnerinnen und

Lebenspartnern frei übertragbar sein wird (73)

		Familiensplitting mit Freibeträgen (38)

		





		Weitere Unterstützung

		

		

		Familien-Budget als 12-Milliarden-Entlastungspaket: Zusammenführung von Kinderfreibetrag, Kindergeld, Kinderzuschlag und Kinderregelsatz, bestehend aus: 1. Regelsätze müssen Existenzsicherung absichern, 2. Für Eltern mit geringem Einkommen KinderGeldBonus zur Abdeckung des sächlichen Existenzminimums, 3. einkommensunabhängige Kindergrundsicherung, die Kindergeld und Kinderfreibetrag ersetzt und mit übertragbarem Grundfreibetrag verknüpft (212)



Abschaffung des Bildungs- und Teilhabepakets,

stattdessen teils vom Bund finanzierter kostenfreier Zugang zu Leistungen, teils Finanzierung durch Regelsatz (213)

		

		

		Ehe-Start-Kredit (38)

		Der Deutsche Caritasverband setzt sich dafür ein, den Kinderzuschlag zu einer einkommensabhängigen Kindergrundsicherung weiter zu entwickeln. 



„Souveränität von Familien mit geringem Einkommen stärken“, Position des Deutschen Caritasverbandes zu einer einkommensabhängigen Kindergrundsicherung, 17.11.2014

Kindergrundsicherung



		Vereinbarkeit Familie/Studium

		

		

		fördern und Möglichkeit zum Teilzeitstudium schaffen (179)

		

		

		Guter Abschluss und zeitnahe Elternschaft -> keine Rückzahlung des BaFöGs (38)

		Vordringlich ist eine verlässliche Betreuungsstruktur für junge Eltern. 

Positionspapier des DCV „Für ein chancengerechtes und inklusives Bildungssystem“, 28.11.2011

Bildungspolitische Position



		Kita

		

		gebührenfrei (6, 38)

		Als Orte für die ganze Familie (176) 



Elternbeiträge sozial staffeln (181)

		Bildungsgutscheine (5)

		

		

		KTK-Pos. vom März 2008: (www.ktk-bundesverband.de) Verbesserung von Rahmenbedingungen für die päd. Arbeit im Kindergarten: die dort beschriebenen Positionen gelten weiter. 



KTK-Vorstand Juni 2017: Forderung nach Beitragsfreiheit perspektivisch beibehalten.





		Ganztagsbetreuung

		

		Ganztagsbetreuung mit finanzieller Beteiligung des Bundes -> 3 Milliarden Euro (6, 38)

		Ganztagsbetreuung (176)

		

		Ganztagsbetreuung (14)

		

		In Kita oder Schule?

Jedenfalls dem Bedarf der Familien entsprechend.



Positionspapier des DCV „Für ein chancengerechtes und inklusives Bildungssystem“, 28.11.2011

Bildungspolitische Position



		Qualität

		Ausbau von Qualität (26)

		bundesweites Qualitätsgesetz (6)

		Bundesweite Qualitätsstandards (176)



Inklusiv (181)

		

		Verbesserung durch QM (134)

		

		KTK-Engagement für ein Bundesqualitätsgesetz: Startseite www.ktk-bundesverband.de



		Hort

		Vielfalt der bestehenden Betreuungen im Grundschulalter erhalten (26)

		

		Rechtsanspruch auf Hortbetreuung (210)

		

		

		

		Pressemitteilung des KTK vom 1.8.17 www.ktk-bundesverband.de





		Kindergeld/

Kinderfreibetrag

		Freibetrag in zwei Schritten auf Erwachsenenfreibetrag anheben + Kindergeld erhöhen (erst 25 Euro je Kind, dann abhängig von wirtschaftlicher Gesamtlage) (26,34)

		Gestaffelt nach Einkommen und Kinderzahl (6)



Zusammenführung von Kindergeld und Kinderzuschlag zu erweitertem Kindergeld (6,38) 



Bürokratieabbau (38)

		

		Alle den Eltern zustehenden kindesbezogenen Leistungen in Kindergeld 2.0 als eigenständiger Anspruch des Kindes: einkommensunabhängiger Grundbetrag, einkommensabhängiger Flexi-Betrag und Bildungs- und Teilhabepaket (50)

		für alle Kinder auf 328 Euro erhöhen (26)

		

		Der Deutsche Caritasverband setzt sich dafür ein, den Kinderzuschlag zu einer einkommensabhängigen Kindergrundsicherung weiter zu entwickeln.



„Souveränität von Familien mit geringem Einkommen stärken“, Position des Deutschen Caritasverbandes zu einer einkommensabhängigen Kindergrundsicherung, 17.11.2014

Kindergrundsicherung





		Art. 3 Abs. 3 GG / Diskriminierungsschutz

		

		

		Merkmale der sexuellen und geschlechtlichen Identität ergänzen (123)



TranssexuellenG durch ein Gesetz zur Anerkennung der selbstbestimmten Geschlechtsidentität ersetzen (123)



Dritte Option im PersonenstandsG für Transsexuelle (123)

		Erweiterung des Diskriminierungskatalogs;

über Bundesstiftung stärkere Förderung für Bildung, Selbsthilfe und Diversity Management; Änderung des TranssexuellenG (51)



Opferrente einführen (52)

		

		

		



		Wahlalter 

		

		Bei Bundestag und EU-Parlament ab 16 Jahren (8)

		Wahlalter auf 16 Jahre absenken (156)

		

		Wahlalter auf 16 Jahre senken (127)

		

		Der DCV setzt sich dafür ein, Kinder und Jugendliche gemäß

ihrem Alter und Interesse an politischen Entscheidungsprozessen verbindlich zu beteiligen und ihnen ein angemessenes Wahlrecht einzuräumen – bei Kommunalwahlen ab 16 Jahren.

Der DCV fordert zudem das kommunale Wahlrecht für alle Ausländer(innen), die seit mindestens fünf Jahren rechtmäßig, mit Aussicht auf Aufenthaltsverfestigung, in Deutschland leben.



Sozialpolitische Position des DCV zur Kampagne 2016, 

neue caritas 21/2015





		Wohnen

		Baukindergeld von 1.200 Euro pro Kind und Jahr über 10 Jahre (27)



Freibeträge bei Grunderwerbssteuer für Erwachsene und Kinder (27)

		

		

		

		

		

		



		Frauen/
Gleichstellung

		Gleichstellung im öffentlichen Dienst vorantreiben (44)

		mit einem Transparenzgesetz Lohnungerechtigkeit begegnen (62)

		Tarifvertrag „Soziale Dienste“ als Grundlage für gerechte Löhne auf alle Tarifbereiche ausweiten; EntgeltgleichheitsG anpassen; verpflichtender Lohncheck, ob Frauen ungleich bezahlt werden (130)

		Chancengleichheit (36)



Führungsverantwortung wahrnehmen, auch im öffentlichen Dienst, aber keine Quote (37)

		

		

		Die Gleichstellung von Frauen und Männern im Berufsleben ist für die Caritas als Dienstgeberin ein wichtiges Anliegen. Zentral geht es darum, Frauen und Männern Verantwortungsübernahme im Beruf UND in der Familie zu ermöglichen. Von 2012-2014 bzw. ab 2016 bearbeitet der DCV dieses Anliegen in ESF-geförderten Projekten. Dabei steht weniger die Frage der Lohngerechtigkeit im Vordergrund, sondern vielmehr eine Veränderung von stereotypenbelasteten Strukturen und Prozessen, die den gleichberechtigen Aufstieg von Frauen und Männern verhindern (z.B. Führungspositionen nur in Vollzeit, Kompetenzen einer Führungskraft, Elternzeit bei Männern…). 

Netzwerktreffen 



Rückenwind Geschlechtergerechtigkeit 



Geschlechtergerechtigkeit 



		Gewalt

		

		Schutz vor Gewalt: sexualisierter Gewalt, Jugendmedienschutz; Hilfe für Betroffene niedrigschwellig und unbürokratisch; UBSKM hat dabei entscheidende Rolle (7)



Präventionsmaßnahmen gegen Mobbing (7)



Stärkung der Rechte von Opfern häuslicher oder sexueller Gewalt 



Nach Ratifizierung der „Istanbul-Konvention“ folgt dritter Aktionsplan zur Bekämpfung von Gewalt

gegen Frauen: Einführung eines individuellen Rechtsanspruchs auf

Schutz und Hilfe für die Opfer und ihre Kinder, auch für geflüchtete Frauen und

Mädchen – unabhängig von ihrem Aufenthaltsstatus 

Ausbau des Hilfesystems aus Beratungsstellen, Frauenhäusern und anderen Schutzeinrichtungen 



Präventionsprogramm;

Koordinierungsstelle auf Bundesebene zur 

Umsetzung der Istanbul-Konvention 



auch Hilfen bei Gewalt gegen Männer in den Aktionsplan aufnehmen (64)

		Finanzierung von Frauenhäusern und Beratungsstellen sichern, Präventionskonzepte entwickeln (132)



UBSKM absichern (211)



„Fonds sexueller Missbrauch im familiären Bereich“ gewährleisten (211)



Umfassenden Schutz sexueller Selbstbestimmung sichern (132)

		

		

		

		Rahmenbedingungen für eine sichere Unterbringung (u.a. Frauen, Kinder, LSBTI) müssen verbessert und Präventionsmaßnahmen entwickelt und strukturell verankert werden.



Stellungnahme des DCV zum Kinder- und Jugendstärkungsgesetz, 06/2017

Kinder- und Jugendstärkungsgesetz



SkF/Caritas werden bei Gewaltschutzfragen über die Frauenhauskoordinierung (FHK) vertreten.

FHK hat drei Wahlforderungen formuliert:

FHK fordert einen Rechtsanspruch auf Schutz und Unterstützung für alle gewaltbetroffenen Frauen und ihre Kinder.

FHK fordert eine konkrete Strategie für die Umsetzung der Istanbul-Konvention, unter anderem die Einrichtung einer Koordinierungsstelle und einer unabhängigen Struktur für das Monitoring.

FHK fordert einen uneingeschränkten Gewaltschutz für Migrant_innen ohne gesicherten Aufenthaltsstatus und für geflüchtete Frauen.

Rechtsanspruch/Finanzierung von Frauenhäusern

Argumentationshilfe Rechtsanspruch



IN VIA:

Schutz und gesicherte Unterbringung für geflüchtete Frauen garantieren



Positionierung „An(ge)kommen in Deutschland“, 02/2017

Migration 





		Prostituierte

		

		

		ProstituiertenschutzG evaluieren, Beratungsangebote stärken (132)

		

		

		

		Sicherstellung des psychosozialen Beratungsangebots

Evaluation des Prostituiertenschutzgesetzes ist zu begrüßen



Gemeinsame Stellungnahme des Kommissariats der deutschen Bischöfe, des SkF, KFD und KDFB 2015 (nicht veröffentlicht)





		Schwangerschaft

		

		

		Beratungsangebote ausbauen; für Menschen mit geringem Einkommen kostenfreie Verhütungsmittel (133)

		

		

		Abtreibung muss gemeldet werden, bei Zuwiderhandlung spürbare Strafe (38)





		Das Beratungsangebot im Bereich Schwangerschaftsberatung ist gut ausgebaut. Wenn es um weiteren Ausbau geht, dann müssen die finanziellen Ressourcen ebenfalls bereitgestellt werden.



Jahresbericht 2014,

Beratungsbedarf



Online-Beratung wird – wie in anderen Bereichen auch – zunehmend wichtiger. 



BAGFW-Papier „Digitale Transformation“, August 2017

nicht veröffentlicht









4. [bookmark: _Toc490640018][bookmark: _Toc490641816][bookmark: _Toc490641881][bookmark: _Toc490840527]
Bildung



		Thema

		Union

		SPD

		Bündnis 90/Die Grünen

		FDP

		Linke

		AFD

		DCV



		Ausbildungsförderung

		

		Mindestausbildungsvergütung (7)

		Ausbildungsgarantie sichert Übergang von Schule in Beruf ab (178)

		Elternunabhängig: einmaliger Zuschuss von 500 Euro und Darlehnsangebot und Leistungsförderung durch Stipendien (9)



Bildungssparen (10)

		

		

		Berufsausbildungsbeihilfe (BAB) als dem SGB II vorgelagertes Sicherungssystem bedarfsgerecht ausgestalten



Position „Stellungnahme zum Neunten Gesetz zur Änderung des Zweiten Buches Sozialgesetz – Rechtsvereinfachung“, 20.05.2016

Rechtsvereinfachung



Verpflichtung zur Kooperation und Zusammenarbeit der verschiedenen Sozialleistungsträger wirksamer gestalten und entsprechend gesetzlich 

verankern



Anspruch für junge Menschen auf Leistungen zur beruflichen Integration nach SGB II, SGB III und Jugendsozialarbeit nach § 13 SGB VIII



kontinuierliches personales Angebot (Bezugsperson) für Jugendliche mit besonderem Förderbedarf



Stellungnahme des DCV „Berufliche Integration junger Menschen verbessern - Schnittstellen der Sozialgesetzbücher II, III, VIII und XII beseitigen“, 18.07.2015

Berufliche Integration junger Menschen verbessern 



Verpflichtung zur Kooperation und Zusammenarbeit der verschiedenen Sozialleistungsträger wirksamer gestalten und entsprechend gesetzlich verankern



Anspruch für junge Menschen auf Leistungen zur beruflichen Integration nach SGB II, SGB III und Jugendsozialarbeit nach § 13 SGB VIII



Kontinuierliches, verlässliches Förderangebot und personales Angebot (Bezugsperson) für Jugendliche

mit besonderem Förderbedarf



Stellungnahme des DCV „Berufliche Integration junger Menschen verbessern - Schnittstellen der Sozialgesetzbücher II, III, VIII und XII beseitigen“, 18.07.2015

Berufliche Integration junger Menschen verbessern



Gesetzliche Verankerung einer Ausbildungsgarantie im SGB III



Steuerung der Jugendberufsagenturen durch die Jugendhilfe



Verstetigung, Ausbau und Weiterentwicklung der Assistierten Ausbildung



Zugang zu beruflicher Ausbildung für junge Geflüchtete - statusunabhängig



Streichung der Sondersanktionen für Jugendliche im SGB II



jugendhilfegemäße Unterbringung und Begleitung junger (volljähriger) Geflüchteter



Im Ausland erworbene (Aus-) Bildungsabschlüsse zügig anerkennen



Alles aus:

http://www.bagkjs.de/start



Qualität der Ausbildung verbessern



„IN VIA fordert bessere Rahmenbedingungen in der dualen Ausbildung“, 2016

Rahmenbedingungen duale Ausbildung



		BAföG

		

		BAföG verbessern um Wechsel von akademischer und beruflicher Bildung in jeder Lebensphase zu ermöglichen (14) 

		BAföG ausbauen (178)

		

		BAföG aufstocken (40)

		

		BAföG als dem SGB II vorgelagertes Sicherungssystem bedarfsgerecht ausgestalten 



Position „Stellungnahme zum Neunten Gesetz zur Änderung des Zweiten Buches Sozialgesetz – Rechtsvereinfachung“, 20.05.2016

Rechtsvereinfachung



Nach 15 Monaten Aufenthalt auch BAföG für Asylsuchende und Geduldete



Positionspapier des DCV, Integration in Arbeit und Ausbildung optimieren, 2016 

Integration Flüchtlinge in Ausbildung und Arbeit



		Schulen

		

		Nationale Bildungsallianz (8)



Modernisierungsprogramm (8)



Schulsozialarbeit mit Ländern ausbauen (8)



Multiprofessionelle Teams in Schule (8)



Kooperationen mit externen Partnern für Angebote in Schulen (8)



Begleitende Bildungsforschung (9)

		Gute Ausbildung von Lehrern, Erziehern, Sozialarbeitern, Handwerkern in Schule (177)



Programm Schulen in benachteiligten Stadtquartieren oder Regionen -> mehr Personal und Ausstattung (177)

		Eigenständigkeit mit Finanzbudget der Schulen (4)



QM einführen und veröffentlichen (4)

		

		Eine Gemeinschaftsschule für alle (53)

		Möglichkeiten für längeres gemeinsames Lernen, eine auf individuelle Förderung ausgerichtete Pädagogik sowie eine gute Kooperation von verschiedenen an Schulen tätigen pädagogischen Professionen gewährleisten.

Der weitere Ausbau der ganztägigen Bildung und Betreuung ist zu unterstützen. 

Schulsozialarbeit sollte durch bundesgesetzliche Verankerung abgesichert und ausgeweitet werden.

Darüber hinaus muss die Schule mit den außerschulischen Unterstützungssystemen und Einrichtungen im Wohnumfeld der Kinder und Jugendlichen kooperieren. Die Rahmenbedingungen und finanzielle Ausstattung für diese Kooperationen sind zu verbessern. 



„Für ein chancengerechtes und inklusives Bildungssystem, Bildungspolitische Position des Deutschen Caritasverbandes, 28.11.2011“
Bildungspolitische Position



DCV- Studie zu Bildungschancen: Was wirklich zählt, 2012;
Bildungschancen



IN VIA: Bildung für alle in Schulen für alle: Inklusive Konzepte und individuelle Lernangebote und Förderung, multiprofessionelle Teams in Schulen, Partizipation von Schüler/-innen bei der Gestaltung ihrer Schule

Schule für Alle





		Kooperationsverbot

		

		Aufhebung des Kooperationsverbotes erst für Kitas, Schule, Hort, Berufsschule, dann für gesamte Bildung (8)

		Aufhebung des Kooperationsverbots, um Bund an Ausbau von Ganztagsschulen zu beteiligen (182)

		

		

		

		



		Sprachförderung

		

		

		

		Muss vor Einschulung erfolgen (8)

		

		

		



		Analphabeten

		

		Stärkung der Grundausbildung

		Grundausbildung mit Wirtschaft stärker in Blick nehmen (178)

		

		

		

		



		Senioren

		Bildung u. Weiterbildung bedeutsam (45)

		

		

		Lebenslanges Lernen ermöglichen (7)
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5. [bookmark: _Toc490840528]Flucht und Migration



		Thema

		Union

		SPD

		Bündnis 90/Die Grünen

		FDP

		Linke

		AFD

		DCV



		Europäischer Flüchtlingsschutz

		Außengrenzenschutz gegen illegale Migration 

(57)



Grenzschutzagentur Frontex stärken (57)



Europäisches Asylsystem vollenden (57)



Binnengrenzkontrollen bis Außengrenzschutz funktioniert (57)



Abkommen nach dem Vorbild des EU-Türkei-Abkommens auch mit anderen Ländern in der Region und im nördlichen Afrika (57)



Gemeinsame Verantwortung für Flüchtlinge, die verfolgt oder in großer Not sind und somit einen Schutzanspruch haben (57)



		Gemeinsame europäische Verantwortung (58)



Solidarische Verteilung der Aufgaben für Flüchtlingshilfe und eine einheitliche

Entscheidungspraxis in der Europäischen Union (58)



Keine Verweigerung einzelner Mitgliedstaaten (58)



Staaten, die Flüchtlinge aufnehmen, sollen Unterstützung erhalten, zum Beispiel für den Ausbau von Gemeindeeinrichtungen, Schulen oder für die medizinische Versorgung (58)



Anreize für freiwillige Aufnahme (58)



Finanzielle Unterstützung aus dem europäischen Haushalt für die Länder, die eine Hauptlast bei der Flüchtlingsaufnahme tragen (58)



Gewährleistung menschenwürdiger Unterbringung (58)



Besserer Schutz der Außengrenzen vor illegalen Grenzübertritten (58)



Stärkung des Mandats und der Arbeit von Frontex (58)



Gefahren für Flüchtende reduzieren und Gebot der Nicht-Zurückweisung einhalten (58)



Europäisches Seenotrettungsprogramm (58)



Kooperationen und Abkommen mit Drittstaaten zum Eindämmen illegaler Migration (59)



Asylverfahren grundsätzlich weiterhin auf europäischem Boden durchführen (59)



Alternativen zur Flucht aufzeigen (59)



Feste Kontingente für Schutzsuchende gemeinsam mit UNHCR (59)



Verteilung nach fairem Schlüssel auf alle EU-Mitgliedstaaten (59)

		Fairer Zugang zum Asylverfahren und Gewährleistung der Genfer Flüchtlingskonvention (102)



Faire und solidarische Verantwortungsteilung für schutzsuchende Menschen durch EU-Mitgliedstaaten (102)



Entlastung von EU-Außengrenzen wie Italien und Griechenland (102)



Berücksichtigung bei europäischem Verteilungsmechanismus von familiären Bindungen von Flüchtlingen, Sprachkenntnissen, beruflicher Qualifikation und Chancen auf dem Arbeitsmarkt.(102)



Europaweit einheitliche Asylverfahren mit hohem Schutzstandard (102)



Gegen Aushöhlung menschenrechtlicher Standards bei der Reform des Gemeinsamen Europäischen Asylsystems (102)



Anstatt Dublin-System neues, solidarisches System mit gerechter Verantwortungsteilung unter den Mitgliedstaaten (102)



Als vorübergehende Lösung Koordinierung einzelner Mitgliedstaaten im Sinne einer offenen Flüchtlingspolitik (103)



Die Erstversorgung und Unterbringung bis zur Verteilung sowie die Identifizierung bereits in den Eintrittsländern innerhalb der EU (100)



Keine unmenschlichen Flüchtlingslager wie in den gegenwärtigen Hotspots (100)



Menschenwürdige Unterbringung bei Erstaufnahme (100)



Nach Registrierung rasche Verteilung in andere Mitgliedstaaten (100)



EU/Türkei-Deal beenden (103)



Ablehnung der De-facto-Auslagerung der europäischen Außengrenzen (103)



Keine Umwidmung entwicklungspolitischer Gelder für menschenrechtlich problematische Grenzschutzprojekte (104)





		Fairer Schlüssel für die Verteilung von Flüchtlingen in Europa unter Beteiligung aller EU-Mitgliedstaaten (60)



Fairer Verteilschlüssel statt Dublin -III-Verordnung (60)



Verteilung von Flüchtlingen mit Bleibeperspektive nach verbindlichen Quoten (60)



Berücksichtigung von Kriterien wie familiäre Bindung oder Sprachkenntnisse (60)



Länder, die sich dieser Art der Solidarität verweigern, sollen in einen Fonds einzahlen, der die Aufnahme- und Grenzstaaten außerhalb der EU bei der Flüchtlingsaufnahme unterstützt. (60)



		Keine Externalisierung der Verantwortung für Flüchtlinge in Drittstaaten außerhalb der EU (114)



Aufkündigung EU-Türkei-Deal (114)



Keine Auffanglager in Nordafrika (114)



Faires und solidarisches System der

Flüchtlingsaufnahme und Verantwortungsteilung in der EU anstatt Dublin (114)



Finanzieller Ausgleich 

(»Fluchtumlage«) (114)



Freie Wahl des Mitgliedsstaates für die

Geflüchteten (114)



Offene Grenzen für schutzsuchende Menschen (114)



Sichere und legale Fluchtwege (114)



		Ablehnung „Gemeinsames europäisches Asylsystem“ (GEAS) (30)



Beschränkte europäische Zusammenarbeit auf Sicherung der europäischen Außengrenze (30)



Asylanträge außerhalb Europas zu stellen (dazu Änderung europäischen Rechts) (30)



		Alle EU-Mitgliedstaaten tragen gemeinsam Verantwortung. Die Mitgliedstaaten an den Außengrenzen müssen entlastet werden. Ziel muss es sein, in allen Mitgliedstaaten angemessene Aufnahmebedingungen zu erreichen. Individuelle Interessen der Schutzsuchenden sollten im Rahmen der Zuständigkeits- und Verteilungsentscheidung größeres Gewicht erfahren. 



Finanzielle Unterstützung für die Flüchtlingsaufnahme in Betracht ziehen, die sich ggf. aus einem speziellen Fonds speist. 



Unterbringung -> Asylverfahren



Kein Verstoß gegen das Refoulement-Verbot. Prüfung, ob im Herkunftsland Verfolgung droht.



Eine Ausweitung von Neuansiedlungen im Rahmen des Resettlements wäre zu begrüßen.



Stellungnahme des DCV zur Dublin-IV-Verordnung, 05/2017

Dublin IV



Die Verknüpfung von Migrations- mit Entwicklungspolitik darf nicht dazu führen, dass Entwicklungspolitik als Mittel zur Vermeidung von Migration gesehen wird. Der DCV wendet sich gegen Maßnahmen, die zwischenstaatliche Zusammenarbeit und Unterstützung insbesondere von afrikanischen Herkunfts- und Transitstaaten von verstärkter Grenzsicherung und Migrationskontrolle in diesen Ländern abhängig macht. 



Miteinander leben – Perspektiven zu Migration und Integration, 2008

Integrationsverständnis 



		Asylverfahren

		Erklärung von Algerien, Marokko und Tunesien zu sicheren Herkunftsländern (63)



Verstärkung der Abschiebungsbemühungen (63)

		Gründliche und sorgfältige Asylverfahren (59)



Bessere und schnellere Entscheidungen des Bundesamts (59)



Geschlechtergerechte Unterbringung (59)



Schutz von alleinreisenden Frauen, Schwangeren und Frauen mit Kindern (58)



Geschlechtsspezifische Asylgründe besser anerkennen (59)

		Zügigere Verfahren nach dem Fast-&-Fair-Vorschlag (105)



Verpflichtende unabhängige Rechtsberatung von Anfang an (105)



Altfallregelung für Anträge, die über ein Jahr im Verfahren sind (105)



Stärkere Anerkennung von kinderbezogenen Fluchtgründen und vorrangige Berücksichtigung des Kindeswohls im Verfahren (106)



Stärkere Berücksichtigung von geschlechtsspezifischen Fluchtgründen, wie zum Beispiel Genitalverstümmelung, geschlechtliche Identität oder sexuelle Orientierung (106)



Sichere Unterbringung für Frauen, Kinder und LSBTIQ*, deren unbedingter Schutz vor jeder Form von Gewalt sichergestellt werden muss (106)



Korrektur der Asylrechtsverschärfungen im Sinne einer humanen und menschenrechtlichen Flüchtlingspolitik (105)



Ablehnung des Konzepts „sichere Herkunftsstaaten“ (105)



Ablehnung der Ausweitung und Anwendung des Konzepts des sicheren Drittstaats (105)



Schaffung legaler Fluchtwege (102)



Einrichtung von Kontingenten wie großzügig angelegtes Resettlementprogramm (100)



Resettlement als Ergänzung des bestehenden Flüchtlingsschutzes der Genfer Flüchtlingskonvention (100)



Ermöglichung humanitärer Visa (100)



		Schnellstmögliche Entscheidungen von Anträgen von Asylsuchenden aus sicheren Herkunftsstaaten in Hotspots (67)



Vor Ort-Bekämpfung von Konflikten, Armut, Hunger und fehlender Rechtsstaatlichkeit (67)



Ermöglichung von Asylantragstellung im Ausland (67)



Humanitäre Visa nach Schweizer Vorbild (67)



Eigener Status für Kriegsflüchtlinge (vorübergehender humanitärer Schutz) (34)



Rückkehr von Kriegsflüchtlingen nach Beendigung des Krieges (34)

		Wiederherstellen des Grundrechts auf Asyl (123)



Abschaffung der Residenzpflicht, Wohnsitzauflagen und die Unterbringung in Sammellagern (123)



Gegen ein System der Zwangsverteilung (123)



Berücksichtigung von persönlichen wie familiären Bindungen bei der Verteilung (123)



Anspruch auf eine unabhängige Anhörungsvorbereitung und Rechtsberatung für Asylsuchende (123)



Bessere Berücksichtigung von geschlechtsspezifischen Fluchtgründen der Praxis (123)



Verfolgung aufgrund der sexuellen oder geschlechtlichen Identität ist ohne Einschränkung als Fluchtgrund anzuerkennen, unabhängig vom Herkunftsland (123)



		Asylantragstellung nur bei nachgewiesener Identität (29)



Entfällt der Fluchtgrund im Herkunftsland anerkannter Flüchtlinge, endet in aller Regel deren Aufenthaltserlaubnis (29)



Nur temporärer Aufenthalt für Bürgerkriegsflüchtlinge (31)



Grundgesetzänderung zur Beendigung massenhaften Missbrauchs des Asylgrundrechts (30)



Neuverhandlung der veralteten Genfer Flüchtlingskonvention und andere supra- und internationale Abkommen, mit dem Ziel ihrer Anpassung an die Bedrohung Europas durch Bevölkerungsexplosionen und Migrationsströme (30)



		Der DCV sieht das Konzept sicherer Herkunftsstaaten insgesamt kritisch.



Stellungnahme des DCV zum Entwurf eines Gesetzes zur Bestimmung von Algerien, Marokko und Tunesien als sichere Herkunftsstaaten, 02/2016

Sichere Herkunftsstaaten



Abschiebung -> Freiwillige Rückkehr und Abschiebung



Aus Sicht des Deutschen Caritasverbandes muss gewährleistet sein, dass Asylanträge individuell sorgfältig geprüft werden. Dies setzt neben ausreichender Zeit den Zugang zu unabhängiger Asylverfahrensberatung voraus.



Stellungnahme des DCV zum Asylverfahrensbeschleunigungsgesetz 09/2015

Standards Asylverfahren/Verfassungsrecht



Der Deutsche Caritasverband erkennt die Notwendigkeit, die Asylverfahren zu beschleunigen. Allerdings sind dazu vorrangig andere Maßnahmen notwendig als Gesetzesänderungen.



Stellungnahme zum des DCV Asylverfahrensbeschleunigungsgesetz, 09/2015

Asylverfahrensbeschleunigungsgesetz



Rahmenbedingungen für eine sichere Unterbringung (u.a. Frauen, Kinder, LSBTI) müssen verbessert und Präventionsmaßnahmen entwickelt und strukturell verankert werden.



Stellungnahme des DCV zum Kinder- und Jugendstärkungsgesetz, 06/2017

Kinder und Jugendstärkungsgesetz



Für Flüchtlingsunterkünfte gilt es zu wirksamen Verbesserungen zu kommen.

Publikation des DCV „Fluchtpunkt Unter-bringung“, 12/2016

Fluchtpunkte



Resettlement/legale Wege –> Europäischer Flüchtlingsschutz





		Einwanderung

Staatsangehörigkeit



siehe auch oben: Arbeitsmarkt Einwanderer/Flüchtlinge

		Neues „Fachkräfte-Zuwanderungsgesetz“ zur Zusammenfassung bereits bestehender Regelungen (12)



Zuwanderung bei Nachweis eines konkreten Arbeitsplatzes und der Sicherung des Lebensunterhalts (12)

Keine Einwanderung in die sozialen Sicherungssysteme (12)



Kluge Steuerung und Begrenzung der 

Einwanderungspolitik für Fachkräfte zur Unterstützung der Schaffung von Arbeitsplätzen und Verringerung der Attraktivität von illegaler Einwanderung und Migration (12/13)

		Einwanderungsgesetz zur Transparenz und Verständlichkeit, wer aus wirtschaftlichen Gründen nach Deutschland einwandern darf (58)



Einwanderungsgesetz zur Steuerung des Zuzugs qualifizierter Arbeitskräfte nach Deutschland (58)



Punktesystem zur Einwanderung, das sich flexibel an Nachfrage nach Fachkräften orientiert (nach kanadischem Modell) (58) 



Chancengleichheit bei Einwanderung von Männern und Frauen (60)



Bündelung der bestehenden Regelungen und Aufenthaltstitel zur Transparenz im deutschen Einwanderungsrecht (60)



Mehrstaatigkeit für in Deutschland geborene Kinder ausländischer Eltern sowie bei Einbürgerungen (68)



Wechselseitige Akzeptanz zur Mehrstaatigkeit durch bilaterale Abkommen stärken (68)



Prüfung, ob Wechsel von Asylsuchenden in das arbeitsmarktbezogene Aufenthaltsrecht umsetzbar (60)



Altfallregelung für Menschen, die seit mindestens zwei Jahren in Deutschland leben, hier nicht straffällig geworden sind, Arbeit haben oder zur Schule gehen (60)



Schaffung eines europäisches Einwanderungsrechts (22)

		Einwanderungsgesetz schaffen: für Fachkräfte Aufenthaltsrecht zur Arbeitssuche und Quote für Einwanderung mit Punktesystem; Spurwechsel zwischen Asyl- und Einwanderungsrecht (112,114)



Bessere Anerkennung von bestehenden Berufsabschlüssen zur Erleichterung der Arbeitsaufnahme (114) 



Erwerb der Staatsangehörigkeit nach dem Geburtsortprinzip bei einem legal aufhältigen Elternteil (114)



Erleichterung der Einbürgerungen (114)



		Blue-Card reformieren für Arbeitskräfte mit Arbeitsvertrag und Lebensunterhaltssicherung (42)



Punktesystem schaffen, bei dem sich Menschen aus aller Welt aufgrund

ihres Bildungsgrades, Alters, ihrer Sprachkenntnisse und beruflichen Qualifikation um eine Einwanderung nach Deutschland bewerben können (42)



Rechtskreiswechsel und Einwanderungschance für Flüchtlinge bei gleicher Qualifikation wie Fachkräfte aus dem Ausland (42)

		Erwerb der Staatsangehörigkeit rein nach Geburtsortsprinzip (121)



Recht auf Mehrstaatigkeit (121)



Rechtsanspruch auf Einbürgerung nach dreijährigem legalen Aufenthalt (121)

		Staatsangehörigkeit nur nach dauerhafter erfolgreicher Assimilation und Loyalität zu seiner neuen Heimat (32)



Streichung Geburtsortsprinzip (32)



Beschränkung der doppelten Staatsbürgerschaft auf wohlbegründete Sonderfälle (32)



Verlust der deutschen Staatsangehörigkeit bei Zugehörigkeit zu ausländischen Terrororganisationen (32)



		Fachkräftezuwanderung/Einwanderungsgesetz: Es gilt den konkreten Änderungsbedarf zu benennen. Entscheidend sind die materiellen Änderungen. Ein Punktesystem kann eine Chance sein. Arbeitskräftezuwanderung darf nicht auf Fachkräfte reduziert werden. Wenn ein Arbeitsplatz nachgewiesen ist, müssen auch Unqualifizierte zuwandern dürfen.

Die Regeln zur Arbeitsmigration müssen einfacher und transparenter werden, ein zusammenführen von Regeln ist aber nicht nötig, da bereits alle Regelungen in einem Gesetz und einer Verordnung zu finden sind.



Anerkennungsverfahren: bundesweite Vereinheitlichung und Vereinfachung, Ausbau von Maßnahmen zu Anpassungsqualifizierung und Ausweitung von Nachqualifizierung. Qualifikationsanalysen stärker nutzen, wenn keine formalen Nachweise vorliegen. 



Stellungnahme „Integration von Flüchtlingen in Ausbildung und Arbeit optimieren“, 08.03.2016

Integration von Flüchtlingen in Ausbildung und Arbeit



Asylsuchende und Geduldete:

„Spurwechsel“ von Asylsuchenden zu einer Aufenthaltserlaubnis  zum Zweck der Arbeit in der Regel zulassen.

Vorrangprüfung bundesweit abschaffen.

Ausbildungs- und arbeitsmarktbezogene Förderung von Anfang an.



Diskussionspapier des DCV zum Einwanderungsgesetz, 11/2016 Änderungsbedarf Einwanderungsrecht



Deutschland braucht nicht weniger, sondern mehr Arbeitsmigration. 



Eckpunkte zur Arbeitskräftemigration, neue caritas spezial, 11/2012

legale Zuwanderung ermöglichen 



Staatsangehörigkeit/Einbürgerung:

Möglichkeiten der Einbürgerung nutzen und weiter ausbauen 



„Zusammen sind wir Heimat.“ Sozialpolitische Positionen zur Kampagne 2017

Zusammen sind wir Heimat 



Erweiterung der Einbürgerungsmöglichkeit unter Hinnahme der Mehrstaatigkeit 



Positionen des DCV „Miteinander leben, Perspektiven zu Migration- und Integration“, 2008

Integrationsverständnis





Optionsmodell: Nach der Gesetzesänderung von 2014 wird kein Handlungsbedarf mehr gesehen.



		Familiennachzug

		

		Keine Verlängerung der temporären Aussetzung des Familiennachzugs (59)

		Familiennachzug zu subsidiär Schutzberechtigten wieder ermöglichen (107)



Beschleunigung und Entbürokratisierung der Visumsverfahren (107)



Erleichterung des Nachzugs minderjähriger Geschwister von unbegleiteten minderjährigen Flüchtlingen (107)

		

		Keine Behinderung des Familiennachzugs (122)



Keine diskriminierenden Deutsch-Tests beim Ehegattennachzug (122)



Keine Beschränkung des Familiennachzugs auf engste Angehörige (122)



		Kein Familiennachzug für Flüchtlinge (31)



Ausschluss von unbegleiteten Minderjährigen vom Familiennachzug (31)

		Stärkung und Förderung der Familienzusammenführung für alle Personen, die ein Aufenthaltsrecht in Deutschland  haben.



„Gesellschaftlichen Zusammenhalt stärken. Sozialpolitische Themen des DCV zur Bundestagswahl 2017“, 10/2016

Gesellschaftlichen Zusammenhalt stärken



Erwerb der deutschen Sprache wichtig, aber sollte nicht zur zwingenden Bedingung für die Familienzusammenführung gemacht werden; dauerhafte Verweigerung des Nachzugs der Ehegatten wegen ungenügender deutscher Sprachkenntnisse aus rechtlichen Gründen nicht möglich (gilt auch für alle Kinder unter 18 Jahren). 



Diskussionspapier zum Einwanderungsgesetz, 11/2016

Änderungsbedarf Einwanderungsrecht



Einschränkung des Familiennachzugs für subsidiär Geschützte ist das falsche Mittel.



Pressemitteilung des DCV „Eingeschränkter Familiennachzug erschwert Integration“, 03.02.2016

eingeschränkter Familiennachzug



Familiennachzug für volljährige Kinder, sofern der Lebensunterhalt gesichert ist, und für andere erwachsene Angehörige, sofern sie keine Bindung im Heimatland haben und ihnen Unterhalt gewährt wird. 



Positionen des DCV „Miteinander leben, Perspektiven zu Migration- und Integration“, 2008

Integrationsverständnis



		Gesundheitliche Versorgung Asylsuchender

		

		Spezielle Hilfseinrichtungen für traumatisierte Flüchtlinge und ihre Kinder (59)

		Flankierung des Engagements Haupt- und Ehrenamtlicher durch professionelle Hilfe im Bereich psychosozialer Betreuung von Flüchtlingen (106)



Abschaffung des AsylbLG (108)

		

		Solidarische Gesundheitsversicherung für alle (69) 



Keine Einschränkung der Leistungen für Geflüchtete (69)



Berücksichtigung besonderer Bedarfe aufgrund von Kriegs- und Fluchterlebnissen (69)



Gewährleistung der psychotherapeutischen Versorgung traumatisierter Flüchtlinge (61)

		Sozial- und Gesundheitsleistungen für Asylbewerber auf das unbedingt notwendige Maß beschränken (30)



Grundsatz Sachleistungen vor Geldleistungen (30)



		Aufhebung des AsylbLG und Überführung in die Bücher SGB II und SGB XII



Stellungnahme des DCV zum Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung des AsylbLG, 10/2016

Ermittlung Regelbedarfe



Die Anwendung des Sachleistungsprinzips erschwert die selbständige Lebensführung und Teilhabe. 



Stellungnahme zum des DCV Asylverfahrensbeschleunigungsgesetz, 09/2015

Standards Asylverfahren und Verfassungsrechts



Traumatisierte Personen brauchen eine psychotherapeutische Behandlung.



Stellungnahme des DCV „Sozialpolitische Themen zur Bundestagswahl 2017“, 10/2016

Gesellschaftlichen Zusammenhalt stärken





		Bildung und Ausbildung



Siehe unten Integration

		

		

		

		Umfassende Sprachförderung der Kinder vor der Einschulung (8)

		

		

		Ausbildungsduldung: statt Duldung Aufenthaltstitel 



Regierungsentwurf Integrationsgesetz





		Integration



zu „Anerkennung von ausländischen Bildungsabschlüssen“ siehe oben: Einwanderung

Staatsangehörigkeit



Zu AsylbLG siehe Gesundheitsleistungen

		Integration fördern zur Verhinderung von Parallelgesellschaften und von Multi-Kulti (72)



Stärkere Förderung und Wertschätzung der deutschen Sprache als Amtssprache, als Kultursprache und als Umgangssprache, in der Familie, in der Schule und im Alltag, auf allen Ebenen (72)



Anstreben, dass Menschen, die dauerhaft in Deutschland leben wollen, Deutsch lernen, um ihre Chancen auf dem Arbeitsmarkt und auf gesellschaftliche Teilhabe zu verbessern (72)



Förderung von Frauen mit Migrationshintergrund (72)



Vermittlung unserer Leitkultur für jene, die nicht damit aufgewachsen sind (72)



Freiwilligendienste für Jugendliche stärken  (73)

		Ausbau der verpflichtenden und berufsqualifizierenden Sprachkursangebote für anerkannte Flüchtlinge genauso wie Bildungs-, Ausbildungs- und Arbeitsangebote auch durch zusätzliche Kinderbetreuung (59)



Verhinderung, dass erforderliche Integrationsarbeit für Flüchtlinge zulasten der Kommunen geht (59)



Unterstützung der Städte und Gemeinden bei der Finanzierung dieser Arbeit (59)



Ermöglichung des Kitabesuchs für alle Kinder (59)



Kein Ende der Berufsschulpflicht für junge Flüchtlinge ohne Möglichkeit des Schulbesuchs (67)



Brückenfunktion der Berufsschulen bei Spracherwerb und ersten praktischen Erfahrungen sichern (67)



Anerkennung von ausländischen Bildungsabschlüssen verbessern (67)



Sichere Zukunftsperspektiven für ausländische Studierende in Deutschland schaffen (67)



Dauerhaftes Aufenthaltsrecht bei erfolgreichem Studium (67)



Bessere Ausrichtung der Integrationskurse auf Zielgruppen (67)



Öffnung der Integrationskurse für alle Asylbewerberinnen und Asylbewerber sowie Geduldeten, sofern nicht von vornherein klar ist, dass sie nicht in Deutschland bleiben (67)



Bessere Verbindung von Integrationskursen und berufsbezogener Sprachförderung mit arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen (67)



Bessere Verzahnung von Kompetenzfeststellung und Arbeitsmarktintegration (67)



Rechtsanspruch auf Beratung zu Anerkennungsverfahren (67)



Bessere Verwirklichung der geschaffenen 3+2-Regelung und Prüfung einer analogen Regelung für aktiv Studierende (67)

		Schaffung eines wirklichen Integrationsgesetzes (106)



Integrationsangebote von Anfang an für alle Schutzsuchende (106)



Zugang zu gesellschaftlicher Teilhabe, Bildung und Ausbildung sowie arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen (106)



Beratung der Neuankommenden aus einer Hand (Ausländerbehörde, Jobcenter respektive die Bundesagentur für Arbeit und das Sozialamt) (106)



Schneller Wechsel von Massenunterkunft in Wohnungen (107)



Bildungsoffensive für mehr gute Kindertagesstätten (107)



Schnellere Anerkennung von Bildungs- und Berufsabschlüssen und Abbau der bürokratischen Hürden bei der Anerkennung (107)



Garantie des rechtmäßigen Aufenthalts während der Ausbildung (107)



Abschaffung der Vorrangprüfung (107)



Aussetzung der Beschränkungen bei Leiharbeit für Geflüchtete (107)



Niedrigschwellige Angebote für Arbeitsmarktintegration für Frauen, sowohl im Bereich der Sprach- und Integrationskurse als auch bei den Arbeitsagenturen (107)



Schaffung ausreichender Kinderbetreuung (107)

		Talente von Zuwanderern fördern, ihre Potenziale und Visionen für den Arbeitsmarkt nutzbar machen und starke Personen für eine aktive Mitarbeit in Gesellschaft und Ehrenamt gewinnen (42)



Schaffung eines neuen, modularen

Integrationsprogramms, das die individuelle Förderung entsprechend persönlicher Bedürfnisse

in unterschiedlichen Stufen ermöglicht (42)



Sofortiges Teilnahmerecht für junge Asylsuchende am Schulunterricht (18)

		Gute Bildung für alle (69)



Sofortprogramm auflegen zur Ausbildung zusätzlicher Schulsozialarbeiter und Lehrkräfte zur Unterrichtung für Deutsch als Zweitsprache (69)



Schulpflicht für alle Kinder bundesweit und unabhängig vom Aufenthaltsstatus (69)



Rechtsanspruch auf Kinderbetreuung und Ganztagesplätze (69)



Angebote des Erwerbs von Qualifikationen für die Berufsausbildung dürfen nicht an Altersgrenzen gebunden sein (69)



Bildungs- und Integrationsangebote unabhängig vom aufenthaltsrechtlichen Status (69)



Schaffung eines Bundesministeriums für Migration und Integration (69)



Abschaffung der Ausnahmen vom Mindestlohn und des Asylbewerberleistungsgesetzes (123)



Asylsuchenden und Eingewanderten steht das gleiche Recht auf Arbeit, Grundsicherung und Gesundheitsversorgung wie allen anderen Menschen zu (124)



Aufhebung bestehender Arbeitsverbote (124) 



Abschaffung der Vorrangprüfung (124)



Asylsuchende und Geduldete in Ausbildung brauchen eine Aufenthaltserlaubnis für die gesamte Dauer der Berufsausbildung (124)



Vereinfachung der Anerkennung ausländischer Bildungs- und Berufsabschlüsse (56)



Bleiberecht für alle Menschen mit unsicherem Aufenthaltsstatus, spätestens, wenn sie fünf Jahre in Deutschland leben (124)



Abschaffung der sogenannten Kettenduldungen zugunsten von dauerhaften Perspektiven



Initiative zur Legalisierung rechtloser und illegalisierter Menschen (124)

		Jeder Migrant oder Einwanderer, dem wir ein dauerhaftes Bleiberecht zugestehen, hat eine Bringschuld, sich seiner neuen Heimat und der deutschen Leitkultur anzupassen, nicht umgekehrt (32)



		Entwicklung eines gemeinsamen Gesamtkonzepts nötig, das auf Gleichstellung und Selbstbestimmung

setzt und Identifikationsangebote auf Basis eines pluralistischen und demokratischen Leitbildes macht.



Ziel: Gesellschaft, die sich durch wechselseitige Verantwortung,

Eigeninitiative und Engagement auszeichnet. Hierfür ist jede(r) Einzelne wichtig und auch Politik, Wirtschaft, Medien, Kultur, Sport, Kirchen, Religionsgemeinschaften und andere gesellschaftliche Gruppen.



Nutzung und Ausbau der Möglichkeiten der Integration durch Einbürgerung, insbesondere auch für Flüchtlinge. 



Mangelnde politische

Partizipation ist integrationspolitisch kontraproduktiv, wirkt ausgrenzend und fördert Bildung von Neben-Gesellschaften; daher Forderung nach kommunalem Wahlrecht für hier verwurzelte Ausländer(innen) 



„Perspektiven zur Integrationspolitik:

Heimat schaffen für alle“, 01/2017



Erhöhung der (Aus-) Bildungschancen für Eingewanderte  und ihre Kinder 



Bedarfsgerechte Förderung des Spracherwerbs



Sicherung des Zugangs zu Kita, Schule und beruflicher Ausbildung



Zugang zu Bafög und ausbildungsbegleitenden Beihilfen spätestens nach sechs Monaten.



Stellungnahme des DCV „Sozialpolitische Themen zur Bundestagswahl 2017“, 10/2016

Gesellschaftlichen Zusammenhalt stärken



Integrationsmaßnahmen müssen langfristig angesetzt werden.



Im Interesse der Ratsuchenden muss eine unabhängige, unparteiliche und freiwillige Beratung durch freie Träger  abgesichert werden.



Perspektiven des DCV zu Flucht und Migration, 2015

Flucht und Migration



Integrationskurse sollen für alle Asylsuchenden geöffnet und das Integrationskursangebot ausgebaut werden. Alle Integrationsangebote sollen zumindest nach einer Frist von 6 Monaten auch für Asylsuchende aus Herkunftsländern mit einer Anerkennungsquote von unter 50% geöffnet werden. Die unterschiedlichen Voraussetzungen der Teilnehmer/innen müssen berücksichtigt, das Kursangebot weiter differenziert werden. 

Arbeitsgelegenheiten sollen mit einer integrierten Sprachförderung verbunden werden.



Stellungnahme des DCV „Sanktionen und Auflagen im Flüchtlingsintegrationsgesetz“, 2016

Flüchtlingsintegrationsgesetz



Verschärfung Integrationsgesetz



Asylsuchende/Flüchtlinge:

Berücksichtigung der Fluchtschicksale bei der Festlegung von Altersgrenzen 



Herstellung von Rahmenbedingungen für die Kindertagesbetreuung, das Schul- und Ausbildungssystem und die Hilfen zur Erziehung, die eine teilhabeorientierte Entwicklung der frühkindlichen, der schulischen und der weiterführenden Bildung fördern;



Ausweitung des Rechtsanspruchs – unabhängig vom Aufenthaltsstatus – auf einen Kita-Platz; unter anderem mithilfe von Kostenerstattung für Kitas, die statuslose Kinder aufnehmen;



Supervision der Fachkräfte als Regelleistung sowie bedarfsgerechte Betreuungsschlüssel, die eine aufwendigere Eltern- und Vernetzungsarbeit erlauben;



Implementierung multiprofessioneller Kita-Teams durch die Länder und entsprechende Weiterentwicklung der Bildungspläne



„Zusammen sind wir Heimat.“ Sozialpolitische Positionen zur Kampagne 2017

Zusammen sind wir Heimat



Unabhängig vom Herkunftsland sollten Menschen sechs Monate nach Einreise die Möglichkeit haben, nach Wohnraum außerhalb der Unterkunft zu suchen



Fluchtpunkt Unterbringung 12/2016

Fluchtpunkte



Konzepte erforderlich, wie Flüchtlingskinder bundesweit in den Erstaufnahmeeinrichtungen und danach auf die Beschulung in Regelklassen vorbereitet werden können.



Position des DCV „Herausforderungen der Flüchtlingsfrage für die Sozialpolitik in Deutschland“, 02/2016

Sozialpolitische Herausforderungen der Flüchtlingsfragen



AsylbLG-> Gesundheitsleistungen



Tatsächliche Umsetzung einer stichtags- und altersunabhängigen Bleiberechtsregelung



Stellungnahme der BAGFW zum Gesetzentwurf zur Neubestimmung des Bleiberechts und der Aufenthaltsbeendigung, 02/2015

Neubestimmung Bleiberecht





		Ausgrenzung/

Diskriminierung

		

		Stärkung der Antidiskriminierungsstelle des Bundes und Ausweitung des Anwendungsbereichs des AGG auf staatliches Handeln (65)



Verankerung eines Verbandsklagerechts im AGG (65)



		

		

		Schaffung einer aktiven Antidiskriminierungspolitik (122)



Förderung von Migrantinnen und Migranten in Verwaltung und Wirtschaft (122)





Ombudsstellen für Flüchtlinge einrichten (70)

		Ablehnung sogenannter Antidiskriminierungsgesetze (12)

		Einer kohärenten Antidiskriminierungspolitik, einschließlich entsprechender Gesetze, kommt große Bedeutung zu.

Benachteiligungsverbot in allen öffentlich-rechtlichen Sektoren erforderlich.



Stellungnahme des DCV zu dem Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung europäischer Antidiskriminierungsrichtlinien, 3.3.2005



		Gesellschaftliche Teilhabe

		

		Anteil von Menschen mit familiären Einwanderungsgeschichten soll sich auch in der Zusammensetzung des öffentlichen Dienstes niederschlagen (68)



Kulturelle Öffnung, insbesondere in der Aus- und Weiterbildung der Gesundheits- und Pflegeberufe (68)



Nachhaltige, institutionelle Stärkung der Migrations- und Integrationsforschung und eine bessere Vernetzung der Forschenden (68)

		Kommunales Wahlrecht nach dem Wohnortprinzip (115)



Menschen, die hier leben, sollen auch mitbestimmen, wie wir zusammenleben (115)



		

		Wer hier lebt, soll hier wählen! Wir wollen das aktive und passive Wahlrecht für dauerhaft in Deutschland lebende Migrantinnen und Migranten auf Bundes-, Landes- und kommunaler Ebene (121)



Gleiche Rechte analog wie digital: Schutzsuchenden muss der Zugang zum Internet offen stehen (124)



		

		Die Wahlbeteiligung von wahlberechtigten Menschen mit Migrationshintergrund durch ein breites Maßnahmenbündel stärken,

Ausländer(innen), die sich seit mindestens fünf Jahren rechtmäßig in Deutschland aufhalten und einen Aufenthaltstitel haben, sollten das kommunale Wahlrecht erhalten. Mitwirkung in gewählten Beiräten als Form der Mitbestimmung nutzen.



Migrationsspezifische Themenstellungen müssen in die Ausbildungsgänge und Weiterbildungen der Gesundheitsberufe integriert werden.



Sozialpolitische Positionen zur Kampagne des DCV „Zusammen sind wir Heimat“, 2017

Zusammen sind wir Heimat





		Freiwillige Rückkehr und Abschiebung

		Beschleunigte Abschiebung von Straftätern mit ausländischem Hintergrund (62)

		Erhöhung der Zahlen der freiwilligen Rückkehrer unter den abgelehnten Asylbewerbern und Ausbau der Förderprogramme (60)



Konsequenzen, etwa im Bereich der Visaerteilung, für Staaten, die bei der Rückkehr ihrer Staatsangehörigen nicht kooperieren (60)



Keine Abschiebungen in Länder, in denen für die Menschen die unmittelbare Gefahr besteht, Opfer eines Krieges oder eines bewaffneten Konfliktes zu werden (60)



Keine Abschiebungen in Perspektivlosigkeit und Lebensgefahr (60)



Aufgrund der Sicherheitslage in Afghanistan bis auf weiteres keine Abschiebungen (60)

		Freiwillige und möglichst zügige Rückkehr derjenigen, die nach dem Abschluss rechtsstaatlicher Verfahren kein Bleiberecht in Deutschland erhalten (99)



Kein Drängen von staatlichen Stellen zur freiwilligen Rückkehr (99)



Sammelabschiebungen sind für uns inakzeptabel (101)



Keine Abschiebungen in Krisenregionen, die so unsicher sind wie zum Beispiel Afghanistan momentan (101)

		Wer kein Bleiberecht hat, muss konsequent abgeschoben werden. Dies ist bundeseinheitlich sicherzustellen. (42)





		Abschiebungen lehnen wir ab, insbesondere Abschiebungen in Kriegsgebiete und existenzielle Not wie Obdachlosigkeit, mangelhafte medizinische Versorgung und Diskriminierung werden wir sofort stoppen (124)



		Alle abgelehnten Asylbewerber sind in ihre Herkunftsländer zurückführen unter Zuständigkeit des Bundes (21)



Einführung einer jährlichen Mindestabschiebequote (29)



Einstellung der Entwicklungshilfe bei Weigerung der Rücknahme von eigenen Bürgern, hilfsweise müssen die Migranten in aufnahmebereite Drittstaaten überführt werden (21)



		Der DCV stellt Abschiebungen zur Durchsetzung der Ausreisepflicht nach einem erfolglosen rechtsstaatlich einwandfrei durchgeführten Asylverfahren nicht in Frage, sofern grund- und menschenrechtliche Vorgaben einer Abschiebung nicht entgegenstehen. Solange nicht eindeutig geklärt ist, dass Sicherheit und Würde bei der Rückkehr gewährleistet sind, müssen Abschiebungen nach Afghanistan bundesweit ausgesetzt werden. 



Ein bundesweiter Abschiebungsschutz muss nach Auffassung des DCV auch Straftäter(innen), Gefährder und Menschen, die eine Mitwirkung bei der Identitätsfeststellung verweigert haben, umfassen, sofern ihnen eine unmenschliche Behandlung im Zielstaat droht. 



Positionspapier des DCV zu Rückführungen nach Afghanistan, 07/2017

Rückführungen Afghanistan



Freiwillige Rückkehr muss Vorrang vor Abschiebung haben. Freiwillige Rückkehr muss in Sicherheit und Würde möglich sein.  Betroffene müssen in ihren Heimatländern tatsächlich auch eine längerfristige Lebensperspektive haben.

Es braucht eine unabhängige ergebnisoffene Rückkehrberatung und eine individuelle Reintegrationsförderung für eine längerfristige Lebensperspektive im Herkunftsland.











6. [bookmark: _Toc490640020][bookmark: _Toc490641818][bookmark: _Toc490641883][bookmark: _Toc490840529]
Engagement/Wohlfahrtspflege



		Thema

		Union

		SPD

		Bündnis 90/Die Grünen

		FDP

		Linke

		AFD

		DCV



		Bürgerschaftliches Engagement

		für Kulturförderung neben staatlicher Verantwortung wichtig (46)



Dank und Anerkennung;

Kultur des Respekts schaffen und Aufmerksamkeit erreichen (73)

		Finanzielle Mittel für Förderung aufstocken und strukturell absichern (62)



trägt zur Lebensqualität auf dem Land bei (45)



Wohlfahrtspflege ist wichtiger Akteur in der Zivilgesellschaft (62)



Altersgrenzen beim bürgerschaftlichen Engagement, z.B. als Schöffe oder Schöffin, anheben (62)

		

		

		Für alle ermöglichen, nicht als Ersatz für öffentliche Daseinsvorsorge, Abgrenzung von Beschäftigung (119)

		

		Gemeinnützige Tätigkeit für alle Menschen ermöglichen



„Gesellschaftlichen Zusammenhalt stärken. Sozialpolitische Themen des DCV zur Bundestagswahl 2017“

Gesellschaftlichen Zusammenhalt stärken



		Jugendfreiwilligendienste/BFD

		Engagement als wertvoller Teil der Leitkultur -> Freiwilligendienste als Vermittlungsinstrument; für alle Jugendlichen Gelegenheit schaffen (73)

		Plätze anheben ( 8)



Finanziell aufstocken (62)

		Auf 200.000 Plätze erhöhen und mit Coaching zur Berufsfindung verbinden; Anrechnung als Ausbildungs- u. Studienleistung; als Dank 1.500,- Euro Starthilfe für weiteres Leben (150)

		

		Als Bildungsdienst fördern (119)

Aufwandsentschädigung erhöhen (127)

		FSJ, FÖJ, BFD, IJFD u.a., die wertvollen Beitrag zur Praxisbildung

von Jugendlichen leisten, sollen großzügig gefördert werden, so dass diese auch Kindern zugänglich werden, deren

Eltern ein geringes Einkommen haben (38)

		Freiwilligendienste in partnerschaftlicher Zusammenarbeit auf Grundlage des Subsidiaritätsprinzips stärken und weiterentwickeln 



„Gesellschaftlichen Zusammenhalt stärken. Sozialpolitische Themen des DCV zur Bundestagswahl 2017“

Gesellschaftlichen Zusammenhalt stärken





		Internationale Jugendfreiwilligendienste/Erasmus +

		

		Ausbauen (8)

		

		Austauschprogramme über Studierende hinaus erweitern (11)

		Als Bildungsdienst fördern (119)

Aufwandsentschädigung erhöhen (127)

		

		Stärkung sowie technische Verbesserungen des Programmes Erasmus+

(Sichtbarkeit der einzelnen Programmteile erhöhen, Nutzerfreundlichkeit verbessern sowie Antragstellung und Verwendungsnachweise erleichtern, Partnereinrichtungen stärken, Pauschalen realistisch gestalten, Kleineren Organisationen Teilnahme ermöglichen) 



Positionspapier verschiedener Verbände „Erasmus+ Weiterentwicklung des Programms in JUGEND IN AKTION und GRUNDTVIG notwendig“, 2015

Erasmus+

und

BAGFW-Konsultationsbeitrag zu Erasmus+, 22.05.2017

KonsultationsbeitragHalbzeitbewertung Erasmus



Stärkung des Europäischen Freiwilligendienstes, Unterstützung des Europäischen Solidaritätskorps, wobei die Arbeitsmarktneutralität gewährleistet und  Doppelstrukturen vermieden werden müssen. 



Konsultationsbeitrag BAGFW zum Solidaritätskorps,16.03.2017

BAGFW-Europäischen-Solidaritätskorps





		Wohlfahrtspflege

		Bürokratieabbau für Ehrenamtliche und Vereine (73)



Errichtung einer Ehrenamtsserviceagentur oder einer Ehrenamtsstiftung (73)



Unterstützung der Arbeit der Kirchen (74)



		Gründung einer „Deutschen Engagementstiftung“ unter Beteiligung u.a. der Freien Wohlfahrtspflege (62)



Freie Wohlfahrtspflege  ist wichtiger Akteur der Zivilgesellschaft und wichtiger Partner (62)



Einführung eines europäischen Transparenzregisters (41) und einer „exekutiven Fußspur” auf Bundesebene (62)

		

		

		

		

		Engagement fördernde Strukturen schaffen



„Gesellschaftlichen Zusammenhalt stärken. Sozialpolitische Themen des DCV zur Bundestagswahl 2017“

Gesellschaftlichen Zusammenhalt stärken



Transparenzstandards für Caritas und Diakonie (https://www.caritas.de/glossare/transparenz)





		Mitgliederorganisation/
Rechtsform 

		Vereine von Bürokratie entlasten 





		Stärkung der Genossenschaften (24)

		Genossenschaften verbinden unternehmerisches Handeln mit Gemeinwohlorientierung->Gründung von Genossenschaften anregen und Rechtsform der eingetragenen Genossenschaft entbürokratisieren (45),



passenden Rechtsrahmen für zivilgesellschaftliche Organisationen schaffen (150)



Katalog von gemeinnützigen Zwecken anpassen und mit klareren und einheitlichen Publikations- und Transparenzvorschriften für gemeinnützige Organisationen verbinden (148)

		

		

		

		Zivilgesellschaftliches Engagement entbürokratisieren



Stellungnahme der BAGFW zum Referentenentwurf des Bundesministeriums der Justiz - Entwurf eines Gesetzes zur Einführung der Kooperationsgesellschaft und zum weiteren Bürokratieabbau bei Genossenschaften

Kooperationsgesellschaft und Bürokratieabbau Genossenschaften

[bookmark: _GoBack]Stellungnahme der BAGFW zum Referentenentwurf für ein Gesetz zur Erleichterung unternehmerischer Initiativen aus bürgerschaftlichem Engagement und zum Bürokratieabbau bei Genossenschaften vom 15. November 2016 

Erleichterung unternehmerischer Initiativen





		Teilhabe durch Engagement

		Langzeitarbeitslosen Möglichkeit für sinnvolle und gesellschaftlich wertige Tätigkeit geben (13)

		bedeutet auch Beteiligung an Engagement und politische Beteiligung (61)



		

		

		

		

		Einführung sogenannter Teilhabejobs



Position Soziale Teilhabe im SGB II in Vorbereitung 



		Förderung von Ehrenamt und Engagement

		bestehende Ehrenamtsstrukturen sollen nicht unter rückläufigen Bevölkerungszahlen -> besonderen Förderung, insbesondere von Kommunen und Ländern (30)

Beratungsangebote schaffen und Bürokratie abbauen (73)

		Bundesgesetz zur Freiwilligenförderung einführen (62)

		Unterstützung durch Übernahme von Versicherungen, Qualifizierungen, Weiterbildung, Supervision (149)

		Engagement entbürokratisieren (11)

		Hauptamtliche Strukturen verbessern und ausbauen (119)

		

		Hemmende Faktoren abbauen, stärkende Infrastrukturen aufbauen; Infrastruktureinrichtungen ausbauen und verlässliche langfristige gesicherte Förderung. 



Fördermittel müssen mit vertretbarem Aufwand abgerufen werden können. 



„Gesellschaftlichen Zusammenhalt stärken. Sozialpolitische Themen des DCV zur Bundestagswahl 2017“

Gesellschaftlichen Zusammenhalt stärken



		Ältere

		werden ehrenamtlich tätig (45)

		Engagement von Älteren ausbauen und Altersgrenze bei Schöffen abschaffen (62)

		

		

		

		

		



		Ehrenamtsstiftung/Engage-mentstiftung

		Ehrenamts-Service-Agentur oder einer Ehrenamtsstiftung als strukturellen Förderung (im ländlichen Raum) durch hauptamtliche Unterstützung und zentrale Anlauf- u. Beratungsstellen (30, 73)

		Engagementstiftung als strukturelle Absicherung; Gründung unter Einbeziehung von Kultur, Bildung, Freier Wohlfahrtspflege (64)

		

		

		

		

		



		Gemeinnützigkeitsrecht

		

		um gesellschaftspolitisch bedeutsame Bereiche ergänzen (62)

		

		

		Ändern u. Hürden abbauen (119)

		

		



		Selbstverwaltung 

		

		Selbstverwaltung stärken und Sozialwahlen modernisieren (62)

		

		

		

		

		



		Politische Beteiligung/
Partizipation 

		

		Transparenz des staatlichen Handelns (62)



Informationsrechte stärken und zu Informationsfreiheits- und Transparenzrecht erweitern, dazu Open data kostenfrei für alle verfügbar (62)



„exekutiver Fußabdruck“ gibt Auskunft, welche Interessensvertretung beim Gesetzentwurf beteiligt war; 



Lobbyregister auf gesetzlicher Grundlage verpflichtend einführen (63)



Petitionsrecht verbessern (61)

		Transparente Verwaltung, die nach Kriterien von Open data Informationen im Internet veröffentlicht; 



Informationsfreiheitsgesetz zu umfassendem Transparenzgesetz weiterentwickeln; 



Petitionsrecht ausbauen (148) 



„legislativer Fußabdruck“ gibt Auskunft, wenn Lobbyisten an Gesetzestexten mitarbeiten; verpflichtendes öffentliches Lobbyregister; Ausschüsse tagen öffentlich; Veröffentlichung der Parteispenden (147)



Volksentscheide ins GG (156)

		

		Lobbyismus eindämmen durch Lobbyistengesetz (10)

		

		Wahlbeteiligung sozial benachteiligter Menschen und von wahlberechtigten Menschen mit Migrationshintergrund stärken.

Ausländer(innen) sollten nach fünf Jahren rechtmäßigem Aufenthalt das kommunale Wahlrecht erhalten.



Sozialpolitische Positionen des DCV zur Kampagne 2017, „Zusammen sind wir Heimat.“

Positionen-Zusammen-sind-wir-Heimat 



Der DCV setzt sich für die Partizipation von Kindern und Jugendlichen in den Diensten und Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe ein und fördert die politische Partizipation der Jugendlichen durch verschiedene Projekte und Veranstaltungen (bspw. Projekt „M & M – Mitreden und Mitgestalten).











7. [bookmark: _Toc490640021][bookmark: _Toc490641819][bookmark: _Toc490641884][bookmark: _Toc490840530]
Wohnen



		Thema

		Union

		SPD

		Bündnis 90/Die Grünen

		FDP

		Linke

		AFD

		DCV



		Kosten der Unterkunft

		

		Keine Sanktionierung der KdU (20)

		Kommunen entlasten – schrittweise Übernahme der KdU

		

		Klimakomponente bei der KdU (49)



Anhebung der Angemessenheitsgrenzen, damit tatsächliche Bedarfe wirklich gedeckt sind – Erhöhung Kostenanteil Bund an KdU (49)

		

		Die KdU und Heizung dürfen durch Job-Center nicht sanktioniert werden.

Der Gesetzgeber muss bei der Gewährung der Grundsicherung für bundeseinheitliche Rahmenbedingungen sowie für die Bestimmung der Angemessenheit der Kosten für Unterkunft und Heizung unter Berücksichtigung regionaler Preisunterschiede sorgen. Vor Ort muss eine zeitnahe Dynamisierung der Unterkunftskosten erfolgen. Für die Bestimmung der Angemessenheit der Unterkunftskosten muss der jeweilige Einzelfall maßgeblich sein. Richtwerte sind nicht als Kappungsgrenze, sondern als Nichtprüfungsgrenze zu verstehen.



KdU-Papier im Entwurf, noch nicht abgeschlossen.



		Wohnungslosigkeit

		

		

		

		

		Räumung in die Obdachlosigkeit soll gesetzlich ausgeschlossen sein (48)



Gesamtkonzept gegen Wohnungs- und Obdachlosigkeit - Institutionen der Wohnungslosenhilfe finanziell stärken (49)

		

		Prävention von Wohnungslosigkeit ausbauen. 

Bundeseinheitliche Wohnungsnotfallstatistik erstellen



Stellungnahme des DCV zur Anhörung zum 5. Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesregierung, 27.06.17

Anhörung 5-ARB



		Wohngeld

		Reformierung des Wohngeldsystems (38)

		Regelmäßige Anpassung des Wohngelds (43)

		Verdoppelung des Wohngelds - dynamische Anpassung - Berücksichtigung der Heizkosten - Klimazuschuss für energetisch modernisierten Wohnraum (189)

		Sachgerechte Ausgestaltung des Wohngelds mit jährlicher Anpassung – Vorrang Subjektförderung durch Wohngeld anstelle von Objektförderung (86)

		Wohngeld soll auf Basis der Bruttowarmmiete gezahlt werden mit Stromkostenkomponente – Heiz-Warmwasser- und Stromkostenkomponente sollen zu einem Klimawohngeld zusammengefasst werden (87)



Wohngeld erhöhen und umbauen – Mietendeckel einführen - Heizkostenzuschlag wieder einführen - Klimakomponente beim Wohngeld und den Kosten der Unterkunft (49) 

		Mieter, deren Einkommen nicht reicht, sind weiter durch Wohngeld zu unterstützen (68)

		Ausländer(innen) mit Aufenthaltsrecht oder Duldung müssen Zugang zu Wohngeld haben. 



„Miteinander leben.

Perspektiven zu Migration und Integration“, 2008
Integrationsverständnis 



Die Inanspruchnahme von Wohngeld darf bei Ausländer(innen) keine aufenthaltsrechtlichen Konsequenzen haben.



Stellungnahme DCV zum Entwurf für Allgemeine Verwaltungsvorschriften des BMI zum AufenthG, 21.11.2008

nicht online verfügbar



Regelmäßige Anpassung des Wohngeldes; Wiedereinführung einer Heizkostenkomponente; 



Stellungnahme „Mehr Wohnungsangebote für Menschen mit geringem Einkommen“, 2015

Wohnungsangebote Menschen geringe Einkommen



Stärkung des Wohngelds als vorgelagertes Sicherungssystem 



Dynamisierung der Miethöchstbeträge, Einkommensgrenzen und Höhe der Wohngeldleistungen



transparente und nachhaltige Berücksichtigung der Heizkosten



Streichung der Zurechnung einmaligen Einkommens, die innerhalb von drei Jahren vor der Antragstellung zugeflossen sind



Freibeträge auf Erwerbseinkommen von Kindern, insbesondere

bei Unterhaltszahlungen, Unterhaltsvorschussleistungen oder Renten, die für

Kinder gezahlt werden (Waisenrente), keine Freibeträge; 



Stellungnahme Reform Wohngeldrecht 22.05.2015

Wohngeldanpassung



		Baukindergeld

		Baukindergeld von 1.200 Euro pro Kind und Jahr über 10 Jahre (39)

		

		

		

		

		

		



		Bezahlbaren Wohnraum schaffen

		Prüfung von Kostensenkungspotentialen (38)



Steuerliche Förderung von Mietwohnungsbau (38)

		durch sozialen Wohnungsbau für Familien mit niedrigen und mittleren Einkommen ->sozial gestaffeltes Familienbaugeld (37,44)

		durch gemeinwohlorientierten und sozialen Wohnungsbau: preiswerter Wohnraum, Wohnungen für Geringverdiener und barrierefreies Wohnen fördern (185, 230)





Ökologisches und soziales Mietrecht einführen (185) 





		Zweckbindung der Bundesmittel für sozialen Wohnungsbau einführen (85)

		Bauen und Kaufen von Sozialwohnungen durch gemeinnützigen kommunalen Wohnungsbauträger und dauerhafte Sozialbindung (45)



Verbot der Umwandlung von Miet- in Eigentumswohnungen (46)



Unbefristete Versteuerung des Gewinns aus Immobilienverkauf (47)



Bodenpreisdeckelung (47)



Wohnungspolitische Konzepte notwendig mit Bestands- u. Leerstandskonzepten (48)

		

		Die Wohnungspolitischen Positionen werden gerade im Hinblick auf die kommende Kampagne überarbeitet. 



Vergabe von Bauland nach Konzeptqualität;

Aktivierung bisher nicht genutzter Flächen;

Ausreichend Mittel für Förderprogramme des sozialen Wohnungsbaus;

Förderung genossenschaftlicher und gemeinwohlorientierter Bauträger;



Stellungnahme „Mehr Wohnungsangebote für Menschen mit geringem Einkommen“, 2015

Wohnungsangebote Menschen geringe Einkommen





		Mietpreisbremse/Mietspiegel

		

		Mietpreisbremse verbessern (43)



Verbindlicher Mietspiegel (43)

		Mietpreisbremse verbessern (186)

		Mietpreisbremse abschaffen (85)

		bundesweite, unbefristete Mietpreisbremse ohne Ausnahme (46)



verpflichtender Mietspiegel, Einführung eines transparenten Miet-Registers (46)

		Mietpreisbremse abschaffen (67)

		Die Mietpreisbremse wird grundsätzlich begrüßt. Sie erfasst aber de facto nur einen vergleichsweise kleinen Teil des Wohnungsmarktes. Die Wohnungsknappheit gerade für Menschen in besonderen Lebenslagen kann durch die Mietpreisbremse allein nicht behoben werden. Nötig ist ein Bündel unterschiedlicher Maßnahmen und mittelfristig angelegter, miteinander zu verzahnender Strategien auf den verschiedenen Ebenen von Bund, Ländern und Kommunen. Teil dieser Politik müssen Maßnahmen sein, die das Angebot an preisgünstigen Wohnungen insbesondere in Ballungszentren erhöhen.



Stellungnahme zum Referentenentwurf

des Mietrechtsnovellierungsgesetzes, 2014

Mietrechtsnovellierungsgesetz



		Modernisierungskosten

		

		Begrenzung der Mieterhöhung nach Modernisierung (43)

		Modernisierungsumlage senken (189)

		

		Mieterhöhung nur zum Inflationsausgleich, keine Modernisierungsumlage (46)

		

		Zuschussförderung für energetische Modernisierungsmaßnahmen besonders im Bereich des sozialen Wohnungsbaus;

Heizkostenkomponente im Wohngeld



Stellungnahme „Mehr Wohnungsangebote für Menschen mit geringem Einkommen“, 2015

Wohnungsangebote Menschen geringe Einkommen



		Eigenbedarf

		

		Konkretisierung des Kündigungsrechts wegen Eigenbedarfs (43)

		

		

		Zweckentfremdungsverbot mit hohen Leerstandsabgaben (46)



bei leerstehendem Wohnraum keine Möglichkeit der Abschreibung (47)



Beschlagnahme bei Leerstand ermöglichen (47)

		

		Genehmigungsvorbehalt bei Zweckentfremdung



Stellungnahme „Mehr Wohnungsangebote für Menschen mit geringem Einkommen“, 2015, S. 25

Wohnungsangebote Menschen geringe Einkommen



		Öffentlicher Wohnungsbau

		Belebung des öffentlichen und privaten Wohnungsbaus (38)



		Mehr Wohnungen im öffentlichen + betrieblichen Eigentum (44)

		Entscheidung über Umwandlung von Miet- in Eigentumswohnung in Hand der Kommunen (186)



Genossenschaften, kommunale Wohnungsbauunternehmen und private Investoren gewinnen und sozialen Wohnungsbau durch Zulagen und Steuerförderung ankurbeln (188)



		

		Milieuschutz mit Mietobergrenze von 8,50 €, Quartiersbezogene Überprüfung (46)



Wohngemeinnützigkeitsrecht einführen als Teil des Wohnungsmarkts ohne Profitstreben, aber mit steuerlicher Begünstigung (45)



Öffentlichen und genossenschaftlichen Wohnungsbau stärken (46)



Re-Kommunalisierungsfonds einrichten (47)

		

		Kommunen sollen Bestand an Sozialwohnungen selbst besitzen, um Steuerungsfaktoren wahrnehmen zu können.



Stellungnahme „Mehr Wohnungsangebote für Menschen mit geringem Einkommen“, 2015, S. 24

Wohnungsangebote Menschen geringe Einkommen 



		Studentischer Wohnraum

		Schaffung von studentischem Wohnraum (38)

		Ausweitung des öffentlichen und sozialen Wohnungsbaus in Studierenden- und Ausbildungswohnheime (7)



		

		

		Schaffung von studentischem Wohnraum (48)

		

		



		Bauanreize

		Planungsbeschleunigungsgesetz (20)



Verkürzung von Planungs- u. Genehmigungsverfahren im Einzelfall (20)



Verwaltungsgerichtsverfahren bei Ersatzneubauten auf eine Instanz beschränken (20)



Einnahmen aus dem zur Verfügung stellen von landwirtschaftlichen Flächen als Bauland sollen steuerbegünstigt in Mietwohnungsneubau reinvestiert werden können (38)

		Attraktivität durch schnellere Planung erhöhen; gemeinwohlorientierten Sektor auf Wohnungsmarkt fördern (44)



Förderung von Projekten zu altersgerechtem Umbau (44)

		

		Entlastung durch Freibetrag bei Grunderwerbssteuer von 500.000 Euro (69)



Abschreibungsrate auf 3 % erhöhen (85)



Wert eines Neu-/Umbaus als Kriterium für Kreditwürdigkeit nach EU-Wohnimmobilienkreditrichtlinie, mehr Einkommensabhängige Kreditvergabe (85)

		Verbot von Immobilienfonds (47)



Vorkaufsrecht für Kommunen und Mieter (47)



Öffentlicher Boden nur in Erbbaurecht zu vergeben (47)



Barrierefreiheit als Prüfkriterium ins BauG (48)

		Ausweisung neuer Baugebiete (68)



Beschleunigtes Verfahren (68)



Standards senken (68)



		Kürzere steuerliche Abschreibungsfristen für Sozialen Wohnungsbau 



Stellungnahme „Mehr Wohnungsangebote für Menschen mit geringem Einkommen“, 2015, S. 19 ff

Wohnungsangebote Menschen geringe Einkommen





		Verkauf Bundesimmobilien

		Abweichen vom Wirtschaftlichkeitsprinzip beim Verkauf von Grundstücken des Bundes an Städte und Gemeinden

		Anpassung des Bundesimmobilienanstalt-G beim Verkauf öffentlicher Grundstücke (44)

		Günstiger Verkauf von Bund an Kommunen oder gemeinwohlorientierten Träger, wenn stadtentwicklungspolitisch erforderlich (185)

		

		Verkauf durch die Bundesanstalt für Immobilienaufgaben nur an Kommunen, Länder, Mieterinitiativen (47)

		

		Vergabe von Bundesimmobilien für Wohnungsbaus



Stellungnahme „Mehr Wohnungsangebote für Menschen mit geringem Einkommen“, 2015, S. 13 f

Wohnungsangebote Menschen geringe Einkommen



		Grunderwerbssteuer

		Freibeträge für Erwachsene und Kinder bei Grunderwerbssteuer für erstmaligen Erwerb selbstgenutzten Wohneigentums (39)

		

		

		

		

		Grund- u. Grunderwerbssteuer senken (68)

		



		Zuständigkeit für sozialen Wohnungsbau

		

		Sozialer Wohnungsbau und Stadtentwicklung in gemeinsamer Verantwortung von Bund, Ländern, Kommunen (44)

		

		

		Bund-Länder-Programm für sozialen Wohnungsbau (48)

		

		



		Mieterschutz

		

		durch größere Transparenz der Vormiete u. Auskunftspflicht der Vermieter stärken (43)



Kündigungsrecht des Vermieters wegen

Eigenbedarfs konkretisieren (43)



Mieterhöhung nach einer Modernisierung begrenzen (43)

		

		

		Eingeschränktes Kündigungsrecht (46)



Begrenzung der Gewerbemieten (48)



Energetische Modernisierung darf nicht auf die Miete umgelegt werden,

Modernisierungsumlage insgesamt abschaffen (48)



Besonderer Schutz für soziale Träger (49)

		

		Mietkostensteigerung durch energetische Sanierung bzw. Modernisierungsmaßnahmen muss ggfs. durch Fördermaßnahmen für Mieter im unteren Einkommensbereich aufgefangen werden.



Mietpreisbindung verbunden muss mit Regeln zur Belegung der Wohnungen flexibel gestaltet sein (möglicherweise auch ohne Befristung). Um mögliche Investoren nicht abzuschrecken, müssten die anderen Förderkonditionen oder auch Förderinstrumente entsprechend attraktiv ausgestaltet werden



Stellungnahme „Mehr Wohnungsangebote für Menschen mit geringem Einkommen“, 2015

Wohnungsangebote Menschen mit geringem Einkommen









8. [bookmark: _Toc490640022][bookmark: _Toc490641820][bookmark: _Toc490641885][bookmark: _Toc490840531]
Stadt-/Landentwicklung



		Thema

		Union

		SPD

		Bündnis 90/Die Grünen

		FDP

		Linke

		AFD

		DCV



		Ländlicher Raum

		Dezentralisierungsstrategie ->zusätzliche Errichtung von Infrastruktur wie Verwaltung, Schulen (29)



Gezielte Strukturförderung „Offensive Ländlicher Raum“(14)

		Digitale Verwaltung wichtig (23)

		Neue Förderpolitik für Infrastruktur (187)

		Innovative Lösungen, z.B. Drohnen bei Rettungseinsatz im ländlichen Raum zulassen (22)

		

		Stärkung durch Anbindung an Infrastruktur (68)

		Regionale Entwicklungskonzepte zur Einbeziehung von Ballungsrandgebieten in die Stadtentwicklung;

Infrastrukturelle Maßnahmen zur Attraktivitätssteigerung des ländlichen Raums; 



Stellungnahme „Mehr Wohnungsangebote für Menschen mit geringem Einkommen“, 2015, S. 26

Wohnungsangebote Menschen geringe Einkommen



		Städtebauförderung

		Städtebauförderung weiterentwickeln zu Städte- u. Gemeindeförderung mit Fokus ländlicher Raum (30)





		Förderung von Infrastruktur, nachbarschaftliche Netzwerke, bürgerschaftliches Engagement, Vereinsleben und Partizipation -> Stärkung der Selbstorganisation (45)

		

		

		

		

		



		Quartiere

		

		Generationsübergreifend -> Orte der Begegnung schaffen, z.B. Mehrgenerationenhäuser (S. 9)



Für Ältere vernetzte Angebote für Gesundheit, Pflege u. haushaltsnahe Dienstleistungen -> Bund, Länder und Sozialversicherungen gemeinsam (9)



Barrierefreies Wohnen unterstützen (9)



Fortführung „Altersgerecht umbauen“ (9)

Neues Programm „Gemeinschaftlich selbstbestimmt wohnen“ (9)

		Stadtteilzentren fördern (186)



Gemischte Quartiere von Gewerbe/Wohnbebauung fördern (186)



Wohnprojekte unterstützen (186)

		

		

		

		Auskömmliche und dauerhafte Finanzierung von Quartiersarbeit



Rede von Herrn Prof. Cremer bei der Abschlussveranstaltung „Gemeinsam aktiv im Sozialraum sowie Rede von Herrn Dr. Neher bei der Zwischenbilanz Kirche findet Stadt im BMUB, 22.11.2016, S.7f

kirche-findet-stadt



		Zusammenhalt/
Städtebauförderung

		

		Programme „Soziale Stadt“ und „Demokratie lebt“ weiter fördern und mehr Mittel für qualifiziertes Personal wie Quartiersmanagement (37,45)

		Stärkung gemischter Quartiere (186)



Unterstützung urbaner Gärten, Wohnprojekte, Baugemeinschaften u. generationengerechtes Wohnen (186)



Schaffung von Orten der Begegnung (186)



		

		Stärkere Beteiligungsrechte der Bewohner (48)



Programm „Soziale Stadt“ besser ausstatten und kommunalen Eigenanteil verringern (50)



Stadtumbauprogramme Ost und West zusammenführen mit Schwerpunkt auf Verbesserung der Wohnungen und des Wohnumfeldes (50)

		

		Städtebauliche Programme zur Gesundheitsförderung und zur Förderung des Zusammenhalts u.a. durch Grünflächen und Parks



Position „Prävention und Gesundheitsförderung. Ein Ansatz zur Verwirklichung gesundheitlicher Chancengleichheit in einer Gesellschaft des längeren Lebens“, neue caritas 11/2015

Prävention Gesundheitsförderung 



		Finanzierung/

gleichwertige Lebensverhältnisse

		„Offensive Ländlicher Raum“ (29)



Ausbau des Bundesfonds für finanzschwache Kommunen (30)



Schaffung neuer Strukturperspektiven für Regionen mit besonderem Entwicklungsbedarf gemeinsam von Bund und Ländern (31)



Förderung von Unternehmensansiedlung durch europäische Absicherung (31)



Einsetzung einer Kommission „Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse“, in der Bund, Länder, Kommunen zusammenarbeiten -> bis 2019 Vorschlag, wie grundgesetzliches Ziel der Gleichwertigkeit erreicht werden kann (31)

		Finanziell handlungsfähige Kommunen als Grundlage -> Reform der Grundsteuer + Stabilisierung der Gewerbesteuer (43)



Entwicklung ländlicher Räume unter Einbeziehung der Zivilgesellschaft und Schaffung wohnortnaher Versorgung (44)

		Angemessene finanzielle Ausstattung für alle Gemeinden über kommunale Wirtschaftssteuer und Grundsteuer (184)



Verschuldete Kommunen können Schulden in Altschuldentilgungsfonds übertragen (188)

		Abschaffung des Solidaritätszuschlags bis 2019 (68)

		

		

		



		Gemeinschaftsaufgaben

		Leistungen der Daseinsvorsorge durch Sonderregelungen und Öffnungsklauseln gewährleisten (29)



Weiterentwicklung der bestehenden Gemeinschaftsaufgaben im ländlichen Raum (30) 

		Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur und bessere Rahmenbedingungen (45)

		

		

		

		

		



		Struktur-Förderung

		Investitionsförderung und Abweichungen im Baurecht

(29)

		Reguläre Wirtschaftsförderung für strukturschwache Regionen öffnen -> Förderung kleiner Unternehmen (45)

		Auf Förderung der regionalen Daseinsvorsorge in strukturschwachen Regionen ausweiten (187)

		

		

		

		



		Mobilitätskonzepte

		

		Carsharing, Ruf- oder Bürgerbusse als Modellprojekte fördern (46)

		Mobilität als gesellschaftliche Teilhabe: neue Mobilitätskonzepte, Verkehrsverbünde verknüpfen, bundes- u. europaweiten MobilPass, Anpassung der Regelsätze, um Kosten für Sozialticket zu decken; Elternzeitticket (59)

		

		

		

		



		Umweltgerechtigkeit 

		

		Herstellen, um soziale Ungleichheit abzubauen (48)

		Neuer Jahreswohlstandsbericht, in dem neben ökonomischen auch ökölogische und soziale Kriterien aufgenommen werden (45)

		

		

		

		



		Planungsverfahren

		PlanungsbeschleunigungsG für Infrastrukturprojekte (20)

		

		

		

		

		

		







[bookmark: _Toc490640023][bookmark: _Toc490641821][bookmark: _Toc490641886]


9. [bookmark: _Toc490840532]Digitalisierung



		Thema

		Union

		SPD

		Bündnis 90/Die Grünen

		FDP

		Linke

		AFD

		DCV



		Rahmenbedingungen als Gesamtaufgabe

		

		Gerechte Rahmenbedingungen schaffen (3)





		Gesamtgesellschaftliche Debatte für umfassende Lösungen (223)



Aufbau eines IT-Beratungsnetzwerkes für digitalen Wandel (226)

		Open-Data u. Open-Goverment-Strategie erforderlich für mehr Transparenz (19)



Verkürzte Abschreibungsfrist von höchstens 3 Jahren auf digitale Anlagegüter (73)

		gesamtstaatliche Digitalisierungsstrategie erforderlich (61)





		

		Der DCV hat zusammen mit den anderen Wohlfahrtsverbänden in der BAGFW für die Zusammenarbeit mit dem BMFSFJ im August 2017 ein Papier zur digitalen Transformation erarbeitet, das zu den wichtigsten angesprochenen Fragen Eckpunkte enthält.



		Bildung 

		Umfassende „Digitale Bildungsoffensive“ (54)



Digitalpakt für allgemeinbildende und berufliche Schulen (54)



Schulen und Hochschulen mit schnellem Internet ausstatten (54)



Schaffung von neuer Bildungs-Cloud (54)



Unterstützung der Länder bei Weiterbildung der Lehrer (54)



„Nationale Weiterbildungsstrategie“ mit Sozialpartnern (54)

		neue Bildungsstandards für alle Bildungsbereiche und Schulstufen (9)



Schulsanierungsprogramm zu Schulmodernisierungsprogramm weiterentwickeln und damit digitale Technik anschaffen (8)

		Open Access und freie und nicht-kommerzialisierte Zugänge zu Lern- und. Lehrmaterial (165)



Mehr Programme für altersgerechte Bildung u. Medienkompetenz (165)

		Medien- u. Methodenkompetenz in Bildungsstandards aufnehmen (6)

		Medienkompetenz u. Medienbildung umfassend stärken (130) 



		

		



		Schule

		Medienkompetenz soll generationsübergreifend und in der Schule fächerübergreifend gestärkt u. mit social media gelernt werden (46)



Weiterbildung der Lehrer (36)

		Digitale Bildung als Gegenstand von Schul- und Unterrichtsentwicklung ( 9)



fächerübergreifend (9)



Digitales Lernmaterial, Nutzung offener Bildungsinhalte, Lern-Plattformen -> Finanzierung von Bund u. Ländern (9)



Volkshochschulen für ältere Menschen, um digitale Kompetenzen zu erwerben (9)

		Basiskompetenzen im Bereich Informatik und Medienanwendung vermitteln (180)

		Pro Schüler 1.000,- Euro jährlich für 5 Jahre zum Technikausbau (6)



Dazu Staatsvertrag zwischen Bund und Ländern (6)



Medien- und Methodenkompetenz als Bildungsstandard und in Prüfungen Konzepte wie „open book tests“ und internetfähige Geräte (6)

		

		

		



		Gestalten der Arbeitswelt

		Wirtschaft 4.0 auch für Dienstleistungen und Verwaltung (52) – neue Arbeitszeitmodelle für bessere Vereinbarkeit Familie-Beruf (52)

		Gesetzlicher Rahmen, Tarifvertrag, Betriebliche Ausgestaltung (16)



Flexibilität von Arbeitszeit u. –ort (16)



WahlarbeitszeitG (16)

		Recht auf Homeoffice unter Berücksichtigung der betrieblichen Möglichkeiten (227) 



Absicherung Solo-Selbständige und Kreative und faire Entlohnung (227)

		Arbeitszeitgesetz flexibilisieren - Homearbeit entbürokratisieren – Langzeitkonten für Arbeitszeit (43/44)

		Statt digitalem Proletariat Absicherung aller (14)



Rechtsanspruch auf mobiles Arbeiten, aber auch Schutz vor Überlastung (15/16)

		

		



		Datenschutz

		Erarbeitung eines Datengesetzes, das Zugang zu Daten, Befugnisse der Sicherheitsbehörden u. Datenschutzinteresse regelt; auf der Grundlage der EU Datenschutz Grundverordnung (52)



Transfer von Daten zwischen Plattformen – Wettbewerb zum Wohle der Verbraucher (53)

		BeschäftigungsdatenschutzG anpassen (16) 



Stärkung der Rechte von Betriebsräten (16)



Transparenz der Datennutzung (29)



Datennutzung nur mit Einwilligung (28)



Rechtliche und ethische Fragen dialogisch in Daten-Ethikkommission klären (29)



Bundesamt für Sicherheit in der Informationstechnik ausbauen als neutrale Instanz mit Beratungsfunktion (56)



„Völkerrecht des Netzes“ zur Klärung der digitalen Grundrechte; Aufsicht muss geregelt werden (29)

IT-SicherheitsG fortschreiben (56) 



Arbeitsschutz ausbauen (16)



Netzneutralität + fairer Wettbewerb; Bundesnetzagentur als Kontrollinstanz (28)

		Effektiver Persönlichkeitsschutz (160)



Mit Reform des Urhebervertragsrechts angemessene Vergütung für Kreative sichern (165)



EU-Datenschutzrecht umsetzen (169)



Abschaffung der Störerhaftung (165)

		Selbstbestimmte Entscheidung über Daten schützen (37)



Keine anlasslose Vorratsdatenspeicherung (37)



Funkzellenabfrage + Bestandsdatenerfassung nur durch gerichtliche Anordnung (38)



Transparenz erforderlich (37)



EU-DatenschutzVO einhalten (37)



Grenzüberschreitender Schutz notwendig (58)



Keine staatliche Kontrolle über Richtigkeit von Nachrichten (52)



Grundrecht auf Verschlüsselung (83)

Abschaffung der Störerhaftung bei Urheberrechtsverletzung, die von Nutzern begangen; Haftung des Anbieters, wenn z.B. nicht moderner Stand der Technik verwendet (83)

		Recht auf informelle Selbstbestimmung stärken: gegen Vorratsdatenspeicherung, Bestandsdatenauskunft, Online-Durchsuchung, allg. Videoüberwachung etc. (120)



Reform des Urhebervertragsrechts (129)

		

		Der Caritasverband ist offen für den sozialen Dialog via Neue Medien. Dafür wurden die Social Media Guidelines, Kommunikationsprinzipien und eine Netiquette entwickelt, die Datenschutz und Urheberrechtsschutz einfordern.



„Social Media Leitlinien des Deutschen Caritasverbandes e. V.“, 2014

Leitlinien



„Netiquette für die Nutzung der Social-Media-Kanäle der Caritas Deutschland“

Netiquette



		Infrastrukturausbau

		Bis 2018 flächendeckende Verfügbarkeit von Breitband- und Mobilfunkversorgung (29,50)



Bis 2025 flächendeckender Ausbau von Glasfasernetzen (51)



Bis 2020 Voraussetzungen schaffen, dass 5G Schlüsseltechnologie der digitalen Transformation ist, bis 2025 Ausbau

(51)



Vereinheitlichung der Übertragungsnetzentgelte (31)

		Bis 2025 Breitband für alle (28)



Bis 2018 mind. 50 Mbit/sec.

Bis 2025 mehr als 90% aller Haushalte am Gigabitnetz (28)



5G-Standard für mobile Datenübertragung -> Glasfaserkabel (28)



Offene u. kostenfreie WLan-Hotspots (28)

		Schnelles Internet als Teil der Daseinsvorsorge (165)



Breitbandversorgung sicherstellen (165)



Flächendeckender Glasfaserausbau u.a. durch Erlös aus Verkauf der Telekom-Aktien sicherstellen + öffentliche Breitbandgesellschaft im ländlichen Raum (165)



5G-Mobilfunknetz wird unterstützt, offenes und freies WLan (165)

		Flächendeckende Glasfaser durch Regions-Cluster auch im ländlichen Raum (83)



Freies WLan (83)



Alle Provider müssen Kapazität auf Glasfaserleistung mieten (83)

		öffentlich-rechtliche Internet-Angebote zu einer unabhängigen öffentlich-rechtlichen Plattform auszubauen (129)



		innerhalb

von zwei Jahren schnelles Breitbandnetz (52)

		



		Mobilität

		Neue Mobilitätskonzepte (21)



einheitliche digitale Tickets im Personennahverkehr (21)



Vernetzung der Verkehrsverbünde - bundesweite App (21)

		Digitale Mobilitätsplattformen (47)

		

		Neue Mobilitätskonzepte ausprobieren (20)

		

		

		



		Anbieter soz. Netzwerke

		

		Netzneutralität (28) 



Berichtspflicht von Anbietern zum Umgang mit Hinweisen über rechtswidrigen Hinweis (56)



Einheitliche Standards des Beschwerdemanagements (56)

		

		Netzneutralität (20)

		

		

		



		Zusammenarbeit mit Strafverfolgungsbehörden

		

		Zusammenarbeit von Anbietern mit Strafverfolgungsbehörden: Kontaktstelle und kurze Reaktionsfrist (56)

		

		Verfolgung durch Strafverfolgungsbehörden, Anbietern müssen aber Strategie zum Umgang mit (Hass-) Nachrichten entwickeln (52)

		

		

		



		Urheberrecht

		Neue Plattformen -> Anpassung des Kartellrechts (53)

		Urheberrechtliche Handlungen: kopieren, wiedergeben, veröffentlichen -> Vergütung, nicht Verbote (72)



Pauschale Vergütung für Vermarktung von Leistungen im Internet (Online-Plattformen) (72)



Rahmen für Nutzung von e-Books (72)

		

		Unter Berücksichtigung der Interessen von Nutzern und Investoren entwickeln (21)



um Erträge aus Verwertung kreativer Leistungen für Urheber und weitere Berechtigte zu sichern; einfach und transparent (20)



Gewonnene, nicht-personenbezogene Daten sollen frei genutzt werden können (38)

		Anpassung des Urheberrechts und Rechtsetzung für Vergütungspraxis(129)

		

		



		Verwaltung

		Digitale Bürgerportale u. Bürgerkonten unter Nutzung einmal eingegebener Daten (19, 51)



Schaffung rechtssicherer elektronischer Zugänge (51)



Transparenz für Bürger, welche Daten der Staat von ihm gespeichert hat (51)

		Digitale Verwaltung (23)

		

		Behörden zu One-Stop-Shops ausbauen: alle Daten nur einmal angeben, nach Dienstleistungsrichtlinie 2006/123/EG (81)

		

		

		



		Politische Verankerung

		Staatsminister für Digitalpolitik im Kanzleramt ansiedeln (50)



Kabinettsausschuss „Digitalpolitik“ einrichten zur Koordinierung zwischen den Ressorts (50)



„Nationaler Digitalrat“ zum Austausch zwischen Politik u. Experten (50)

		

		Aufsichtsstrukturen schaffen (167)



Unabhängigkeit des Bundesamtes für Sicherheit in der Informationstechnik (168)



Eigenständig im Kabinett vertreten (225)

		Digitalministerium (83)

		

		

		



		Start-ups

		Einführung einer zentralen Anlaufstelle (One-Stop-Shop) als Unterstützung für neue Unternehmensgründung (53)

		

		

		

		

		

		



		Gewalt/Mobbing

		

		

		Mehr Anlaufstellen für Opfer von Cybermobbing und Gewalt (165)

		Schutzauftrag des Staates (38)
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		Thema

		Union

		SPD

		Bündnis 90/Die Grünen

		FDP

		Linke

		AFD

		DCV



		Arbeits- und Tarifrecht

		Schaffung eines „Fachkräftezuwanderungsgesetzes“ (12)



Verbesserung der Qualifikation/Ausbildung/ Arbeitsmöglichkeiten von Frauen und jungen Menschen (12)



Bürokratie rund um den Mindestlohn soll reduziert werden (13)

Überprüfung des EntgeltransparenzG (13)



Attraktivere Rahmenbedingungen für Mitarbeiterbeteiligung (13)



Flexibilisierung des Arbeitszeitrechts (13)



Gesetzliche Regelungen für mehr Flexibilität und Experimente für Unternehmen mit Tarifvertrag (16)



Auflegen einer „Nationalen Weiterbildungsstrategie“ gemeinsam mit den Tarifpartnern (16)



Schaffung eines Rechtsanspruchs auf befristete Teilzeit ab einer bestimmten Betriebsgröße (27)



Prüfung von Familien- und Lebensarbeitszeitkonten (27)

		Modernisierung der Beruflichen Bildung, Initiative zur Teilzeitausbildung, Einführung einer Mindestausbildungsvergütung. (12)



Novellierung des Berufsbildungsgesetzes für mehr Qualität. (12)

Ausbildungsstrategie für die Arbeitswelt 4.0 (12)



Abschaffung der sachgrundlosen Befristung (15)



Equalpay und Zustimmungsrecht des Betriebsrates bei Leiharbeit (15)



Abschaffung der Ausnahmen beim allg. Mindestlohn (15)



Pakt für anständige Löhne, Tariftreue bei der Vergabe öffentlicher Aufträge, Nachwirkung von Tarifverträgen bei der Auslagerung, Rückwirkende Rechtssicherheit bei Allgemeinverbindlichkeitserklärung, Einführung des Verbandsklagerechts für Gewerkschaften (15)





Gesetzliche Rahmenbedingungen, tarifvertragliche Regelungen und betriebliche Ausgestaltung im Hinblick auf Arbeit 4.0 besser verzahnen (15)



Wahlarbeitszeitgesetz, z.B. Rückkehrrecht von Teil- in Vollzeit und Langzeitkonten einführen (16)



Arbeitsschutzrecht im Hinblick auf Nicht-Erreichbarkeit und zur Verringerung psychischer Belastungen am Arbeitsplatz anpassen (16)



Schaffung eines BeschäftigtendatenschutzG (16)



Erweiterung der betrieblichen Mitbestimmung auf Unternehmen ab 1000 MA (17)



Einführung eines Initiativrechts auf betriebliche Weiterbildungsmaßnahmen (17)



Kündigungsschutz für Initiatoren von Betriebsratswahlen erhöhen (17)



Aufwertung der Sozialberufe durch kostenfreie Ausbildung, Ausbildungsvergütung und Schaffung eines allgemeinverbindlichen Branchentarifvertrags Soziales (18)



Start einer „Weiterbildungsoffensive“, Abstimmung verschiedener Instrumente auf einer „Nationalen Weiterbildungskonferenz“ (18)



ggf. Schaffung einer gesetzlichen Verpflichtung zur betrieblichen Altersvorsorge (35)



„Aufwertung“ der sozialen Berufe als duales System mit Ausbildungsvergütung und Abschaffung des Schulgeldes (63)



Ausbau des Transparenzgesetzes zu einem Entgeltgleichheitsgesetz mit Verbandsklagerecht (63)



Verbesserung der Aufstiegschancen von Frauen durch ein Gleichstellungsgesetz (64)



		Soziale Berufe sollen durch einen Tarifvertrag „Soziale Dienste“ aufgewertet werden. (129)



Einführung eines Entgeltgleichheitsgesetzes auch für kleine Betriebe (129)



Einführung einer „flexiblen Vollzeit“ mit Reduzierungs- und Aufstockungsmöglichkeit bis zu 10 Stunden. (131)



„Maßnahmen“ zur Anhebung der Anteile von Frauen auf der Führungsebene (131)

 

Mindestausbildungsvergütung ergänzend zu bestehenden Tarifverträgen (178)



Einfachere Inanspruchnahme der Berufsausbildungsbeihilfe (178)



Kostenlose Ausbildung in allen Sozialberufen schaffen (202)



Schaffung eines „Rechts auf Homeoffice“

Recht auf phasenweise Reduzierung der Arbeitszeit auch nach der Elterngeldphase (210)



Verbesserung der Unterstützung von pflegenden Angehörigen (211)



Schaffung eines verbindlichen Flexibilitätszuschlages bei Wochenendarbeit

Equal-pay bei Leiharbeit ab dem ersten Tag und klare Abgrenzung von Werk- und Dienstverträgen (217)



Abschaffung der sachgrundlosen Befristung (217)



Stärkung des Arbeitsschutzes (217)



Erleichterung der Allgemeinverbindlichkeitserklärung von Tarifverträgen (128)



Unternehmensmitbestimmung bereits ab 1000 MA (218)



Koalitionsfreiheit und Streikrecht auch in kirchlichen Einrichtungen, Loyalitätspflichten außerhalb des „Verkündigungsbereiches“ abschaffen (218)



Dreimonatige Pflegezeit für pflegende Angehörige einführen (219)





		Vereinfachung der Dokumentation beim Mindestlohn (74/82)



Bessere Vergütung in der Pflege (48)



Förderung von familienfreundlichen Arbeitszeitmodellen (48)



Förderung von Langzeitarbeitskonten und mehr Flexibilität bei Arbeitszeitmodellen (43)



Deregulierung der Rahmenbedingungen für die Zeitarbeit (31)



Reform der betrieblichen Altersversorgung auch für Betriebe ohne Tarifvertrag (29)



Rücknahme der Vorfälligkeit der Sozialversicherungsbeiträge (17)



Stärkung der dualen Ausbildung (11)

		Erhöhung des allg. Mindestlohns auf 12 Euro (11)



Sachgrundlose Befristung streichen, der 2. Arbeitsvertrag beim gleichen Arbeitgeber unbefristet (11)



Max. 3 Monate Leiharbeit zulassen, Zustimmungspflicht des Betriebsrates (12)



Rechtsanspruch auf mindestens 22 Stunden Arbeitszeit im Arbeitsvertrag (12)



Arbeitsschutz verbessern (12)



Verbindliche Gleichstellungspläne in Unternehmen (12)



Allgemeinverbindlichkeitserklärung von Tarifverträgen durch eine Tarifvertragspartei, Ausweitung des „öffentlichen Interesses“ (13)



Einführung von Staatsanwaltschaften für Straftaten im Arbeitsrecht und Verbindliche Obergrenzen bei Vorstandsgehältern(13)



Erhöhung des Pflegemindestlohnes auf 14,50 Euro (14)



Gesetzliche Regelungen gegen Dauerstress und für mehr Zeitsouveränität der Beschäftigten (15)



Reduzierung der gesetzlichen Höchstarbeitszeit auf 40 Stunden (16)



Gesetzliche Verankerung des Ausgleichs von Mehrarbeit (16)



Erhöhung des Mindesturlaubsanspruches von 24 auf 30 Tage (16)



Rechtsanspruch auf vorübergehende Teilzeit (17)



Streikrecht und betriebliche Mitbestimmung auf kirchliche Einrichtungen ausweiten; Anwendung des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes auch in kirchlichen Einrichtungen (18)



Zwingende Mitbestimmungs- und Vetorechte der Betriebsräte bei allen wirtschaftlichen Fragen.

Abschaffung der zwingenden Wahrung des Betriebsfriedens durch Betriebsräte (19)



Erstreckung des Kündigungsschutzgesetzes auf Unternehmen ab 5 MA, Vetorecht des Betriebsrates (24)



Rechtsanspruch auf mindestens 22 Stunden Wochenarbeitszeit (20)



Allgemeinverbindlicher Tarifvertrag „Weiterbildung“



Einführung der paritätischen Mitbestimmung in allen Unternehmen ab 100 MA (83)

		Einführung einer gesetzlichen Obergrenze von 15 % aller Beschäftigten in Leih- oder Zeitarbeit (50)

		Zu „Schaffung eines „Fachkräftezuwanderungsgesetzes“ siehe: Politikbereich Flucht und Migration => Einwanderung

Staatsangehörigkeit



Arbeitswelt 4.0 siehe
=> Digitalisierung/ Arbeit 4.0/ Weiterbildung



Bzgl. Erwerbsminderungsrente: Siehe Politikbereich Arbeitsmarkt, Armut und soziale Ausgrenzung, Stichwort Altersarmut



		Bundeshaushalt

		Einhaltung der Schuldenbremse und keine neue Schuldenaufnahme (33)



Nutzung von Spielräumen für Förderung von Bildung, Forschung, Infrastruktur

Beginn der Schuldentilgung (35)

		„Zukunftsinvestitionen“ durch die Überschüsse im Bundeshaushalt bis 2021 finanzieren (37)

		

		Schulden abbauen, statt sich auf der schwarzen Null auszuruhen (72)



Jede staatliche Ebene haftet für die eigenen Schulden (72)



Begrenzung der strukturellen Neuverschuldung auf 0,35 % BIP (73)

		Tariftreue bei der Vergabe öffentlicher Aufträge (13)

		Staatsausgaben sind durch Einnahmen zu decken, Erhöhung von Abgaben oder Kreditaufnahme nur unter strengstem Reglement (49)



Einführung der Doppik im Bundeshaushalt (49)



		Die staatliche Handlungsfähigkeit muss erhalten bleiben.



Eckpunkte zur Debatte zur Steuerpolitik im Herbst 2012, 09/2012
Debatte Steuerpolitik





		Steuerpolitik (Unternehmen)

		Steuerliche Berücksichtigung bei Beteiligung an Start-ups (16)



Bürokratieabbau bei der Abgabe und Bearbeitung von Steuererklärungen (35)

		Rahmenbedingungen für Start-ups verbessern (21)

		Anhebung der Grenze zur Sofortabschreibung geringwertiger Wirtschaftsgüter auf 1000 Euro (229)

		Degressive AfA für bewegliche Wirtschaftsgüter wieder einführen (73)



Verkürzte AfA für digitale Anlagegüter (73)



Steuerliche Finanzierung von Forschung und Innovation durch Steuererstattung (73/74)



Rechtsanspruch auf verbindliche Auskunft beim Finanzamt (75)

		Erhöhung der Körperschaftsteuer auf 25%



		Reduzierung des Mehrwertsteuersatzes auf 7% (48)



Einführung einer „allgemeinen Abgabenbremse“ von max. 40 % BiP (48)



		



		Digitalisierung

		Staatsminister für Digitalisierung im Kanzleramt ansiedeln (50)



Regierungshandeln in einem Kabinettsausschuss „Digitalisierung“ bündeln (50)



Einberufung eines „Nationalen Digitalrates“ (509)



Flächendeckender Glasfaserausbau bis 2025 (51)



Erarbeitung eines „Datengesetzes“ auf der Grundlage der EU Datenschutz Grundverordnung (52)



Unterstützung beim Aufbau neuer Plattformen in Deutschland und Europa, ggf. Anpassung des Kartellrechts, Sicherung eines fairen Wettbewerbs (53)



Förderung von Start-ups ( 53)

Ausbau der IT-Sicherheit (53)



„Digitale Bildungsoffensive“ zur Verbesserung der Kenntnisse auf allen Ebenen (54)



Förderung der Telemedizin und digitaler Assistenzsysteme (56)

		Breitband für alle bis 2025 (28)



Stärkung der Verbraucherzentralen und des Bundeskartellamtes im Hinblick auf Digitalisierung (28)



Einrichtung einer Daten-Ethikkommission zur Klärung neuartiger rechtlicher Fragen im Zusammenhang mit der Digitalisierung (29)



Schaffung digitaler Grundrechte „Völkerrecht des Netzes“ (29)



		Flächendeckender Glasfaserausbau (165)



Schaffung sicherer Infrastrukturen und Stärkung von Datenschutz, E- und Open Government (169/170)

Eigenständige Kabinettszuständigkeit für Digitalisierung (226)



Weiterentwicklung des Wettbewerbs- und Kartellrechts im Hinblick auf Digitalisierung (226)



Schaffung eines IT-Beraternetzwerkes für den Mittelstand (226)



Anpassung des Arbeitsschutzes an die Digitalisierung (227)



Gestaltung des Umbruchs hin zur digitalen Arbeitswelt (228)

Stärkung von Sharing Economy, Social Entrepreneurship und solidarischer Ökonomie (22)

		Einführung eines Digitalministeriums (83)



Flächendeckendes Glasfasernetz (83)



Ausbau der Digitalisierung im Gesundheitswesen (84)



Mehr Zeit für die Pflege u.a. durch Nutzung digitaler Assistenzsysteme (47)

		

		Flächendeckende Breitbandversorgung bis 2019 (52)



		Siehe Digitalisierung/Arbeit 4.0



		Förderung sozialer Infrastruktur/

Strukturpolitik

		Strukturen in ländlichen Räumen stärken (14)



Anhebung der Forschungs- und Entwicklungsausgaben auf 3,5% BIP (23)



„Offensive ländlicher Raum“, insbesondere Sicherung der flächendeckenden Verfügbarkeit von Leistungen der Daseinsvorsorge, insbes. Pflege- und Medizininfrastruktur (29)



Ausbau der Breitbandversorgung in der Fläche (29)



Weiterentwicklung der Gemeinschaftsaufgaben auf die Bedürfnisse des ländlichen Raums (29)



Ausweitung der Förderung der Kommunen beim Ausbau der Infrastruktur (30)



Einrichtung einer Kommission „Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse“ mit Vorschlägen bis Mitte 2019 (31)

		Anhebung der Forschungs- und Entwicklungsausgaben auf 3,5% BIP (25)

		Unterstützung finanzschwacher Kommunen im Bildungsbereich durch den Bund (177)



Schaffung einer Gemeinschaftsaufgabe „Regionale Daseinsvorsorge“ (188)



Entlastung der Kommunen von Kosten der Unterkunft und Einrichtung eines „Altschuldentilgungsfonds“ für überschuldete Kommunen (188)

		Bundeszuschuss bei der Investitionsförderung für Krankenhäuser (47)



Ausbau von Palliativ- und Hospizwesen (48)

		

		Stärkung der ländlichen Infrastruktur (68) 

		Ausbau der Hospiz- und Palliativversorgung



Stellungnahme DCV und Diakonie zum Hospiz- und Palliativgesetz, 2015

Hospiz und Palliativgesetz





		(Sozial)rechtliche Bedingungen für Caritasunternehmen

		Weiterführung des Bürokratieabbaus, 10 % weniger Gesetzentwürfe (19)



Berücksichtigung der Tarifsteigerungen bei der Krankenhausvergütung (39)



Verbesserung der Personalausstattung in der Pflege (40)



Abschaffung des Schulgeldes für Physio- und Ergotherapeuten und Logopäden (40)



Gründung eines „nationalen Gesundheitsportals“ für mehr Transparenz von Medizin- und Pflegeleistungen (40)



Sicherung der Krankenhausversorgung in der Fläche (41)



„Konzertierte Aktion Pflege“ zur Sicherung eines flächendeckenden Angebotes (42)



Ausbau der Hospiz- und Palliativversorgung (42)

Stärkung und Ausbau der Gesundheitswirtschaft (42)







		Schaffung von flächendeckenden vernetzten Angeboten von Gesundheit, Pflege und haushaltsnahen Dienstleistungen (9)



Förderung sozialer Innovationen (24)



Integrierte Bedarfsplanung der gesamten medizinischen Versorgung (31)



Schaffung verbindlicher Personalstandards in der Pflege (31)



„Sofortprogramm für mehr Personal in der Altenpflege“ soll gestartet werden (31)



Förderung der Telemedizin und der sonstigen digitalen Innovation im Gesundheitswesen und des Gesundheitsdatenschutzes (31)



Präventionsprogramm „Gesunde Stadt“ auflegen (32)





		Einführung eines „Lobbyregisters“ mit legislativem Fußabdruck (147)



Förderung von Supervision und Fortbildung im Ehrenamt (149)



Erhöhung auf 200.000 Plätze in den Freiwilligendiensten (150)



Schaffung eines „passenden Rechtsrahmens für „unbequemes“ Engagement (150)



Einführung eines „Whistleblower*innenschutzgesetzes“ (150)



Förderung der Qualität in der Kita mit 3 Mrd. Euro p.a. (176)



Bessere Bezahlung in der Pflege erreichen (204)



Mehr Rechte von Kommunen beim Ausbau von Hilfenetzen vor Ort (204)

		Sozialgesetzbücher sollen „verschlankt und verzahnt“ werden (33)

		Gesetzliche Personalbemessung im Krankenhaus (30)



Abschaffung der Fallpauschalen im Krankenhaus (30)



2,5 Mrd. € Investitionsförderung des Bundes für Krankenhäuser p.a. (30)



Weitere Privatisierungen verhindern und Rückkauf privater Einrichtungen durch die öffentliche Hand

(30/35)



Mindeststundenzahl für „Menschlichen Kontakt“ in der Pflege



Erhöhung der Fachkraftquote in der Pflege auf 50% per Gesetz (35)



Pflegemindestlohn 14,50 Euro und Mindestgehalt 3000 Euro für eine Vollzeitstelle (36)



Integrierte Ausbildung schulgeldfrei gestalten (35/36)





Besonderes Mietrecht für „Mietverhältnisse mit sozialen Zielstellungen“ soll eingeführt werden (49)



Bundesweit einheitlicher Betreuungsschlüssel für Kitas, Bundesweite Gebührenfreiheit und kostenloses Kitaessen, Anrechnung von Vor- und Nachbereitungszeit, Fortbildung und Krankheit auf den Schlüssel, Anhebung der Erzieherqualifikation auf Hochschulniveau, Abschaffung des Schulgeldes (52/53)



Bundesweites Investitionsprogramm „Inklusive Bildung“ (53)

		Einführung eines Lobbyistengesetzes mit Rechten, Pflichten und Sanktionen für Mandatsträger und Lobbyisten (10)



Stärkere Förderung der Freiwilligendienstformate (38)



Festlegung eines bundesweiten Mindestpersonalschlüssels für Pflegepersonal (58)



Unterstützung der Trägervielfalt im Krankenhausbereich (59)



„Renationalisierung des Verbraucherschutzes“ (70)

		Erweitertes Führungszeugnis soll in allen Einrichtungen und Diensten, die volljährige Schutzbefohlene betreuen, verlangt werden. 



Stellungnahme des DCV, Auskunft des Bundeszentralregisters bei der Betreuung von volljährigen Schutzbefohlenen, 10.07.2015 

Auskunft BZR volljährige Schutzbefohlene



Keine Vergabe in der Finanzierung von Einrichtungen der medizinischen Reha



Position Vergaberecht in der medizinischen Rehabilitation, 28.06.2017

Vergaberecht medizinische Rehabilitation



Asymmetrie in Vertragsverhältnis med. Reha auflösen: Verpflichtung zum Abschluss von Rahmenverträgen Rehaträger-Leistungserbringer nach § 21 SGB IX bzw. neu § 38 SGB IX; Schiedsstelle auch in SGB IX bzw. SGB VI; Regelungsbereich der Schiedsstelle erweitern auf alle Vertragsinhalte



DCV Stellungnahme BTHG 2016 S. 22 

BAGFW 2014 Positionspapier Weiterentwicklung  Med. Reha



Stellungnahme des DCV, 2017

Vergaberecht medizinische Rehabilitation



Vernetzung der gesundheitlichen und pflegerischen Angebote insbesondere zur Verbesserung der Sterbebegleitung

Ausbau der Hospiz- und Palliativversorgung



Mehr Ehrenamt in der Hospizarbeit notwendig. 



Stellungnahme von DCV und Diakonie, 2015

Stellungnahme zum Referentenentwurf HPG v. 7.04.2015 

und

Stellungnahme von DCV und Diakonie zum Hospiz- und Palliativgesetz, 2015

Hospiz und Palliativgesetz
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Europa



		Thema

		Union

		SPD

		Bündnis 90/Die Grünen

		FDP

		Linke

		AFD

		DCV



		Allgemeines/
Sozialmodell

		„[Wir] wissen (…), dass Solidarität und soziale Gerechtigkeit unverzichtbar

sind. Wir lassen niemanden zurück und wollen möglichst Vielen eine Chance zu Teilhabe und eigenverantwortlicher Lebensgestaltung geben. Das ist unser

europäisches Sozialmodell.“ (7)



		Wunschziel: Europäische Sozialunion (96)





















		











		Subsidiarität: Jeder Mitgliedsstaat muss nach wie vor für seine eigene Arbeitsmarktpolitik, sein soziales Sicherungssystem und seine finanzielle Unterstützung sozial Schwacher selbst verantwortlich bleiben (61)



Soziale Säule Europas „nicht zielführend“ (61)

		

























		

		Grundsätzliche Zustimmung zur Europäischen Säule sozialer Rechte, solange die Umsetzung im Rahmen der vertraglichen Kompetenzen der Kommission erfolgt. 



Gemeinsame Stellungnahme der Kirchen und ihrer Wohlfahrtsverbände zur

Konsultation zur Europäischen Säule sozialer Rechte, 17.10.2016, S. 5

Säule sozialer Rechte





		Fortschrittsprotokoll/-klausel

		

		Einführung eines sozialen Fortschrittsprotokolls im Primärrecht (97)

		Einführung einer sozialen Fortschrittsklausel (73)



		

		Klausel für sozialen

Fortschritt in den EU-Verträgen (104)



		

		Einführung einer sozialen Fortschrittsklausel, die die Balance zwischen sozialer und Binnenmarktintegration herstellt. 



Sozialpolitische Erwartungen des Deutschen Vereins an die Europäische Union, 11.12.2013, S. 7

Sozialpolitische-Erwartungen-EU



		Soziale Mindeststandards

		

		Grundsatz verankern / einführen, dass es in allen Mitgliedstaaten der Europäischen Union wirksame soziale Grundsicherungssysteme geben muss (96)

		Mindeststandards im Bereich der sozialen Sicherung und des Arbeitsmarktes (73)



		Keine Einflussnahme der Europäischen Union im Rahmen von verpflichtenden Rechtsakten (61)



		Europäischer Mindestlohn, der bei 60 Prozent des nationalen Durchschnittslohns

liegen soll (104)



Soziale Sicherheit mit verbindlicher sozialer Mindestsicherung und

verbindlichen sozialen Mindeststandards nach der Günstigkeitsklausel (106)



Soziale Grundrechte

– entsprechend der revidierten Europäischen Sozialcharta des Europarates –

sollen von einzelnen Personen auch beim

Europäischen Gerichtshof einklagbar sein (105)

		

		Mindesteinkommen im Sinne einer Grund- bzw. Existenzsicherung 



Gemeinsame Stellungnahme der Kirchen und ihrer Wohlfahrtsverbände zur

Konsultation zur Europäischen Säule sozialer Rechte, 17.10.2016, S. 2

Säule sozialer Rechte



		Europäische Arbeitslosenversicherung

		

		

		Einführung einer europäischen Arbeitslosenversicherung (73)



		Keine gemeinsame europäische Arbeitslosenversicherung (61)

		

		

		



		Finanz- und Wirtschaftspolitik

		Keine Vergemeinschaftung von Schulden, Einhaltung des Stabilitätspakts – aber schrittweise Weiterentwicklung durch z.B. Schaffung eines eigenen Währungsfonds denkbar (57)

		Gemeinsames Finanzbudget der Eurostaaten (98)

		Stärkung der wirtschaftspolitischen Steuerung über das Europäische Semester (73)

		

		

		

		Bei der Sicherstellung der Einhaltung der Stabilitätskriterien muss auf den Erhalt einer funktionierenden sozialen Infrastruktur („social investment“) Rücksicht genommen werden.



Einbeziehung der sozialen Indikatoren der Europa-2020-Strategie in das Europäische Semester; gleiche Relevanz der sozialen Indikatoren mit den wirtschaftspolitischen Vorgaben 



Beides aus der Gemeinsamen Stellungnahme der Kirchen und ihrer Wohlfahrtsverbände zur

Konsultation zur Europäischen Säule sozialer Rechte, 17.10.2016, S. 2

Säule sozialer Rechte



		Soziale Rechte von EU-Bürger(innen)

		

		

		Grenzüberschreitende Freizügigkeit von Arbeitnehmer*innen sozial besser absichern, „damit sie nicht durch ein Raster national fragmentierter Sozialsysteme fallen“ (73)



Volle bürgerliche, soziale und politische Rechte für alle Unionsbürger*innen in den Staaten, in denen sie leben (74)



Landtagswahlrecht für Unionsbürger*innen in Deutschland (74)



Perspektivisch: Fortentwicklung der Unionsbürger*innenschaft zu einer europäischen Staatsbürger*innenschaft (74)

		

		Gegen den Ausschluss von Arbeit suchenden Unionsbürgerinnen und Unionsbürgern aus der Sozialhilfe (106)

		

		Erleichterungen beim Zugang nicht-erwerbstätiger EU-Bürger(innen) zum deutschen Krankenversicherungssystem 



Ausschlüsse von z.B. Sozialhilfeleistungen können keinen Rechtfertigungsgrund für Staaten darstellen, Menschenrechte aus der EMRK zu verletzen.



Beides aus der Stellungnahme der BAGFW zur Änderung der VO 883/2004, 29.05.2017, S. 3-5; 9

Änderung der Verordnung EG-Nr 88320-1



		Jugend & Jugendarbeitslosigkeit

		Solidarische Mithilfe beim Abbau der

Jugendarbeitslosigkeit in der EU (57)



		Breit angelegtes europäisches Investitionsprogramm mit

Investitionen in Bildung und Ausbildung; Bekämpfung von Jugendarbeitslosigkeit (95)



Aufstockung der EU-Mittel gegen Jugendarbeitslosigkeit und Bündelung in einem permanenten Jugendbeschäftigungsfonds (96)



Europäisches Mobilitätsprogramm, aus dem junge Menschen

unterstützt werden können, wenn sie in einem anderen Mitgliedstaat eine Ausbildung oder einen Arbeitsplatz aufnehmen möchten (96)

		Kostenloses Interrail-Ticket zum 18. Geburtstag (71)



Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) soll stärker insbesondere europäische mittelständischen Unternehmen unterstützen, damit diese Jugendliche mehr ausbilden und in Arbeit bringen (72)



		

		

		

		Die unzureichende finanzielle Ausstattung der Jugendgarantie von derzeit 6 Milliarden sollte auf 21 Milliarden (Empfehlung ILO) aufgestockt werden. Sie soll auf junge Menschen zwischen 25 und 30 Jahren ausgeweitet werden, weil auch junge Akademiker über 25 überdurchschnittlich von Arbeitslosigkeit betroffen sind. 



Gemeinsame Stellungnahme der Kirchen und ihrer Wohlfahrtsverbände zur

Konsultation zur Europäischen Säule sozialer Rechte, 17.10.2016, S. 8

Säule sozialer Rechte



Förderung durch aktive Unterstützung durch Angebote für Auszubildende aus der EU, z.B. ERASMUS+ - Projekt AJUMI - Ausbildungsbegleitung junger EU-Migrant(inn)en

Projekte



		Erasmus+

		

		Ausbau der internationalen Jugendfreiwilligendienste, des internationalen Jugendaustauschs sowie Erasmus+ als das zentrale Bildungsprogramm der EU. Wer sich den Austausch nicht leisten kann, soll unterstützt werden. (13)



Ausbau des europäischen Freiwilligendienst und der Austauschprogramme der EU (96) 



		

		Ausbau europäischer Austauschprogramme wie „ERASMUS plus". Nicht nur Studierende sollen in den Genuss des europäischen Austauschs kommen. Auch die Teilnahme von Auszubildenden und jungen Berufstätigen an europäischen Austauschprogrammen muss gefördert werden. Dazu bedarf es schon in den berufsbildenden Schulen einer verstärkten

Aufklärung über vorhandene Programme. 



Einführung einer Bildungsfreizügigkeit als neue Grundfreiheit, um es jungen Menschen zu erleichtern, ihre Ausbildung in anderen Ländern der EU zu absolvieren. (12)

		Unterstützung und Förderung internationaler Jugendbegegnungen im Sinne des weltweiten Austauschs und zur

Stärkung (119)



Ausbau des internationalen Jugendaustausch und der Gedenkstättenfahrten

und gebührenfreie

Gestaltung. (120)

		

		Stärkung sowie technische Verbesserungen des Programmes Erasmus+



Positionspapier verschiedener Verbände zu Erasmus+

Erasmus

und

BAGFW-Konsultationsbeitrag zu Erasmus+, 22.05.2017

Halbzeitbewertung Erasmus



Stärkung des Europäischen Freiwilligendienstes, Unterstützung des Europäischen Solidaritätskorps, wobei die Arbeitsmarktneutralität gewährleistet und  Doppelstrukturen vermieden werden müssen. 



Konsultationsbeitrag BAGFW zum Solidaritätskorps,16.03.2017

BAGFW-Europäischen-Solidaritätskorps



Aufstockung des Programmes Europa für Bürgerinnen und Bürger 



BAGFW-Beitrag zur Halbzeitbewertung des Programmes „Europa für Bürgerinnen und Bürger“ 2014-2020, 03.04.2017

Halbzeitbewertung





		Investitionsprogramme, EU-Haushalt und EU-Förderpolitik

		

		Breit angelegtes europäisches Investitionsprogramm mit

Investitionen in Bildung und Ausbildung; Bekämpfung von Jugendarbeitslosigkeit (95)



		Neuer Zukunftsfonds im EU-Haushalt, finanziert durch Mittel aus einem neu zu schaffendem europäischen Steuerpakt (72)



Mehr deutsche finanzielle Verantwortung nach dem Brexit (70)



Der Europäische Fonds für strategische Investitionen (EFSI) soll reformiert und aufgestockt werden (72)



Keine Umverteilung von zivilen Mitteln aus dem EU-Haushalt für die Abwehr von Flüchtlingen und Militär (75)

		

		Öffentliches europäisches Investitionsprogramm, „das vor allem auf Entwicklung im Bereich öffentlicher und sozialer Dienstleistungen wie (…) Gesundheitsversorgung und Pflege (…) und Wohnen setzt.“ Finanzierung durch eine in allen EU-Staaten einmalige abgeführte Vermögensabgabe auf Vermögen über einer Million Euro (103)



Weiterführung der Kohäsionspolitik auch nach 2021; insbesondere Förderung südeuropäischer Länder (106)



Der ESF zur Förderung der Beschäftigungspolitik des sozialen Zusammenhalts soll weiterentwickelt

werden (106)



Der Europäische Globalisierungsfonds

(EGF) soll  auch

Betrieben mit weniger als 500 Beschäftigten

zugänglich gemacht werden und zu einem

Beschäftigungssicherungsfonds ausgebaut

werden (106)



Das INTERREG-Programm muss zur

Förderung grenzüberschreitender Kooperation weiterhin Unterstützung erhalten (106)

		

		Beibehaltung einer starken EU-Kohäsionspolitik nach 2021 zur Erprobung sozialer Innovationen zur Bekämpfung von Armut und gesellschaftlicher Ausgrenzung. Verpflichtende Mindestanteile der Strukturfondsmittel für den ESF. Vereinfachungen bei der Verwaltung der EU-Fonds. 



Eckpunktepapier der BAGFW zur Zukunft der EU-Förderung, Juni 2016

EU_Struktur-_u_Investitionsfonds



Öffnung des EFSI für Investitionen im Sozialbereich und für soziale Projekte



Änderungsanträge der BAGFW, 2015



INTERREG beibehalten und stärken, dabei insbesondere kleine und zugängliche Formate fördern 



Konsultationsbeitrag Kirchen/Caritas/Diakonie zur Beseitigung von Hindernissen in Grenzregionen, Dezember 2015



		Sonstiges 

Sozialpolitik

		









		Aufbau eines europäischen zivilen Friedenskorps (99)





		Verpflichtendes Lobbyregister (74)



EU-weite Geltung der EU-Grundrechtecharta für alle Gesetze (70)



Soziale Mindeststandards für auf den europäischen Markt gebrachte Produkte und Rohstoffe (72)

		

		Verpflichtendes und

verbindliches Lobbyregister (105)



Beitritt der EU zur Europäischen Menschenrechtskonvention (105)

		Volksabstimmung über den Verbleib in der Euro-Zone und der EU (8)

		Der DCV ist seit 2009 im Transparenzregister registriert (Registriernummer:  04903991238-83)

Registrierung 04903991238-83



		EU-Handelspolitik



		CETA mit Leben erfüllen; TTIP weiter angestrebt (23)



		In bilateralen Handelsabkommen der EU sollen Regeln für die verbindliche Einhaltung und Umsetzung menschenrechtlicher, ökologischer, verbraucherpolitischer und sozialer Standards mit konkreten Beschwerde-, Über-prüfungs- und Sanktionsmechanismen vereinbart werden (110)

		Ablehnung von TTIP, CETA, TiSA, JEFTA oder anderen Abkommen dieser Art (93)





		Freihandelsabkommen zur Stärkung / Durchsetzung von internationalem Daten- und Verbraucherrecht nutzen (58)

		TTIP, CETA, TiSA und EPAs sollen gestoppt werden (105)



		Ablehnung von CETA, TiSA und TTIP (21)



Bilaterale Handelsverträge nur, wenn multilaterale Handelsverhandlungen nicht durchführbar; Investitionsschutzverträge

nur, wenn sie auch deutsche Unternehmen gegen unsichere Rechtsverhältnisse absichern. Transparente Verhandlungen

(20/21)

		Freihandelsabkommen nur akzeptabel, wenn die soziale, gemeinnützige Dienstleistungserbringung umfassend geschützt ist.



Kernpositionen der BAGFW zu TTIP, 17.09.2014

BAGFW Kernpositionen TTIP

und 

Gemeinsames Positionspapier BMWi/BAGFW, 23.02.2015

Gemeinsames_Positionspapier_zu_TTIP



		EU-Asyl- und Flüchtlingspolitik; 

Migrationspolitik

		Stärkung von Frontex und Vollendung des Europäischen Asylsystems (56)



EU-Abkommen nach dem Vorbild des EU-Türkei-Abkommens auch mit anderen Ländern in der Region und im nördlichen Afrika (56)



Gemeinsame Verantwortung der EU-Staaten für Flüchtlinge mit Schutzanspruch (56)

		

		Einreisebedingungen für Auszubildende und Studierende aus afrikanischen Ländern in die EU erleichtern (77)

		Ausbau der Grenzagentur FRONTEX zu „echten europäischen Grenzschutz mit eigener Handlungsbefugnis und Kontrolle

durch das Europäische Parlament ausbauen“ (70)

		Frontex soll abgeschafft und durch eine koordinierte Seenotrettung in europäischer Verantwortung

ersetzt werden (107)



Aufkündigung des EU-Türkei-Deals (107)



Keine Übertragung der Verantwortung, Flüchtlinge zu schützen, auf Drittstaaten

außerhalb der EU; keine Auffanglager in Nordafrika (107)



Finanzieller Ausgleich („Fluchtumlage“), um ein faires und solidarisches System der Flüchtlingsaufnahme und Verantwortungsteilung in der EU zu erreichen (108)



Prinzip der freien Wahl des Mitgliedsstaates für die Geflüchteten (108)

Sichere und legale Fluchtwege (108)

		Ablehnung des Gemeinsamen europäische Asylsystem (30)



Europäische Zusammenarbeit auf die Sicherung der europäischen Außengrenzen konzentrieren (30)



Asylanträge sollen außerhalb Europas gestellt werden müssen, das europäische Recht entsprechend geändert oder aufgehoben werden (30)



Frontex und Bundeswehr sollen Flüchtlingsboote an ihre Ausgangsorte zurückbringen; sofern nicht möglich: Überführung in außereuropäische

Aufnahmezentren nach australischem Vorbild (30)





		Vgl. Einträge DCV-Spalte „Politikbereich Flucht und Migration“
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		Ausbau des humanitären Engagements Deutschlands und der internationalen Gemeinschaft entsprechend ihren internationalen Verpflichtungen.

Verlässlichkeit der angemessenen finanziellen Ausstattung der internationalen und zivilgesellschaftlichen Organisationen für humanitäre Hilfe. 

Mitbedenken und Planung der sich anschließenden mittel- und langfristigen,

strukturellen Entwicklungszusammenarbeit bei kurzfristiger humanitärer Hilfe. (80)



Ergänzung von zusätzlichen Ausgaben für die Verteidigungsfähigkeit Deutschlands durch zusätzliche Ausgaben für

Krisenprävention, humanitäre Hilfe und nachhaltige Entwicklung (83)

		Verlässliche Entwicklungsfinanzierung und humanitäre Hilfe für Menschen in Not sowie ein stärkeres finanzielles und personelles Engagement im Rahmen der VN, der EU und der OSZE. (82)



Einlösung des humanitären Versprechens der internationalen Gemeinschaft, flächendeckende Hungersnöte und schlimmste Katastrophen rechtzeitig zu verhindern. (82)



Ausbau der humanitären Hilfe und finanziellen Unterstützung für Geflüchtete in der Türkei. (103) 



Schaffung eines Instituts für humanitäre Angelegenheiten um die humanitäre Hilfe wirksamer zu machen. (82)



Stabilisierung des Umfangs deutscher humanitärer Hilfe in krisenhaften Zeiten auf weit über eine Milliarde Euro.

Stabilisierung der Finanzierung von UN-Hilfsorganisationen wie dem World Food Programme. 

Unterstützung derjenigen Länder wie Jordanien, Türkei, Pakistan, Libanon, Äthiopien oder Kenia, weltweit die meisten Flüchtlinge aufnehmen durch die internationale Gemeinschaft. (102)





		



		Keine Einbindung von humanitärer Hilfe und Entwicklungszusammenarbeit in sicherheitspolitische

Konzeptionen. (101)



		

		Humanitäre Hilfe muss im neuen Koalitionsvertrag verankert sein.

Die neue Regierung muss sich zu einer prinzipienorientierten Humanitären Hilfe bekennen (nach den Prinzipien der Menschlichkeit, Neutralität, Unparteilichkeit und Unabhängigkeit). Die Mittel für Humanitäre Hilfe müssen nach den Kriterien des humanitären Bedarfs und nicht nach politischen Interessenslagen eingesetzt werden. 



Quelle: Forderungen der VENRO AG Humanitäre Hilfe zur Bundestagswahl 2017 – internes Dokument, verfügbar bei Caritas International. 



Die neue Regierung muss alle Maßnahmen für die konsequente Umsetzung des humanitären Völkerrechts zum Schutz der betroffenen Personen und des Zugangs für humanitäre Hilfe einfordern und sich dafür stark machen, dass humanitäre Helfer besonderen Schutz erhalten (ebenda).



Flucht und Migration:

Im Umgang mit Geflüchteten und Migranten muss der Fokus auf dem unbedingten Schutz der Menschenwürde der Betroffenen liegen. Die Aufgabenstellung muss klar voneinander abgegrenzt werden: Flüchtlingsschutz als Aufgabe der Humanitären Hilfe; Schaffung legaler, sicherer und geordneter Wege der Migration sowie Abbau struktureller Ungleichgewichte als Aufgabe der Migrationspolitik und EZ. Zu beiden Themenkomplexen (Flüchtlingsschutz und legale Migration) müssen internationale Regelwerke erarbeitet werden, die nicht nur die schon gültigen Standards wiederholen, sondern neue effektive Instrumente und Standards schaffen (z.B. Schutzverantwortung für Binnenvertriebene und Migranten). 



Partnerorientierung: 

Die Mittel für die Humanitäre Hilfe durch lokale Akteure und lokale Institutionen müssen erhöht werden (Förderung lokaler Akteure bzw. partnerorientierter deutscher NRO). Die Mittel sollen insbesondere dazu dienen, die Kapazitäten der lokalen Partner in der Nothilfe und Katastrophenvorsorge zu stärken. 



Quellen: Forderungen der VENRO AG Humanitäre Hilfe (s.o.); 

Caritas International Fachkonzept Nachhaltige Katastrophenhilfe, S.6 ff 

Fachkonzept Nachhaltige Katastrophenhilfe 



Katastrophenvorsorge und „Vergessene Krisen“:

Der Fokus in der Humanitären Hilfe muss sich weiter von Akuthilfe auf die Katastrophenvorsorge verschieben. Dies muss sich sowohl in einer inhaltlichen Aufwertung als auch in einer Steigerung der zur Verfügungen stehenden Mittel für die Katastrophenvorsorge niederschlagen. Die Mittel für sog. vergessene Krisen müssen gesichert und wenn möglich erhöht werden. 

Es muss ein internationaler Mechanismus für die schnelle und unbürokratische Bereitstellung von Hilfsgeldern bei Hungersnöten und anderen Katastrophen geschaffen werden.

 

Quellen: Forderungen der VENRO AG Humanitäre Hilfe (s.o.); 



Advocacy und politische Rolle:

Der Themenbereich Humanitäre Hilfe im Ausschuss für Menschenrechte und humanitäre Hilfe muss gestärkt werden. Ggf. sollte eine Trennung in zwei Ausschüsse geprüft werden. 



Quelle: Forderungen der VENRO AG Humanitäre Hilfe (s.o.).



Verzahnung Humanitäre Hilfe und EZ

Nothilfe und Entwicklungszusammenarbeit in langanhaltenden Krisen müssen besser verknüpft werden, u.a. durch eine engere Abstimmung der zuständigen Ressorts; ebenda; Caritas International Fachkonzept Nachhaltige Katastrophenhilfe, S. 21ff. 





		Entwicklungszusammenarbeit und globale Verantwortung Deutschlands/

Menschenrechte/

Religionsfreiheit

		Humanitäre Verpflichtung Deutschlands mit dem Ziel der friedlichen, stabilen und gerechten Ordnung in der Welt. (64)



Berufung eines Sonderbeauftragten der Bundesregierung für weltweite Religionsfreiheit (74)



Anstieg der EZ-Mittel im Maßstab 1:1 zur Erhöhung des Verteidigungshaushaltes, bis zur ODA-Quote von 0,7 Prozent des BIP. Dieser vernetzte Ansatz soll zentral innerhalb der Bundesregierung und im Parlament koordiniert werden. (67)



Entwicklungszusammenarbeit als Fluchtursachenbekämpfung. 

(7, 67)



Umsetzung des „Marshall-Plan mit Afrika“ zur Befähigung der Empfänger zu eigenverantwortlichem unternehmerischen Handeln. Gemeinsam

mit der Afrikanischen Union soll eine neue

mittelständische Kultur der Selbstständigkeit entstehen. (68)



Nutzung der Chancen der Digitalisierung auch in der EZ. 

Vorhersehbare und deshalb günstige Lösungen für die Ressourcenverteilung durch Digitale Vernetzung.

Damit Leistung eines Beitrags zur Vermeidung von Hunger und Epidemien. 



Transparenz und damit effektives Vorgehen gegen die grassierende Korruption, „die Entwicklungsländer an einem gesunden Wachstum hindert“, durch digitale Lösungen. (55)

		Bekämpfung von Fluchtursachen mit außen-, sicherheits- und entwicklungspolitischen Initiativen. 

Dafür angemessene Ausstattung und kontinuierliche Finanzierung des Flüchtlingshilfswerk der Vereinten Nationen

 (UNHCR). (58)



Steigerung des Engagements in der EZ bis mind. 0,7 % des Bruttonationaleinkommens, ungeachtet der Ausgaben für in Deutschland aufgenommene Flüchtlinge. (85)



Bessere europäische EZ durch klare Aufgabenteilung zwischen EU und Mitgliedstaaten. (86)



Agenda 2030 zur

Armutsbekämpfung und menschlichen Entwicklung mit ökologischer Nachhaltigkeit,

Wirtschaftsentwicklung, Frieden und internationaler Zusammenarbeit. (84, 85)



Dauerhafte Stärkung der zivilen Krisenprävention, Mediation,

Konfliktnachsorge und Stabilisierung. (80)



Präventive, umfassende Friedens- und Entwicklungspolitik als strategischer

Schwerpunkt der europäischen Politik. (77)



Konsequente Umsetzung des Nationalen Aktionsplans „Wirtschaft und Menschenrechte“ und Ausweitung der

Unternehmensverantwortung. (88)





		Mehr Mittel für Krisenprävention sowie dauerhafte Zurverfügungstellung der international versprochenen 0,7 Prozent unserer Wirtschaftsleistung für die globale Entwicklung, ohne die Kosten für Flüchtlinge im Inland anzurechnen. (67)



		Europäisch abgestimmte, effektive und wirksame EZ, die auf Qualität der eingesetzten Mittel setzt statt auf deren Quantität, mit besserer Differenzierung bei der Auswahl der Partnerländer. 

Verstärkte Beachtung der Kriterien Bedarf, Leistungsfähigkeit, Entwicklungsbereitschaft und Effizienz der

Maßnahmen. 

Neue Kooperationen zur Integration der deutschen und lokalen Privatwirtschaft und Entwicklungspartnerschaften mit neuen Gebern. (60)



Kohärentere

Ansätze innerhalb der Bundesregierung und der Europäischen Union, insbesondere zwischen Wirtschafts-,

Außen-, Handels- und Entwicklungspolitik sowie in Abstimmung mit der europäischen Entwicklungszusammenarbeit. (60)





		Verdopplung der Mittel für Zivilen Friedensdienst bis 2020 (101)



Verankerung von Zivilklauseln in den Gesellschafterverträgen der Durchführungsorganisationen der

deutschen EZ (101)



Neuausrichtung der EZ: auf die

Interessen und Bedürfnisse der unterstützten Länder ausgerichtet und am Gedanken von

Gerechtigkeit, Solidarität und der nachhaltigen Entwicklung orientierend, als Instrument zur globalen Umverteilung im Sinne sozialer Gerechtigkeit, nicht zur

Einmischung oder als ein Druckmittel zugunsten der wirtschaftlichen und sicherheitspolitischen

Interessen der Geberländer und internationaler Konzerne. (103)



EZ als Hilfestellung der unterstützten Länder, ihre Vorstellungen von einer eigenständigen, souveränen Entwicklung umzusetzen (104)



keine Verknüpfung von EZ oder anderen Fördermitteln mit Maßnahmen des

Grenzschutzes und der Migrationskontrolle (104)



0,7 Prozent des Bruttoinlandsproduktes für EZ ohne Ausgaben für in Deutschland aufgenommene Flüchtlinge (104)

		Entwicklungspolitik

soll deutschen Sicherheits- und

Wirtschaftsinteressen Rechnung tragen. 

Hilfe primär Hilfe

zur Selbsthilfe.

Gerechterer Einbezug der Entwicklungsländer in das internationale

Handelssystem, durch Erleichterungen

für Ausfuhren in Industrieländer und

einem angemessenen Schutz für den Aufbau der eigenen

Wirtschaftsentwicklung. 

Förderung marktwirtschaftlicher Strukturen in

allen Bereichen. Weitgehende Beteiligung der Privatwirtschaft 

an Entwicklungsprojekten.

Öffnung unserer

Märkte für Produkte aus Entwicklungsländern statt Finanztransfers. (20)
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